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			Vorwort

			Beim vorliegenden Buch handelt es sich um eine stark erweiterte Fassung des Bandes, der unter demselben Titel zeitgleich in der Zeitbilder-Reihe der Bundeszentrale für politische Bildung erscheint. Die Überlegung, der illustrierten und kürzeren Zeitbilder-Version eine Langfassung für die Schriftenreihe zuzugesellen, basiert auf unterschiedlichen Zielgruppen innerhalb der potenziellen Leserschaft. Während beim Zeitbild der politische Bildungsauftrag im Vordergrund steht, möchte die hiesige Darstellung, die ausführlicher gehalten und stärker wissenschaftlich angelegt ist, auch Studierende und die Fachöffentlichkeit adressieren. Konzentriert sich die Zeitbild-Fassung weitgehend auf Geschichte und Institutionen der deutschen Demokratie, werden in der Langfassung die gesellschaftlichen und politisch-kulturellen Grundlagen sowie ländervergleichende Aspekte zusätzlich berücksichtigt; auch die Literaturangaben sind wesentlich umfangreicher. Zugleich enthält diese Fassung ein Schlusskapitel, das die Krisenfestigkeit des deutschen Regierungssystems vor dem Hintergrund der aktuellen Herausforderungen thematisiert. 

			Die Idee, einen Nachfolger für das von Horst Pötzsch verfasste, gleich­namige Werk zu entwickeln, das 1995 erstmals erschien und seither zahlreiche Neuauflagen erfahren hat, geht auf Hildegard Bremer zurück. Leider hat ihr früher Tod verhindert, dass sie die Entstehung des Buches weiterverfolgen konnte. Dank gebührt Dr. Hans-Georg Golz und Lorenz Abu Ayyash, dass sie das Projekt im Sinne von Frau Bremer fortgeführt und mich in allen Phasen des Arbeitsprozesses nach Kräften unterstützt haben. Einen besonderen Dank schulde ich Barbara Lauer, die das Skript mit großer Umsicht redigiert und viele gute Verbesserungsvorschläge gemacht hat. Dies schließt auch das behutsame, die Lesbarkeit stets im Auge behaltende Gendern mit ein. Mein Dank gilt weiter der Agentur Naumilkat für die Erstellung der Abbildungen und die Layoutgestaltung. Wertvolle Unterstützung bei der Beschaffung und Aufbereitung des Materials sowie den Korrekturarbeiten habe ich schließlich von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern an meinem Bonner Lehrstuhl erfahren: Simon Braun, Jacob Hirsch, Milena Kupka und Saskia Peek – auch ihnen sei herzlich gedankt.

			Der Hinweis erübrigt sich, dass für die verbliebenen Unzulänglichkeiten und Fehler allein der Autor die Verantwortung trägt. Er sei hier mit der Bitte an die Leserinnen und Leser verbunden, ihm solche Fehler zu melden, damit sie bei einer möglichen Neuauflage korrigiert werden können.

			Bonn, im September 2022

			Frank Decker
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			1 Wegmarken der Demokratiegeschichte in Deutschland

			Versteht man unter Demokratie eine an den nationalen Staat gebundene Regierungsform, dann ist ihre Geschichte in Deutschland vergleichsweise kurz. Vor allem ist sie sehr wechselhaft. In den 150 Jahren, die seit der Gründung des Nationalstaates vergangen sind, hat es in Deutschland nicht weniger als sechs politische Regime gegeben. Rechnet man die Zeit der alten Bundesrepublik – der »Bonner Republik« – und des wiedervereinigten Deutschlands – der »Berliner Republik« – getrennt, sind es sogar sieben. Nur drei dieser Regime können als demokratisch gelten, die Weimarer, die Bonner und die Berliner Republik. Sie umfassen – von 2022 zurückgerechnet – in Westdeutschland, also auf dem Gebiet der alten Bundesrepublik, einen Zeitraum von 87 und in Ostdeutschland, auf dem Gebiet der früheren DDR, einen von 46 Jahren. In der restlichen Zeit herrschten autoritäre und totalitäre Regime oder – während der vierjährigen Besatzungszeit von 1945 bis 1949 – ausländische Mächte.

			Zwei der nichtdemokratischen Regime, das immerhin fast 48 Jahre währende Kaiserreich und das nationalsozialistische »Dritte Reich«, das nur zwölf Jahre überdauerte, davon ganze sechs in Friedenszeiten, stürzten das Land in verheerende Weltkriege. An deren Ende standen jeweils demokratische Neuanfänge. Die aus dem Ersten Weltkrieg geborene Weimarer Republik trug schwer am autoritären Erbe der Kaiserzeit. Ihr demokratisches Fundament erwies sich als zu schwach, um die ab Ende der 1920er-Jahre über sie hineinbrechenden Krisen zu bewältigen. Die Niederlage von 1945, die im Unterschied zu 1918 nicht nur eine militärische, sondern auch eine moralische Katastrophe war, eröffnete dagegen die Chance, ein stabiles demokratisches Gemeinwesen aufzubauen, das bis heute besteht. Das Glück hatte allerdings bis 1990 nur die eine – westdeutsche – Hälfte des seit 1949 geteilten Landes. Im Osten wurde die »braune« von einer »roten« Diktatur abgelöst. Das DDR-Regime stellte dabei zugleich eine Art Fremdherrschaft dar, weil es als Teil des sowjetischen Machtimperiums nur über eine eingeschränkte staatliche Souveränität verfügte.

			Tab. 1: Politische Regime in Deutschland seit 1871
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			Anders als beim Ersten gab es beim Zweiten Weltkrieg keine Schuldfrage, die nach 1945 Raum für Legendenbildungen bot. Stattdessen konzentrierte sich die politische und geschichtswissenschaftliche Auseinandersetzung auf die Frage, welche tiefer liegenden Ursachen es hatte, dass sich in Deutschland als einzigem hoch entwickelten Industrieland im Westen in den 1930er-Jahren ein totalitäres Gewaltregime etablieren konnte, das einen weiteren, noch verheerenderen Weltkrieg vom Zaun brach und das Menschheitsverbrechen des Holocaust beging.

			Ein wichtiger Teil der Antwort liegt in den autoritären Strukturen des Kaiserreichs. Selbst wenn die in der Geschichtswissenschaft gelegentlich vertretene These eines deutschen Sonderwegs in grundlegendem Gegensatz zur Entwicklung der westlichen Moderne in dieser Absolutheit unhaltbar war, wies sie zu Recht auf die Vorbelastungen und Kontinuitätslinien des seit 1871 eingeschlagenen Kurses hin. Diese führten nicht direkt auf 1933 hin, machen aber deutlich, dass die Machtübernahme und -durchsetzung des Nationalsozialismus kein bloßer »Betriebsunfall« der deutschen Geschichte waren.

			Eine der zentralen Vorbelastungen stellte die verspätete Nationalstaatsgründung dar. Sie erklärt zum einen, warum die Nation in Deutschland primär an kulturellen und ethnischen Merkmalen festgemacht und nicht wie in den schon länger bestehenden Staatsnationen Frankreich oder Großbritannien als politische Willensgemeinschaft aufgefasst wurde. Zum anderen war der Nationalismus stark nach außen gerichtet. Auch das liberale und demokratische Potenzial der Nationalbewegung, das im Hambacher Fest von 1832 und der Paulskirchenverfassung von 1849 Ausdruck fand, wurde maßgeblich von der Erfahrung der napoleonischen Besatzung und »Erbfeindschaft« zu Frankreich bestimmt. Indem sie das Streben nach nationaler Selbstbestimmung und Machtentfaltung zum Hauptmotiv der Einigung erkor, knüpfte die preußische Politik an diese aggressive, exkludierende Seite des Nationalismus an. Gleichzeitig sorgte die von Bismarck betriebene Hinausdrängung Österreichs dafür, dass der größte deutsche Staat im neu geschaffenen »kleindeutschen Reich« die unbestrittene Vormacht blieb.

			Das Kaiserreich

			Der autoritäre Staat des Kaiserreiches war das Produkt einer »Revolution von oben«. Aus drei nacheinander in kurzer Folge herbeigeführten Kriegen geboren, blieb er bis zum Schluss ganz der Idee einer ­autonomen ­nationalen Machtstaatlichkeit verhaftet. Die Errichtung einer ­dauerhaften Friedensordnung in Europa hatte Bismarcks Bündnispolitik nicht im Sinn. Der Annexion Elsass-Lothringens widersetzte sich der Reichsgründer ebenso wenig wie dem Erwerb von außereuropäischen Kolonien, mit denen jetzt auch Deutschland seinen »Platz an der Sonne« erhielt, wie es der spätere Reichskanzler Bernhard von Bülow ausdrückte. Dass die dort seit Ende der 1880er-Jahre geführten Kriege Züge eines Völkermordes annahmen, hat man im hiesigen Geschichtsbewusstsein lange Zeit verdrängt. Verantwortlich dafür war nicht nur der Schatten des Holocausts, sondern auch der Umstand, dass Deutschland mit dem frühzeitigen Verlust seiner Kolonien die Lasten erspart blieben, die andere imperialistische Mächte bei der Auflösung ihrer Kolonialreiche später tragen mussten. 

			Der Machtpolitik nach außen korrespondierte im Kaiserreich ein konsequentes Vorgehen gegen die als undeutsch gebrandmarkten »Reichsfeinde« im Innern – Katholiken, Sozialdemokraten, Juden und Angehörige nationaler Minderheiten. Diese von den konservativen Kräften forcierte Einigungspolitik durch Ausgrenzung wurde trotz ihrer illiberalen Stoßrichtung von den liberalen Kräften unterstützt, die das im Zuge der wirtschaftlichen Entwicklung rasch aufstrebende Bürgertum repräsentierten. Institutionelle Absicherung erfuhr sie durch die von Bismarck entworfene Reichsverfassung, die fast wortgleich die Verfassung des Norddeutschen Bundes von 1867 übernahm. In ihr war das Parlament der Regierung klar untergeordnet. Durch ein für die damalige Zeit durchaus fortschrittliches allgemeines Männerwahlrecht bestellt, verkörperte der Reichstag die demokratische Komponente des Regierungssystems. Die Exekutive blieb demgegenüber von der Idee der Volkssouveränität abgeschnitten. Der Reichskanzler wurde vom Kaiser ernannt sowie entlassen und war ausschließlich ihm gegenüber verantwortlich, nicht dem Parlament. Dies ließ Raum für ein unmittelbares Einwirken des Kaisers auf die Regierungspolitik – das nach der Entlassung Bismarcks von Wilhelm II. so bezeichnete »persönliche Regiment« –, obwohl das der konstitutionellen Regierungsweise eigentlich widersprach.

			Gestützt wurde die Verfassungskonstruktion durch den Bundesrat, der zwar ein legislatives Organ war, als Vertretungsorgan der Exekutiven aber eng in die preußische Regierung und Verwaltung eingebunden blieb. Eine Reichsregierung im eigentlichen Sinne gab es im Kaiserreich nicht, auch die Verantwortung für die Außenpolitik lag ausschließlich beim Reichskanzler. Der Reichstag konnte Gesetze vorschlagen und hatte über diese zu beschließen, weshalb sich die Kanzler mit unterschiedlichem Erfolg und wechselnden Partnern um die Bildung einer regierungstragenden Mehrheit bemühten. Sein Budgetrecht wurde jedoch gerade im Militärbereich empfindlich eingeschränkt. Zudem konnte der Kaiser den Reichstag jederzeit auflösen und Neuwahlen herbeiführen. Eine Regierungsbildung aus dem Parlament heraus, wie sie in den meisten europäischen Ländern zu dieser Zeit längst erfolgte, war im Kaiserreich nicht möglich. Erst als sich 1918 die Niederlage im Weltkrieg endgültig abzeichnete, waren die Führungseliten bereit, den entscheidenden Schritt der Parlamentarisierung zuzugestehen. Die Folgen ihrer Politik sollten und durften nun andere ausbaden.

			Die Gegner der Sonderwegsthese zielen bei der Betonung der fortschrittlichen Seiten des Kaiserreichs insbesondere auf das allgemeine und gleiche Männerwahlrecht ab, mit dem das Kaiserreich selbst Musterdemo­kratien wie Großbritannien oder den USA voraus gewesen sei. Dieses bestand allerdings nur auf der Reichsebene, während in Preußen das undemokratische Dreiklassenwahlrecht bis 1918 erhalten blieb. Eklatante demokratische Defizite gab es zugleich im Wahlsystem, das durch die Kombination von absoluter Mehrheitswahl mit einer die ländlichen Gebiete bevorzugenden Wahlkreiseinteilung die aufstrebenden Sozialdemokraten stark benachteiligte. Auch der Verweis auf die Demokratisierungstendenzen innerhalb der Zivilgesellschaft ist nur bedingt geeignet, den autoritären und obrigkeitsstaatlichen Charakter des Kaiserreichs zu ­widerlegen. Auf der linken Seite blieb für die aufstrebende Arbeiterbewegung und Sozialdemokratie die Einbeziehung in den Parlamentarismus deutlich eingeschränkt. Und auf der rechten Seite begünstigte die vermeintliche Demokratisierung das Aufkommen eines radikalen Nationalismus, der das genaue Gegenteil von Demokratie propagierte und den autoritären Strukturen damit weiter Vorschub leistete.

			Zu den unzweifelhaft positiven Traditionsbeständen des Kaiserreichs gehört dagegen der Rechtsstaat. Unter dessen Errungenschaften ragt besonders das 1900 in Kraft getretene Bürgerliche Gesetzbuch hervor, das bis heute fortgilt und lediglich in den Bereichen des Ehe- und Familienrechts einschneidende Änderungen erfuhr. Vorbildcharakter gewann des ­Weiteren die von Bismarck initiierte Sozialgesetzgebung, die der Kanzler als Teil seines Kampfes gegen die Sozialdemokratie verstand. Das auf dem Versicherungsprinzip basierende »konservative« Sozialstaatsmodell sollte über alle nachfolgenden Regimewechsel hinweg Bestand haben. Dasselbe gilt für das 1871 etablierte Bundesstaatsmodell, das dem Reich die Hauptzuständigkeit für die Gesetzgebung und den Einzelstaaten die Zuständigkeit für die Verwaltung übertrug. Eine solche Aufgabenteilung lag nahe, weil Letztere ja zum Zeitpunkt der Reichsgründung bereits voll ausgebaute staatliche Gebilde waren und über die entsprechenden Einrichtungen verfügten. Auch die exekutivische Struktur des Bundesrates hat sich bis in die Gegenwart gehalten. Dabei wirkte sich begünstigend aus, dass mit der Auflösung Preußens nach 1945 die – von manchen als »Geburtsfehler« bezeichnete – asymmetrische Struktur des Bundesstaates überwunden werden konnte.
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			Dass eine Mehrheit der Deutschen dem autoritären Regime grundsätzlich zustimmte, lag auch an dessen Leistungen: der enormen wirtschaft­lichen Expansion, die Verteilungsspielräume eröffnete und immer breitere Bevölkerungskreise am Wohlstand teilhaben ließ, dem Justizwesen, das anstelle staatlicher Willkür Rechtssicherheit setzte, und nicht zuletzt dem Gefühl nationaler Größe, das die militärische Machtentfaltung des Reiches nach innen und außen vermittelte. Als alle diese Errungenschaften mit der Kriegsniederlage gleichzeitig ins Wanken gerieten, war der Zusammenbruch der gesellschaftlichen und politischen Ordnung vorprogrammiert. Doch wie sollte eine neue Ordnung aussehen? 

			Während die radikalen linken Kräfte, die sich über der Frage der Kriegskredite bereits 1917 von der Sozialdemokratie abgespalten hatten, eine sozialistische Räterepublik anstrebten, trat die Mehrheits-SPD für eine parlamentarische Demokratie ein. Dass sich ihr gemäßigter Kurs durchsetzte und die konstitutionellen Kräfte die Oberhand erlangten, lag an der abschreckenden Wirkung der russischen Oktoberrevolution auf weite Teile des Bürgertums, ohne dessen Unterstützung ein Neuanfang nicht möglich war. Die SPD nahm deshalb hin, dass die alten Machteliten in Verwaltung, Militär und Wirtschaft in ihren Ämtern verblieben, obwohl diese der Demokratie weithin ablehnend gegenüberstanden. Dafür konnte sie im Gegenzug bedeutsame Reformen wie das Frauenwahlrecht, den Achtstundentag und die gesetzliche Normierung von Tarifverträgen herbeiführen.

			Bei den Wahlen zur Nationalversammlung im Februar 1919 trugen die konstitutionellen Kräfte – die SPD, das katholische Zentrum und die linksliberale Deutsche Demokratische Partei (DDP) – gegen die linke und rechte Opposition einen überwältigenden Sieg davon. Das provisorische Parlament bestimmte den Sozialdemokraten Friedrich Ebert, der im November 1918 das Amt des Kanzlers übernommen hatte, zum Reichspräsidenten. Dieser ernannte wiederum seinen Parteikollegen Philipp Scheidemann zum Chef einer Übergangsregierung, die bis zur Wahl eines neuen Reichstages amtieren sollte. Die Hauptaufgabe der Nationalversammlung bestand darin, eine neue Verfassung auszuarbeiten, was binnen eines halben Jahres gelang. Weil sie aus Sicherheitsgründen nicht in Berlin, sondern im thüringischen Weimar tagte, setzte sich für das von ihr geschaffene Staatswesen später die Bezeichnung Weimarer Verfassung oder Weimarer Republik durch.

			Die Weimarer Republik

			Dass die anzustrebende parlamentarische Regierungsform eine Repu­blik sein würde, stand bereits seit der Abdankung des Kaisers im November 1918 fest. Mit der Abschaffung der Monarchie ging auch das Ende der Königreiche und Fürstentümer in den Bundesstaaten einher, die fortan als »Länder« firmierten. Während man dort die Funktionen des Staatsoberhaupts und Regierungschefs im Amt des Ministerpräsidenten vereinigte, blieben sie auf der Reichsebene getrennt. Hier folgte die Verfassung dem von Frankreich 1875 erfundenen Modell, die »doppelköpfige« Exekutive der monarchischen Staatsform in republikanischer Gestalt neu aufleben zu lassen, indem man den Monarchen durch einen gewählten Präsidenten ersetzte. Dieser sollte in Weimar aber im Unterschied zum französischen Vorbild nicht auf primär zeremoniell-repräsentative Aufgaben beschränkt werden, sondern zugleich über handfeste Machtbefugnisse verfügen und durch seine Direktwahl legitimatorisch auf einer höheren Stufe stehen als der für die Regierungspolitik eigentlich zuständige Reichskanzler.

			Hinter der »semipräsidentiellen« Ausrichtung des Regierungssystems standen zwei wesentliche Motive. Einerseits wollte man mit der Schaffung eines »Ersatzmonarchen« die Kräfte versöhnen, die der neuen Ordnung ablehnend gegenüberstanden. Andererseits hatten die aufgrund der dualistischen Regierungsstruktur des Kaiserreiches stark vom Gleichgewichtsdenken geprägten Mitglieder der verfassungsgebenden Versammlung die Sorge, dass die parlamentarische Regierungsweise zu einem »Mehrheitsabsolutismus« führen könne. Dies wurde auch von der SPD und den Liberalen geteilt. Unterschiedliche Vorstellungen gab es, welche Korrektive man dem am besten entgegenstellen sollte. Während die Konservativen einen machtvollen Reichspräsidenten wünschten, hatten Sozialdemokraten und Liberale eine Präferenz für die direkte Demokratie. Auf der Länderebene, wo ein separates Staatsoberhaupt nicht vorgesehen war, drängte sich die letztgenannte Lösung auf. Für das Reich bestand der Kompromiss darin, die Volksrechte gleichzeitig mit dem starken Präsidenten einzuführen, wobei man beide Korrektive institutionell miteinander verknüpfte. Der Reichspräsident hatte z. B. das Recht, ein vom Reichstag beschlossenes Gesetz einem Volksentscheid zu unterwerfen. 

			Die als demokratische Meilensteine der Weimarer Verfassung gepriesenen Neuerungen wurden in der Zwischenkriegszeit von anderen europäischen Ländern breit rezipiert und zum Teil übernommen. In Deutschland betrachtete man sie in der Rückschau dagegen eher negativ. Insbesondere die Ausgestaltung des Präsidentenamtes ist zu Recht als schwerwiegender Konstruktionsfehler kritisiert worden. Das Hauptproblem lag darin, dass der mögliche Rückgriff auf die Reservebefugnisse des Staatsoberhaupts den Anreiz verminderte, stabile Mehrheitsregierungen zu bilden und im Amt zu halten. Dass die Kanzler mit Notverordnungen regierten, war auch schon vor den ab 1930 gebildeten Präsidialkabinetten gängige Praxis. In ihr spiegelte sich die notorische Instabilität der Regierungsverhältnisse. In 14 Jahren brachte es die Weimarer Republik auf nicht weniger als 20 Regierungen. Mehr als die Hälfte davon waren Minderheits­kabinette, die überwiegend von der SPD geduldet wurden. Die Instabilität ging einerseits auf die hochgradige Zersplitterung des Parteiensystems infolge des neu eingeführten Verhältniswahlrechts zurück. Zum anderen war sie eine Folge des Vertrauensverlusts in die systemtragenden Parteien, die bereits bei der ersten Reichstagswahl 1920 ihre Mehrheit einbüßten und sie von dort an nie mehr zurückerlangten.

			In der historischen Betrachtung wird die Weimarer Zeit üblicherweise in drei Phasen eingeteilt: die krisengeschüttelte Gründungsphase von 1918 bis 1923, die Phase der prekären Stabilisierung von 1924 bis 1929 und die autoritäre Schlussphase von 1930 bis 1933 als Vorstufe zur NS-Diktatur. 

			Die Anfangsjahre trugen bürgerkriegsähnliche Züge und waren durch exzessive politische Gewalt geprägt. Als schwere Bürde für die junge Demokratie erwies sich der Friedensvertrag von Versailles, der mit seinen auch von den systemtragenden Parteien als demütigend empfundenen Bedingungen die nationalistische Agitation anheizte. Die harten Reparationsforderungen der Siegermächte trieben die Regierungen in eine Verschuldungspolitik und führten zu einer sich rasch beschleunigenden Geldentwertung, die in der Hyperinflation 1923 kulminierte. Im selben Jahr besetzten die Franzosen das Ruhrgebiet und lösten den Ruhrkampf aus, was weitere Umsturzversuche der linken und rechten Opposition nach sich zog. Der endgültige Zusammenbruch der Republik schien jetzt nur noch eine Frage der Zeit. 

			Stattdessen setzte ab 1924 eine zumindest vorübergehende Stabilisierung ein. Sie blieb prekär, weil sich die wirtschaftliche Lage nur langsam besserte und die Achse des Parteiensystems weiter nach rechts wanderte. In der Präsidentenwahl 1925 setzte sich der greise Kriegsheld und Feldmarschall Paul von Hindenburg als Kandidat des nationalen Lagers gegen den Zentrumspolitiker Wilhelm Marx durch. Und bei den vorangegangenen Reichstagswahlen konnten die systemtragenden Parteien eine Mehrheit nur zusammen mit der Deutschen Volkspartei (DVP) erreichen. Auch wenn sich die von Gustav Stresemann geführten Nationalliberalen inzwischen zur Republik bekannten, war die SPD nicht geneigt, mit ihnen Koalitionen einzugehen – zu schwer wogen die Differenzen in der Wirtschafts- und Sozialpolitik. Ihre Unterstützung beschränkte sich deshalb auf die Außenpolitik. Dort hatte Stresemann eine Verständigungspolitik mit den westlichen Nachbarn eingeleitet, die zu einer schrittweisen Lockerung der Reparationsbedingungen beitrug, das Verhältnis zu Frankreich verbesserte und sogar Perspektiven für eine weitergehende europäische Einigung aufzeigte.

			Die »guten Jahre« der Republik wurden durch die 1929 einsetzende Weltwirtschaftskrise jäh beendet. Wegen des hohen Anteils seiner Industrieproduktion, die um mehr als die Hälfte einbrach, und der Abhängigkeit vom US-amerikanischen Kapitalmarkt war Deutschland von den Folgen besonders stark betroffen. Die Arbeitslosigkeit stieg bis 1933 auf sechs Millionen. Ein Drittel der Beschäftigten und jedes zweite Gewerkschaftsmitglied verlor seine Anstellung, Arbeits- und Besitzeinkommen sanken um ein Drittel. Die 1927 eingeführte Arbeitslosenversicherung, die eine der zentralen sozialpolitischen Leistungen der Weimarer Republik war, konnte die Lasten nicht abfedern. Angesichts der langen Dauer der Krise machte sich in der Bevölkerung Hoffnungslosigkeit breit. Dies trieb die Massen in die Arme der Kommunisten und Nationalsozialisten, die ihren gemeinsamen Stimmenanteil bei den Reichstagswahlen 1930 auf über 30 Prozent hochschraubten. Zwei Jahre später avancierte die NSDAP nach einer nochmaligen Verdoppelung ihrer Stimmen mit 37,3 Prozent zur stärksten Partei. Nimmt man die 14,2 Prozent der KPD hinzu, verfügten die radikalen Gegner der Republik damit im Reichstag über eine Mehrheit.

			Die nationalsozialistische Diktatur

			Dass eine Krise solchen Ausmaßes die Rückwendung zum Autoritarismus begünstigte, ließ sich auch in anderen Ländern beobachten – in einem Großteil Mittelosteuropas, auf dem Balkan und in Südeuropa hatte die Wende schon vorher eingesetzt. Erklärungsbedürftig bleibt, warum sie in Deutschland in die extreme Variante des NS-Totalitarismus mündete. Die Geschichtswissenschaft hat überzeugend herausgearbeitet, dass der Entwicklung auch nach 1929 nichts Zwangsläufiges anhaftete. Von der Entscheidung der SPD, die letzte parlamentarisch gestützte und von ihr selbst geführte Regierung 1930 aus vergleichsweise geringfügigem Anlass – einem Streit um die Erhöhung der Arbeitslosenbeiträge – zu verlassen, bis hin zum finalen Entschluss Hindenburgs, Hitler zum Reichskanzler zu ernennen, hätte es genügend Gelegenheiten gegeben, den Weg in die Diktatur zu vermeiden.

			Tab. 3: Zeittafel 1918–1945

			
				
					
					
				
				
					
							
							1918

						
							
							Abdankung des Kaisers und Ausrufung der Republik

						
					

					
							
							1919

						
							
							Einführung des Frauenwahlrechts

							Nationalversammlung und Weimarer Reichsverfassung

						
					

					
							
							1920

						
							
							Weimarer Koalition verliert Mehrheit in der ersten Reichstagswahl

						
					

					
							
							1923

						
							
							Besetzung des Ruhrgebiets und Ruhrkampf

							Hyperinflation

						
					

					
							
							1925

						
							
							Wahl Hindenburgs zum Reichspräsidenten

							Verträge von Locarno

						
					

					
							
							1926

						
							
							Aufnahme in den Völkerbund

						
					

					
							
							1927

						
							
							Einführung der Arbeitslosenversicherung

						
					

					
							
							1929

						
							
							Beginn der Weltwirtschaftskrise

						
					

					
							
							1930

						
							
							Erstes Präsidialkabinett

						
					

					
							
							1932

						
							
							NSDAP stärkste Partei bei Reichstagswahlen

						
					

					
							
							1933

						
							
							Ernennung Hitlers zum Reichskanzler

							Austritt aus dem Völkerbund

							»Ermächtigungsgesetz«

						
					

					
							
							1934

						
							
							Tod Hindenburgs

						
					

					
							
							1935

						
							
							»Nürnberger Gesetze«

						
					

					
							
							1936

						
							
							Rheinlandbesetzung

						
					

					
							
							1938

						
							
							»Anschluss« Österreichs

							Novemberpogrome

						
					

					
							
							1939

						
							
							Beginn des Zweiten Weltkriegs

						
					

					
							
							1941

						
							
							Beginn des systematischen Massenmords an den Juden 

						
					

				
			

			Die Hauptverantwortung für das Verhängnis trugen die konservativen Republikgegner, die in einer grotesken Fehleinschätzung glaubten, Hitler und seinen Massenanhang für die eigenen Machtziele einspannen zu können. Obwohl sie in der Koalition mit den Deutschnationalen nur den kleineren Teil der Minister stellten, gelang es den Nationalsozialisten nach der Regierungsübernahme binnen 18 Monaten, ohne nennenswerten Widerstand die gesamte Macht im Staat an sich zu reißen. Offiziell wurde die Weimarer Verfassung nie außer Kraft gesetzt. Um sie der Diktatur anzupassen, reichten die Aufhebung der Grundrechte durch die im Februar 1933 erlassene »Notverordnung zum Schutz von Volk und Staat« sowie das einen Monat später beschlossene »Ermächtigungsgesetz«, das im Reichstag auch die Zustimmung des Zentrums und der DVP erhielt. Es gab der Regierung das Recht, selbst Gesetze zu beschließen, und bildete so die Grundlage für die wenig später verfügte »Gleichschaltung« der Länder und das Verbot aller politischen Parteien außer der NSDAP. Den Schlussstein setzte nach Hindenburgs Tod 1934 die Vereinigung der Ämter des Präsidenten und Kanzlers in der Person des »Führers und Reichskanzlers« Adolf Hitler.

			Auch bei der letzten – schon nicht mehr wirklich freien – Reichstagswahl im März 1933 hatten die Nationalsozialisten die erhoffte absolute Mehrheit verpasst. Bei den nachfolgenden Reichstagswahlen 1933, 1936 und 1938 war nur noch die NSDAP zugelassen. Sie fanden zeitgleich mit Volksabstimmungen statt, in denen sich Hitler den Austritt aus dem Völkerbund (1933), die Rheinlandbesetzung (1936) und den »Anschluss« Österreichs (1938) bestätigen ließ. Darin und in der getrennt abgehaltenen Abstimmung über die Zusammenführung von Präsidenten- und Kanzleramt (1934) zeigt sich der Charakter des Nationalsozialismus als plebiszitäre Zustimmungsdiktatur. Auch in einer freien und ehrlichen Wahl hätte sich ab Mitte der 1930er-Jahre aber vermutlich eine deutliche Mehrheit hinter das Regime gestellt. Das lag zum einen an Hitlers unbestreitbaren Erfolgen in der Außen-, Wirtschafts- und Sozialpolitik, zum anderen daran, dass die NS-Herrschaft im wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bereich den »Normenstaat« überwiegend aufrechterhielt und auf eine totalitäre Umwälzung verzichtete.

			Das geteilte Deutschland

			Mit dem Kriegsende ging nicht nur das Deutsche Reich unter, sondern endete auch die deutsche Staatlichkeit. Die Souveränität lag jetzt ganz bei den Siegermächten. Sie sollte von ihnen gemeinsam für ganz Deutschland ausgeübt werden, erstreckte sich im aufziehenden Kalten Krieg aber immer mehr und gegen Ende fast ausschließlich auf die eigenen Besatzungszonen. Die Teilung Deutschlands folgte der Teilung Europas und der Welt. In den von den USA, Großbritannien und Frankreich gebildeten Westzonen entstand die Bundesrepublik, während aus der sowjetischen Besatzungszone die DDR hervorging. Die mit Blick auf die Staatlichkeit maßgeblichen Trennungsschritte vollzogen beide Seiten parallel – von der Einführung eigener Währungen (1948) und formellen Staatsgründung (1949) über die Eingliederung in die jeweiligen Bündnissysteme (1955) bis hin zum UN-Beitritt (1973). Die Initiative und der erste Schritt gingen dabei stets vom Westteil bzw. der Bundesrepublik aus. 

			Die auf der Potsdamer Konferenz vereinbarten vier Ds – Demilitarisierung, Dezentralisierung, Demokratisierung und Denazifizierung –, die den Deutschen nach dem Willen der Alliierten Geist und Idee des National­sozialismus austreiben sollten, wurden in den Westzonen zu Beginn vor allem von den USA konsequent verfolgt. Ihre sichtbarsten Zeichen waren die Zerschlagung der rüstungswirtschaftlichen Kartelle und die NS-Kriegsverbrecherprozesse. Die breiter angelegten Entnazifizierungsverfahren, die auch die nachgeordneten Funktionsträger ins Visier nahmen, stießen auf deutscher Seite bald auf Widerstand und versandeten ebenso wie die beabsichtigten Umgestaltungen im Erziehungs- und Schulbereich oder die Reform des Öffentlichen Dienstes. Erfolgreicher waren die Alliierten bei der Neuordnung des Zeitungs- und Rundfunkwesens und der Wiederzulassung der Parteien, mit der sie wichtige demokratische Weichenstellungen vornahmen. Die Verantwortung für den Wiederaufbau eines demokratischen Staates in Westdeutschland konnte so schon ab 1946 schrittweise in deutsche Hände zurückverlagert werden.

			Als glückliche Fügung für die spätere Bundesrepublik erwies sich die Ost-West-Konfrontation. Um ein Abdriften der Westdeutschen in den sowjetischen Machtbereich zu verhindern, musste man ihre Unterstützung gewinnen. Die Amerikaner legten deshalb ein umfangreiches Hilfsprogramm auf, das mit der europäischen auch die deutsche Wirtschaft wieder in Gang bringen sollte. Gleichzeitig bereiteten sie einen radikalen finanz- und währungspolitischen Schnitt vor, bei dem die Geldvermögen 90 Prozent ihres Wertes verloren, der Besitz von Sachwerten allerdings unangetastet blieb. Der Verzicht auf eine umfassende Änderung der Eigentumsverhältnisse und die von Ludwig Erhard, dem Direktor des Wirtschaftsamtes der Bizone, zeitgleich mit der Währungsreform verfügte Aufhebung der staatlichen Preisbewirtschaftung nahmen die Grundentscheidung für eine liberale, kapitalistische Wirtschaftsordnung vorweg.

			Was die politische und institutionelle Gestalt des neu zu schaffenden Staates betraf, blieben die Vorgaben der Siegermächte sehr allgemein. Seine Verfassung sollte bundesstaatlich ausgerichtet sein, was zugleich eine Neubestimmung der Ländergrenzen verlangte, und die individuellen Freiheitsrechte gewährleisten. Ihre eigenen Rechte wollten sich die Alliierten in einem Besatzungsstatut sichern. All das deckte sich weitgehend mit Vorstellungen der deutschen Seite. Deren Sorge bestand vor allem darin, dass mit der Gründung des Weststaates die Teilung des Landes festgeschrieben werden könnte. Am lautesten wurden die Bedenken von den Sozial­demokraten artikuliert, die sich später auch der von Konrad Adenauer verfolgten Politik der Westintegration lange widersetzten. Um den provisorischen Charakter der neuen Verfassung zu betonen, sollte diese deshalb nur ein »Grundgesetz« sein und die verfassungsgebende Versammlung ein »Parlamentarischer Rat«.

			Dessen im Mai 1949 beschlossener Entwurf verstand sich in weiten Teilen als Gegenthese zu Weimar. Vor dem Hintergrund der menschenverachtenden NS-Herrschaft sollte die Wertegebundenheit der Verfassung besonders herausgehoben werden. Deshalb führte man die Menschenwürde als obersten, »unantastbaren« Grundsatz ein und stellte den Grundrechtskatalog dem staatsorganisatorischen Teil demonstrativ voran. Gleichzeitig wurden Vorkehrungen getroffen, um die durch die Weimarer Republikschutzgesetze kaum gewährleistete »Wehrhaftigkeit« der Demokratie zu erhöhen. Verfassungswidrige Parteien konnten jetzt verboten und der Missbrauch von Grundrechten durch deren »Verwirkung« geahndet werden. Die vielleicht wichtigste Innovation stellte die Schaffung eines mit Normenkontrollbefugnis ausgestatteten Verfassungsgerichts dar, das den Vorrang der Verfassung sichern sollte und sich zu einer der mächtigsten Institutionen seiner Art in den westlichen Demokratien entwickelte. Im Verhältnis von Exekutive und Legislative wurde die Gewaltenteilung dagegen zurückgedrängt, indem man das Präsidentenamt auf die symbolischen Funktionen eines Staatsoberhaupts reduzierte und die Position des Kanzlers gegenüber dem Parlament und innerhalb der Regierung aufwertete. Auch die plebiszitären Elemente der Weimarer Verfassung tauchten nicht mehr auf – im Gegensatz zu den politischen Parteien, deren Rolle als politische Willensbildungsorgane das Grundgesetz nun ausdrücklich anerkannte.

			So bedeutsam all diese Stabilitätseigenschaften waren, konnten sie ihre positive Wirkung erst durch die Entwicklung des Parteiensystems ­entfalten. Die wichtigste Neuerfindung stellte hier die CDU/CSU dar, die sich im Unterschied zum katholischen Zentrum als überkonfessionelle Sammlungspartei verstand. Auch den Liberalen gelang es, ihre historische Spaltung in ein nationales und fortschrittliches Lager zu überwinden. Und auf der linken Seite konnten die Sozialdemokraten die KPD marginalisieren, noch bevor diese 1956 vom Verfassungsgericht verboten wurde. Das Zweieinhalbparteiensystem, das daraus entstand und bis zum Hinzutreten der Grünen Anfang der 1980er-Jahre Bestand hatte, ermöglichte die Bildung stabiler Mehrheitskoalitionen. Die kleinere FDP nahm dabei die Rolle eines Scharniers ein, indem sie mal mit der einen, mal mit der anderen Volkspartei regierte. Die so herbeigeführten Wechsel (1969 und 1982) und das hohe Maß an Regierungskontinuität belegten die Funktionsfähigkeit der Bonner Demokratie.

			Einen entscheidenden Anteil an dieser Entwicklung hatte der als »Wirtschaftswunder« apostrophierte rasche ökonomische Wiederaufstieg. Die von den Unionsparteien propagierte soziale Marktwirtschaft erwies sich als Erfolgsmodell, weil sie das freie Spiel der Marktkräfte durch die Einbindung der Tarifpartner und einen Ausbau des Sozialstaates absicherte. Zu den sozialpolitischen Leistungen gehörten neben dem Lastenausgleich für die Vertriebenen nicht zuletzt die 1957 durchgeführte Rentenreform, die Millionen Menschen aus der Altersarmut holte. Nicht minder erfolgreich war die von Kanzler Adenauer entschieden vorangetriebene ­Politik der Westbindung, mit der es gelang, das Besatzungsstatut zu beenden und die Bundesrepublik als souveränen und gleichberechtigten Partner in die Völkergemeinschaft zurückzuführen. Beidem hatten die oppositionellen Sozialdemokraten wenig entgegenzusetzen. Ihre marxistisch geprägten ökonomischen Ideen wirkten antiquiert und das von nationalen Motiven gespeiste Festhalten an der Wiedervereinigung rückwärtsgewandt. Nach Adenauers triumphalen Wahlsieg 1957 schwenkte die SPD deshalb auf einen Reformkurs ein, der die von der Union geschaffenen Grundlagen des Weststaates anerkannte und die eigenen wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Vorstellungen im »Godesberger Programm« modernisierte. 

			Als schwieriges Dilemma der jungen Bundesrepublik erwies sich der Um­­gang mit der Vergangenheit. So überzeugend der Bruch des neuen Staates mit dem Nationalsozialismus war, blieb er doch allgemein-abstrakter Natur. Die konkrete Verantwortung auf der individuellen und kollektiven Ebene wurde weithin beschwiegen. Während es in der politischen Führungsschicht zu einem weitgehenden Elitenaustausch kam, konnten die ehemaligen Nationalsozialisten ihre Karrieren in Verwaltung, Justiz und Wirtschaft nach 1945 nahezu ungehindert fortsetzen. Die Kontinuität hatte nicht nur sachlich-funktionale Gründe; sie sollte vor allem dazu dienen, die Betroffenen für den demokratischen Staat zu gewinnen. Dennoch stellte sie aus moralischer Sicht einen schweren Makel dar und bedeutete einen Schlag ins Gesicht der Opfer. Erst in den 1960er-Jahren setzte eine konsequentere strafrechtliche Verfolgung der NS-Verbrechen ein, die sich zugleich in einer breiteren öffentlichen Auseinandersetzung niederschlug. Beginnend mit den Studierendenprotesten, wurde die Erinnerung an die NS-Herrschaft und den systematischen Massenmord an Jüdinnen und Juden jetzt zu einem Dauerthema der Geschichtspolitik, das auch in den folgenden Jahrzehnten regelmäßig Kontroversen auslöste und die politische Kultur des Landes prägte.

			Im anderen deutschen Staat, der DDR, spielte die NS-Vergangenheit keine große Rolle. Einerseits wurde die Entnazifizierung hier bereits in der Besatzungszeit wesentlich rigoroser durchgeführt. Andererseits sorgte das Verständnis des Sozialismus als »Antifaschismus« dafür, dass sich die Frage nach etwaigen Kontinuitäten aus der Sicht des Systems nicht stellte. Gleichzeitig diente es dazu, den undemokratischen Charakter dieses Systems zu verbrämen, der sich schon bei der Zwangsvereinigung der KPD mit der SPD zur Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED) offen zeigte und in die Errichtung einer kommunistischen Parteiendiktatur nach sowjetischem Vorbild mündete. Die von der SED-Führung zu Beginn der 1950er-Jahre eingeleitete »Verschärfung des Klassenkampfes«, die die Kollektivierungsmaßnahmen beschleunigte und eine Erhöhung der Arbeitsnormen vorsah, führte am 17. Juni 1953 zum Volksaufstand. Zusammen mit der nachfolgend verstärkt einsetzenden Fluchtbewegung in die Bundesrepublik belegte dieser das Scheitern des sozialistischen Experiments und die Niederlage der DDR in der Systemkonkurrenz mit dem Westen. Der durch den Mauerbau erreichte Stopp der ökonomischen Ausblutung leitete eine Phase der Stabilisierung ein, die den grundlegenden Legitimationsmangel aber nicht beseitigte. Weil die DDR im Unterschied zu ihren sozialistischen Bruderländern im Ostblock keine Möglichkeit hatte, auf eine nationale Reserveideologie zurückzugreifen, war sie darauf angewiesen, die Akzeptanz der Bevölkerung durch soziale Leistungen und ein möglichst hohes Konsumniveau zu sichern. Parallel dazu steckte sie einen erheblichen Teil ihres Budgets in den Unterhalt des Grenzregimes und Überwachungsapparats. Beides zusammen führte zu einer immer stärker steigenden Schuldenlast, unter der das SED-Regime schließlich noch vor dem Mauerfall Mitte der 1980er-Jahre ökonomisch kollabierte. 

			In der Bundesrepublik setzte nach der Adenauer-Ära eine Phase der Liberalisierung und Politisierung ein. Waren die Menschen in den Aufbaujahren noch weitgehend mit sich selbst beschäftigt gewesen, fand das Land jetzt auch in gesellschaftlicher Hinsicht Anschluss an den Westen, was an der Parallelität der Ende der 1960er-Jahre einsetzenden Protestbewegungen ablesbar war. Die 1969 gebildete sozialliberale Koalition unter Kanzler Willy Brandt nahm den Trend durch ihre Reformpolitik auf, indem sie das Ehe-, Familien- und Sexualstrafrecht modernisierte, den Sozialstaat weiter ausbaute und eine neue Ost- und Deutschlandpolitik einleitete. In den 1970er-Jahren verschärften sich die Probleme. Unter den linksextremistischen Bestrebungen, die die Studentenbewegung hervorbrachte, glitt ein Teil in den RAF-Terrorismus ab. Dessen Anschläge fanden im »deutschen Herbst« 1977 ihren dramatischen Höhepunkt und forderten zusammen mehr als 30 Todesopfer. In der Wirtschafts- und Sozialpolitik ging die Ära des ungebrochenen Wachstums mit den beiden Ölkrisen Mitte und ausgangs des Jahrzehnts zu Ende. Die bis dahin erfolgreiche ­keynesianische Wirtschaftssteuerung, die ab Mitte der 1960er-Jahre etabliert worden war und die bis dahin dominierende Marktlogik durch ein stärkeres Engage­ment des Staates ersetzt hatte, stieß an ihre Grenzen. Gleichzeitig entstanden Umweltschutz- und Antiatomkraftbewegungen, die das industrielle System grundsätzlich infrage stellten. In der Außenpolitik wurde die Phase der Entspannung durch eine neue Eskalation des Ost-West-Konflikts abgelöst, die in den harten Auseinandersetzungen über die NATO-Nachrüstung kulminierten.

			Dass die Bundesrepublik mit all diesen Herausforderungen fertig wurde, war ein Zeichen ihrer mittlerweile erreichten demokratischen Reife. Die Wirtschaftskrise meisterte sie besser als andere vergleichbare Länder. Die neuen sozialen Bewegungen konnten durch eine neue politische Kraft – die Grünen – in das Parteiensystem integriert werden. Selbst bei der Bekämpfung des Terrorismus bestand die Gefahr eines Abgleitens in autoritäre Verhältnisse zu keiner Zeit, obwohl dieser den Rechtsstaat auf eine harte Probe stellte. Die nach dem neuerlichen Machtwechsel 1982 von Kanzler Helmut Kohl versprochene »geistig-moralische Wende« blieb im Wesentlichen Rhetorik, da sie dem liberalen gesellschaftlichen Klima des Landes widersprochen hätte. Auch auf den zentralen Feldern der Innen- und Außenpolitik erfolgten unter der neuen Regierung zwar teilweise deut­liche Akzentverschiebungen, aber kein grundlegender Kurswechsel.

			Mit dem Machtantritt Michail Gorbatschows in der Sowjetunion kündigte sich 1985 eine weltpolitische Zeitenwende an. Der liberale Reformkurs des neuen Generalsekretärs musste gerade von der DDR als Bedrohung angesehen werden, deren Existenz letztlich vom »Großen Bruder« in Moskau abhing. Als sich in Ungarn im Juni 1989 der Eiserne Vorhang hob, war der Zusammenbruch des SED-Regimes absehbar. Dass die Mehrheit der DDR-Bevölkerung an einem reformierten Sozialismus in einem eigenen Staat kein Interesse mehr hatte, zeichnete sich als Gewissheit schon bald nach dem Mauerfall ab und wurde durch den klaren Sieg der von Kohl und den westdeutschen Unionsparteien unterstützten Allianz für Deutschland bei der ersten und letzten freien Volkskammerwahl im März 1990 bestätigt. Nachdem die Zustimmung der Sowjetunion zur NATO-­Mitgliedschaft eines vereinten Deutschlands und der Zwei-plus-vier-Vertrag mit den alliierten Siegermächten den Weg zur Vereinigung auch außenpolitisch frei gemacht hatten, erfolgte diese in zwei Etappen: der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion und dem ­eigentlichen staatsrechtlichen Einigungsvertrag. Mit dessen Inkrafttreten wurde am 3. Oktober 1990 der Beitritt der »neuen Länder« zur Bundesrepublik förmlich ­besiegelt.

			Tab. 4: Zeittafel 1945–1990

			
				
					
					
				
				
					
							
							1945

						
							
							Kriegsende und bedingungslose Kapitulation

							Alliierte Besatzung des Deutschen Reichs

						
					

					
							
							1946

						
							
							Nürnberger Prozess gegen die Hauptkriegsverbrecher

							CDU konstituiert sich in der Britischen Zone

						
					

					
							
							1948

						
							
							Währungsreformen in den Besatzungszonen

						
					

					
							
							1949

						
							
							Inkrafttreten des Grundgesetzes

							Gründung der Bundesrepublik Deutschland und der DDR

						
					

					
							
							1952

						
							
							Lastenausgleichsgesetz

						
					

					
							
							1953

						
							
							Volksaufstand in der DDR

						
					

					
							
							1955

						
							
							Beitritt der Bundesrepublik zur NATO

							Beitritt der DDR zum Warschauer Pakt

						
					

					
							
							1957

						
							
							Rentenreform

						
					

					
							
							1959

						
							
							Godesberger Programm der SPD

						
					

					
							
							1961

						
							
							Bau der Berliner Mauer

						
					

					
							
							1962

						
							
							Spiegel-Affäre

						
					

					
							
							1963

						
							
							Beginn des ersten Auschwitz-Prozesses in Frankfurt

						
					

					
							
							1969

						
							
							Machtwechsel zur sozialliberalen Koalition

						
					

					
							
							1972

						
							
							Grundlagenvertrag 

						
					

					
							
							1973

						
							
							UN-Beitritt beider deutscher Staaten

						
					

					
							
							1977

						
							
							»Deutscher Herbst«

						
					

					
							
							1982

						
							
							Bonner »Wende«: Helmut Kohl wird Bundeskanzler.

						
					

					
							
							1989

						
							
							Mauerfall

						
					

					
							
							1990

						
							
							Erste und letzte freie Volkskammerwahl in der DDR

							Wiedervereinigung

						
					

				
			

			

			Das wiedervereinigte Deutschland

			In den Verhandlungen hatte gerade die ostdeutsche Seite darauf gedrängt, von einer übergangsweisen Fortgeltung des eigenen Rechts abzusehen und den Normenbestand der Bundesrepublik am Beitrittstag auf die frühere DDR komplett zu übertragen. Ausnahmen wie die erst später zugunsten Berlins entschiedene Hauptstadtfrage oder das Abtreibungsrecht haben dies in der historischen Rückschau weitgehend verdrängt. Der Institutionentransfer glückte erstaunlich reibungslos. Seine Kehrseite bestand darin, dass die leitenden Stellen in den Verwaltungen, im Justiz- und Hochschulwesen und in den Rundfunkanstalten überwiegend durch westdeutsches Personal besetzt wurden, was die Neubürgerinnen und -bürger als Fremdbestimmung empfinden mussten. Schwieriger und in den Folgen noch gravierender gestaltete sich der wirtschaftliche Transformationsprozess. Die Bundesrepublik konnte hier zwar gewaltige Summen für den Auf- und Ausbau der Infrastruktur mobilisieren. Von den Betrieben überlebte unter den seit der Währungsumstellung herrschenden Marktbedingungen, an denen sich die Privatisierungspolitik der 1990 eingerichteten »Treuhandanstalt« orientierte, jedoch nur ein kleiner Teil. Massenentlassungen trieben die Arbeitslosigkeit sprunghaft in die Höhe und veranlassten noch mehr Menschen, in den Westen abzuwandern. Viele der mit großen Hoffnungen in die Einheit gestarteten Ostdeutschen fühlten sich jetzt als Verlierer. Die mentalen Nachwirkungen dieser ersten Phase der Vereinigung zeigen sich bis heute und werden von der Geschichtswissenschaft erst allmählich aufgearbeitet.

			Mit der Wiedervereinigung wurde dem »Beitrittsgebiet« auch das bundesdeutsche Parteiensystem übergestülpt. Einzige Ausnahme blieb die SED, die sich noch zu DDR-Zeiten in PDS umbenannte. Sie entwickelte sich zu einer ostdeutschen Regionalpartei und konnte ab der zweiten Runde der Wahlen in den neuen Ländern einen Großteil der enttäuschten Neubürgerinnen und -bürger hinter sich versammeln. 

			Neben der Vereinigungskrise avancierte zu Beginn der 1990er-Jahre erstmals auch die Migration zu einem bestimmenden Thema der Innenpolitik. Mit der schon in der Adenauerzeit einsetzenden Anwerbung von »Gastarbeitern« war die Bundesrepublik im Westen de facto ein Einwanderungsland geworden, das sich nach der Grenzöffnung in Osteuropa jetzt zugleich einer wachsenden Zahl von Asylsuchenden gegenübersah. Dies führte zu einem Wiedererstarken des Rechtsextremismus, der vor allem in Ostdeutschland einen günstigen Nährboden fand. 

			Der Wahlsieg von SPD und Grünen beendete 1998 die Ära des »Einheitskanzlers« Helmut Kohl nach 16 Jahren. Wie ihre sozialliberale Vorgängerin in den 1970er-Jahren nahm die neue Regierung Modernisierungen in der Rechts- und Gesellschaftspolitik vor – etwa beim Staatsbürgerschaftsrecht oder bei der Gleichstellung homosexueller Lebenspartnerschaften. Wesentlich einschneidendere Wirkungen sollten freilich ihre Sozialstaats- und Arbeitsmarktreformen (»Agenda 2010«) entfalten, deren marktliberale Stoßrichtung mit zentralen Elementen des bundesdeutschen Wirtschafts- und Sozialmodells brach und deshalb heftige Gegenreaktionen provozierte. So wie die Entstehung der Grünen in den 1970er-Jahren auch durch die wachstumsfixierte Politik des SPD-Kanzlers Helmut Schmidt befördert wurde, so kam es jetzt zur Entstehung einer neuen gesamtdeutschen Linkspartei. Deren Erfolg trug zum vorzeitigen Machtverlust Gerhard Schröders bei der Bundestagswahl 2005 bei und markierte den Beginn der nachfolgenden Ära der Großen Koalitionen.

			Tab. 5: Zeittafel seit 1990

			
				
					
					
				
				
					
							
							1990

						
							
							Erste gesamtdeutsche Bundestagswahl

						
					

					
							
							1993

						
							
							Einschränkung des Asylrechts

						
					

					
							
							1998

						
							
							Rot-grüne Bundesregierung

						
					

					
							
							1999

						
							
							Umzug von Parlament und Regierung nach Berlin

						
					

					
							
							2002

						
							
							Einführung des Euro-Bargelds

						
					

					
							
							2003

						
							
							Agenda 2010

						
					

					
							
							2005

						
							
							Angela Merkel wird erste Bundeskanzlerin.

							Beginn der Ära der Großen Koalitionen

						
					

					
							
							2008

						
							
							Finanzkrise

						
					

					
							
							2010

						
							
							Eurokrise

						
					

					
							
							2011

						
							
							Aussetzung der allgemeinen Wehrpflicht

							Ausstieg aus der Atomenergie

						
					

					
							
							2013

						
							
							Gründung der AfD

						
					

					
							
							2015

						
							
							Migrationskrise

						
					

					
							
							2020

						
							
							Beginn der Coronapandemie

						
					

					
							
							2021

						
							
							Bildung einer Ampelkoalition 

							Olaf Scholz wird Bundeskanzler.

						
					

					
							
							2022

						
							
							Russische Invasion der Ukraine

							Massive Aufstockung des Wehretats

						
					

				
			

			Bildete die Zeitspanne von den 1970er- bis 1990er-Jahren eine Periode des Umbruchs und Übergangs, so waren die 2000er- und 2010er-Jahre durch das Nach- und Nebeneinander mehrerer »Großkrisen« geprägt. Der nach den Anschlägen des 11. September 2001 auch auf Europa übergreifende islamistische Terrorismus, die Finanzkrise von 2008, die sich in der Europäischen Union zu einer Staatsschulden- und Währungskrise auswuchs, die 2015 einsetzende Migrationskrise, die 2020 über Europa und die Welt hereinbrechende Coronapandemie und die russische Invasion der ­Ukraine (ab Februar 2022) stellten die Regierenden national und international vor neue Herausforderungen. Ähnlich wie in den 1970er-Jahren hielt die bundesdeutsche Demokratie auch diesen Belastungsproben stand. Die erstaunliche Regierungskontinuität in der Ära Angela Merkels – die erste Bundeskanzlerin verweilte dort wie Helmut Kohl vier Legislatur­perioden lang – konnte jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Funktions- und Stabilitätsbedingungen des politischen Systems brüchiger wurden. Die alten Muster der Koalitions- und Regierungsbildung stießen an die Grenzen einer immer stärker fragmentierten und polarisierten Parteienlandschaft, in der sich jetzt zum ersten Mal in der Nachkriegsgeschichte mit der AfD auch eine rechtspopulistische und zum Teil rechtsextreme Partei dauerhaft etablierte.
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			2 Grundprinzipien der Staatsorganisation

			Die staatsorganisatorischen Grundlagen innerhalb des Grundgesetzes sind in den Artikeln 20 und 28 festgeschrieben. Artikel 20 formuliert im ersten Satz lapidar: »Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.« In Artikel 28 ist in einer etwas anders gehaltenen Formulierung vom »republikanischen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat« die Rede, an dem sich die verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern zu orientieren habe. Diese Grundprinzipien der Staats­organisation haben Ewigkeitsrang, sind also der Möglichkeit einer formellen Verfassungsänderung gemäß Artikel 79 Absatz 3 entzogen. Als weiteres Prinzip muss die bereits in der Präambel erwähnte Verpflichtung hinzugefügt werden, nach einem »vereinten Europa« zu streben, die in Artikel 23 als Mitwirkung »bei der Entwicklung der Europäischen Union« konkretisiert wird. Insgesamt basiert die Staatsorganisation damit auf folgenden sechs Grundprinzipien: der Republik, dem Verfassungs- und Rechtsstaat, der Demokratie, dem Sozialstaat, dem Bundesstaat und der europäischen Integration.

			Republik

			Der Begriff der Republik hat einen weiteren und einen engeren Bedeutungsinhalt. Im engeren Sinne ist die Staatsform gemeint, die wiederum an der Institution des Staatsoberhaupts festgemacht wird. Die Republik bildet hier das Gegenbild zur Monarchie. Während dort das Staatsoberhaupt in der Regel qua Geburt durch Erbfolge ins Amt gelangt, bildet in den Republiken das gewählte Präsidentenamt die Spitze. Die Wahl, die durch eine parlamentarische Versammlung oder als direkte Volkswahl erfolgen kann, verknüpft das republikanische mit dem demokratischen Prinzip. Allerdings stellen auch die in Europa heute noch verbliebenen Monarchien allesamt Demokratien dar, weil sie die Staatsoberhäupter politisch entmachtet und auf rein zeremonielle Funktionen beschränkt haben. In den Republiken verfügen die Präsidenten dagegen kraft ihrer demokratischen Legitimation auch über politische Befugnisse, wobei die Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern und Verfassungen sehr groß sein können. So steht z. B. Frankreich für ein Regierungssystem mit machtvoll ausgestattetem Präsidentenamt, während in der Bundesrepublik die Kompetenzen des Staatsoberhaupts nach den schlechten Weimarer Erfahrungen stark beschnitten wurden. 

			Auffällig ist, dass das Grundgesetz den Begriff der Republik nirgendwo explizit erwähnt, sondern ihn ausschließlich im Staatsnamen selbst – Bundesrepublik Deutschland – anzeigt und dort mit dem bundesstaatlichen Prinzip verbindet. Lediglich in Artikel 28, wo von den Grundsätzen des »republikanischen« Rechtsstaates gesprochen wird, taucht er wörtlich auf. Hier ist ebenfalls das engere Begriffsverständnis gemeint, das heißt die Bindung der Länder an die republikanische Staatsform, die es ihnen verbietet, Monarchien (wieder) einzurichten.

			In einem weiteren Sinne steht Republik für mehr als die Staatsform, nämlich für eine freiheitssichernde und dem Gemeinwohl verpflichtete politische Ordnung. So verstanden lässt sie sich mit dem Verfassungsstaat weitgehend gleichsetzen. In diesem umfassenderen Sinne haben z. B. Kant und andere politische Denker den Begriff als Gegenbild zur Despotie benutzt. Auch Monarchien, die einen freiheitlichen Charakter annehmen, wären nach einem solchen Verständnis Republiken. Das Grundgesetz verwendet anstelle von Republik den Begriff der »freiheitlich demokratischen Grundordnung« – so etwa in Artikel 21 Absatz 2. Das ist insofern misslich, als »demokratisch« und »republikanisch« nicht unbedingt deckungsgleich sind. Die Republik ist das allgemeinere, übergeordnete Prinzip, in welchem die freiheitlichen, demokratischen und sozialstaatlichen Elemente aufgehen. Das bedeutet zugleich, dass diese Elemente, die sich gegenseitig bedingen, aber auch in einem Spannungsverhältnis zueinander stehen, in eine vernünftige Balance gebracht werden müssen. 

			Verfassungs- und Rechtsstaat

			In Artikel 20 Absatz 3 heißt es: »Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden.« Kennzeichnend für den Verfassungsstaat ist, dass er den Staat – und das heißt auch: den demokratischen Staat – in der Herrschaftsausübung zügelt und begrenzt. Auf diese Weise soll die Freiheit des Individuums geschützt werden, weshalb man die verfassungsstaatlichen Demokratien häufig als liberale, mithin freiheitliche oder pluralistische Demokratien apostrophiert. Seine freiheitssichernde Funktion erfüllt der Verfassungsstaat zum einen durch die Garantie der Grund- und Menschenrechte, zum anderen durch das Prinzip der Gewaltenteilung. Soweit diese Prinzipien gegeben sind und funktionieren, handelt es sich bei allen westlichen Demokratien um Verfassungsstaaten. Unterschiede gibt es allerdings in der Reichweite. Während einige Länder, darunter die Bundes­republik, in der verfassungsrechtlichen Normierung der Staatstätigkeit sehr weit gehen, zeichnen sich andere – so etwa Großbritannien – durch die Abwesenheit einer kodifizierten Verfassung aus. Entsprechend spricht man in England vom Grundsatz der »Parlamentssouveränität«. Für die Bundesrepublik wäre der Begriff Verfassungssouveränität treffender. 

			Den Kern der Verfassungs- und Rechtsstaatlichkeit bilden die in Artikel 1 bis 19 aufgelisteten Grundrechte. Diese verkörpern eine »­objektive Wertordnung«, die als verfassungsrechtliche Grundentscheidung in alle Bereiche des Rechts hineinwirkt. Die Grundrechte sind nicht nur als Abwehrrechte gegenüber dem Staat zu verstehen, sondern entfalten ihre Bedeutung zugleich im Verhältnis der Bürgerinnen und Bürger untereinander. Ihre Schranken erfahren sie einerseits durch die anderen Grundrechte, gegen die sie im Falle einer Kollision abgewogen werden müssen, zum anderen durch die allgemeinen Gesetze. Diese sind als sogenannter Gesetzesvorbehalt zum Teil schon in den Grundrechtsartikeln selbst eingezogen. Auch die Einschränkbarkeit der Grundrechte durch die Gesetze unterliegt jedoch Grenzen. Sie müssen geeignet und erforderlich sein, um ihren vorgegebenen Zweck zu erreichen. Zudem darf die Schwere des Eingriffs im Verhältnis zu diesem Zweck nicht so groß sein (Verhältnismäßigkeitsprinzip). Das einzige Grundrecht, für die das Grundgesetz keine Schranken kennt, ist die Menschenwürde.

			Grundrechte sind individuelle, persönliche Rechte. Sie gelten unabhängig vom Alter, auch wenn bestimmte Gruppen wie Kinder oder unter Betreuung stehende Menschen sie faktisch noch nicht oder nicht mehr ausüben können. Zum Teil lassen sie sich auch auf juristische Personen übertragen und schließen institutionelle Garantien ein (etwa bei der Pressefreiheit). Einige Grundrechte stehen als Bürgerrechte nicht allen, sondern nur den Deutschen zu, sind also an die Staatsbürgerschaft gebunden. Dies gilt z. B. für die Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, die einen besonderen Bezug zur politischen Willensbildung aufweisen, für das außerhalb des Grundrechtsteils in Artikel 20 Absatz 2 und Artikel 38 Absatz 2 normierte Wahlrecht (s. Kap. 3), aber auch für die Freizügigkeit und die Berufsfreiheit. Mit Ausnahme des Wahlrechts sind die genannten Rechte über den Grundsatz der Handlungsfreiheit (Art. 2) jedoch im Allgemeinen genauso für die Nichtdeutschen gewährleistet. Artikel 3, der den Gleichheitsgrundsatz festschreibt, nimmt in seinem Absatz 3 sogar ausdrücklich auf Merkmale wie »Rasse« oder Sprache Bezug, die gerade mit Blick auf die nichtdeutsche Bevölkerung relevant sind. Soziale Grundrechte in Form von subjektiven Anspruchsrechten enthält das Grundgesetz nicht – sie werden vor allem über das Sozialstaatsprinzip und die Menschenwürde verbürgt. Ähnlich zurückhaltend ist es bei Staatszielbestimmungen oder der Festlegung korrespondierender Grundpflichten. Für die Erstgenannten ist hier vor allem der Umweltschutzartikel 20a zu nennen, der lange Zeit den Charakter eines rechtlich unverbindlichen Programmsatzes trug, bevor er vom Bundesverfassungsgericht in dessen Klimaschutzurteil 2020 erstmals in den Rang eines einklagbaren Grundrechts erhoben wurde (s. Kap. 9). Unter die Pflichten fallen wiederum die seit 2011 ausgesetzte Wehr- bzw. Dienstpflicht (Art. 12a), die Pflege und Erziehung der Kinder als Elternpflicht (Art. 6 Abs. 2) oder die Sozialpflichtigkeit des Eigentums (Art. 14 Abs. 2). Die Schulpflicht ist in den Länderverfassungen und -gesetzen geregelt, die Steuerpflicht als Teil des Steuerrechts in der Finanzverfassung (Art. 104a ff.). 

			Zum Rechtsstaat gehören des Weiteren die Grundsätze der Rechts­sicherheit und des Vertrauensschutzes, die durch das Gebot der Rechtsklarheit, das Verbot der Mehrfachbestrafung, das Rückwirkungsverbot und den damit einhergehenden »Vorbehalt des Gesetzes« gewährleistet werden. Letzterer verlangt für alle belastenden Hoheitsakte eine gesetzliche Ermächtigung und ist nicht mit dem eben erwähnten »Gesetzesvorbehalt« bei Grundrechtseingriffen zu verwechseln. Auch das Recht auf ein ­faires Verfahren in Straf- wie in Zivilprozessen, der Anspruch auf recht­liches Gehör und der Schutz gegen willkürliche Freiheitsentziehungen oder Misshandlungen im Strafvollzug gehören zu den hergebrachten Rechtsstaatsgrundsätzen. 

			Das Konzept der Gewaltenteilung hat einen Doppelsinn, der bereits bei seinen ideengeschichtlichen Urhebern John Locke und Charles de ­Montesquieu angelegt war. Unter den »Gewalten« sind danach einerseits unterschiedliche Funktionen bzw. Aufgaben der staatlichen Herrschaft zu verstehen. Daran knüpft Artikel 20 Absatz 2 des Grundgesetzes an, wenn er von der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung spricht. In der Fachsprache benutzt man dafür meistens die bedeutungsgleichen lateinischen Begriffe Legislative, Exekutive und Judikative. Andererseits können sich diese Begriffe aber auch auf die Organe bzw. Institutionen beziehen, die die entsprechenden Funktionen verrichten bzw. denen diese Funktionen zugeordnet sind. Das Grundgesetz spricht im erwähnten Artikel von »besonderen« Organen der Gesetzgebung, ausführenden Gewalt und Rechtsprechung, was bedeutet, dass diese Organe »voneinander gesondert«, also förmlich getrennt sind. Dies heißt nicht, dass die Funktionen jeweils nur von einem der Organe ausgeübt werden müssen, im Gegenteil. Der Politologe Richard Neustadt hat das System der US-amerikanischen Gewaltenteilung einmal treffend als »separate institutions sharing powers« umschrieben. Am deutlichsten lässt sich die gemeinsame Wahrnehmung der Gewalten bei der Gesetzgebung feststellen, an der sowohl die Legislative, die Exekutive als auch die Judikative (in Gestalt der Verfassungsgerichte) beteiligt sind. Für die Bundesrepu­blik könnte man überspitzt sogar sagen, dass die Bundesregierung und das Verfassungsgericht in der Gesetzgebung rein faktisch größeres Gewicht besitzen als der für den formalen Beschluss der Gesetze eigentlich zuständige Bundestag.

			Als Herrschaftskonzept des demokratischen Verfassungsstaates weist die Gewaltenteilung über das klassische montesquieusche Modell ­hinaus. Neben der horizontalen (staatsrechtlichen) Gewaltenteilung umfasst sie zugleich die Bestellung der Ämter auf Zeit (temporale Gewaltenteilung), die vertikale Aufgliederung der Gewalt auf verschiedene territoriale Handlungseinheiten, zu denen neben Bund, Ländern und Kommunen in der Bundesrepublik auch die Europäische Union gehört (föderative Gewaltenteilung), und den gesellschaftlichen Pluralismus, also Parteien, Interessengruppen und die öffentliche Meinung (soziale Gewaltenteilung). Letzteres hat z. B. zur Folge oder kann zur Folge haben, dass private Akteure an der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben auch in rechtsetzender Form mitwirken, etwa im Rahmen der Tarifautonomie (s. Kap. 8). 

			Wenn wir vom Regierungssystem oder der institutionellen Ordnung eines Landes sprechen, ist damit die Ausprägung der Gewaltenteilung in ihren verschiedenen Dimensionen gemeint. Diese macht sich an Aufbau und Funktionen der staatlichen bzw. – wenn man die Parteien einbezieht – Verfassungsorgane fest, die das Grundgesetz in seinem staatsorganisatorischen Teilen (ab Art. 20) regelt. Sie werden in weiteren Gesetzen und Verfahrensnormen konkretisiert. Als Erstes sind hier die Wahl- und Abstimmungsgesetze, das Parteiengesetz, die auf ihm basierenden Parteisatzungen und das Verfassungsgerichtsgesetz zu nennen. Unter das Regierungssystem fallen aber auch nicht kodifizierte Verfassungskonventionen und die Verfassungspraxis. Zu den Erstgenannten gehört z. B. die seit der Weimarer Zeit geltende Bestimmung, wonach die stärkste Fraktion den Parlamentspräsidenten stellt, während die Bedeutung der Letzteren sich unter anderem an den Modalitäten der Regierungs- und Koalitionsbildung ablesen lässt.

			Wichtigster institutioneller Gradmesser für die starke Betonung der Verfassungsstaatlichkeit in der Bundesrepublik ist die Existenz des Bundesverfassungsgerichts. Anders als der Staatsgerichtshof der Weimarer Repu­blik, dessen Aufgaben sich im Wesentlichen auf die Entscheidung von Länder- oder Reich-Länder-Streitigkeiten beschränkten, verfügt es über ein umfassendes richterliches Prüfungsrecht. Im Rahmen der Normenkon­trolle kann es Gesetze auf ihre Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz überprüfen und gegebenenfalls verwerfen. Die Antragsbefugnis liegt einerseits bei den Gerichten, wenn diese in einem konkreten Fall Zweifel an der Verfassungsgemäßheit eines von ihnen anzuwendenden Gesetzes hegen (konkrete Normenkontrolle), andererseits bei den Staatsorganen, genauer: bei der Bundesregierung, den Landesregierungen und einem Viertel der Mitglieder des Bundestages, was auch der parlamentarischen Opposition den Klageweg eröffnet (abstrakte Normenkontrolle). Im Bereich der Grundrechtsrechtsprechung spielen überdies die Verfassungsbeschwerden eine wichtige Rolle, die nach Ausschöpfung des Rechtsweges von jeder Einzelperson eingelegt werden können.

			Als letzter Bereich ist schließlich die wehrhafte oder streitbare ­Demokratie anzusprechen. Auch sie betont die Wertegebundenheit der Verfassung und zieht die Lehren aus der gescheiterten Weimarer Republik. Einschlägige Verfassungsnormen sind die Verwirkung von Grundrechten (Art. 18), das Parteienverbot (Art. 21 Abs. 2), das Vereinsverbot (Art. 9 Abs. 2) sowie das im Rahmen der Notstandsgesetzgebung später hinzugetretene Widerstandsrecht (Art. 20 Abs. 4), dem aber eher symbolische Funktion zukommt. Auf der einfachgesetzlichen Ebene sind das Beamtenrecht und politische Strafrecht zu nennen. Die Wehrhaftigkeit der Demokratie beweist sich dort, wo demokratische und Freiheitsrechte als Mittel im Kampf gegen die freiheitlich demokratische Ordnung missbraucht werden. Neben repressiven schließt sie auch vorbeugende Maßnahmen ein wie die behördliche Beobachtung und nachrichtendienstliche Überwachung der potenziellen Verfassungsfeinde (Verfassungsschutz).

			Demokratie

			Verfassungsstaat und Demokratie bilden eine enge Symbiose, bei der beide Prinzipien einander bedingen und ergänzen. Einerseits schützt und begrenzt der Verfassungsstaat die Demokratie durch die nicht zur Disposition stehenden Grundrechte, die Gewaltenteilung und die Wehrhaftigkeit. Andererseits ist die Demokratie mit bestimmten Freiheitsrechten wie der Meinungs- und Pressefreiheit, der Versammlungsfreiheit und der Vereinsfreiheit essenziell verknüpft. 

			Historisch betrachtet, geht der Verfassungsstaat der Demokratie voraus. Demokratische Gestalt nahm er in dem Maße an, wie der ihm zugrunde liegende Freiheitsgedanke um die Prinzipien der Gleichheit und Gerechtigkeit erweitert wurde. Dazu war zweierlei notwendig. Zum einen mussten die Zustimmungs- und Beteiligungsrechte, die bis dahin nur einem Teil der Bevölkerung vorbehalten waren, auf das ganze Volk ausgedehnt werden. Den letzten großen Schritt auf diesem Weg stellte das Frauenwahlrecht dar. Dass dessen Einführung in Deutschland früher erfolgte als in Großbritannien oder den USA, ist mit Blick auf die oben geschilderten Demokratiedefizite des Kaiserreiches nicht ohne Ironie. Zum anderen galt es die Freiheit als Rechtsprinzip auch im gesellschaftlichen Bereich durchzusetzen. Bezogen auf die Frauen oder auf Minderheitengruppen wie etwa die Homosexuellen wurden hier die entscheidenden Durchbrüche erst ab den 1960er-Jahren erzielt, wobei die Bundesrepublik der Entwicklung in anderen (west)europäischen Demokratien häufig hinterherhinkte.

			Der normative Kern des Demokratieprinzips ist die Volkssouveränität, das heißt die Rückführung und Rückführbarkeit der staatlichen Herrschaft auf den Willen des Volkes. Auf diesen Kern bezogen und eng mit ihm verbunden sind das Gleichheitsprinzip, das Mehrheitsprinzip und der Minder­heitenschutz. Das Gleichheitsprinzip bedeutet, dass alle Staatsangehörigen die gleichen staatsbürgerlichen Rechte besitzen und ihre Stimmen bei Wahlen und Abstimmungen gleich viel zählen. Die Mehrheitsregel postuliert, dass alle maßgeblichen politischen Entscheidungen von der Mehrheit des Volkes bzw. der Volksvertretung getragen sein müssen. Und der Minderheitenschutz wird dadurch gewährt, dass politische Gruppierungen im Wahlwettbewerb Chancengleichheit genießen und die Opposition im Parlament über wirksame Kontrollrechte verfügt. 

			Artikel 20 Absatz 2 bringt den Grundsatz der Volkssouveränität auf eine ebenso treffende wie schöne Formel: »Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.« Die Formulierung lässt offen, ob und wieweit das Volk in der Demokratie selbst regiert, das heißt die Staatsgeschäfte führt. Großflächige Massendemokratien lassen dies offensichtlich nur im begrenzten Maße zu. Zur Konkretisierung des Demokratieprinzips gehören daher mindestens zwei Unterprinzipien, die sich im Verfassungstext zwar wörtlich so nicht wiederfinden, in dessen staatsorganisatorischen Bestimmungen aber klar angelegt und erkennbar sind: das repräsentative und das parlamentarische Prinzip. 

			Repräsentative Demokratie bedeutet, dass das Volk die Herrschaftsgewalt, nicht aber die Regierungsgewalt innehat. Diese wird vielmehr durch Vertreter ausgeübt, die vom Volk dazu beauftragt bzw. ermächtigt werden. Realisiert wird das zum einen über periodisch stattfindende Wahlen und zum anderen durch die Parteien, deren Stellung als zentrale Repräsentationsorgane die Verfassung eigens betont. Repräsentative und Parteien­demokratie bilden in der Bundesrepublik mithin eine enge Symbiose.

			Das Repräsentationsprinzip schließt nicht aus, dass sich das Volk in Teilbereichen an der Ausübung der Regierungsgewalt unmittelbar beteiligt. Das Grundgesetz lässt dies zu, spricht es doch in Artikel 20 Absatz 2 ausdrücklich von Wahlen und Abstimmungen. Verfahren der direkten Demokratie, sogenannte plebiszitäre Elemente, sind in der ­Bundesrepublik heute in sämtlichen Länder- und Kommunalverfassungen enthalten. Um ihre Vereinbarkeit mit dem repräsentativen Grundprinzip zu sichern, unterliegen sie aber engen verfassungsrechtlichen Schranken. Im nationalen Rahmen hat der Parlamentarische Rat auf die Einführung der Plebiszite dagegen bewusst verzichtet, sieht man vom Sonderfall der Länderneugliederung einmal ab. Dies geschah nicht aufgrund der vermeintlich negativen Weimarer Erfahrungen, wie es zur Rechtfertigung später immer wieder behauptet wurde, sondern aus der Sorge, die potenziell unberechenbare Volksrechte könnten den noch jungen Staat destabilisieren. Seit den 1980er-Jahren ist der antiplebiszitäre Konsens zunehmend aufgebrochen. Parallel zu ihrem Ausbau in den Ländern mehrten sich nun auch die Forderungen, die direktdemokratischen Verfahren auf der Bundesebene einzuführen. Die für eine Verfassungsänderung notwendige Zweidrittelmehrheit ließ sich bisher allerdings nicht erreichen und ist wohl auch künftig nicht in Sicht.

			Unstreitig ist die Charakterisierung der bundesdeutschen Demokratie als parlamentarisch. Dass sie über ein direkt gewähltes Parlament als Vertretungsorgan verfügen, kennzeichnet alle Demokratien. Die repräsentativen Entscheidungen werden dabei in Gestalt von Gesetzesbeschlüssen getroffen, in denen sich die Staatstätigkeit – zumindest im Bereich der Innenpolitik – überwiegend ausdrückt. Die Befugnis, solche Entscheidungen zu treffen, liegt stets bei den Parlamenten, was allerdings nicht besagt, dass diese auch in faktischer (materieller) Hinsicht der eigentliche oder wichtigste Gesetzgeber sind. Der Begriff der parlamentarischen Demokratie weist über die Funktion des Parlaments als Gesetzgebungsorgan hinaus. Er schließt auch dessen Aufgabe ein, die Regierung zu bestellen. Aus Gründen der Genauigkeit sollte man statt von parlamentarischer Demokratie besser vom parlamentarischen System sprechen. Den Gegenpol verkörpert das präsidentielle System nach US-amerikanischem Muster.

			Die zentralen Elemente der parlamentarischen Regierungsform sind durch das Grundgesetz in den Artikel 63 ff. vorgegeben bzw. enthalten. Sie umfassen – als primäres Merkmal – die Bestellung und Abberufbarkeit der Regierung sowie – als sekundäre, davon ableitbare Merkmale – die Vereinbarkeit von Regierungsamt und Parlamentsmandat, das Gesetzesinitiativrecht der Regierung, die Auflösbarkeit des Parlaments und die Gewährleistung der parlamentarischen Minderheitenrechte. Das parlamentarische System basiert auf einer Überlagerung der klassischen Gewaltenteilung zwischen Legislative und Exekutive durch das politische Gegenüber von regierender Mehrheit und Opposition, obwohl beide Begriffe im Verfassungstext an keiner Stelle vorkommen (s. Kap. 6).

			So wie die repräsentative Demokratie durch direktdemokratische Elemente ergänzt werden kann, so stellt das Demokratieprinzip auch die parlamentarische Regierungsform nicht unter das Ewigkeitsgebot. Auf der Bundesebene hat das keine Relevanz, da das parlamentarische System hier nahezu sakrosankt ist. Anders verhält es sich in den Ländern. Während in der Weimarer Verfassung das parlamentarische System auch für sie vorgeschrieben war, stünde der sogenannte Homogenitätsartikel 28 des Grundgesetzes einer Umstellung der parlamentarischen auf präsidentielle Regierungsformen nicht entgegen. Zumindest im kommunalen Rahmen sind diese heute schon Realität, nachdem in den 1990er-Jahren in allen Bundesländern die bis dahin nur in Bayern und Baden-Württemberg geläufige direkte Bürgermeisterwahl in die Gemeindeverfassungen eingeführt wurde. 

			Sozialstaat

			Die politische Gleichheit, auf der die Demokratie beruht, wäre ohne ein bestimmtes Maß an materieller und sozialer Gleichheit ein Torso. Das Sozialstaatsgebot kennzeichnet den Wandel vom liberalen zum sozialen Rechtsstaat. Es verpflichtet den Staat zur Gestaltung der sozialen Ordnung im Sinne einer mehr oder weniger umfassenden »Daseinsvorsorge«. Dies schließt unter anderem die Hilfeleistung bei Not und Armut ein, den Schutz gegen Risiken des Einkommensausfalls, die durch Alter, Invalidität, Krankheit, Arbeitslosigkeit oder Kinder verursacht sein können, die Herstellung und Ermöglichung sozialer Gerechtigkeit sowie die Unterstützung und Gewährleistung der Selbstregulierungskräfte der Wirtschaft. 

			Der Grundrechtskatalog weist zahlreiche Bezüge zur Sozialstaatlichkeit auf, die ansonsten aber nicht näher präzisiert wird. Hauptanker ist auch hier die Menschenwürde. Im staatsorganisatorischen Teil listet Artikel 74 Absatz 1 die sozialpolitischen Tätigkeitsfelder auf, die der vorrangigen Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers unterliegen. Sie umfassen unter anderem die öffentliche Fürsorge, das Arbeitsrecht, die Ausbildungsförderung und die Sozialversicherungen. Artikel 105 ordnet dem Bund zugleich die Hauptzuständigkeit für die Steuergesetzgebung zu, die für die (Um-)Verteilung von Einkommen und Vermögen maßgebend ist.

			Inhaltlich bleibt das Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes weitgehend unbestimmt. Mit Ausnahme der Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums lassen sich daraus keine individuell ­einklagbaren Ansprüche auf bestimmte staatliche Leistungen ableiten. Ein Grundrecht auf Arbeit besteht ebenso wenig wie ein vorgegebenes Maß für eine gerechte Umverteilung. Der Gesetzgeber besitzt deshalb bei der Umsetzung des Prinzips einen großen Gestaltungsspielraum. Was der Sozialstaat im Einzelnen gebietet, entscheidet am Ende die demokratische Politik. 

			International betrachtet, besitzt die Bundesrepublik einen der am breitesten ausgebauten Sozialstaaten. Die seit Bismarck bestehende, auf dem Versicherungsprinzip fußende beitragsfinanzierte Grundstruktur ist dabei bis heute erhalten geblieben. Sie wird von der vergleichenden Wohlfahrtsstaatsforschung als »konservativ« apostrophiert, weil sie vor allem am Ziel der Statussicherung ausgerichtet ist und der Familie als Fürsorgeinstanz zwischen Individuen und Staat große Bedeutung einräumt. Institutionell eingebettet ist das »deutsche Modell« in ein korporatistisches System der Interessenvermittlung, dessen wichtigste Stützen die Tarifpartnerschaft, die Wohlfahrtsverbände und die Selbstverwaltung der Sozialversicherungsträger bilden (s. Kap. 8). 

			Bundesstaat

			Das bundesstaatliche oder föderalistische Prinzip – beide Begriffe meinen dasselbe – ist genauso wie das republikanische Prinzip bereits im Staatsnamen enthalten. Es kann unter allen staatsorganisatorischen Merkmalen auf die historisch längste Tradition zurückblicken. Durch den Föderalismus wird die horizontale Gewaltenteilung des Verfassungsstaates um eine vertikale Dimension ergänzt. Die dahinterstehende Idee lautet, wünschenswerte Vielfalt, die durch die Besonderheit der Gliedstaaten ermöglicht wird, mit notwendiger Einheitlichkeit zu verbinden. 

			Institutionell lässt sich das Bundesstaatsprinzip an drei Merkmalen festmachen. Erstens tragen die Länder Staatscharakter. Äußerlich ist das daran erkennbar, dass sie über ein abgegrenztes Staatsgebiet und diesem zugeordnetes Staatsvolk verfügen und eigene Verfassungen und Regierungssysteme unterhalten. Bezogen auf die Staatsgewalt müssen am Staatscharakter freilich Abstriche gemacht werden, weil die Länder sowohl nach außen (völkerrechtlich) als auch nach innen hin (gegenüber dem Gesamtstaat) in ihrer Souveränität beschränkt sind. Im Binnenverhältnis zeigt sich das einerseits am Homogenitätsgebot des Artikels 28, zum anderen an der Pflicht der Länder zur »Bundestreue«, der notfalls durch Zwang nachgeholfen werden kann (Art. 37). Hier liegt der entscheidende Unterschied zum Staatenbund. Auch ein Austritt der Länder aus dem Staatsverband (Sezessionsrecht) ist im Föderalismus nicht vorgesehen.

			Zweitens – und daraus abgeleitet – verfügen die Gliedstaaten im Bundesstaat über eigene Zuständigkeiten in der Gesetzgebung und Verwaltung, die sie entweder getrennt voneinander oder gemeinsam mit dem Bund wahrnehmen. Charakteristisch für den deutschen Föderalismus ist das Verbundprinzip. Während der Bund bei der Gesetzgebung ein deutliches Übergewicht hat, kommt den Ländern die Hauptverantwortung für die Durchführung der Gesetze zu. Die funktionellen Zuständigkeiten sind so miteinander verschränkt. Dasselbe Prinzip gilt für die Finanzverfassung, wo das Recht, Steuern zu erheben, fast ausschließlich beim Bund liegt, während die Erträge zwischen Bund und Ländern aufgeteilt werden (s. Kap. 7). 

			Zur föderalen Aufgabenverteilung gehört auch die Selbstverwaltung der Kommunen. Diese erstreckt sich allerdings nicht auf Aufgaben, die der Staat den Gemeinden überträgt, sondern nur auf »Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft«, worunter vor allem die öffentlichen Versorgungseinrichtungen fallen. Staatsrechtlich sind die Kommunen den Ländern zugeordnet, die im Rahmen der Kommunalverfassungen damit zugleich deren »Regierungssysteme« regeln. Hier beschränkt sich das Grundgesetz auf die Vorgabe einer gewählten Volksvertretung. 

			Zum Föderalismus gehört schließlich drittens ein Vertretungsorgan, über das die Gliedstaaten an der Gesetzgebung des Gesamtstaates beteiligt werden. Diese in Artikel 50 ff. geregelte Funktion obliegt im deutschen Regierungssystem dem Bundesrat. Mit ihrer Zusammensetzung aus Regierungsvertretern statt gewählten Abgeordneten stellt die deutsche Länderkammer weltweit ein Unikum dar. Die exekutivische Struktur reflektiert die Primärzuständigkeit der Länder für die Verwaltung. Die Beteiligungsrechte des Bundesrates sind abgestuft. Bei Finanzgesetzen und Gesetzen, die in die Verwaltungshoheit der Länder eingreifen, hat er ein absolutes, bei den anderen Gesetzen nur ein suspensives Vetorecht. Für den Fall, dass Bundestag und Bundesrat sich nicht einigen können, sieht das Grund­gesetz einen Vermittlungsausschuss vor (Art. 77 Abs. 2). 

			Weil die Länder sowohl untereinander als auch gegenüber dem Bund in ihren Rechten gleichgestellt sind, gehört die Bundesrepublik zu den »symmetrischen« Föderalstaaten. Dies gilt unbeschadet der Tatsache, dass sich die Größe der Länder stark unterscheidet. Die Stimmenverteilung im Bundesrat entspricht dabei eher dem Prinzip der föderalen als der demokratischen Gleichheit, indem sie die kleinen gegenüber den großen Ländern stark begünstigt. Die vermeintlich unausgewogene Struktur ruft regelmäßig Gedankenspiele über eine mögliche Neugliederung hervor. Dem stellt das Grundgesetz in Artikel 29 aber nahezu unüberwindliche Hürden entgegen, weil die betroffenen Länder die Gebietsänderungen durch Volksentscheid bestätigen müssen. Tatsächlich war das Verfahren bisher erst einmal erfolgreich – bei der Schaffung des Landes Baden-Württemberg 1952 –, während die beabsichtigte Fusion von Brandenburg und Berlin 1996 am Willen der Brandenburger Bevölkerung scheiterte.

			Europäische Integration

			Durch die europäische Integration wird die innerstaatliche Aufteilung von Gesetzgebungszuständigkeiten zwischen Bund und Ländern um eine zwischenstaatliche oder supranationale Aufteilung zwischen der nationalen und europäischen Ebene ergänzt. Das Bundesverfassungsgericht hat die Europäische Union (EU) als »Staatenverbund« charakterisiert, was noch kein richtiger Bundesstaat ist, aber mehr als ein Staatenbund. In der politikwissenschaftlichen Fachliteratur spricht man vom »Mehrebenensystem«. Durch die Übertragung von Hoheitsrechten und Gesetzgebungszuständigkeiten auf die EU werden die nationalen Regierungssysteme »europäisiert«.

			Als Teil der bundesdeutschen »Staatsräson« steht die Verpflichtung, »als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden in der Welt zu dienen«, gleich im ersten Satz der Präambel des Grundgesetzes. Genauer gefasst wird sie in Artikel 23, der als »Europaartikel« 1992 an die Stelle des nach der deutschen Einheit obsolet gewordenen »Beitrittsartikels« getreten ist. Dort sind zum einen die allgemeinen Bedingungen festgeschrieben, unter denen die Bundesrepublik Hoheitsrechte auf die EU übertragen kann. Zum anderen wird geregelt, wie Bundestag und Bundesrat an den europäischen Angelegenheiten zu beteiligen sind.

			Die Europäische Union verfügt inzwischen auf so vielen Feldern über Rechtsetzungsmacht, dass ihr das quasistaatliche Attribute verleiht. Hauptausgangspunkt ist dabei die Regulierung des Binnenmarktes, die vom Wettbewerbsrecht über die Wirtschafts- und Fiskalpolitik hin zum Umwelt-, Gesundheits- und Verbraucherschutz in nahezu alle Bereiche der klassischen nationalen Staatstätigkeit hineinragt. Ihren Charakter als Rechtsgemeinschaft entfaltet die EU erstens dadurch, dass sie Verordnungen erlassen kann und diese in den Mitgliedsländern unmittelbar gelten. Zweitens besitzt sie eine Art Rahmengesetzgebungsrecht in Gestalt der Richtlinien, die von den Mitgliedsländern legislativ umgesetzt, das heißt in eigenes Recht übertragen, werden müssen. Und drittens ist die Zuständigkeit für die Normenkontrolle im Bereich der europarelevanten Gesetzgebung auf den Europäischen Gerichtshof übergegangen. Dieser – und nicht das Bundesverfassungsgericht – hat darüber zu entscheiden, ob eine nationale mit einer gemeinschaftlichen Regelung vereinbar ist (s. Kap. 10).

			Laut Schätzungen gehen in der Bundesrepublik heute etwa 40 Prozent der auf nationaler Ebene beschlossenen Gesetze auf EU-Regelungen zurück. Das Unbehagen an dieser Entwicklung rührt daher, dass mit der wachsenden Bedeutung der europäischen Gesetzgebung keine gleichlautende demokratische Qualität der EU einhergeht. So wie die Insignien der Staatlichkeit bei den nationalen Mitgliedstaaten verbleiben, bilden diese weiterhin die wichtigste Legitimationsquelle der Integrationspolitik. Folgt man der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, darf die Übertragung von Zuständigkeiten auf die europäische Ebene nicht so weit gehen, dass sie den unantastbaren Kern der nationalen Demokratie und Verfassungsstaatlichkeit aushöhlt. Wo diese Grenze im Einzelnen liegt, bleibt jedoch eine verfassungsrechtlich und -politisch offene Frage. 

			Das normative Gewicht der sechs genannten Prinzipien lässt sich daran ablesen, dass sie gemäß Artikel 79 Absatz 3 des Grundgesetzes Ewigkeitsrang haben, also durch die Verfassung selbst nicht geändert werden können. Davon ausgenommen ist lediglich das in seiner Bedeutung zum Entstehungszeitpunkt des Grundgesetzes noch nicht absehbare Integra­tionsziel, das freilich in der Präambel ebenfalls besonderen Ausdruck findet. Gut begründbar ist die Ewigkeitsgarantie beim Verfassungsstaats- und Demokratieprinzip sowie der sozialstaatlichen Verpflichtung, ohne die beides nicht zu denken wäre. Diese Prinzipien beschreiben den normativen Kern dessen, was ein dem Menschen gemäßes, anerkennungswürdiges Gemeinwesen ausmacht. Fraglich ist dagegen, warum dem republikanischen Prinzip, der Bundesstaatlichkeit oder der Verpflichtung auf die europäische Einigung derselbe Rang zukommen sollte. Wäre dies der Fall, müsste man in Europa eine ganze Reihe von Ländern von der Liste der vollwertigen demokratischen Verfassungsstaaten streichen! Die Frage nach der »An­erkennungswürdigkeit« erübrigt sich aber letztlich durch die hohe ­faktische Akzeptanz, die diese Prinzipien – trotz mancher Kritik im Einzelnen – in der Bundesrepublik genießen.

			So wie Verfassungsstaat und Demokratie in einem Ergänzungs- und Spannungsverhältnis zueinander stehen, so gibt es auch zwischen den übrigen Prinzipien im Verhältnis untereinander und im Verhältnis zu den verfassungsstaatlichen und demokratischen Prinzipien vielfältige Wechselwirkungen. Ein typischer Konfliktpunkt ist etwa die Frage nach der Reichweite der Sozialstaatlichkeit. Während die Anhänger wirtschaftsliberaler Positionen vor den freiheitsgefährdenden Tendenzen eines Für- und Vorsorgestaates warnen, betonen die Vertreter einer sozialen Demokratie- und Rechtsstaatskonzeption gerade dessen freiheitsermöglichende und -sichernde Funktion. Konflikte treten des Weiteren im Verhältnis von parlamentarischer Demokratie und Föderalismus auf. Sie resultieren einerseits aus unterschiedlichen institutionellen Interessen des Bundes und der Länder, andererseits aus parteipolitischen Differenzen. Eine Schlüsselrolle spielt der Bundesrat. Verfügen die Oppositionsparteien dort über die Mehrheit, können sie die Regierungspolitik blockieren. Ein ähnliches Problem entsteht bei direktdemokratischen Verfahren, wenn sie von der Wählerschaft selbst ausgelöst werden. Das betrifft in der Bundesrepublik bislang aber nur die Länderebene. Mit Blick auf die europäische Integration sind schließlich neben dem eben angesprochenen »Demokratieproblem« auch die Rückwirkungen auf den binnenstaatlichen Föderalismus und die Sozialpolitik zu beachten.
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			3 Wahlen

			Das demokratische Prinzip der Volkssouveränität verdichtet sich in den periodisch stattfindenden Wahlen. Die Politikwissenschaft schreibt diesen vier wesentliche Funktionen zu:

			
					Wahlen leisten die für eine Demokratie unverzichtbare Rückführung politischer Herrschaft auf den Willen der Herrschaftsunterworfenen; zugleich unterstellen sie die Herrschenden deren Kontrolle und sichern durch ihre Periodizität die für die Demokratie konstitutive Zeitbegrenzung politischer Herrschaft (Legitimationsfunktion).

					Wahlen dienen der Bestellung der politischen Leitungsorgane, sollen also in einer parlamentarischen Demokratie eine funktionsfähige Volksvertretung hervorbringen, die ihrerseits in der Lage ist, eine funktionsfähige Regierung einzusetzen und die für das Gemeinwesen wesentlichen Entscheidungen zu treffen (Kreationsfunktion).

					Wahlen sollen gewährleisten, dass sich die pluralen Interessen, Anschauungen und Werthaltungen der Bevölkerung in der von ihnen gewählten Vertretungskörperschaft widerspiegeln (Repräsentationsfunktion).

					Über Wahlen findet darüber hinaus die Integration der Bevölkerung in das politische System statt; dazu stellt der Wahlakt als solcher eine politische Gemeinsamkeit unter den Wählenden her (Integrationsfunktion).

			

			Selbst nichtdemokratische Systeme verzichten auf Wahlen nur ungern. Sie wollen und können damit zumindest den Anschein erwecken, die Verhältnisse seien demokratisch. Demokratische Wahlen setzen voraus, dass sich Präferenzen innerhalb der Gesellschaft frei entfalten können, dass Parteien sie zu unterschiedlichen programmatischen und personellen Angeboten bündeln und dass diese Angebote in der Wahlauseinandersetzung fair miteinander konkurrieren. Der Wettbewerb ist dabei an das Mehrheitsprinzip als demokratische Spielregel gebunden. Seine Funktionsfähigkeit beweist sich an der Möglichkeit des Regierungswechsels. 

			Rechtliche Grundlagen

			Die rechtlichen Grundlagen der Bundestagswahl finden sich im Grundgesetz, im Parteiengesetz, im Bundeswahlgesetz und in der Bundeswahlordnung. Auch bestimmte Aspekte der Regierungsform wie die Dauer der Legislaturperiode werden vom Wahlrecht umfasst. Der Begriff wird im allgemeinen Sprachgebrauch häufig mit dem Wahlsystem gleichgesetzt, das aber nur einen Teilaspekt des Wahlrechts umschreibt. 

			Das Grundgesetz begnügt sich mit der Festlegung von allgemeinen »Wahlrechtsgrundsätzen«, die den demokratischen Charakter der Wahl gewährleisten sollen. Gemäß Artikel 38 Absatz 1 sind dies die Allgemeinheit, Unmittelbarkeit, Freiheit, Gleichheit und Geheimheit der Wahl, zu denen sich als weiterer, vom Bundesverfassungsgericht abgeleiteter Grundsatz die Öffentlichkeit der Wahl gesellt. Zu unterscheiden ist zwischen dem Recht, an der Wahl teilzunehmen (aktives Wahlrecht), und dem Recht, sich selbst aufstellen und wählen zu lassen (passives Wahlrecht). 

			Die Allgemeinheit der Wahl verlangt, dass das Wahlrecht allen Bürgerinnen und Bürgern offensteht. Ausnahmen sind nur mit Blick auf Alter, Sesshaftigkeit, Mündigkeit und – durch richterlichen Beschluss – schwere Straftaten zulässig. Strafgefangene dürfen zwar wählen, können das Recht aber de facto nicht ausüben, weil sie nicht in die Wählerverzeichnisse eingetragen sind. Das Wahlalter liegt seit 1970 bei 18 Jahren. Es gilt sowohl für das aktive wie das passive Wahlrecht. Einige Bundesländer haben das aktive Wahlalter bei Kommunal- und/oder Landtagswahlen inzwischen auf 16 abgesenkt. Der Koalitionsvertrag der Ampelregierung strebt das auch für die Bundesebene an (s. u.). Im Jahre 2013 wurde das Wahlrecht der im Ausland lebenden Deutschen neu geregelt. 

			Das Wahlrecht ist an den Staatsbürgerstatus gebunden. Ausnahmen gibt es bei den Kommunal- und Europawahlen, bei denen auch in Deutschland lebende Angehörige anderer EU-Staaten wahlberechtigt sind. Der Einführung eines allgemeinen Kommunalwahlrechts für dauerhaft im Lande lebende Ausländer aus Nicht-EU-Staaten hat das Bundesverfassungsgericht 1990 einen Riegel vorgeschoben. Dies hat zugleich Folgen für die im Parteiengesetz geregelte Kandidatenaufstellung zu den Bundestags- und Landtagswahlen, an der im Unterschied zu den sonstigen Parteiwahlen ebenfalls nur Staatsangehörige teilnehmen dürfen.

			Die Allgemeinheit der Wahl verpflichtet den Gesetzgeber des Weiteren, für eine möglichst hohe faktische Wahlbeteiligung zu sorgen. Dies wird durch ein dichtes Netz von Wahllokalen und ausreichend lange Öffnungszeiten bei der Urnenwahl sowie durch die Möglichkeit der (­vorzeitigen) Briefwahl verbürgt. Auch Menschen mit Beeinträchtigungen muss die Wahlteilnahme ermöglicht werden. Da bei der Briefwahl nicht hundertprozentig gewährleistet werden kann, dass sie frei und geheim bleibt, hatte das Bundesverfassungsgericht an ihre Zulassung zunächst strenge Anforderungen geknüpft, die später gelockert wurden. Der Anteil der Briefwähler ist dadurch nach und nach gestiegen; bei der Bundestagswahl 2017 betrug er bereits 28,6 Prozent, bevor er 2021, bedingt durch die Coronapandemie, nochmals einen großen Sprung nach oben machte und die Rekordmarke von 47,3 Prozent erreichte.

			Abb. 1: Anteil der Briefwähler bei Bundestagswahlen in Prozent
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			Quelle: Bundeswahlleiter

			Unmittelbarkeit der Wahl bedeutet, dass die Abgeordneten direkt gewählt werden, es also kein zwischengeschaltetes Wahlgremium gibt (so wie das electoral college in den USA). Sowohl die Wahlkreis- als auch die Listenkandidaturen müssen vorab bekannt gemacht werden. 

			Die Freiheit der Wahl soll die Wählenden vor Beeinträchtigungen ihrer Willensentscheidung schützen; sie müssen die Stimme ohne Druck oder Zwang von staatlicher wie nichtstaatlicher Seite abgeben können. Zugleich verlangt der Grundsatz ein konkurrierendes Angebot von Parteien und Personen. Letztere dürfen wiederum nicht nur von den Parteien aufgestellt oder ausschließlich von deren Führungsgremien bestimmt werden. Ob zur Freiheit der Wahl auch das Recht gehört, nicht zu wählen, ist umstritten. Eine gesetzliche Wahlpflicht, wie sie z. B. in Belgien besteht, wäre zwar ein geeignetes Mittel gegen niedrige oder sinkende Wahlbeteiligungen; sie würde aber der deutschen Verfassungstradition widersprechen.

			Die Gleichheit der Wahl verlangt zum einen, dass jede Stimme gleich viel wiegt und somit den gleichen Einfluss auf das Wahlergebnis hat. In Mehrheitswahlsystemen erstreckt sich diese Forderung nur auf den Zählwert der Stimme, in den Verhältniswahlsystemen auch auf den Erfolgswert. Letzteres bedeutet, dass die Stimmen zugleich in der Mandatsvergabe Niederschlag finden und – im günstigsten Falle – alle denselben Einfluss auf die parteipolitische Zusammensetzung des Parlaments nehmen, während bei der Mehrheitswahl die für die unterlegenen Kandidatinnen und Kandidaten abgegebenen Stimmen unter den Tisch fallen. Zum anderen muss Chancengleichheit zwischen den politischen Wettbewerbern herrschen. Diese dürfen bei den Wahlrechtsregelungen, bei der Parteienfinanzierung oder beim Zugang zu den Medien also nicht einseitig bevorzugt bzw. benachteiligt werden. Für die Regierung gilt ein striktes Neutralitäts­gebot. Das wirft in der Praxis regelmäßig Abgrenzungsprobleme auf, da die Regierungsmitglieder in der parlamentarischen Demokratie ja zugleich eine bestimmte parteipolitische Richtung vertreten. 

			Geheimheit der Wahl bedeutet, dass andere Personen keine Kenntnis von der Stimmabgabe erlangen. Bei der Urnenwahl wird das durch die geschützte Wahlkabine sichergestellt, bei der Briefwahl liegt es in der Verantwortung der Wählenden selbst. In die Bundeswahlordnung wurde 2013 ein Passus aufgenommen, der das Filmen und Fotografieren mit dem Smartphone in der Wahlkabine untersagt. 

			Die Öffentlichkeit der Wahl soll gewährleisten, dass diese ordnungsgemäß und nachvollziehbar verläuft – von den Wahlvorschlägen über die eigentliche Wahlhandlung (hier in Bezug auf die Stimmabgabe durchbrochen durch das Wahlgeheimnis) bis zur Ermittlung des Wahlergebnisses. Der Grundsatz impliziert zugleich, dass die Stimmabgabe im öffentlichen Raum stattfindet und die Wahl so als öffentliches Ereignis sichtbar wird. Eine vollständige Ersetzung der Urnen- durch die Briefwahl (in herkömmlicher oder elektronischer Form) wäre daher unzulässig. Die Urnenabstimmung findet in der Bundesrepublik bei allen staatlichen Wahlen traditionell sonntags statt, wobei die Wahllokale zwischen 8 und 18 Uhr geöffnet sind. Als bevorzugter Wahlmonat bei den Bundestagswahlen hat sich der September etabliert.

			Die Gültigkeit der Wahl kann bei Verletzungen dieser Grundsätze angefochten werden. Die Wahlprüfung obliegt dem Bundestag, gegen dessen Entscheidung Beschwerde vor dem Bundesverfassungsgericht möglich ist. Auch nachgewiesene Unregelmäßigkeiten (etwa bei der Stimmenauszählung oder der Nominierung der Wahlbewerber und -bewerberinnen) machen eine Wahl nicht automatisch ungültig, sondern nur, wenn sie Auswirkungen auf die Mandatsverteilung haben. So musste – im bisher einzigen Fall – die Bürgerschaftswahl 1991 in Hamburg wiederholt werden, weil die Kandidatenaufstellung nicht ordnungsgemäß erfolgt war. Bei der Bundestagswahl 2021 kam es in einigen Berliner Wahlbezirken zu Unregelmäßigkeiten, weshalb auch hier teilweise eine Neuwahl angeordnet wurde. 

			Das Bundesverfassungsgericht hat in die Wahlrechtsregelungen immer wieder korrigierend eingegriffen. Einschneidende Folgen hatte seine Rechtsprechung im Bereich des Wahlsystems, wo es z. B. die Fünfprozentklausel auf kommunaler Ebene und bei den Europawahlen aufhob. Im NPD-Verfahren folgte das Gericht zwar nicht dem Antrag des Bundesrates, die rechtsextreme Partei zu verbieten, hielt es aber – in einer Abkehr vom bisherigen Prinzip der strikten formalen Gleichbehandlung – für rechtlich möglich, ihr die staatliche Parteienfinanzierung zu entziehen. Und 2009 erklärte es die 2005 erstmals ermöglichte Stimmabgabe per Wahlcomputer für unzulässig, weil sie die Nachprüfbarkeit der Stimmzählung nicht sicher gewährleiste. 

			Für die Parteien hat die Wahl einen langen Vorlauf. Weil die Vorschläge für die auf den Landeslisten Kandidierenden bei den zuständigen Landeswahlleitern oder -wahlleiterinnen und die Vorschläge für die Wahlkreiskandidaten bei den Wahlkreisleitern spätestens 69 Tage vor der Wahl einzureichen sind, müssen die Namen bis dahin feststehen. Die Wahlkreisbewerber werden von den Kreisverbänden häufig schon ein Jahr vor der Wahl aufgestellt. Über die Listenkandidaten entscheiden die jeweiligen Delegiertenversammlungen später, weil sie bei deren Aufstellung berücksichtigen müssen, wer in welchen Wahlkreisen bereits nominiert wurde. Den Wahlleitern obliegt die Zulassung der Einzel- und Listenkandidaturen. Ist deren Aufstellung nicht korrekt erfolgt, kann sie versagt werden. Dies war z. B. 2021 bei der Landesliste der saarländischen Grünen der Fall, die deshalb bei der Bundestagswahl nur mit der Erststimme gewählt werden konnten. 

			Der eigentliche Wahlkampf lässt sich grob in drei Phasen einteilen. Die erste Phase beginnt mit der Nominierung der Spitzenkandidaten und -kandidatinnen etwa acht bis zehn Monate vor der Wahl. In ihr wird das Wahlprogramm erarbeitet und in den Parteigremien diskutiert. Sie endet mit einem Wahlparteitag, der in der Regel vier bis fünf Monate vor der Wahl stattfindet. In der anschließenden Phase steht die Mobilisierung der eigenen Anhängerschaft im Vordergrund, die die Wahlkampfbotschaften der Partei in die Bevölkerung hineintragen soll. Sie wird von zahlreichen Veranstaltungen und Kundgebungen begleitet. Wahlplakate signalisieren den Beginn der etwa sechs bis acht Wochen dauernden »heißen« Phase. Um die nichtparteigebundenen, unentschlossenen Wahlberechtigten zu erreichen, werden hier alle Register des traditionellen Straßen- und modernen Medienwahlkampfs gezogen. Höhepunkt ist das TV-Duell der Kanzlerkandidatinnen und -kandidaten, das seit 2002 zu einem festen Bestandteil der Wahlauseinandersetzung geworden ist und 2021 erstmals als »Triell« stattfand. 

			Um die Durchführung der Wahlen nach demokratischen Grundsätzen gewährleisten zu können, wurden während der Coronapandemie 2020 und 2021 einige parteien- und wahlgesetzliche Regelungen angepasst. Bei Parteitagen, Vorstandssitzungen und den für die Kandidatennominierung zuständigen Delegiertenversammlungen entfiel das Präsenzerfordernis – sie konnten jetzt ganz oder teilweise digital durchgeführt werden. Für die Kandidatennominierung sowie die Wahl der Vorsitzenden und Vorstandsmitglieder führte man die Möglichkeit der Briefwahl ein – eine Wahl auf elektronischem Wege kam hier wegen der verfassungsrechtlichen Hindernisse weiterhin nicht infrage. Die Verfassungsgerichte erlegten es den Parlamenten überdies auf, die Hürden bei der Zulassung von Personen und Listen abzusenken. Bei den Landtagswahlen in Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und in Sachsen-Anhalt, die im März bzw. Juni 2021 stattfanden, wurde von den Ländern Vorsorge getroffen, diese im Bedarfsfall als ausschließliche Briefwahl durchzuführen, was sich dann jedoch erübrigte.

			Keine Mehrheit fand der Vorstoß der baden-württembergischen Grünen für die Einführung einer universellen Briefwahl. Bei dieser müssten die Wahlberechtigten ihre Briefwahlunterlagen nicht mehr eigens beantragen – sie würden zusammen mit der Wahlbenachrichtigung automatisch mitgeschickt. Bei Abstimmungen auf kommunaler und Landesebene ist dies auch unter normalen Bedingungen heute bereits üblich (z. B. in Hamburg). Nachdem die Briefwahl im Zuge der Coronakrise ihren bisherigen Ausnahmecharakter endgültig verloren hat, wird eine Debatte über ihre rechtliche Ausweitung nach dem Ende der Pandemie kaum zu vermeiden sein. 

			Wahlsystem

			Das Wahlsystem ist Teil des umfassenderen Wahlrechts. Es regelt, wie die Wählerinnen und Wähler ihre Kandidaten- oder Parteipräferenzen in Stimmen ausdrücken und wie diese Stimmen anschließend in Mandate, das heißt Parlamentssitze, übertragen werden. Drei Bereiche bzw. Aspekte sind hier vor allem relevant: die Wahlkreiseinteilung, die Kandidatur- und Stimmgebungsformen und die Stimmenverrechnung.

			An Wahlsysteme werden unterschiedliche Funktionserwartungen herangetragen. Einerseits sollen sie im Sinne des Repräsentationsziels dafür Sorge tragen, dass die in der Gesellschaft vorhandenen Meinungen und Interessen im Parlament annähernd spiegelbildlich (proportional) vertreten sind, andererseits die Bildung einer regierungsfähigen Mehrheit ermöglichen. Die Bundesrepublik hat sich (im Bund wie in den Ländern) für ein Verhältniswahlsystem entschieden, das dem erstgenannten Ziel Vorrang einräumt. Um eine übermäßige Zersplitterung der parlamentarischen Kräfteverhältnisse zu vermeiden, wird der Proporz allerdings durch eine Sperrklausel (Fünfprozenthürde) beschränkt. Damit soll die Mehrheitsbildung erleichtert werden. Für die Berechnung der Sitzzuteilung wird seit der Bundestagswahl 2009 das Sainte-Laguë/Schepers-Verfahren angewandt.

			Ein weiteres Ziel der Wahlsysteme besteht darin, neben der partei­politischen auch die personelle Zusammensetzung der Parlamente beeinflussen zu können. Das Bundestagswahlsystem trägt dem Rechnung, indem es zwischen Wahlkreis- und Listenkandidaturen unterscheidet. 299 der (regulär) 598 Abgeordneten werden in bevölkerungsmäßig etwa gleich großen Wahlkreisen direkt gewählt (Direktmandate). Das Mandat gewinnt, wer die meisten Stimmen erhält. Die restlichen Abgeordneten ziehen über die Landeslisten in den Bundestag ein. Die Reihenfolge der Personen ist hier von den Parteien vorgegeben. Gewinnt eine Partei mindestens drei Direktmandate, zieht sie entsprechend ihrem Zweitstimmenanteil in das Parlament ein, auch wenn dieser unterhalb von fünf Prozent liegt (Grundmandatsklausel). 

			Bei der Wahl gibt es zwei Stimmen. Die auf dem Wahlzettel links angeordneten Erststimme gilt dem Wahlkreisabgeordneten, die rechts stehende Zweitstimme der Partei. Dabei können die Stimmen »gesplittet« werden, indem man z. B. mit der Erststimme für den Direktkandidaten der Partei A votiert, die Zweitstimme aber auf die Partei B entfällt. Der Anteil der Wählenden, der von dieser Möglichkeit Gebrauch macht, ist seit der Einführung des Zweistimmensystems im Jahre 1953 nahezu kontinuierlich gestiegen. Seinen Höhepunkt erreichte er mit 27,3 Prozent 2017, bevor er bei der Bundestagswahl 2021 wieder leicht zurückging (24,9 Prozent).

			Abb. 2: Stimmensplitting bei Bundestagswahlen in Prozent
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			Quelle: Bundeswahlleiter

			Die hälftige Aufteilung der Wahlkreis- und Listenmandate birgt das Missverständnis, das deutsche Wahlsystem sei eine Mischung von Mehrheits- und Verhältniswahl. Tatsächlich richtet sich der Mandatsanteil der Parteien aber ausschließlich nach dem Ergebnis der Zweitstimmen. Das Wahlgesetz spricht daher zu Recht von einer »mit einer Personenwahl verbundenen Verhältniswahl«. Nachdem feststeht, wie viele Sitze jede Partei insgesamt erhält, werden die direkt gewählten Abgeordneten auf diesen Anteil angerechnet. Dass die ausschlaggebende Bedeutung der Zweitstimme einem erheblichen Teil (rund 40 Prozent) der Wahlberechtigten nicht geläufig ist, dürfte vor allem auf die irreführende Benennung »Erst- und Zweitstimme« zurückzuführen sein. Dem Wahlsystem mangelt es insofern an Verständlichkeit.

			Die Verbindung von Wahlkreis- und Listenmandaten zieht noch ein anderes gravierendes Problem nach sich: die mögliche Entstehung von Überhangmandaten. Gewinnt eine Partei mehr Direktmandate, als ihr nach dem Anteil der Zweitstimmen zustehen, darf sie diese Mandate behalten. Der sich aus dem Zweitstimmenergebnis ergebende Proporz wird dadurch verzerrt. Überhangmandate werden deshalb als Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz kritisiert. Eine Partei oder Parteienkoalition könne mit ihrer Hilfe eine Mehrheit der Sitze erlangen, ohne gleichzeitig über die Mehrheit der Stimmen zu verfügen.

			Abb. 3: Stimmzettel zur Bundestagswahl
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			Waren die Überhangmandate bis zur deutschen Einheit nur sporadisch angefallen, hat sich ihre Zahl seither deutlich erhöht. Sie entstehen vor allem, wenn der Zweitstimmenanteil der stärksten Partei durch die Konkurrenz der übrigen Parteien auf 30 oder unter 30 Prozent gedrückt wird, sie bei den Erststimmen aber einen sicheren Vorsprung vor der zweitstärksten Partei behält. Die hohe Zahl an Direktmandaten, die sie damit erlangen kann, ist dann durch das Zweitstimmenergebnis wahrscheinlich nicht mehr gedeckt. 

			Das Bundesverfassungsgericht, das sich mit dem Problem mehrfach be­­fassen musste, erklärte die Überhangmandate in einem 2013, kurz vor der seinerzeitigen Bundestagswahl ergangenen Urteil bis zu einer – auf 15 – festgelegten Grenze weiterhin für zulässig. Die Parteien verzichteten aber darauf, diesen Spielraum auszuschöpfen, und einigten sich stattdessen darauf, die Überhangmandate durch Zusatzmandate vollständig auszugleichen. Im Bemühen um eine perfekte Lösung schossen sie freilich über das Ziel hinaus: Die 2013 beschlossene Neuregelung führte dazu, dass für ein einzelnes Überhangmandat unter Umständen ein Vielfaches an Ausgleichsmandaten benötigt wird. Der Bundestag wuchs daher bei den folgenden Wahlen über seine reguläre Sollgröße von 598 Abgeordneten 

			Abb. 4: Überhang- und Ausgleichsmandate bei Bundestagswahlen
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			Quelle: Bundeswahlleiter

			hinaus deutlich an. 2017 lag die Zahl der durch die Überhänge zusätzlich anfallenden Mandate bereits bei 111, 2021 sogar bei 138. 

			Öffentlicher Druck und die Mahnungen der Bundestagspräsidenten Norbert Lammert und Wolfgang Schäuble, diesen Zustand zu korrigieren, stießen bei den Parteien auf wenig Gehör. Erst im Oktober 2020, also ein knappes Jahr vor der nächsten Bundestagswahl, konnten sich die Regierungsparteien Union und SPD auf eine Neufassung einigen, die den Namen »Reform« allerdings nicht ansatzweise verdiente. Einerseits waren die darin enthaltenen »Dämpfungsmaßnahmen« ungeeignet, ein weiteres Anwachsen des mit 709 Abgeordneten schon zuvor übergroßen Parlaments zu verhindern. Andererseits rückte das Gesetz von einem zentralen Element des 2013 erzielten Kompromisses – dem vollständigen Proporz – ab, indem es künftig drei Überhangmandate ausgleichsfrei stellte. Neben AfD und Linken verweigerten ihm deshalb auch Grüne und FDP die ­Zustimmung. 

			Ob das Gesetz verfassungspolitisch und verfassungsrechtlich Bestand ha­­ben wird, ist zweifelhaft. Dies gilt zumal, als die von ihm erhoffte »Dämpfung« der Vergrößerung nicht eintrat und der Bundestag 2021 auf die Rekordgröße von 736 Abgeordneten noch weiter anschwoll. Damit könnte auch der zweite, über das Jahr 2021 hinausreichende Teil der Novelle zur Disposition stehen, der eine Absenkung der Zahl der ­Direktmandate auf 280 ab der Bundestagswahl 2025 vorsieht. Sämtliche Berechnungen zeigen, dass das bei Weitem nicht ausreichen wird, um wieder in die Nähe der 598 Sitze zu kommen. Die vom Bundestag im April 2021 eingesetzte Reformkommission, die vier Monate später erstmals zusammentrat, hat sich nach der Bundestagswahl 2021 neu konstituiert. Laut dem Gesetzesbeschluss vom Oktober 2020 soll sie sich mit »Fragen des Wahlrechts« befassen und dazu Empfehlungen erarbeiten. Als weitere Gegenstände sind die Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre, die Dauer der Wahl­periode, die Modernisierung der Parlamentsarbeit, eine mögliche Amtszeitbegrenzung der Bundeskanzler und die gleichberechtigte Repräsentanz von Frauen und Männern auf den Kandidatenlisten aufgeführt. 

			Von wissenschaftlicher Seite liegen für eine Reform des Wahlsystems zahlreiche Vorschläge auf dem Tisch. Die meisten Stimmen raten zu einer starken Reduzierung des Anteils der Direktmandate auf ein Drittel oder ein Viertel. Überhangmandate könnten dann praktisch nicht mehr entstehen, womit auch die Ausgleichsmandate entfielen. Dagegen wird meistens zweierlei eingewandt. Zum einen sei ein kompletter Neuzuschnitt der Wahlkreise erforderlich und zum anderen würden die Wahlkreise erheblich vergrößert und deren »Pflege« durch die Abgeordneten damit erschwert. Beides erscheint übertrieben. Ein Neuzuschnitt wäre auch bei einer geringeren Reduzierung der Direktmandate geboten. Und das Wahlkreisargument übersieht, dass diese nicht nur von den direkt gewählten, sondern ebenso von den Listenabgeordneten betreut werden. Im Internetzeitalter müssen diese auch nicht immer zwingend vor Ort weilen, um ­persönliche Anliegen zu klären. 

			Ein anderer Vorschlag setzt bei den direkt gewählten Abgeordneten an. Er sieht vor, nicht mehr jedes errungene Direktmandat zu vergeben. Fallen Überhangmandate an, wird eine gleich hohe Zahl von Direktmandaten – diejenigen mit den bundes- oder landesweit schlechtesten Ergebnissen – gestrichen. Gegen den Vorschlag regen sich grundsätzliche demokratische Bedenken. Wer gewinnt, sollte auch das Mandat erhalten. Zu seinen Gunsten wird vorgebracht, dass im heutigen Sechsparteiensystem häufig bereits ein Stimmenanteil von 30 Prozent oder weniger genüge, um die relative Mehrheit in einem Wahlkreis zu erringen. Auflösen oder Abmildern ließe sich das Problem, wenn man die personengebundenen Mandate getrennt nach Parteien über eine Liste zuteilen würde. Das böte zugleich die Chance, zu einem Einstimmensystem zurückzukehren. Der Nachteil wäre allerdings, dass dann nicht mehr jeder Wahlkreis sicher im Bundestag vertreten wäre. 

			Das Zweistimmensystem besteht auf der Bundesebene seit 1953. Bei der ersten Bundestagswahl 1949 fielen die im Wahlkreis abgegebene Personenstimme und die Parteienstimme noch zusammen. Dies hatte den Vorteil, dass sich die Wählenden über die Wichtigkeit der Stimmen und die damit verbundene Funktionsweise des Wahlsystems keine Gedanken machen mussten. Das Zweistimmensystem barg und birgt demgegenüber nicht nur ein Verständnisproblem (dem man durch eine Umbenennung der missverständlichen Bezeichnungen »Erst- und Zweitstimme« vergleichsweise leicht abhelfen könnte). Es stellt auch mit Blick auf die personelle Zusammensetzung des Parlaments keinen Gewinn dar, da der Anreiz der Parteien, überzeugendes und zugkräftiges Personal in den Wahlkreisen aufzustellen, anders als häufig angenommen, vermindert wird, wenn die Wählenden mit der wichtigeren Zweitstimme auf eine andere Partei ausweichen können. 

			Eine weitere Reformbaustelle des Wahlsystems stellt die Fünfprozenthürde dar. Im Unterschied zur kommunalen und europäischen Ebene, wo sie von den Verfassungsgerichten gekippt wurde, bleibt die Sperrklausel in Ländern und Bund bisher weithin unbestritten, obwohl sie auch hier unter Legitimationsdruck gerät. Einerseits bewährt sie sich nicht mehr so gut in der ihr zugedachten Funktion, eine übermäßige Zersplitterung des Parteiensystems zu verhindern und so die Regierungs- und Koalitionsbildung zu erleichtern. Und andererseits nehmen ihre unerwünschten Nebenwirkungen zu, weil in der sich ausdifferenzierenden Parteienlandschaft der Hürde immer mehr Stimmen zum Opfer fallen. Bei der Bundestagswahl 2013 erreichte der Anteil der im Parlament nicht repräsentierten Stimmen einen Rekordwert von 15,6 Prozent. Mögliche Abhilfen wie die Absenkung der Hürde oder die Einführung einer »Ersatzstimme« wurden von den Parteien bisher nicht ernsthaft erwogen. Dasselbe gilt für die Abschaffung der in der Wissenschaft fast unisono als gleichheitswidrig erachteten Grundmandatsklausel.

			Blendet man vom Wahlsystem auf das weiter gefasste Wahlrecht über, konzentrieren sich die Reformansätze auf das Wahlalter und auf die Repräsentation von Frauen. Beim Wahlalter tritt eine Mehrheit der Parteien inzwischen dafür ein, die in einigen Ländern bereits vorgenommene Absenkung auf 16 Jahre auch für den Bund zu übernehmen. Lediglich die Unionsparteien konnten sich zu diesem Schritt bisher nicht durchringen, der verfassungsrechtlich nach einhelliger Auffassung unbedenklich wäre. Anders verhält es sich mit dem Versuch, eine Quotierung des Frauenanteils in den Parlamenten verbindlich vorzuschreiben. Entsprechende Paritätsregelungen in den Wahlgesetzen Thüringens und Brandenburg wurden von den dortigen Landesverfassungsgerichten als Verstoß gegen die Wahlgleichheit und Satzungsfreiheit der Parteien zurückgewiesen. Auch aus verfassungspolitischer Sicht scheint die Frage berechtigt, ob die Bemühungen um eine bessere Repräsentation von Frauen (und anderen zu wenig vertretenen Bevölkerungsgruppen) nicht zuerst bei den Parteien ansetzen sollten. Wo sich diese selbst strenge Quotenregelungen verordnet haben, liegt der Frauenanteil in den Parlamenten bereits heute zum Teil deutlich höher als der Frauenanteil unter den Mitgliedern. Gemessen daran wären die Frauen sogar überrepräsentiert. 

			Wahlen auf den verschiedenen politischen Ebenen

			In der Bundesrepublik wird vergleichsweise häufig gewählt. Das liegt zum einen am Vorhandensein einer zweiten staatlichen Ebene neben dem Bund, zum anderen daran, dass auf der kommunalen Ebene die Vertretungen getrennt von den Bürgermeistern und Landräten bestellt werden. Für die Letzteren ist dabei – wenn es für eine absolute Mehrheit nicht reicht – ein zweiter Wahlgang vorgesehen. Zusammen mit den Wahlen zum Europäischen Parlament summiert sich das zu sechs Urnengängen in einer Zeitspanne von fünf Jahren. Im Schnitt sind die Bürger und Bürgerinnen also etwa einmal pro Jahr zur Wahl aufgerufen.

			Anders als die Länder, die seit den 1970er- (Saarland und Nordrhein-Westfalen) bzw. 1990er-Jahren (alle übrigen Länder bis auf Bremen) zur fünfjährigen Wahlperiode übergegangen sind, hält der Bundestag an der vierjährigen Periode fest. In den Ländern muss die Verlängerung im Zusammenhang mit der gleichzeitig erfolgten Ausweitung plebiszitärer Verfahren gesehen werden. Für den Bund wünschen sich viele eine fünfjährige Periode auch ohne einen solchen Ausgleich. Auf der kommunalen und europäischen Ebene werden die Parlamente ebenfalls alle fünf Jahre gewählt. Die Amtsperioden der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister variieren zwischen fünf und acht Jahren.

			Verkürzungen der Wahlperioden kommen recht selten vor. Im Bund hat es in drei Fällen vorgezogene Neuwahlen gegeben, in den Ländern in 14 Fällen, davon allein fünf in Hamburg. Gemessen an der Gesamtzahl von 270 Wahlen ist das wenig. In der EU ist eine Auflösung des Parlaments nicht vorgesehen. Dasselbe gilt für die Parlamente auf der kommunalen Ebene. Die Kommunalverfassungen ermöglichen allerdings eine vorzeitige Abwahl der Bürgermeister und Landräte, die entweder von den Vertretungen oder direkt von der Bevölkerung vorgenommen werden kann.

			Bei den Wahlrechtsregelungen gibt es zwischen den verschiedenen Ebenen wenig Unterschiede, selbst die Europawahl fügt sich hier als national durchgeführte Abstimmung nahtlos ein. Differenzen bestehen im Wahlsystem. Sie betreffen vor allem die Fünfprozenthürde. Diese war ursprünglich auf allen Ebenen vorgesehen, wurde aber im Zuge der Reform der Kommunalverfassungen in den 1990er-Jahren vom Bundesverfassungsgericht für die Ratswahlen aufgehoben. Es begründete dies damit, dass die Kommunalvertretungen im Unterschied zu den Parlamenten in Ländern und Bund keine Regierung bestellen und im Amt halten müssten. Weil ihnen »lediglich« die Funktion der Gesetzgebung und Regierungskontrolle zukomme, könnten sie ein höheres Maß an parteipolitischer Zersplitterung verkraften (s. Kap. 7). Diese Argumentation wurde in zwei – noch fragwürdigeren – Urteilen später auf die Wahlen zum EU-Parlament übertragen. Durch die Streichung der Sperrklausel schert die Bundesrepublik seither aus den Bemühungen um eine Angleichung der nationalen Europawahlgesetze aus, die für alle Mitgliedstaaten eine verbindliche Hürde von mindestens zwei und höchstens fünf Prozent anstrebt.

			Um den Wahlkalender zu entzerren, wird regelmäßig über eine Zusammenlegung von Wahlterminen nachgedacht. Bei den Kommunal- und Europawahlen ist das heute schon der Fall – diese finden in den meisten Bundesländern am selben Tag statt. Nur bedingt zusammenlegungsfähig sind dagegen Bundestags- und Landtagswahlen. Ähnlich wie die Europawahlen – die einzige neben der Bundestagswahl bundesweit stattfindende Wahl – gelten die Landtagswahlen als wichtige nationale Stimmungstests, die zudem über die Zusammensetzung des Bundesrates entscheiden. Diese bundespolitische Überlagerung würde durch eine Zusammenlegung mit der Bundestagswahl ohne Not noch verstärkt. Sinnvoll wäre freilich eine stärkere Bündelung der Wahltermine bei den Landtags- und Kommunalwahlen, für die sich die Länder untereinander abstimmen müssten.

			Abstimmungen 

			Obwohl sie in allen Ländern auf der kommunalen und staatlichen Ebene vorgesehen sind (s. Kap. 6), fristen Volksabstimmungen in der Bundes­republik im Vergleich zu den Wahlen ein Schattendasein. Im Zeitraum von 1946 bis 2021 fanden in den 11 bzw. (ab 1990) 16 Ländern 93 Volksentscheide statt. In über zwei Dritteln der Fälle handelte es sich dabei um Verfassungsreferenden (23) oder obligatorische Referenden über Verfassungsänderungen (40), wobei die Letzteren überwiegend in Hessen und Bayern anfielen. Von den übrigen 30 Volksabstimmungen wurden fünf von Regierung oder Parlament ausgelöst. 25 Volksentscheide gingen auf ein in der Bevölkerung selbst angestrengtes Volksbegehren zurück. Bis auf drei Ausnahmen fanden alle Verfahren im Zeitraum seit 1990 statt.

			Unter den von oben ausgelösten Referenden stechen insbesondere die Abstimmung in Baden-Württemberg über den Bahnhofsneubau Stuttgart 21 (2011) und der Hamburger Olympia-Entscheid (2015) hervor. Von allen Abstimmungen, die nicht gleichzeitig mit einer Wahl stattfanden, verzeichneten sie mit 48,3 bzw. 50,2 Prozent zugleich die höchsten Beteiligungen. Bei den von unten ausgelösten Verfahren entfielen von den 25 Abstimmungen allein 14 auf die Stadtstaaten Hamburg und Berlin sowie Bayern. Ihnen gingen insgesamt 100 Volksbegehren voraus. Wo diese erfolgreich waren, trugen die Initiatoren zumeist auch in den Abstimmungen den Sieg davon (in 17 der 25 Fälle). Betrachtet man die gescheiterten Initiativen, wurde in sieben von acht Fällen das von der Verfassung vorgeschriebene Zustimmungsquorum nicht erreicht. Nur in einem Fall – bei der Abstimmung über die Einführung eines Wahlpflichtfaches Ethik/Religion 2009 in Berlin – fehlte es den Initianten auch an der nötigen Mehrheit.

			Blickt man von der Landes- auf die kommunale Ebene, liegt die Ge­­samtzahl der zwischen 1956 und 2021 eingeleiteten Verfahren bei etwa 8 000. Gut die Hälfte davon mündete in einen Bürgerentscheid, von denen wiederum die Hälfte erfolgreich war. In knapp 20 Prozent der Fälle entsprangen die Abstimmungen einem Ratsbegehren, in 80 Prozent einem Bürgerbegehren. Bei der Häufigkeit pro Jahr und Gemeinde liegen die drei Stadtstaaten vorne, gefolgt von Bayern und Nordrhein-West­falen. Bezogen auf die Gesamtzahl von 11 000 Kommunen in Deutschland bleibt die Praxis damit sehr überschaubar. Trotz steigender Nutzung fand, statistisch betrachtet, im gesamten Zeitraum nur in jeder dritten deutschen Kommune ein Bürgerentscheid statt. Selbst in Bayern liegt der Schnitt bei weniger als einem Bürgerentscheid pro Gemeinde. Auswertungen zeigen, dass die Zahl der Verfahren mit der Gemeindegröße zunimmt, wobei die Spitzenreiter – angeführt von München – allesamt bayerische Städte sind. 

			Wahlbeteiligung

			Deutschland gehört zu den Ländern mit einer im internationalen Vergleich hohen Wahlbeteiligung. Bei den Bundestagswahlen lag diese seit den 1950er-Jahren stets deutlich über der 80-Prozent-Marke und erreichte in den 1970er-Jahren sogar Rekordwerte von über 90 Prozent. Seither ist ein klarer Abwärtstrend feststellbar. Allerdings ist die Marke auch im bisher schlechtesten Jahr – 2009 – nie unter 70 Prozent gesunken. 2017 und 2021 war sogar wieder ein kräftiger Anstieg in der Wahlbeteiligung zu verzeichnen (um 4,7 bzw. 5,1 Punkte gegenüber dem Wert von 71,5 Prozent bei der Bundestagswahl 2013).

			Der Rückgang der Wahlbeteiligung betrifft die Landtags-, Kommunal- und Europawahlen stärker als die Bundestagswahl. Weil die Wahlberechtigten ihnen eine geringere Bedeutung beimessen, werden sie in der Wahlforschung häufig als »Nebenwahlen« apostrophiert. Bei den Landtagswahlen fällt die Beteiligung im Schnitt um gut zehn Prozentpunkte, bei den Europa- und Kommunalwahlen sogar um bis zu 30 Prozentpunkte hinter die Werte der Bundestagswahlen zurück. Auch hier ist es seit Mitte der 2010er-Jahre zu einer Trendumkehr gekommen, von der die stärker von der Bundespolitik beeinflussten Landtags- und Europawahlen mehr profitieren als die Kommunalwahlen. Bei diesen wirkt sich nachteilig aus, dass sie – wie oben gezeigt – in der Regel drei Urnengänge erfordern, womit sich fast zwangsläufig eine gewisse Wahlmüdigkeit einstellt. Ob bei einer Wahlbeteiligung von 40 Prozent oder weniger noch von einer hinreichenden Legitimation des politischen Personals und der Körperschaften gesprochen werden kann, ist zweifelhaft.

			Abb. 5: Wahlbeteiligung bei Bundestags- und Landtagswahlen in Prozent
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			Quelle: Eigene Zusammenstellung. Für die Landtagswahlen wurden Durchschnittswerte gebildet.

			Auch bei den Volksentscheiden bewegt sich die Beteiligung zumeist unter 40 Prozent. Wie die Schweiz zeigt, gilt das sogar für die nationale Ebene. Dass die Quoten hier geringer sind als bei den Wahlen, liegt in der Natur der Sache, weil die Gegenstände der Abstimmungen nicht alle in gleichem Maße betreffen oder interessieren. Ob ein Beteiligungs- oder Zustimmungsquorum vor diesem Hintergrund gerechtfertigt werden kann, ist strittig. Zur Sicherung einer Mindestlegitimation der Volksbeschlüsse sehen mit Ausnahme Bayerns und Sachsens sämtliche Länderverfassungen in der Bundesrepublik ein solches Quorum vor (s. Kap. 6). Um die Hürde zu umgehen, gibt es Bestrebungen, die Volksabstimmungen möglichst am Tag einer Bundestags- oder Landtagswahl abzuhalten. Aus demokratischer Sicht erscheint das aber genauso fragwürdig, weil dann auch diejenigen abstimmen, die sich mit der Materie vielleicht gar nicht beschäftigt haben und bei einem separaten Wahltermin vermutlich zu Hause geblieben wären. 

			Neben der absoluten Höhe der Wahlbeteiligung ist zugleich ihre soziale Repräsentativität wichtig. Drei Merkmale geraten vor allem ins Visier: Geschlecht, Alter und Schichtzugehörigkeit. Die wenigsten Probleme birgt das Geschlecht. Gab es in den 1950er-Jahren noch einen leichten Männer­überhang, ist die Wahlbeteiligung von Männern und Frauen seither nahezu identisch und entspricht ihrem Bevölkerungsanteil. Bei den Altersgruppen lassen sich dagegen deutliche Unterschiede ausmachen. Während die Wahlbeteiligung in der Gruppe der 18- bis 39-Jährigen zum Teil bis zu zehn Prozentpunkte (bei den 21- bis 24-Jährigen) unter dem Gesamtdurchschnitt liegt, gehen die 40- bis 69-Jährigen überproportional häufig zur Wahl. In der Gruppe der über 70-Jährigen sind Wähler- und Bevölkerungsanteil in etwa deckungsgleich. Bei der Bundestagswahl 2021, deren Agenda stark vom Thema Klimaschutz geprägt war, machte die Beteiligung der jüngeren Wählergruppen einen deutlichen Satz nach oben, während sie bei den mittleren und älteren Wählern stagnierte bzw. leicht zurückging. 

			Am besorgniserregendsten ist die Ungleichheit der Wahlbeteiligung in sozioökonomischer Hinsicht. Der Abstand zwischen den oberen und unteren Schichten hat sich seit Mitte der 2000er-Jahre erheblich vergrößert. So lag der Anteil derer, die 2013 der Bundestagswahl fernblieben, in der untersten Einkommensgruppe mehr als fünfmal so hoch wie in der obersten (39 gegenüber 7 Prozent). Es sind also vor allem die sozial benachteiligten Gruppen, aus denen sich der Rückgang der Wahlbeteiligung speist. Damit droht ein unseliger Teufelskreis: Bleiben die unteren Schichten weg, werden ihre Interessen von Parteien und politisch Verantwortlichen nicht (mehr) genügend berücksichtigt. Und fehlt es an der Interessenberücksichtigung, haben die Angehörigen dieser Gruppen erst recht keinen Grund (mehr), zur Wahl zu gehen.

			Die einfachste institutionelle Maßnahme, dem entgegenzuwirken, wäre eine Wahlpflicht, für die es in der Bevölkerung aber wenig Akzeptanz gibt und noch weniger einen Konsens unter den politischen Parteien. Realistischer sind Überlegungen, die auf eine Erleichterung des Wählens abzielen. Dazu könnten z. B. unkonventionelle Wahlorte dienen, die näher an der Lebenswirklichkeit der Menschen liegen, oder eine universelle Briefwahl. Die Debatte darüber ist mit dem Wiederanstieg der Wahlbeteiligung seit Mitte der 2010er-Jahre bezeichnenderweise verstummt. Bessere Chancen dürfte der Vorschlag haben, den Kreis der Wahlberechtigten durch eine Absenkung des Wahlalters auszuweiten. Dies würde zwar kurzfristig die Gesamtwahlbeteiligung senken, weil der Wahleifer in dieser Gruppe – wie gesehen – unterdurchschnittlich ausfällt. Dem muss als positiver Effekt aber ein möglicher Anstieg bzw. geringerer Rückgang der langfristigen Wahlbeteiligung gegenübergestellt werden, wenn es gelingt, mit der Erstwahl ein bleibendes Interesse der jungen Menschen an der Politik zu befördern. Die Befürworter stützen diese Hoffnung unter anderem auf die Erreichbarkeit der 16- und 17-Jährigen über die Schulen. 
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			4 Politische Kultur

			Die Demokratie ist keine rein staatliche Angelegenheit, sondern auch ein allgemeines Gestaltungsprinzip gesellschaftlicher Beziehungen. Eine autoritäre Gesellschaft könnte einen demokratischen Staat weder stützen noch dauerhaft legitimieren. Für die Stabilität eines demokratischen Gemeinwesens sind deshalb neben gut konstruierten Institutionen die demokratischen Einstellungen ihrer Bürgerinnen und Bürger sowie des Führungspersonals wichtig, also der politischen und gesellschaftlichen Eliten. Diese Einstellungen werden in der Politikwissenschaft unter den Begriff der politischen Kultur gefasst. 

			In allen einschlägigen Demokratie-Rankings – das bekannteste stammt von der Washingtoner Non-Profit-Organisation Freedom House – belegt Deutschland regelmäßig vordere Plätze. Dies gilt für die liberalen Bürgerrechte und politischen Teilhaberechte gleichermaßen. Die Bundesrepu­blik stellt auch in dieser Hinsicht das Gegenstück zur Weimarer Republik dar, die man treffend als »Demokratie ohne Demokraten« gekennzeichnet hat. Anstelle des früheren »Sonderwegs« ist eine demokratische Normalität getreten, die erst in jüngster Zeit durch demokratiefeindliche Gesinnungen und Verhaltensweisen stärker herausgefordert wird. Die davon ausgehenden Gefährdungen bleiben aber – bisher jedenfalls – hinter vergleichbaren Erscheinungen in anderen demokratischen Ländern zurück.

			In ihrer berühmten Vergleichsstudie zur politischen Kultur in fünf ausgewählten Demokratien hatten die US-amerikanischen Politikwissenschaftler Gabriel Almond und Sidney Verba Ende der 1950er-Jahre für die Bundesrepublik noch einen Überhang obrigkeitsstaatlicher Einstellungen diagnostiziert. Deutschland galt in der Begrifflichkeit der Autoren als »Untertanenkultur«, die sich in ihrer Konfliktscheu und Partizipationsfeindlichkeit von den fortgeschrittenen »Staatsbürgerkulturen« Großbritanniens oder der USA unterschied. In diesen bildeten die Wertschätzung der demokratischen Institutionen, das Bedürfnis der Bürgerschaft nach politischer Beteiligung und die Orientierung am Output, also an den Leistungen der Politik, ein gesundes Gleichgewicht. Deutschland stand demgegenüber für eine »Schönwetterdemokratie«, in der die Bevölkerung die Legitimität des politischen Systems einseitig am materiellen Wohlergehen festmachte. Das Wirtschaftswunder sorgte dafür, dass die Stabilität der zweiten deutschen Demokratie in den 1950er-Jahren wenig Anlass zur Sorge gab. Die allgemeine Distanz zur Politik, die sich in den vergleichsweise niedrigen Wahlbeteiligungen der Nachkriegszeit ausdrückte, schien kein Problem darzustellen. Sie galt im Gegenteil als Beleg, dass die Menschen mit den Verhältnissen zufrieden waren. Unter den Demokratieforschern schwang dabei auch die Erinnerung an die Weimarer Zeit mit, in der die Wahlbeteiligungen ihre höchsten Werte ausgerechnet in den Krisenjahren 1930 bis 1932 erreicht hatten.

			Der Wandel hin zu einer stärker partizipativen Kultur setzte ironischerweise just zu dem Zeitpunkt ein, als Almond und Verba ihre Untersuchung veröffentlichten. Eine wichtige Zäsur stellte die Spiegel-Affäre im Jahre 1962 dar. Sie wurde zum Signal für die Herausbildung einer kritischen Medienöffentlichkeit, die wachsende Teile der bis dahin regierungstreuen Bevölkerung einbezog. In der Folge glichen sich die Einstellungen in der Bundesrepublik den angelsächsischen Musterdemokratien rasch an. Der Generationenwechsel, die auch im Alltagsleben vollzogene Öffnung nach Westen und die »Kulturrevolution« der 68er-Bewegung führten zu einer dauerhaften Demokratisierung auf der Wert- und Verhaltensebene. Befördert wurde der Wertewandel durch die Bildungsexpansion. Trotz dieser nachhaltigen Veränderung blieben gewisse Kontinuitäten der deutschen politischen Kultur erhalten. Im Vergleich zu den angelsächsischen Ländern war das besonders an den stärker etatistisch geprägten Einstellungen ablesbar, die sich in einer breiten Akzeptanz der sozialstaatlichen Einrichtungen widerspiegelten. Während Lebensstile und Wertvorstellungen individueller wurden, dehnte der Staat seine Tätigkeit in immer größere Bereiche der Gesellschaft aus. 

			Umfragen belegen ab den 1960er-Jahren einen deutlichen Anstieg des politischen Interesses. Bezeichnete sich 1960 nur gut ein Viertel der Bevölkerung als politisch interessiert, so lag dieser Wert gegen Ende des Jahrzehnts bei etwa 45 Prozent. Der Anteil der gänzlich Uninteressierten verminderte sich unterdessen von gut 30 auf knapp 10 Prozent. Seit Anfang der 1970er-Jahre hat sich an dieser Verteilung nichts Nennenswertes geändert, sieht man von gelegentlichen zyklischen Schwankungen ab. Deutschland bewegt sich damit im europäischen Vergleich oberhalb des Durchschnitts.

			Ihren Höhepunkt erreichte die Partizipationsorientierung in den 1970er-Jahren. Nach dem Machtwechsel zur sozialliberalen Koalition kam es zu einer verschärften Polarisierung in der Innenpolitik, die ihrerseits maßgeblich auf die Ost-West-Konfrontation im Kalten Krieg zurückging. Symbolhaft markiert wurde die Frontstellung durch die von den Unionsparteien im Bundestagswahlkampf 1976 verwendete Parole »Freiheit statt Sozialismus«. Die wachsende Politisierung der Bevölkerung schlug sich in Rekordwahlbeteiligungen von um die 90 Prozent und einer Hochphase der beiden Volksparteien nieder, die in dieser Zeit ihre – gemessen am Wähleranteil und der Mitgliederquote – größte Bindungskraft erreichten (s. Kap. 5).

			Zur weitreichenden Ausschöpfung der »verfassten« gesellten sich die »nicht verfassten« oder unkonventionellen Partizipationsformen, die bis dahin nur sporadisch in Erscheinung getreten waren. Hatte sich die Studentenrevolte der »Achtundsechziger« noch gegen den Vietnam-Krieg und die autoritären Tendenzen in Staat und Gesellschaft gerichtet, so kam es ab Mitte der 1970er-Jahre zur Herausbildung einer von zahlreichen Bürgerinitiativen getragenen Umweltbewegung, deren Hauptbetätigungsfeld der Protest gegen die Kernenergie war. Aus dieser Bewegung speiste sich wiederum ein Großteil der Friedensgruppen, die kurze Zeit darauf gegen die von der Schmidt- und Kohl-Regierung gleichermaßen unterstützte Aufstellung neuer Atomwaffen durch das westliche Bündnis auf die Straße gingen.

			Eine Extremform der politischen Partizipation stellte der militante Linksterrorismus dar, der seinen blutigen Höhepunkt ebenfalls in den 1970er-Jahren erreichte. Dass die Rote Armee Fraktion (RAF) aus der 68er-Bewegung hervorgetreten war, machte die Bundesrepublik (zusammen mit Italien) zu einem Sonderfall unter den westlichen Demokratien, in denen die Studierenden gleichfalls revoltiert hatten. Zugleich wird hier der Unterschied zur späteren Umwelt- und Friedensbewegung erkennbar, die diesen Irrweg vermieden. Durch die Entstehung einer neuen Partei – der Grünen – gelang es hier sogar, den Widerstand in die Bahnen der verfassten Partizipation zu lenken.

			In den 1980er-Jahren kam die Rede von der Politikverdrossenheit in Mode. Diese war nicht mit politischer Apathie oder Desinteresse gleichzusetzen, sondern stellte in erster Linie eine Folge gestiegener ­Ansprüche dar. Während das gestiegene Bildungsniveau das Bedürfnis nach mehr und anspruchsvollerer Partizipation weckte, nahm gleichzeitig die Erwartungshaltung gegenüber der Politik und den Regierenden zu. Die Krise der repräsentativen Institutionen spiegelte sich in der nachlassenden Integrationskraft des Parteiensystems. Zugleich signalisierten die Umfragen, dass die Menschen trotz unvermindert hohem politischen Interesse immer weniger der Meinung waren, die Regierenden nähmen ihre Anliegen ernst und würden sie in den politischen Entscheidungen berücksichtigen. 

			Ambivalente Wirkungen auf die Entwicklung der politischen Kultur gingen von der deutschen Vereinigung aus. Dass der Untergang der DDR das Resultat einer basisdemokratischen Bewegung war, konnte den wachsenden Demokratieverdruss der Neubürger und -bürgerinnen nicht aufhalten. In ihm schlugen sich sowohl die Enttäuschungen über die wirtschaftlichen und sozialen Resultate des Vereinigungsprozesses nieder als auch tiefer sitzende kulturelle Minderwertigkeitsgefühle. Wie weit in der Demokratieskepsis die Erblast des SED-Staates nachwirkt, ist umstritten. Umfragen zeigen, dass die Wertvorstellungen der Ostdeutschen weiterhin stark von Elementen des sozialistischen Gesellschaftsmodells geprägt sind. Gleichheit und soziale Sicherheit werden höher geschätzt als pluralistische Vielfalt und Freiheit. Liegen die Ursachen dafür eher in der Sozialisation im alten Regime oder den als ungerecht empfundenen Verhältnissen nach der Wende? Die Wahlerfolge der postkommunistischen PDS ab Mitte der 1990er-Jahre machten deutlich, dass beides nur schwer voneinander zu trennen ist. Einerseits fehlte es den Ostdeutschen 1990 an Erfahrungen mit Freiheit und Demokratie, die sie auf die Herausforderungen eines selbstbestimmten Lebens hätten vorbereiten können. Andererseits musste es Folgen haben, wenn Menschen, die bis dahin ein sicheres Auskommen hatten, ausgerechnet in der Demokratie die soziale Leiter hinabstürzen und sich als Empfänger staatlicher Unterstützungsleistungen wiederfinden. 

			Bis heute liegt die Demokratiezufriedenheit in den ostdeutschen Ländern im Schnitt um etwa 20 Prozentpunkte niedriger als in den westdeutschen. Auffallend ist, dass der Abstand trotz zyklischer Schwankungen seit der Vereinigung praktisch unverändert geblieben ist. Die Missstimmung im Osten hat sich demnach auch auf die nachwachsende Generation übertragen, die weder die DDR- noch die Wendezeit aus eigenem Erleben kennt. Ihren sichtbarsten Ausdruck findet sie im Stimmenanteil »systemkritischer« Parteien – zunächst der PDS und späteren Partei Die Linke und seit 2013 der rechtspopulistischen AfD – sowie im Verbreitungsgrad rechtsextremer Gesinnungen, der wesentlich höher ausfällt als in der alten Bundesrepublik. Die Deutschen sind also nach dreißig Jahren immer noch nicht »ein Volk«.

			Blickt man auf das Protestaufkommen jenseits der Wahlen, so hat sich dieses auch in Westdeutschland seit den 1990er-Jahren auf hohem Niveau stabilisiert – im europäischen Vergleich wird die Bundesrepublik hier nur von Frankreich übertroffen. Charakteristisch ist ein wellenförmiger Verlauf, bei dem die Demonstrationen gegen die neu aufflammende Fremdenfeindlichkeit zu Beginn der 1990er-Jahre und der Protest gegen die Sozial- und Arbeitsmarktreformen der rot-grünen Regierung im Jahre 2004 die jeweiligen Hochphasen markierten. In den 2010er-Jahren deuteten die regelmäßig stattfindenden Aktionen gegen die Castor-Transporte, der Streit um Großprojekte wie Stuttgart 21 sowie die Occupy- und »Fridays for Future«-Bewegungen auf eine neuerliche Zunahme der Protest­ereignisse hin. Der im Umfeld von Stuttgart 21 entstandene Begriff des »Wutbürgers«, der 2010 von der Gesellschaft für deutsche Sprache zum Wort des Jahres gekürt wurde, machte deutlich, dass die Demonstrierenden dabei nicht nur dem linken Wählerspektrum entstammten.

			Eine Wende zum »rechten« Protest zeichnete sich im Zuge der Etablierung der AfD seit 2014 ab. Sie nahm ihren Ausgang in den sozialen Medien und wurde von dort auf die Straße getragen. An den von Dresden ausgehenden wöchentlichen PEGIDA-Demonstrationen – das ­Kürzel steht für »Patriotische Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes« – beteiligten sich bereits vor der Migrationskrise Zehntausende Menschen. In der Folge entstanden weitere Ableger in ost- und westdeutschen Städten sowie im europäischen Ausland. Gleichzeitig rief PEGIDA Gegendemonstrationen hervor. Die »sichtbaren« Proteste von rechts rissen auch danach nicht ab. 2020 bildeten sie einen Teil der von der »Querdenkerbewegung« organisierten Demonstrationen gegen die Coronapolitik, an denen zugleich viele (frühere) Anhänger linker Parteien oder Denkrichtungen teilnahmen. Ihnen allen gemeinsam war, dass sie sich politisch entfremdet fühlten und gegen die parlamentarische Demokratie, die Medien und die Wissenschaft ein großes Misstrauen hegten. 

			Laut einer 2019 – also im Jahr vor der Coronapandemie – durchgeführten Umfrage war schon im Frühjahr 2019 nur noch eine Minderheit der Wahlberechtigten mit dem Funktionieren der Demokratie in Deutschland zufrieden. Wie lässt sich dieser besorgniserregende Befund erklären? Die Daten zeigen, dass es vor allem die sozial schlechter Gestellten sind, die der real existierenden Demokratie nichts oder wenig abgewinnen können. Sie sind die Hauptleidtragenden einer Entwicklung, die den Zusammenhalt der Gesellschaft in ökonomischer wie kultureller Hinsicht zunehmend geschwächt hat. Diesen Eindruck teilen heute auch viele von denen, die selbst nicht auf der Schattenseite stehen. 

			Soziologen beschreiben den seit den 1950er-Jahren beobachteten Prozess der Auflösung vormals identitätsstiftender Milieus und Gruppenbindungen mit dem Begriff der Individualisierung. Fiel der Beginn dieser Entwicklung in die Hochzeit der klassischen Industriegesellschaft, so haben sich die mit ihr einhergehende Pluralisierung und Fragmentierung der Gesellschaft im Übergang vom Industrie- zum Wissenszeitalter nochmals beschleunigt und verschärft. In der Sozialgeschichte wird von einer in den 1970er-Jahren einsetzenden, etwa drei Jahrzehnte währenden Umbruchphase gesprochen, an die sich mit dem Boom der New Economy, dem Siegeszug des Internets und der rasch voranschreitenden Globalisierung eine weitere Phase gesellschaftlicher Umwälzungen unmittelbar angeschlossen habe. Für beide Phasen sei kennzeichnend, dass sie eine wachsende Zahl von Menschen hinterließen, die sich als Verlierer der Modernisierungsprozesse wähnten und/oder es tatsächlich waren.

			Abb. 6: Demokratiezufriedenheit 2019
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			Wie ökonomische, kulturelle und politische Faktoren in diesen ­Prozessen zusammenwirken, bleibt in der Literatur umstritten. Die Theorien des postmaterialistischen Wertewandels und die Mehrzahl der Parteienforscher gehen davon aus, dass wertebezogene Fragen in der »spätmodernen« Gesellschaft wichtiger geworden seien als die klassischen Verteilungsfragen, wobei der Rechtspopulismus häufig als Reaktion auf die linksliberale Identitätspolitik interpretiert wird. Dabei gerät außer Acht, dass die Verteilungskonflikte im Zuge des nachlassenden wirtschaftlichen Wachstums seit den 1970er-Jahren ebenfalls größer geworden sind. Im Unterschied zu früher gibt es heute allerdings nicht mehr den einen großen »Klassenkonflikt«, sondern eine Vielzahl von mittelgroßen, sich zum Teil überlappenden verteilungspolitischen Auseinandersetzungen – zwischen Steuerzahlern und Empfängern staatlicher Leistungen, sicheren und prekären Arbeitsverhältnissen, wirtschaftsstarken und wirtschaftsschwachen ­Regionen, der jungen und der älteren Generation –, bei denen die Interessen der verschiedenen Gruppen immer weniger Übereinstimmungspunkte aufweisen. Auch der Umwelt- und Klimaschutz ist trotz seiner Werte­basiertheit primär ein verteilungspolitisches Thema, da er – je nach Bereich unterschiedlich weitreichende – staatliche Eingriffe in das Marktgeschehen erfordert. 

			Hinzu kommt, dass sich eine genaue Trennlinie zwischen ökonomischen und Wertefragen häufig gar nicht ziehen lässt, da beide eng mit­einander verwoben sind. Am deutlichsten zeigt sich das beim wohl wichtigsten gesellschaftspolitischen Thema: der Migration. Wertebezogene Auseinandersetzungen über die kulturelle Zugehörigkeit der Zuwanderer verquicken sich hier mit Verteilungskonflikten um Löhne und staatliche Leistungen, die vor allem das untere Drittel oder Viertel der Bevölkerung, aber auch die um ihren Abstieg fürchtenden Mittelschichten betreffen. Dies gilt zumal, als der Wohlfahrtsstaat durch den globalen Wettbewerb – dessen Benachteiligte er eigentlich schützen soll – selbst unter Druck gerät.

			Die Vertrauenskrise der Demokratie ist so betrachtet in erster Linie eine Folge der sinkenden Output-Legitimation. Dass darunter auch die Input-Legitimation – also die Zufriedenheit mit Institutionen und politischen Akteuren – leidet, liegt auf der Hand. Als Urheber der Entscheidungen werden diese von den Wahlberechtigten für die mangelnde Übereinstimmung des Regierungshandelns mit den Wählerpräferenzen – in der Demokratieforschung als Responsivität bezeichnet – verantwortlich gemacht. Gleichzeitig weisen sie in puncto Interessenberücksichtigung und Repräsentativität unleugbare Schwächen auf, die sich vor allem im Bedürfnis nach mehr Mitwirkungsmöglichkeiten ausdrücken. Auf der Prioritätenliste ganz oben steht hier die direkte Demokratie.

			Was der Einschnitt der Coronapandemie für die gesellschaftliche, wirtschaftliche und politische Entwicklung bedeutet, wird man vermutlich erst mit einigem zeitlichen Abstand genauer abschätzen können. Mit Blick auf die politische Kultur traten manche Eigenheiten durch das Krisenereignis klarer hervor. Obwohl sich eine Mehrheit der Bevölkerung hinter die Regierungspolitik stellte und viele sogar noch härtere Maßnahmen verlangten, gab es einen beträchtlichen Kreis von Gegnern. Zu diesen gehörten nicht nur populismusaffine Coronaleugner und Anhänger von Verschwörungserzählungen, sondern zugleich ganz »normale« Bürger. Charakteristisch für deren Protest war das rigorose Pochen auf die eigenen, individuellen Freiheitsrechte. Dass diese auch Pflichten einschließen – etwa jene, sich zum Aufbau einer Herdenimmunität impfen zu lassen –, wurde verdrängt. Das deckt sich mit der zuvor konstatierten Verstärkung von Individualisierungs- und Fragmentierungstendenzen. In der Bundesrepublik liegt ein weiterer Grund darin, dass durch die starke Betonung der Rechts- und Verfassungsstaatlichkeit der Sinn für die gemeinwohlorientierten »repu­blikanischen« Werte generell zu wenig ausgeprägt bzw. zurückgegangen ist. Für die Entwicklung der politischen Kultur wäre es wünschenswert, beides wieder in ein gesünderes Gleichgewicht zu ­bringen. 
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			5 Politische Repräsentation und Willensbildung

			Parteiendemokratie und Parteienstaat

			Die Charakterisierung der Bundesrepublik als Parteiendemokratie ist unstrittig. Parteiendemokratie heißt, dass den Parteien im politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess eine herausragende Rolle zukommt. Als genuin politische Organisationen sind sie die klassische Vermittlungsinstanz zwischen Staat und Gesellschaft. Das Grundgesetz verbürgt diese Rolle in Artikel 21. Der Begriff der Parteiendemokratie hat eine Innen- und eine Außenseite. Die Innenseite bezeichnet den inneren Zustand der Parteien, von dem der Politologe Ernst Fraenkel einmal gesagt hat, dieser entscheide über den Zustand der Demokratie insgesamt. Die Außenseite manifestiert sich im Parteienwettbewerb, dessen Intensität an der Häufigkeit und den politischen Folgen der durch Wahlen herbeigeführten Regierungswechsel bemessen werden kann.

			Im Spannungsverhältnis zur Parteiendemokratie steht der Parteienstaat, bei dem sich häufig auch negative Assoziationen einstellen. Hier schwingt der Vorwurf mit, dass die Parteien ihre Herrschaft zum Schaden des Gemeinwesens auch auf solche Bereiche der Gesellschaft und des Staates ausdehnten, in denen sie nichts zu suchen hätten. Aus ihrer Mitwirkungsfunktion an der politischen Willensbildung, wie Artikel 21 bescheiden formuliere, sei in Wahrheit ein Monopol geworden. Wertfrei verwendet, beschreibt der Begriff des Parteienstaates ein System, in dem Parteien und Staat in ihren Strukturen eng miteinander verflochten sind. Drei Bereiche der Verflechtung lassen sich vor allem unterscheiden: die personelle, die rechtliche und die finanzielle. In all diesen Merkmalen erfüllt die Bundes­republik die Merkmale eines »starken« Parteienstaates. 

			Die personelle Verflechtung bezieht sich auf die Rekrutierung des politischen Personals der zentralen wie »peripheren« Regierungsorgane (Parlament, Regierung, Staatsoberhaupt, Verfassungsgericht) sowie die Besetzung der staatlichen bzw. öffentlichen Ämter in den nachgelagerten und/oder politikferneren Bereichen der Verwaltung, Justiz, ­Rundfunkanstalten und öffentlichen Unternehmen. Für die Besetzung der dortigen ­Positionen nach Parteizugehörigkeit hat sich der auf Max Weber zurückgehende Begriff der »Ämterpatronage« eingebürgert. Je nach Stoßrichtung gilt es, zwischen Herrschafts- und Versorgungspatronage zu unterscheiden. Herrschaftspatronage dient der Macht- und Loyalitätssicherung, hilft den Parteien also, ihre politischen Ziele durchzusetzen. Im Bereich der zentralen Regierungsinstitutionen, wo die Parteien sich auf ein Wahlmandat berufen können, ist diese Form der Patronage nicht nur funktional, sondern auch legitim. Dies gilt bis hinunter zu den leitenden Positionen der Ministerialbürokratie und obersten Regierungsbehörden, die den durch Wahlen erworbenen Regierungsauftrag umsetzen sollen. Es gilt dagegen nicht im Bereich der Justiz oder öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, wo die Vergabe der Ämter an Gefolgsleute dazu führen kann, dass die Gewaltenteilung unterminiert wird. 

			Grundsätzlich noch weniger legitimierbar erscheint die zweite Spielart, die Versorgungspatronage. Denn sie hat lediglich die Funktion, »verdiente« Parteimitglieder mit einem Posten zu belohnen (»Parteibuchwirtschaft«). Für die Parteienstaatskritik stellen solche Versorgungsfälle ein gefundenes Fressen dar, während die überzeugten Anhänger der Parteiendemokratie sie eher als unvermeidbares Übel betrachten. Ein klares Urteil scheitert oft daran, dass legitime Herrschafts- und illegitime Versorgungspatronage miteinander einhergehen. Darüber hinaus lassen sich Patronagefälle nur selten eindeutig identifizieren, weil die Postenvergabe in einer rechtlichen Grauzone stattfindet. Gerade das erleichtert es freilich, die Parteipolitik unter Generalverdacht zu stellen und die Patronage als allgemeines Handlungsmuster zu unterstellen.

			Wie stark ist die personelle Verflechtung in den verschiedenen Bereichen ausgeprägt? Im Bereich der politischen Wahlämter ist das Monopol der Parteien total. Das gilt allerdings nur für die staatliche Ebene. Hier bleiben nicht parteigebundene Einzelkandidaturen in den Wahlkreisen durchweg chancenlos, während das Recht, Listenvorschläge einzureichen, ohnehin ausschließlich den Parteien zusteht. In den Kommunen haben dagegen neben den Parteien die freien Wählergemeinschaften einen festen Platz. Auf sie entfällt seit den 1990er-Jahren rund ein Drittel der Mandate – mit steigender Tendenz. Parteilose Bürgermeisterkandidaturen stellen ebenfalls keine Seltenheit dar.

			Auch die Regierungsmitglieder werden in Bund und Ländern fast ausnahmslos aus den Parteien rekrutiert. Da für ein ­Ministeramt kein Abgeordnetenmandat notwendig ist und das Bestellungsrecht allein bei den Regierungschefs liegt, bleiben Seiteneinstiege möglich. Die Bundes­republik kennt dafür eine Reihe von prominenten Beispielen, etwa Roman Herzog oder Rita Süssmuth. Der letzte Fall eines parteilosen Ministers liegt mit Werner Müller, der in der ersten Amtsperiode der rot-grünen Bundesregierung das Wirtschaftsressort übernahm, mittlerweile allerdings schon über zwanzig Jahre zurück. 

			Blickt man auf die Ministerialbürokratie, ist die Tendenz zur politischen Verwaltung unübersehbar. Zum einen erstreckt sich der Personalaustausch nach Regierungswechseln über den engeren, bis zur Abteilungsleiterebene hinunterreichenden Kreis der politischen Beamten hinaus zunehmend auch auf die mittleren und unteren Verwaltungsränge. Die dort sitzenden Bediensteten sind zwar ebenfalls zur Loyalität verpflichtet, können aber im Unterschied zu den politischen Beamten nicht vorzeitig in den Ruhestand versetzt werden. Und zum anderen hat sich der Anteil der Parteimitglieder auf der Leitungsebene seit den 1970er-Jahren von 30 auf 60 Prozent verdoppelt. Dennoch kann von einer Verdrängung der Sachkompetenz und Überformung der Verwaltung durch die Parteipolitik nicht die Rede sein. In den politikferneren Bereichen der Justiz, der Rundfunkanstalten und der öffentlichen Unternehmen lässt sich sogar eine rückläufige Tendenz beobachten, weil die Patronage hier vermehrt auf Widerstand stößt oder ihr im Zuge von Personalabbau und Privatisierung ganz der Boden entzogen ist. 

			Die rechtliche Einbindung der Parteien in den Staat ist in Deutschland unter allen verfassungsstaatlichen Demokratien wahrscheinlich am stärksten ausgeprägt. Grundlagen bilden hier neben der Verfassung selbst zunächst das Parteiengesetz mit der dort geregelten Parteienfinanzierung, sodann die Wahlgesetze, die Rundfunkgesetze, die die Mitwirkung der Parteien in den Aufsichtsgremien regeln, die Geschäftsordnungen der Parlamente mit den dort geregelten Rechten der Fraktionen und – nicht zuletzt – die Verfassungsrechtsprechung. Hinzu kommen die Satzungen der Parteien selbst, in denen neben dem Organisationsaufbau unter anderem die Verfahren der Kandidatenaufstellung normiert werden. Eine wichtige Rolle kommt des Weiteren dem Verfassungsprozessrecht zu – bei Parteienverbots- und sonstigen Organstreitverfahren. Der Ultima Ratio eines Parteienverbots vorgelagert sind die Möglichkeiten einer geheimdienstlichen Beobachtung von Parteien, die in den Verfassungsschutzgesetzen des Bundes und der Länder festgelegt sind. Last, but not least gilt es die Regelungen auf europäischer Ebene zu beachten (EU-Vertrag und -Grundrechtecharta sowie Europäische Menschenrechtskonvention).

			Ausgangspunkt der Verrechtlichung und Hauptgrund für die im internationalen Vergleich auffällige Regulierungsdichte ist das Grundgesetz, das die Parteien in den Rang von verfassungsrechtlichen Institutionen erhoben hat. Die drei zentralen Bestimmungen des »Parteienartikels« 21 – das Gebot innerparteilicher Demokratie, die Möglichkeit des Verbots verfassungswidriger Parteien als Ausdruck der wehrhaften Demokratie und die Pflicht der Parteien, Herkunft und Verwendung ihrer Mittel offenzulegen – gehen unmittelbar auf die Erfahrung der NS-Diktatur zurück. Ihre Konkretisierung erfolgte im 1967 verabschiedeten Parteiengesetz. Daneben tritt als weiterer, im Grundgesetz nicht ausdrücklich geregelter, aber verfassungsrechtlich anerkannter ungeschriebener Grundsatz die aus der »Parteienfreiheit« des Artikels 21 abgeleitete Chancengleichheit, die besonders für das Wahlrecht Bedeutung erlangt. 

			Um Wahlkämpfe zu bestreiten und ihre Organisationen zu unterhalten, brauchen die Parteien Geld. Über die eigenen Mittel (aus Mitgliedsbeiträgen und Spenden) hinaus tragen auch Zuwendungen aus der Staatskasse zur Finanzierung bei. Die Kofinanzierung durch den Staat entspricht dem Doppelcharakter der Parteien als gesellschaftliche und staatliche Institutionen. Die Zuwendungen können direkt oder mittelbar erfolgen. Letzteres gilt z. B., wenn Mitgliedsbeiträge oder Spenden steuerlich begünstigt werden. Eine staatliche Parteienfinanzierung gibt es in der Bundesrepu­blik erst seit den 1960er-Jahren. Dass ihre Einführung so lange verschleppt wurde, lag an der CDU/CSU, die ihr undurchsichtiges Finanzsystem vor gesetzlichen Regelungen schützen wollte. Dessen Spätfolgen zeigten sich in der CDU-Parteispendenaffäre zu Beginn der 2000er-Jahre. 

			Plänen für eine breit angelegte staatliche Finanzierung schob das Bundesverfassungsgericht 1966, also noch vor Inkrafttreten des Parteiengesetzes, einen Riegel vor, indem es lediglich die Erstattung von Wahlkampfkosten für zulässig erklärte. Seine Begründung lautete, dass die politische Meinungs- und Willensbildung grundsätzlich »staatsfrei« bleiben müsse. Sie wurde erst mit dem Parteienfinanzierungsurteil von 1992 durch das realitätsnähere Prinzip der »Staatsferne« ersetzt, das die allgemeine Staatsfinanzierung fortan ermöglichte, ihr aber zugleich strikte Grenzen auferlegte. Die staatlichen Zuwendungen dürfen danach nicht höher sein als die selbst erwirtschafteten Einnahmen der Parteien (relative Obergrenze) und auch eine bestimmte Gesamtsumme nicht überschreiten (absolute Obergrenze). Gleichzeitig sind sie an die gesellschaftliche Verankerung der Parteien geknüpft, wobei die Wahlergebnisse, die Summe der Mitgliedsbeiträge und das Spendenaufkommen als Verteilungskriterien dienen. 

			Die Auswirkungen des Urteils waren zweischneidig. Auf der einen Seite stellte es eine angemessene Balance zwischen den gesellschaftlichen Funktionen der Parteien und ihrer Rolle im Staat her, die als Basis der direkten staatlichen Parteienfinanzierung bis heute trägt. Auf der anderen Seite ermunterte es die Parteien zur verstärkten Nutzung anderer Finanzierungsquellen, bei denen gesetzliche Regeln fehlten und eine verfassungsgerichtliche Kontrolle nur rudimentär existierte. Unter die indirekte staatliche Parteienfinanzierung fallen z. B. die Abgaben von Mandatsträgern, die als »Parteisteuern« offiziell bei den Mitgliedsbeiträgen mitgezählt werden und die deren Anteil dadurch künstlich in die Höhe treiben, die Finanzierung des Mitarbeiterstabs der Abgeordneten, die Zuschüsse an die Frak­tionen, die Steuerbegünstigung von Spenden und Mitgliedsbeiträgen sowie – als größter Posten – die Zuwendungen an die parteinahen Stiftungen, soweit sie in die Schulung und Weiterbildung des politischen Personals fließen. Summiert man all diese Mittel, so lag der staatliche Finanzierungsanteil bereits Ende der 1990er-Jahre mit annähernd 80 Prozent weit über der vom Bundesverfassungsgericht 1992 als zulässige Obergrenze festgelegten 50-Prozent-Marge.

			Mit der direkten staatlichen Parteienfinanzierung ist das Karlsruher Gericht zurzeit erneut beschäftigt, da Grüne, Linke und FDP gegen die von der Großen Koalition unmittelbar nach ihrem Regierungsantritt 2018 vorgenommene Erhöhung der absoluten Obergrenze von 165 auf 190 Millionen Euro Klage eingereicht haben. Der Überraschungscoup erfolgte auf Drängen der durch ihre schlechten Wahlergebnisse finanziell arg gebeutelten SPD. Begründet wird er von den Parteien mit den gestiegenen Ausgaben, die sich durch die Digitalisierung beim Datenschutz und der Kommunikation sowie durch neue Beteiligungsformen wie Mitglieder­befragungen ergäben. Bei beidem handelt es sich um Folgen des Organisationswandels der Parteien. Ob das Verfassungsgericht den Mehrbedarf anerkennt, bleibt abzuwarten. Nach seinen eigenen strengen Maßstäben würde das voraussetzen, dass die Parteien ansonsten ihre Funktionsfähigkeit nicht weiter aufrechterhalten könnten.

			Auch die relative Obergrenze ist in jüngster Zeit wieder verstärkt ins Gerede gekommen, weil sie die Parteien zu fantasiereichen Strategien ermuntert, ihre eigenen Einnahmen zu steigern. Das skurrilste Beispiel ist der von der AfD ab 2014 betriebene Goldhandel, der durch eine Neuregelung der staatlichen Zuschüsse im Parteiengesetz 2015 unterbunden wurde. Ebenfalls durch die AfD von Neuem aufgebracht wurde die Umgehung der Transparenzpflicht durch getarnte Parteispenden an einzelne Wahlbewerber. Nachdem sich Union und SPD aus Anlass der sogenannten Maskenaffäre 2021 darauf verständigt haben, direkte Spenden an Abgeordnete generell zu verbieten, scheint auch das gelöst. Keine Einigung konnte dagegen bisher über die Einführung einer jährlichen Obergrenze für Parteispenden sowie über die vor allem von der SPD geforderte ­Verschärfung der Nebentätigkeitsregelungen für Abgeordnete erzielt werden. Die Union verlangt hierfür im Gegenzug eine Beendigung der Medienbeteiligungen, die die SPD über ihre parteieigene Druck- und Verlagsgesellschaft unterhält. Ein weiterer nicht geregelter Bereich der versteckten Spendenfinanzierung stellen die in den letzten Jahren immer stärker angestiegenen Sponsoring-Einnahmen der Parteien dar, die in den Rechenschaftsberichten bislang nur als Sammelposten ausgewiesen sind.

			Tab. 6: Mittel aus der staatlichen Teilfinanzierung der Parteien 2020

			
				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Bundestagsparteien

							(in Millionen €)

						
							
							Sonstige Parteien

							(in €)

						
					

				
				
					
							
							SPD

						
							
							54,4

						
							
							Freie Wähler

						
							
							1 995 649

						
					

					
							
							CDU

						
							
							53,7

						
							
							ÖDP

						
							
							1 284 601

						
					

					
							
							Grüne

						
							
							25,6

						
							
							Die Tierschutzpartei

						
							
							1 017 779

						
					

					
							
							FDP

						
							
							15,7

						
							
							Die Partei

						
							
							783 939

						
					

					
							
							CSU

						
							
							15,2

						
							
							Piraten

						
							
							441 964

						
					

					
							
							Die Linke

						
							
							14,2

						
							
							Volt

						
							
							377 536

						
					

					
							
							AfD

						
							
							11,8

						
							
							NPD

						
							
							370 633

						
					

					
							
							
							
							Bayernpartei

						
							
							190 844

						
					

					
							
							
							
							BVB/Freie Wähler

						
							
							124 714

						
					

					
							
							
							
							LKR

						
							
							117 513

						
					

					
							
							
							
							SSW

						
							
							88 663

						
					

					
							
							
							
							Familie

						
							
							59 005

						
					

					
							
							
							
							Tierschutz hier!

						
							
							25 979

						
					

					
							
							
							
							Graue Panther

						
							
							21 383

						
					

					
							
							
							
							Tierschutzallianz

						
							
							15 275

						
					

					
							
							Summe

						
							
							190,6

						
							
							
							6 915 477

						
					

					
							
							Gesamt

						
							
							ca. 197,5 Millionen € (absolute Obergrenze)

						
					

				
			

			Die Differenz zur gesetzlich festgelegten Obergrenze von 190 Millionen € entspricht dem jährlich vorgenommenen Inflationsausgleich.
Quelle: Deutscher Bundestag 

			Als heikel erweist sich in diesem Zusammenhang, dass die Kontrolle der Parteifinanzen dem Bundestag bzw. genauer: der Bundestagsverwaltung obliegt, die über das Vorliegen von Verstößen und damit zugleich über Sanktionen und Strafzahlungen zu entscheiden hat. Dass diese oftmals sehr milde ausfallen, verwundert kaum, sind es doch die Parteien selbst, die die Mitglieder des Bundestagspräsidiums stellen. Hinzu kommt, dass die Beamten bei Missständen grundsätzlich nicht selbst ermitteln. Sie bleiben also darauf angewiesen, dass andere – Rechnungshöfe oder Staatsanwaltschaften – dies für sie tun. Kritische Stimmen halten es deshalb für geboten, der Bundestagsverwaltung die Zuständigkeit für die Überwachung der Parteienfinanzierung zu entziehen und sie einer neuen unabhängigen Behörde zu übertragen. Vorbild könnten die Datenschutzbeauftragten sein.

			Neben dem laufenden Anpassungsbedarf bestehender Regelungen stehen Parteiendemokratie und Parteienstaat zugleich vor neuartigen Herausforderungen bzw. werden mit der Wiederkehr überwunden geglaubter Probleme konfrontiert. In die erste Kategorie fällt die Digitalisierung. Durch sie verändern sich die Organisationsformen der Parteien nachhaltig. Dies betrifft nicht nur die Kommunikation und Wahlkampfführung, sondern auch den Organisationsaufbau im klassischen Sinne. Das Parteiengesetz, das sich an einem vertikalen demokratischen Legitimationsmodell und am Territorialprinzip ausrichtet, geht daran aktuell noch vorbei. Um die z. B. von der SPD geplanten »digitalen Ortsvereine« einführen und mit Leben füllen zu können, müssten seine Regelungen für die dazu erforderlichen Satzungsänderungen geöffnet werden. 

			Auch in anderen Rechtsbereichen stellt die Digitalisierung die Geltung bisheriger Regelungen infrage. Bemächtigen sich die ­Regierungen im Rahmen ihrer Öffentlichkeitsarbeit der neuen ­Kommunikationsformen, ist die im parlamentarischen System ohnehin unklar verlaufende Trennlinie zwischen staatlichen und Parteifunktionen noch schwerer zu ziehen. Besonders gravierend sind die Probleme, die sich aus den Manipulationsmöglichkeiten im Netz mit Blick auf den demokratischen Willensbildungsprozess und das Prinzip der Chancengleichheit ergeben. Diese erfordern Rechtsanpassungen auf zahlreichen Gebieten – vom Rundfunkrecht über das Wettbewerbs- und Kartellrecht bis hin zum Datenschutz –, die sich über die nationale Ebene hinaus zugleich auf die europäische Ebene erstrecken müssten. 

			Zu den überwunden geglaubten Problemen gehört das Wiedererstarken demokratiefeindlicher Kräfte. Wie geht man mit einer in Teilen rechtsextremistischen Partei wie der AfD um, die demokratische und verfassungsstaatliche Prinzipien versteckt oder offen negiert? Die rasche Etablierung ist der AfD auch dank der immensen Ressourcen gelungen, die ihr auf allen Ebenen des parteienstaatlichen Systems zufließen. Um sie in ihrer Außenseiterrolle nicht ohne Not aufzuwerten, müssen die etablierten Parteien jeden Anschein vermeiden, sie wollten die unliebsame Konkurrenz bei der Inanspruchnahme dieser Ressourcen gleichheitswidrig benachteiligen. Dasselbe gilt für die Handhabung informeller Proporzregeln. So wenig verlangt werden kann, jede nominierte Person automatisch mitzutragen, so unangebracht wäre es, deren Wahl an Bedingungen zu knüpfen, die über die Akzeptanz der Person selbst hinausgehen. Gleichzeitig muss es aber möglich bleiben, Personen aus ihren Ämtern zu entfernen, wenn sie gegen demokratische Prinzipien verstoßen.

			Genauso große Fallstricke birgt der Einsatz repressiver Mittel, die von der geheimdienstlichen Beobachtung über den Ausschluss von der Parteienfinanzierung bis hin zur Ultima Ratio des Parteienverbots reichen. Wie das zweimal gescheiterte Verbotsverfahren gegen die NPD gezeigt hat, ergibt sich hier ein Dilemma: Sind die demokratiefeindlichen Kräfte zu schwach, braucht man sie mit diesen Mitteln nicht zu bekämpfen. Sind sie zu stark, kann man sie mit den Mitteln nicht (mehr) bekämpfen. Dennoch sollte man den Beitrag der im Grundgesetz eingebauten Sicherungsmechanismen für die Aufrechterhaltung der Stabilität nicht unterschätzen. Wie viel Weitblick der Verfassungsgeber gerade auf dem Gebiet des Parteienrechts bewiesen hat, machen die heftigen Querelen deutlich, die allein die Ankündigung ihrer Beobachtung durch den Verfassungsschutz innerhalb der AfD ausgelöst hat. Dasselbe gilt für die Regeln der Parteifinanzierung und das Gebot innerparteilicher Demokratie. Indem sie das mangelnde Rechtsstaatsverständnis der Rechtspopulisten bloßlegen und die Geschlossenheit ihres Auftritts gefährden, sorgen diese Vorkehrungen mit dafür, dass das Wählerpotenzial der AfD hierzulande mittelfristig geringer bleiben dürfte als das anderer vergleichbarer Parteien in Europa. 

			Die Entwicklung des Parteiensystems

			Es ist etwas in Vergessenheit geraten, dass das Parteiensystem, das sich mit der ersten Bundestagswahl 1949 herauskristallisierte, noch weitgehend in der Tradition von Weimar stand. Auf der linken Seite war es bei der Spaltung zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten geblieben und auf der rechten Seite bildete sich eine Reihe von rechtsextremen, regionalistischen und Interessenparteien, sodass insgesamt ein komplexes Vielparteiensystem entstand. Die entscheidenden Bedingungen des Neuanfangs waren damals jedoch bereits gelegt. Sie bestanden erstens in der Machtverschiebung innerhalb des linken Spektrums durch den raschen Niedergang der später verbotenen KPD, zweitens in der Überwindung der historischen Spaltung des Liberalismus durch Gründung der FDP und drittens in der Neuerfindung der CDU/CSU als einer überkonfessionell angelegten bürgerlichen Sammlungspartei. 

			Die Überwindung des konfessionellen Konflikts wurde durch die Bevölkerungsstruktur erleichtert, die sich in der westdeutschen Bundesrepublik zu etwa gleichen Teilen aus Katholiken und Protestanten zusammensetzte. Dennoch war der Prozess alles andere als ein Selbstgänger. Das Zusammenwachsen der kulturell fremden Milieus basierte auf einem ausgeklügelten Proporzsystem, dessen Handhabung der Union großes organisatorisches Geschick abverlangte. Zusammen mit ihren Erfolgen als Regierungspartei und der 1953 vorgenommenen Einführung der bundesweiten Fünf-Prozent-Sperrklausel gelang es den Christdemokraten auf dieser Basis, die verbliebenen Konkurrenten im Mitte-rechts-Lager aufzusaugen. Davon ausgenommen blieb lediglich die FDP, die sich als kirchenferner Gegenpol zur CDU/CSU auf der kulturellen Konfliktlinie ihre Existenzberechtigung bewahrte.

			Die Ära des stabilen Zweieinhalbparteiensystems währte knapp zwei Jahrzehnte, ehe ausgangs der 1970er-Jahre ein neues »postmaterialistisches« Paradigma die Etablierung der Grünen als vierter Partei nach sich zog. Charakteristisch für den Wertewandel war zum einen, dass er sich weniger an sozialstrukturellen als an Einstellungs- und Lebensstilmerkmalen festmachte. Zum anderen modifizierte das Umweltthema, aus dem sich der Gegensatz Materialismus – Postmaterialismus speiste, die bestehenden kulturellen und ökonomischen Konfliktlinien. Als Katalysator für die Umweltbewegung erwies sich die Wirtschaftspolitik des damaligen Bundeskanzlers Helmut Schmidt, die ganz dem traditionellen Wachstumsdenken verpflichtet blieb. Ob eine ökologisch aufgeschlossenere SPD das Aufkommen der Grünen hätte verhindern können, ist jedoch fraglich. Dagegen spricht nicht nur der habituelle und ideologisch-programmatische Graben, der beide Seiten damals trennte, sondern auch der Umstand, dass grüne Parteien zeitgleich in vielen anderen westeuropäischen Ländern entstanden. 

			Dennoch stellte die Etablierung der neuen Partei alles andere als eine Selbstverständlichkeit dar. Der lange Weg der Grünen war von vielen Rückschlägen und Häutungsprozessen begleitet. Zunächst eine radikale Protestpartei, standen die Neuankömmlinge rasch vor der Frage, ob sie zur Übernahme von Regierungsverantwortung bereit sein würden. Nachdem sie 1983 in den Bundestag eingezogen waren, kam es 1985 zur ersten Koalition mit den Sozialdemokraten auf Landesebene (in Hessen), der zahlreiche weitere rot-grüne Bündnisse folgten. Der Wahlsieg von SPD und Grünen bei der Bundestagswahl 1998 ging auch darauf zurück, dass es Letzteren gelungen war, die FDP ab Mitte der 1990er-Jahre vom angestammten dritten Platz im Parteiensystem zu verdrängen. Diese Position konnten die Grünen während ihrer siebenjährigen Regierungszeit ab 1998 behaupten. Die innerparteiliche Entwicklung spiegeln die äußeren Erfolge nur zum Teil. Existenzbedrohende Gefahren für die Grünen gingen weniger davon aus, dass andere Parteien deren ökologisches Gedankengut übernahmen, als davon, dass die Grünen sich ihrerseits den anderen Parteien annäherten. Dies führte zu harten internen Auseinandersetzungen, die sie mitunter bis an den Rand des Abgrunds brachten. Gemessen an diesen Zerreißproben wirken die heutigen programmatischen und richtungs­politischen Konflikte der Partei eher harmlos. 

			Die unverhofft möglich gewordene deutsche Vereinigung bescherte der Bundesrepublik 1989/90 eine nochmalige Erweiterung ihres Parteien­systems in Gestalt der postkommunistischen Partei des Demokratischen Sozia­lismus (PDS). Auch hier wurde später die These vertreten, dass deren Fortleben hätte verhindert werden können, wenn die Sozialdemokratie bereit gewesen wäre, sich in der Wendezeit für die Mitglieder der SED zu öffnen. Tatsächlich hat es eine solche Option nie gegeben. Nachgetrauert wurde ihr dennoch, weil die PDS entgegen den ursprünglichen Erwartungen nicht aus dem Parteiensystem verschwand, sondern ab der zweiten Runde der Wahlen in den neuen Ländern von Erfolg zu Erfolg eilte. Indem sie sich als Interessenvertreterin der Ostdeutschen stilisierte, profitierte die Partei massiv von den materiellen und mentalen Enttäuschungen, die der Vereinigungsprozess hinterließ. Mit der PDS hielt also eine regionale Spaltungslinie in das Parteiensystem Einzug, die durch ökonomische und kulturelle Konflikte gleichermaßen unterfüttert wurde. Die Folge war ein Auseinanderdriften der Parteienlandschaft: Während die Postkommunisten im Osten zu CDU und SPD aufschließen konnten, blieben sie im Westen mit Stimmenanteilen um die ein Prozent ­marginalisiert. 

			Mit der Entstehung der gesamtdeutschen Linkspartei trat die Entwicklung des deutschen Parteiensystems ab 2005 in eine weitere Phase. Der Übergang von der Viereinhalb- zur Fünfparteienstruktur wurde möglich, nachdem sich in den alten Ländern 2005 eine Abspaltung von der SPD gebildet hatte und diese mit der ostdeutschen PDS zur Partei Die Linke fusionierte. Die Gründung der Wahlalternative Arbeit und soziale Gerechtigkeit (WASG) erfolgte aus Protest gegen die von der rot-grünen Bundesregierung unter Kanzler Gerhard Schröder betriebenen Arbeitsmarkt- und Sozialreformen. Ihr lagen also keine neuen Konfliktlinien zugrunde, sondern die Kritik, dass sich die Sozialdemokratie von ihrer traditionellen Position auf der ökonomischen Achse zu weit entfernt habe. Symbolhaft markiert wurde dies durch die Person des früheren SPD-Vorsitzenden Oskar Lafontaine, dessen Übertritt zur WASG eine wesent­liche Voraussetzung für den Erfolg der Partei in den alten Bundesländern darstellte.

			Auch nach dem Abgang Lafontaines musste die Linke um ihre Position als fünfte Partei nicht fürchten. Das organisatorische Fundament der im Osten bestens vernetzten PDS und die neue Aktualität der Verteilungsfragen gaben ihr gute Chancen, auf dem 2009 erreichten Niveau zu verharren. Die gleichzeitige Bedienung des regionalistischen und sozialökonomischen Konflikts versprach eine stabile Wählerkoalition, obwohl die Partei durch die Westausdehnung ihre reine Ostidentität verlor. Dennoch geriet das Projekt der gesamtdeutschen Linken in den 2010er-Jahren ins Stocken. War die Linke 2011 in sieben von zehn Landtagen der alten Bundesrepublik vertreten, ist sie es heute (2022) nur noch in drei (Bremen, Hamburg und Hessen). Droht die Partei damit in die Rolle zurückzufallen, die sie ab 2005 eigentlich überwinden wollte, nämlich die einer Regionalpartei des Ostens? Dagegen spricht das vergleichsweise gute Abschneiden bei den Bundestagswahlen, wo die Stimmen im Westen schon 2009 und 2013 mehr als die Hälfte zum Gesamtergebnis beitrugen. 2017 waren es sogar fast zwei Drittel, was nicht zuletzt daran lag, dass die Linke im Osten massiv an die AfD verlor. 2021 stürzte die Partei auch im Westen ab und fiel bundesweit erstmals unter die Fünfprozenthürde. 

			Warum es in der Bundesrepublik so lange gedauert hat, dass sich mit der AfD eine rechtspopulistische Partei im Parteiensystem festsetzen konnte, bleibt in gewisser Weise eine Rätselfrage. Fragmentierungstendenzen des rechten Lagers mündeten zwar schon in den 1980er-Jahren in eine – bis heute anhaltende – »dritte Welle« des Rechtsextremismus.1 Auf ihr zogen die 1983 als Abspaltung von der CSU entstandenen Republikaner (REP) dreimal, die 1987 gegründete Deutsche Volksunion (DVU) des Münchener Verlegers Gerhard Frey achtmal und die NPD viermal in Landesparlamente ein. Von einem Durchbruch auf der nationalen Ebene blieben aber alle genannten Parteien weit entfernt.

			Ein Grund für diese Schwäche lag in ihrem Extremismus, der auf viele Wähler abschreckend wirkte und die Entwicklung einer populistischen Strategie der Wähleransprache vereitelte. Allerdings blieb in der Bundesrepublik auch ideologisch gemäßigteren Gruppierungen, die eine solche Strategie ausprobierten, der Erfolg versagt. Weder gelang der Versuch, eine bereits bestehende Partei auf rechtspopulistische Pfade zu führen, den man dem verstorbenen FDP-Politiker Jürgen Möllemann unterstellt hat. Noch waren Neugründungen wie die Hamburger Statt-Partei, der Bund Freier Bürger oder die Schill-Partei in der Lage, ihre Anfangserfolge zu wiederholen und über die regionale Ebene hinauszutragen. 

			Aus der vergleichenden Forschung weiß man, dass es in der Regel einer Initialzündung, eines »populistischen Moments« bedarf, um solche Parteien oder Bewegungen hervorzubringen. Bei der AfD war es die Finanz- und Eurokrise, die das »Gelegenheitsfenster« für eine neue EU-kritische Partei öffneten. Deren programmatische Kernforderungen – kontrollierte Auflösung der Währungsunion und Absage an eine weitere Vertiefung des europäischen Integrationsprozesses – eigneten sich bestens, um daran eine breitere rechtspopulistische Plattform anzudocken, die die Gegnerschaft zum Establishment (als Wesenselement des Populismus) mit Antiposi­tionen in der Zuwanderungsfrage und anderen Bereichen der Gesellschaftspolitik verknüpfte.

			Mehrere Umstände kamen der AfD dabei zugute. Erstens konnte sie an verschiedene Vorgängerorganisationen anschließen, die von der aufgelösten eurokritischen Partei Bund Freier Bürger über die Initiative Soziale Marktwirtschaft bis hin zum konservativen Kampagnennetzwerk Zivile Koalition ihrer heutigen Abgeordneten Beatrix von Storch reichten. Auch die Sarrazin-Debatte im Jahre 2010 dürfte geholfen haben, das Terrain für den Rechtspopulismus zu ebnen. Zweitens öffneten die seit 2009 zusammen regierenden bürgerlichen Parteien Union und FDP durch ihren programmatischen Kurs und ihr Regierungshandeln Nischen. Während die Liberalen nach dem knapp ausgefallenen Mitgliederentscheid für die Rettungspolitik als euroskeptische Stimme ausfielen, gab die CDU unter Angela Merkels Führung hergebrachte Positionen in der Familien- und Gesellschaftspolitik reihum auf. Und drittens profitierte der Neuling davon, dass er ein bürgerlich-seriöses Auftreten pflegte und seine prominenten Überläufer ausnahmslos aus den Reihen von Union oder FDP stammten; auch in der Politologie stufte man die vom Hamburger Wirtschaftsprofessor Bernd Lucke, einem früheren CDU-Mitglied, gegründete Partei zunächst eher als »rechtsliberal bzw. -konservativ« und noch nicht als »rechtspopulistisch« ein.

			Der Rechtsruck der AfD wurde dadurch begünstigt, dass nach den erfolgreich verlaufenen Bundestags- und Europawahlen im Spätsommer 2014 drei Landtagswahlen in Ostdeutschland anstanden, bei denen die Partei deutlich besser abschnitt als im Westen. Die Landesverbände fassten das als Bestätigung ihrer Linie auf, die bisherige Fixierung auf das Eurothema zugunsten einer breiteren rechtspopulistischen Plattform zu überwinden. Lucke stemmte sich vergeblich gegen die Radikalisierung, durch die sich die Sogwirkung der AfD im rechtsextremen Lager verstärkte. Seinen Nachfolgern Frauke Petry und Jörg Meuthen sollte es ähnlich ergehen. Auch sie zogen sich wegen des zunehmenden Rechtsrucks 2017 und 2021 aus der Partei bzw. deren Führung zurück.

			In der Folge bildete sich ein labiles Machtgleichgewicht zwischen den gemäßigten und extremen Kräften heraus, das die innere Entwicklung der AfD lähmte, ihr bei den Wahlen aber zunächst nicht schadete. Dass sie ab 2015 deutlich zulegte und mit 12,6 Prozent der Stimmen 2017 sicher in den Bundestag einzog, verdankte sich vor allem der Migrationskrise. 2021 ging der Stimmenanteil vor allem wegen des schwachen Abschneidens in den westlichen Bundesländern um 2,3 Punkte auf 10,3 Prozent zurück. Das erneut zweistellige Ergebnis machte aber zugleich deutlich, dass die AfD inzwischen über ein stabiles Fundament an Stammwählern verfügt, das ihre parlamentarische Existenz zumindest mittelfristig sichern wird.

			Blickt man auf die allerjüngste Entwicklung (seit 2018), fallen vor allem der Niedergang der beiden Volksparteien und der Aufstieg der Grünen ins Auge. Während der Wähleranteil der SPD seit der Bundestagswahl 1998 um mehr als die Hälfte zurückging, überwanden die Grünen ab 2018 in den Umfragen erstmals für längere Zeit die 20-Prozent-Marke. Neben einer überzeugenden personellen Neuaufstellung an der Spitze zahlte sich dabei ihr Regierungswille aus, den sie in den – an der FDP gescheiterten – »Jamaika«-Verhandlungen nach der Bundestagswahl 2017 demonstriert hatten. Gleichzeitig profitierte die Partei vom Bedeutungsgewinn des Klimaschutzthemas, das im Zuge der »Fridays for Future«-Proteste auf der Agenda der wichtigsten innenpolitischen Probleme jetzt ganz nach oben rückte. Gemessen an den dadurch geweckten Erwartungen, blieb das Ergebnis von 14,6 Prozent bei der Bundestagswahl 2021 enttäuschend. Dort waren die Grünen zum ersten Mal mit einer eigenen Kanzlerkandidatin – der Ko-Parteivorsitzenden Annalena Baerbock – angetreten. 

			Lenkt man den Blick von den einzelnen Parteien zurück auf die Makro­ebene des Parteiensystems, stechen drei wichtige Strukturmerkmale ins Auge: die Fragmentierung, die Polarisierung und die Muster der Koalitionsbildung. Die Fragmentierung eines Parteiensystems wird in der Parteienforschung üblicherweise mit dem Index der effektiven Parteien gemessen. Dieser berücksichtigt neben der Zahl der Parteien auch deren Größenverhältnisse.2 Zeichnet man die Entwicklung des bundesdeutschen Parteiensystems anhand des Indexes in einer Kurve auf, ergibt sich ein u-förmiger Verlauf. Die Vielparteienstruktur von 1949 bewegte sich in den 1950er-Jahren rasch auf ein hoch konzentriertes Zweieinhalbparteien­system zu, bevor in den 1980er-Jahren eine neue, bis heute anhaltende Pluralisierungsphase einsetzte. Durch die Wählerwanderung von den großen zu den kleineren Parteien stieg die Zahl der effektiven Parteien bei der Bundestagswahl 2009 gegenüber 2005 noch einmal stark an und erreichte fast den Rekordwert der ersten Bundestagswahl 1949; 2013 ging der Wert trotz des Hinzutretens der AfD wieder zurück, bevor er 2017 die Marke von 1949 erstmals überbot.

			Abb. 7: Fragmentierung des Parteiensystems auf Bundesebene
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			Quelle: Niedermayer 2020: 8, aktualisierte Fassung 

			Hauptindikator der Fragmentierung ist die nachlassende Mobilisierungskraft der beiden großen Parteien, die bei der Bundestagswahl 2009 zusammen erstmals weniger Stimmen auf sich vereinigten als 1949 (56,8 gegenüber 60,2 Prozent). 2013 stieg der Wert wieder auf 67,2 Prozent, bevor er bei den Bundestagswahlen 2017 und 2021 auf neue Tiefstände von 53,4 bzw. 49,8 Prozent sank. Noch eindrucksvoller sind die Zahlen, wenn man sie zu den Wahlberechtigten in Beziehung setzt, also die rückläufige Wahlbeteiligung einbezieht. Konnten Union und SPD in der Hochzeit der Stabilität des Parteiensystems in den 1970er-Jahren mehr als 80 Prozent der Stimmen auf sich vereinigen, waren es 2009, 2017 und 2021 nur noch halb so viel. (2013 war der Wert auf 48,1 Prozent zwischenzeitlich etwas angestiegen.) 

			Der abnehmende gesellschaftliche Rückhalt spiegelt sich zugleich in der Mitgliederentwicklung. Besaßen 1990 noch 2,4 Millionen Menschen in der Bundesrepublik ein Parteibuch, war ihre Zahl 2021 mit 1,2 Millionen auf die Hälfte gesunken. Die von der DDR geerbten Mitgliederbestände der SED/PDS, Ost-CDU und LDPD hatten nach der deutschen Einheit zu einem Allzeithoch geführt, das aber durch massenhafte Austritte rasch abgebaut wurde. Betrachtet man die Entwicklung seit den 1990er-Jahren, sind vom Rückgang am meisten die beiden Volksparteien betroffen (von der Union aber nur die CDU). So verlor die SPD allein im Zeitraum zwischen 2001 und 2021 mehr als ein Drittel und die CDU mehr als ein Viertel ihrer Mitglieder. Unter den kleinen Parteien litten wiederum die Linke und die CSU unter den Verlusten stärker als die FDP. Die einzige Partei (außer der neu entstandenen AfD), die einen kräftigen Mitgliederzuwachs verbuchte, waren die Grünen. Sie überschritten 2020 erstmals die 100 000er-Marke und konnten ihren Anteil im Vergleich zu den 1990er- und 2000er-Jahren damit mehr als verdoppeln. 

			Abb. 8: Bindungskraft der Volksparteien
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			Gemeinsamer Stimmenanteil von CDU/CSU und SPD in Prozent, bezogen auf die Zahl der Wahlberechtigten
Quelle: Eigene Zusammenstellung

				Abb. 9: Mitgliederentwicklung der Parteien
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			Quelle: Geschäftsstellen der Parteien

			Auf lange Sicht sind vor allem drei Faktoren für den Abstieg der Volksparteien verantwortlich: die Erosion der sie tragenden gesellschaftlichen Milieus, die schrumpfende Verteilungsmasse und die mit dem sozialstrukturellen und Wertewandel einhergehende Pluralisierung der sozioökonomischen und -kulturellen Konflikte. 

			Die Erosion der Milieus hat einen quantitativen und einen qualitativen Aspekt. Einerseits nimmt die Größe der Wählergruppen ab, die eine traditionell enge Wählerbindung zu den Volksparteien aufweisen. Bei der Union betrifft dies vor allem die kirchengebundenen Christen, bei der SPD die Arbeiterschaft. Andererseits werden auch innerhalb dieser Gruppen die Parteibindungen schwächer. Konnten sich zu Beginn der 1980er-Jahre noch über 80 Prozent der Wahlberechtigten mit einer der Parteien identifizieren, ist dieser Wert seither auf etwa 60 Prozent zurück­gegangen. 

			Ein wesentlicher Erfolgsfaktor für die Volksparteien in den 1950er- und 1960er-Jahren war das stetige und hohe Wirtschaftswachstum, das einen Ausbau des Sozialstaats ermöglichte und alle gesellschaftlichen Gruppen am Wohlstand partizipieren ließ. In den 1970er-Jahren ging diese »goldene Ära« zu Ende. Wachstumseinbrüche und die zunehmende finanzielle Überbeanspruchung des Staates machten es fortan schwieriger, die Interessenunterschiede innerhalb der Gesellschaft ökonomisch zu überbrücken. Hinzu kam, dass Teile der Gesellschaft – unter dem Einfluss des »postmaterialistischen« Wertewandels – jetzt auch grundsätzliche Zweifel am Wachstums­paradigma hegten. 

			Die Volksparteien sahen sich durch diese Entwicklung zusehends überfordert, die ihnen programmatisch einen immer breiteren Spagat abverlangte. Die Logik der Stimmenmaximierung führte dazu, dass sie die wachsenden Ausgaben mit Schulden finanzierten, statt der Bevölkerung die gebotenen Kürzungen zuzumuten. Gleichzeitig wollten sie die Negativfolgen des wirtschaftlichen Wachstums bekämpfen, ohne die Grundlagen des Wachstums selbst zu gefährden. Die Probleme wurden durch ihre Politik folglich nur verschoben, sodass sie sich in den 1990er-Jahren umso geballter entluden. Weil die Globalisierung der Finanzmärkte die Möglichkeiten einer nachfrageorientierten Vollbeschäftigungspolitik drastisch einschränkte, musste der Sozialstaat jetzt mit harten Einschnitten auf der Angebotsseite saniert werden, die in vorhandene Besitzstände eingriffen. Gleichzeitig gerieten die Löhne durch den sich verschärfenden interna­tionalen Standortwettbewerb unter Druck. Beides unterminierte den sozialen Konsens, der den Erfolg des Volksparteienmodells bis in die 1980er-Jahre hinein begründet hatte. 

			Parallel zur neuen Brisanz der Verteilungskonflikte, bei denen sich die Grundpositionen der Marktfreiheit und staatlichen Intervention (im Sinne sozialer Gerechtigkeitsziele) traditionell als rechte und linke Pole gegenüberstehen, kam es auch in kultureller Hinsicht zu einer verstärkten Polarisierung. Anstelle der bis dahin dominierenden religiösen bzw. konfessionellen Spaltungslinie trat eine neue Pluralität von Orientierungen und Lebensstilen, in der liberal-progressive und konservativ-autoritäre Werthaltungen die jeweiligen Pole bildeten. Aus diesem Gegensatz gingen ab den 1970er-­Jahren im linken Spektrum die Grünen und ab den 1980er-Jahren im rechten Spektrum die neuen rechtspopulistischen Parteien hervor.

			Durch das Hinzutreten der neuen Konkurrenten müssen die schrumpfenden Volksparteien die Auseinandersetzung jetzt nach mehreren Seiten führen – gegenüber der anderen Volkspartei, den in die Mitte gerückten Grünen und der FDP sowie den Randparteien. Verschärft wird das Pro­blem, weil Union und SPD infolge der veränderten Mehrheitskonstella­tionen gleichzeitig dazu verdammt sind, immer häufiger gegen ihren Willen entweder miteinander oder mit einer Partei aus dem »anderen« Lager zu koalieren. Dies zwingt sie zu Kompromissen, die ihr Profil noch unkenntlicher machen und sie von der eigenen Anhänger- und Wählerschaft weiter entfremden.

			Abb. 10: Konfliktlinien im deutschen Parteiensystem
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			Quelle: Eigene Darstellung

			Koalitionsbildung und Koalitionspolitik

			Mit dem Parteiensystemwandel haben sich die bis Mitte der 2000er-Jahre gültigen Modalitäten der Koalitions- und Regierungsbildung gravierend verändert. Arithmetische und politische Faktoren spielen dabei zusammen. Einerseits fällt es den potenziellen Koalitionspartnern in der sich auffächernden und polarisierenden Parteienlandschaft schwerer, zusammen die notwendigen Mehrheiten zu erreichen. Und andererseits sind die Parteien untereinander nicht gleichermaßen bereit, Koalitionen einzugehen. Die Ablehnung kann einseitig sein oder auf Gegenseitigkeit beruhen. In der Parteienforschung bezeichnet man dies als koalitionspolitische Segmentierung. 

			Aus demokratischer Sicht hat die komplizierter werdende Koalitionsbildung zwiespältige Wirkungen. Je weniger Koalitionen arithmetisch möglich und politisch gangbar sind, umso größer ist die Gefahr, dass eine Regierungsbildung ganz scheitert. Was das bedeuten kann, hat z. B. der Ausgang der Landtagswahl in Thüringen 2019 gezeigt. Dort ließen die Mehrheitsverhältnisse der CDU nur die Wahl, entweder mit der AfD zusammenzugehen oder eine von der Linken angeführte rot-rot-grüne Minderheitsregierung zu tolerieren. Problematisch kann es auch sein, wenn es sehr viele Koalitionsoptionen gibt. Denn unter diesen Bedingungen wissen die Wählenden nicht sicher, in welche Regierung ihre Stimme am Ende fließt. Von den Parteien wird deshalb erwartet, dass sie vor der Wahl klare – positive und/oder negative – Koalitionsaussagen treffen. Ihr strategisches Interesse gebietet es allerdings, dem nicht nachzugeben, sondern die Koalitionsabsichten eher bedeckt zu halten. Damit lässt man sich einerseits möglichst viele Optionen offen und beugt der Gefahr vor, eine negative Koalitionsaussage brechen zu müssen. Andererseits werden potenzielle Wählerinnen und Wähler durch Vorabfestlegungen auf bestimmte, ihnen vielleicht unsympathische Partner nicht verschreckt.

			Bis zum Aufkommen der gesamtdeutschen Linkspartei war das Standardformat der Regierung in der Bundesrepublik die sogenannte Kleine Koalition. Bevor die Grünen entstanden, hatte die FDP als einzige kleine Partei im Wettbewerb zwischen Union und SPD eine Scharnierfunktion übernommen und den Regierungswechsel dadurch zweimal ermöglicht (1969 und 1982). Die Etablierung der Grünen als vierte Kraft sollte ihr diese Züngleinrolle ab Mitte der 1980er-Jahre entwinden. Da sich die Grünen koalitionspolitisch ausschließlich in Richtung SPD orientierten, verblieben die Liberalen von nun an im Gegenzug genauso treu an der Seite der Union. Es entstanden also zwei fest gefügte »Lager«, die sich als klar unterscheidbare Alternativen gegenübertraten. Auf diese Weise konnte 1998 zum ersten Male ein kompletter Regierungswechsel ausschließlich von Wählerhand herbeigeführt werden.

			Das Hinzutreten der PDS hatte für das dualistische Modell ambivalente Folgen. Auf der einen Seite fügte sie sich als dezidiert linke Partei in die Bipolarität des Systems ein. Auf der anderen Seite bildete sie mit SPD und Grünen zusammen nur elektoral ein gemeinsames Lager, da beide Parteien eine koalitionspolitische Zusammenarbeit mit den SED-Nachfolgern ausschlossen. Das Parteiensystem war jetzt also auch innerhalb des linken Lagers zwischen Rot-Grün und der PDS/Linkspartei segmentiert. 1994, 1998 und 2002 hatte das noch keine Rückwirkungen auf die Regierungsbildung, da die Postkommunisten zu schwach blieben, um das Zustandekommen einer Kleinen Koalition zu vereiteln. Erst ihr Erfolg als gesamtdeutsche Partei führte dazu, dass es bei der vorgezogenen Bundestagswahl 2005 für keines der beiden Lager (SPD/Grüne und Union/FDP) mehr zur Mehrheit reichte. 

			Die in der Politikwissenschaft zum Teil gehegte Erwartung, mit der daraufhin angebahnten Großen Koalition werde eine neue konsensorientierte Ära des Parlamentarismus anbrechen, sollte sich nicht bewahrheiten. Bedingt durch die Rivalität der beiden Volksparteien, stand das im Unterschied zu 1966 unfreiwillig geschlossene Bündnis von Beginn an unter einem schlechten Stern. Es nährte im Wahlpublikum die Sehnsucht nach einer Rückkehr zu klaren Machtverhältnissen, die durch den Sieg von Union und FDP bei der Bundestagswahl 2009 prompt befriedigt wurde. Deren Ausgang machte deutlich, dass Mehrheiten für eine kleine Zweierkoalition im deutschen Parteiensystem weiterhin möglich waren – allerdings nur im bürgerlichen Lager. Vier Jahre später änderte sich das durch die AfD. Zu den Ironien der Bundestagswahl 2013 gehört, dass Union und FDP mit einem bequemen Vorsprung durchs Ziel gegangen wären, wenn die Liberalen den Sprung über die Fünfprozenthürde geschafft hätten. Bei einem gleichzeitigen Einzug der ebenfalls knapp gescheiterten AfD wäre das Ergebnis aber dasselbe gewesen – eine weitere Große Koalition.

			Mit der festen Etablierung der AfD sind Mehrheiten für die klassischen »lagerinternen« schwarz-gelben und rot-grünen Bündnisse auf Bundesebene in weite Ferne gerückt. Auch in den Ländern kommen sie heute nur noch in Ausnahmefällen zustande. Die Parteien haben darauf mit einer Öffnung ihrer Koalitionsstrategien reagiert, die die frühere koalitionspolitische Segmentierung in der politischen Mitte – im Verhältnis von Union, SPD, Grünen und FDP – nahezu vollständig und im Verhältnis von SPD und Grünen zur Linken teilweise überwunden hat. Allein Koalitionen oder sonstige Formen der Zusammenarbeit mit der AfD bleiben für alle anderen Parteien ein Tabu.

			Lagerinterne Bündnisse bestanden Ende 2022 nur noch in sechs der 16 Bundesländer. In den drei Stadtstaaten sowie in Thüringen und Niedersachsen gibt es Linksbündnisse, in Bayern eine »bürgerliche« Koalition. Die übrigen Länder sowie der Bund werden von lagerübergreifenden Koalitionen regiert. In Westdeutschland hat sich dabei neben der klassischen eine zweite Variante der Großen Koalition von Union und Grünen herausgebildet, nachdem die Letztgenannten in Hessen, Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg zur zweitstärksten bzw. sogar stärksten Kraft aufgestiegen sind. In Ostdeutschland scheinen wiederum »Kenia«- und »Deutschland«-Bündnisse von Union, SPD und Grünen bzw. FDP zu neuen Standardforma­tionen zu avancieren, weil CDU und SPD auch zusammen nicht mehr in der Lage sind, eine regierungsfähige Mehrheit hinter sich zu bringen.

			Tab. 7: Koalitionsmodelle in den Ländern seit 2001
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			Quelle: Eigene Zusammenstellung

			Die Länder haben koalitionspolitisch die Funktion eines Testlabors für die Bundesebene. In den 1960er-Jahren war das bereits bei der sozialliberalen Koalition der Fall, in den 1980er-Jahren bei Rot-Grün. 2008 und 2012 wurden in Hamburg und im Saarland die ersten schwarz-grünen bzw. Jamaikakoalitionen gebildet, die aber beide vorzeitig scheiterten. Ihre erfolgreicheren Nachfolger in Hessen (ab 2013) und in Schleswig-Holstein (ab 2017) nahmen die Jamaika-Verhandlungen nach der Bundestagswahl 2017 vorweg. Schon 2013 hatte es im Bund schwarz-grüne Sondierungsgespräche gegeben, doch fehlte den Grünen damals der Mut, das Bündnis zu wagen. 

			Mit dem Sprung über den Lagergraben schwerer tat sich die FDP. Nach ihrem Wechsel an die Seite der Union war sie nur in einem einzigen Bundesland – Rheinland-Pfalz – bereit, das sozialliberale Bündnis mit der SPD wieder aufleben zu lassen (von 1991 bis 2006). Die Anfang der 1990er-Jahre gebildeten Ampelkoalitionen in Bremen und Brandenburg zerbrachen vor Ablauf der Wahlperiode. Sie fanden erst ab 2016 in Rheinland-Pfalz eine – jetzt erfolgreiche – Nachfolge. In anderen Ländern und im Bund erteilten die Freien Demokraten einem Zusammengehen mit SPD und Grünen dagegen meistens schon vor der Wahl eine Absage – so bei allen Bundestagswahlen von 2005 bis 2013. 2017 verzichtete die Partei auf eine Koalitionsaussage und begann sich damit für Bündnisse mit SPD und Grünen auch auf der Bundesebene zu öffnen. Die schlechten ­Erfahrungen, die man mit der Union ab 2009 in der gemeinsamen Bundesregierung gemacht hatte, trugen mit dazu bei.

			Auch für die Öffnung des Verhältnisses der SPD bzw. von Rot-Grün gegenüber der PDS und späteren Linken wurde auf der Länderebene Vorarbeit geleistet. Bis zur Bildung der rot-rot-grünen Koalition in Bremen (2019) galt das allerdings nur für Ostdeutschland, wo das erste rot-rote Bündnis bereits 1998 zustande kam (in Mecklenburg-Vorpommern). Ihm vorausgegangen war 1994 das »Magdeburger Modell« einer von der PDS geduldeten rot-grünen Minderheitsregierung, das zugleich als Blaupause für ein flexibleres Regierungsformat dienen konnte und später in Nordrhein-Westfalen Nachahmung fand. Auf der Bundesebene wollte die SPD eine Koalition mit der Linken 2017 erstmals nicht mehr von vornherein ausschließen, was sie bei allen vorangegangenen Bundestagswahlen stets getan hatte. Allerdings hegte sie gegen eine Zusammenarbeit – genauso wie die Grünen – weiterhin starke Vorbehalte. 

			Als Alternativen zur 2018 wieder aufgelegten Großen Koalition unter der christdemokratischen Bundeskanzlerin Angela Merkel standen vor der Bundestagswahl 2021 eine schwarz-grüne Zweierkoalition, Jamaika, die Ampel oder ein Linksbündnis im Raum – die beiden Erstgenannten unter Unionsführung, die Letztgenannten entweder unter grüner oder sozial­demokratischer Führung. Nach dem überraschenden Wahlsieg der Sozial­demokraten setzte sich das von SPD und Grünen favorisierte Ampelmodell durch, womit es auf der Bundesebene zum ersten Mal seit 70 Jahren wieder zur Bildung einer – diesmal allerdings lagerübergreifenden – Dreier­koalition kam (s. Kap. 6). Neuer Bundeskanzler wurde der vormalige Finanzminister Olaf Scholz. 

			Die Parteien im Einzelnen

			Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU). Gemessen an den Wahlerfolgen und der Dauer ihrer Regierungsbeteiligungen im Bund und in den Ländern ist die CDU die erfolgreichste Partei in der Bundesrepublik. Im Verbund mit ihrer bayerischen Schwesterpartei CSU, mit der sie im Bundestag eine gemeinsame Fraktion bildet, hat sie die außen- und innenpolitischen Schlüsselentscheidungen des Landes als Regierungspartei maßgeblich geprägt.

			Als überkonfessionell ausgerichtete Sammlungspartei des christlich-bürgerlichen Lagers stellte die CDU/CSU die wichtigste Neuerung des bundesdeutschen Parteiensystems dar. Die Integration des protestantischen Teils wurde dabei einerseits durch die gemeinsame, antisozialistische Ausrichtung, andererseits durch die Erfolge der Regierungspolitik erleichtert. Die von Konrad Adenauer durchgesetzte Verankerung der Bundesrepu­blik im Westen und das Wirtschaftswunder garantierten der CDU bis Mitte der 1960er-Jahre stabile Mehrheiten. Organisatorisch blieb sie in dieser Phase eine Honoratiorenpartei, die bei der Wähleransprache auf ein noch weithin intaktes Vorfeldmilieu – also ihr nahestehende Gruppierungen und Organisationen – zurückgreifen konnte.

			Der Verlust der Regierungsmacht 1969 leitete den Wandel zu einer mo­­dernen Programm- und Mitgliederpartei ein. Maßgeblich vorangetrieben wurde er durch Helmut Kohl, der 1973 den Vorsitz der Partei übernahm und sie nach dem vorzeitigen Ende der sozialliberalen Koalition 1982 an die Regierung zurückführte. In die 16 Jahre währende Regierungszeit Kohls fielen die Wiedererlangung der deutschen Einheit und die Einführung des Euro. Die deutliche Wahlniederlage 1998 ging auf den mangelnden Reformwillen von Regierung und Partei in der Wirtschafts-, Sozial- und Gesellschaftspolitik zurück. Von der Affäre um illegale Parteispenden erholte sich die CDU unter der seit 2000 amtierenden Vorsitzenden Angela Merkel rasch und schuf so die Grundlage für die Rückeroberung des Kanzleramtes im Jahre 2005, das sie auch bei den drei darauffolgenden Bundestagswahlen als mit Abstand stärkste Kraft im Parteiensystem verteidigte. 

			Nach Merkels Ankündigung, 2021 als Bundeskanzlerin ausscheiden zu wollen, und ihrem Rückzug vom Parteivorsitz im Dezember 2018 geriet die CDU in eine Führungskrise. Die neue Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer enttäuschte die in sie gesetzten Erwartungen und warf im Februar 2020 nach 15 Monaten im Amt das Handtuch. Die Wahl ihres Nachfolgers Armin Laschet zog sich coronabedingt fast ein Jahr hin. Dieser konnte seine Kanzlerkandidatur in einem erbitterten Machtkampf gegen den an der Basis und bei den Parteianhängern deutlich populäreren CSU-Vorsitzenden Markus Söder anschließend nur mühsam durchsetzen. Dies riss sowohl innerhalb der CDU als auch im Verhältnis der Schwesterparteien tiefe Gräben auf, die in die Niederlage bei der Bundestagswahl und den Machtverlust nach 16 Jahren Kanzlerschaft mündeten.

			Der bis 2021 unbestrittenen Führungsrolle auf nationaler Ebene standen schon vorher zum Teil erhebliche Stimmeneinbußen in den Ländern und Großstädten gegenüber. Wie andere Parteien leidet die CDU unter einer Ausdünnung ihrer natürlichen Kernklientel. Der Zuspruch bei den Senioren ist seit den 1990er-Jahren rückläufig und die Gruppe des ihr ­traditionell zuneigenden kirchengebundenen Anteils der Bevölkerung fällt kaum noch ins Gewicht. Ihren Vorsprung bei den Wählerinnen, der in der rot-grünen Regierungszeit verloren gegangen war, konnte die CDU/CSU seit ­Merkels Kanzlerschaft wiederherstellen. Aus den verschiedenen sozialen und Berufsgruppen erfährt sie relativ gleichmäßigen Zulauf, was ihren Charakter als Volkspartei unterstreicht. Überdurchschnittlich unterstützt wird die CDU von Landwirten, Selbstständigen, Rentnern und Beamten, unterdurchschnittlich von Angestellten und Arbeitern. Allerdings gelangen ihr gerade in dieser Wählergruppe häufig so starke Zuwächse, dass sie dadurch ihre Mehrheitsfähigkeit gegenüber der Sozialdemokratie sichern konnte. 

			Ihrem Selbstverständnis als »natürliche« Regierungspartei gemäß hat die Programmarbeit in der CDU niemals eine herausgehobene Rolle gespielt. Inhaltliche Impulse erfolgten weniger aus der Partei selbst heraus als aus dem Regierungshandeln. Bis zur Verabschiedung ihres ersten Grundsatzprogramms (1978) ließ sich die CDU fast 30 Jahre Zeit. Ihre intensivsten Programmdebatten fanden in den beiden Oppositionsphasen statt (1969 bis 1982 und 1998 bis 2005). Erschwert wird die Programmarbeit durch das breite Spektrum an Interessen und Werthaltungen, das die Partei vereint. Als bürgerliche Sammlungspartei speist sich die CDU gleichermaßen aus konservativen, liberalen und christlich-sozialen Wurzeln. Die Bezugnahme auf das christliche Wertefundament und Menschenbild bildet deren gemeinsame Klammer. Das »C« bleibt für die Identität der Partei wichtig, auch wenn es im Zuge der fortschreitenden Entkirchlichung der Gesellschaft an praktischer Bedeutung eingebüßt hat.

			In der vor allem von der CDU geprägten sozialen Marktwirtschaft treffen sich liberale Vorstellungen einer wettbewerbssichernden Ordnungs­politik mit den bestehenden Traditionen des Sozialstaates, an dessen Aufbau bereits die Zentrumspartei im Kaiserreich großen Anteil hatte (s. Kap. 8). In der Gesellschafts- und Familienpolitik überwog in den 1950er- und 1960er-Jahren das konservative Element. Hier zeichnete sich erst nach dem Gang in die Opposition eine vorsichtige Liberalisierung ab, mit der die CDU an den gesellschaftlichen Wandel Anschluss zu halten suchte.

			Unter Angela Merkels Führung wurde der Modernisierungsprozess weiter forciert. Parallel dazu kam es im Regierungshandeln zu wiederholten, spektakulären Kurswechseln, die an Kernbestandteilen der christdemokratischen Identität rührten. Keinen Erfolg hatte Merkel mit ihrem Versuch, das liberale Element in der Wirtschaftspolitik zu stärken, und damit die CDU auf einen umfassenden Umbau des Sozialstaats zu verpflichten. Das enttäuschende Ergebnis bei der Bundestagswahl 2005, als man den sicher geglaubten Sieg fast verpasst hatte, zeigte, dass dies in der Wählerschaft auf breite Ablehnung stieß. Seither scheute die Partei vor grundlegenden Reformen in der Sozial-, Arbeitsmarkt- und Steuerpolitik zurück. Mit der Coronakrise musste sie überdies von ihrem bisherigen Mantra der Schuldenbegrenzung Abstand nehmen. 

			Die Kehrseite der Mitteorientierung war, dass sie die Integrationsfähigkeit der CDU nach rechts schwächte. Die seit den 2000er-Jahren voranschreitende kulturelle Liberalisierung der Partei ließ ein Vakuum entstehen, das die 2013 entstandene rechtspopulistische AfD füllen konnte. Die von Merkel vertretene humanitäre Flüchtlingspolitik, die 2015 und 2016 fast eine Million Zuwanderer ins Land brachte, katapultierte die AfD in den Umfragewerten und Wahlergebnissen nach oben. Gleichzeitig führte sie zu schweren Auseinandersetzungen mit der Schwesterpartei CSU.

			Organisatorisch zeichnet sich die CDU durch ihre stark föderale und pluralistische Prägung aus, zugleich pflegt sie die innerhalb ihrer Anhänger- und Wählerschaft stärker als bei anderen Parteien ausgeprägten Bedürfnisse nach straffer Führung und Konzentration auf die Regierungspolitik. Kam sie bis Ende der 1960er-Jahre noch ohne größeren professionellen Parteiapparat und breiten Mitgliederstamm aus, wurde deren Aufbau in den 1970er-Jahren zügig nachgeholt. Zusammen mit der CSU verfügen die Christdemokraten heute über mehr Mitglieder als die SPD, auch wenn sich ihre Mitgliederzahl 2021 mit knapp 384 000 gegenüber dem Rekordjahr 1990 halbiert hat. Mehr als die Hälfte der Mitglieder ist über 60 Jahre alt und der Frauenanteil liegt seit 1990 nahezu unverändert bei geringen 26,6 Prozent. 

			Unter Merkels Kanzlerschaft wurden seit 2005 einerseits die Tendenzen einer kommunikativen Einbindung und Steuerung der Basis »von oben« verstärkt. Andererseits bleibt die Partei bestrebt, ihre Mobilisierungs- und Rekrutierungsfähigkeit durch eine Öffnung der Organisation und Stärkung der Mitgliederrechte zu verbessern.

			Bei der Wahl von Friedrich Merz zum neuen Parteivorsitzenden und Nachfolger Laschets betrat die CDU Neuland, indem sie der formellen Wahl durch den Parteitag erstmals eine Mitgliederbefragung vorschaltete. Merz sicherte sich nach seiner Wahl auch den Fraktionsvorsitz, womit beide Führungsämter seit Februar 2022 wieder in einer Hand liegen. Das klare Votum für ihn wurde als Wunsch nach einem stärker konservativen Profil gedeutet, das der aus Wählersicht gebotenen Mitteorientierung entgegenstehen könnte und der Partei in der für sie ungewohnten Opposi­tionsrolle schwierige Gratwanderungen abverlangt. 

			Christliche-Soziale Union in Bayern e. V. (CSU). Die CSU ist eine Ausnahme­erscheinung in der deutschen Parteienlandschaft. Einerseits handelt es sich um eine Regionalpartei, die bei Wahlen nur in Bayern antritt. Andererseits verfügt sie dort über den Status einer Volkspartei und kann auf eine längere Hegemonie zurückblicken als jeder Landesverband einer anderen deutschen Partei. Die Erfolgsgeschichte ist mit der Doppelrolle als Landes- und Bundespartei eng verknüpft. In der seit 1949 bestehenden Frak­tionsgemeinschaft mit der CDU im Deutschen Bundestag verfügt die CSU bei gemeinsamen Beschlüssen in grundsätzlichen Fragen über ein faktisches Vetorecht. Dank ihrer organisatorischen Eigenständigkeit kann sie bayerische Interessen in der Bundespolitik effektiver vertreten als die abhängigen Landesverbände der anderen Parteien. Dies sichert ihr gegenüber der politischen Konkurrenz in Bayern einen erheblichen Wettbewerbsvorteil.

			Ein weiterer entscheidender Erfolgsfaktor liegt in der organisatorischen Stärke der Partei. Durch die Konkurrenz der Bayernpartei in den 1950er-Jahren wurde die CSU frühzeitig gezwungen, einen schlagkräftigen Parteiapparat aufzubauen, um ihre potenzielle Wählerschaft an sich zu binden. Den Alleinvertretungsanspruch im bürgerlich-konservativen Lager konnte sie erstmals Anfang der 1960er-Jahre durchsetzen. Von 1966 bis 2008 und 2013 bis 2018 regierte sie in Bayern ohne Koalitionspartner.

			Die enge Verbindung der CSU mit Bayern ist einerseits ein Produkt der politischen Kultur, die durch den Katholizismus und die ­konservativen Grundhaltungen der überwiegend ländlichen Bevölkerung geprägt ist. Zum anderen verdankt sie sich der ökonomischen Modernisierung des Landes, die auch auf Entscheidungen der CSU in der Bundespolitik zu­­rückging. Ihre besten Landtagswahlergebnisse erreichte die CSU in den 1970er- und zu Beginn der 2000er-Jahre, als sie im Bund in der Opposition war. Dabei profitierte sie auch von der Qualität und Kontinuität ihres Führungspersonals, das sie in unterschiedlichen Konstellationen – mal wurden Parteivorsitz und Ministerpräsidentenamt getrennt, mal miteinander verbunden – hervorbrachte (Franz Josef Strauß, Alfons Goppel, Theo Waigel, Edmund Stoiber).

			Die Programmatik der CSU wird von drei Zielrichtungen getragen: Erstens versteht sie sich als bürgerlich-konservative Sammlungspartei, zweitens ist sie christlich in einem überkonfessionellen und nichtklerikalen Sinne und drittens setzt sie sich für die Eigenstaatlichkeit Bayerns innerhalb Deutschlands und Europas ein. Während die CSU in der Familien- und Gesellschaftspolitik konservativere Positionen vertritt als die CDU, stimmen beide Parteien in ihren wirtschafts- und sozialpolitischen Vorstellungen weitgehend überein. In Bayern verbindet die CSU programmatische Wertegebundenheit mit einem pragmatischen Regierungsstil, der auch kurzfristige Kurswechsel erlaubt. Gleichzeitig beherrscht sie die Fähigkeit der populistischen Wähleransprache.

			Auch wenn ihre Rolle als führende Regierungspartei in Bayern ungefährdet ist, hat der sinkende Stimmenanteil seit 2008 eine zunehmende Mobilisierungsschwäche der CSU offenbart, von der im ländlichen Raum insbesondere die Freien Wähler profitieren. Darüber hinaus erwächst ihr Konkurrenz durch die AfD sowie die in die politische Mitte hineinwachsenden Grünen. Dadurch ist die CSU auf die Leistungen ihrer Regierungspolitik im Land und im Bund stärker angewiesen als früher, zudem ist ein höheres Maß an politikinhaltlicher und organisatorischer Anpassungsfähigkeit erforderlich. Nach den heftigen Auseinandersetzungen in den Jahren 2015 bis 2018 überwand die CSU ihre Führungskrise mit dem Übergang von Horst Seehofer zu Markus Söder schnell und fand zu alter Geschlossenheit zurück. Ihr Status als letzte echte Volkspartei in der Bundesrepublik scheint einstweilen noch nicht bedroht. 

			Starken Belastungsproben ausgesetzt ist dagegen ihr Verhältnis zur CDU. Nachdem über dem Streit um die Flüchtlingspolitik 2018 fast die Fraktionsgemeinschaft zerbrochen wäre, beendete Söder den Zwist, in­­dem er von dem bisherigen harten Kurs der CSU in der Migrationsfrage abrückte. 2021 brachen die Konflikte wieder auf, als der CSU-Chef die CDU und ihren Vorsitzenden Armin Laschet in der Frage der Kanzlerkandidatur offen herausforderte – und am Ende unterlag. Söders mangelnde Loyalität im Wahlkampf und sein an Stimmungen ausgerichteter »Schlingerkurs« bei der Coronabekämpfung und in der Energie- und Klimaschutzpolitik haben auch in den eigenen Reihen Zweifel an dessen Führungsqualitäten genährt und die Hoffnungen auf einen Stimmenzuwachs bei der 2023 anstehenden Landtagswahl eingetrübt.

			Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD). Die SPD ist mit ihrer über 150-jährigen Geschichte die älteste noch bestehende Partei Deutschlands. Als Milieu- und Klassenpartei der Arbeiterschaft blieb sie bis zum Ende des Kaiserreichs von der Beteiligung an der Staatsmacht ausgeschlossen. In der Weimarer Republik und in der Bundesrepublik war sie mehrfach an Regierungen beteiligt oder hat diese angeführt, ohne dabei eine länger anhaltende Vorrangstellung im Parteiensystem zu erringen.

			Programmatisch und ideologisch hielt die SPD bis zu ihrem Godesberger Programm 1959 am Marxismus fest. Über dessen Auslegung und praktische Konsequenzen herrschte Streit zwischen den revolutionären, auf Systemüberwindung setzenden Kräften und den Revisionisten, die die Lage der Arbeiterklasse durch schrittweise Reformen verbessern wollten. Aus der Abspaltung eines Großteils der radikalen Kräfte gegen Ende des Ersten Weltkriegs ging die spätere KPD hervor, die der 1918 begründeten parlamentarischen Demokratie feindlich gegenüberstand. Um Hitlers Aufstieg und Griff nach der Macht zu stoppen, waren die Sozialdemokraten in der Schlussphase der Weimarer Republik auch aufgrund fehlender Unterstützung zu schwach.

			Während es in Ostdeutschland nach dem Zweiten Weltkrieg zur Zwangsvereinigung der SPD mit den Kommunisten kam, blieb die SPD in der Bundesrepublik nach dem Verbot der dortigen KPD bis zum Beginn der 1980er-Jahre die einzige parlamentarisch bedeutsame Vertreterin des linken Lagers. Auch weil sie die von Adenauer verfolgte Politik der Westbindung ablehnte und ihre sozialistischen Positionen angesichts des Erfolgs der sozialen Marktwirtschaft an Überzeugungskraft verloren, hatte sie der regierenden CDU/CSU lange Zeit wenig entgegenzusetzen. Erst mit dem Godesberger Programm leitete die SPD ab Ende der 1950er-Jahre ihre Öffnung zur Volkspartei ein. Von 1966 bis 1982 war sie dann 16 Jahre lang Regierungspartei, zunächst als kleinerer Partner der Union, seit 1969 unter den Kanzlern Willy Brandt und Helmut Schmidt in einer Koalition mit der FDP.

			1972 gelang es der SPD auf der Bundesebene zum ersten Mal, stärkste Partei zu werden. Der Erfolg war darauf zurückzuführen, dass sie neben ihrer traditionellen Klientel aus der Industriearbeiterschaft nun auch einen großen Teil der aufstiegsorientierten Mittelschicht für sich gewinnen konnte. Programmatisch setzte sie in der Wirtschaftspolitik (Keynesianismus), in der Ost- und Deutschlandpolitik und in der Gesellschafts­politik Akzente. Nach dem Wahlsieg mehrten sich jedoch die Krisenzeichen. An die Stelle weitgespannter Reformziele trat jetzt das Management der sich verschärfenden wirtschafts- und außenpolitischen Probleme, das mit dem Kanzlerwechsel von Brandt zu Schmidt auch personell Ausdruck fand. Dessen Rückhalt in der Partei litt darunter, dass sich die SPD an der Basis seit Ende der 1960er-Jahre durch eine starke Zunahme neuer Mitglieder ideologisch nach links bewegt hatte. Seit Mitte der 1970er-Jahre formierte sich zudem eine neue außerparlamentarische Protest­bewegung gegen die Atomenergie und Rüstungspolitik, die zur Entstehung der ­Grünen führte.

			Die 1982 anbrechende Oppositionszeit der SPD wurde durch die deutsche Vereinigung 1990 unerwartet verlängert, die sie gegenüber den regierenden Christdemokraten programmatisch, strategisch und organisatorisch erneut ins Hintertreffen brachte. Die erste Amtsperiode von Rot-Grün war vor allem durch das Fehlen eines klaren Kurses in der Wirtschafts- und Sozialpolitik gekennzeichnet. Die Regierungsmacht konnte 2002 nur knapp und dank zufällig eintretender Ereignisse wie dem von den USA geplanten Irakkrieg verteidigt werden. Als sich Kanzler Gerhard ­Schröder 2003 mit den Hartz-Gesetzen und der Agenda 2010 auf ein marktliberal ausgerichtetes Reformprogramm verpflichtete, war die Partei darauf in­­haltlich nicht vorbereitet.

			Nimmt man die Wahlergebnisse zum Maßstab, befindet sich die SPD seit Mitte der 2000er-Jahre in der Krise. Lag sie bei der Bundestagswahl 2005 noch fast gleichauf mit der Union, so fiel sie 2009, 2013 und 2017 auf ihre schlechtesten Ergebnisse in der Geschichte der Bundesrepublik zurück. Die Abkehr sozialdemokratischer Traditionswähler stellte eine unmittelbare Folge der Agenda-Politik dar, die mit der Entstehung der gesamtdeutschen Linkspartei auch im Parteiensystem Konsequenzen nach sich zog. Gleichzeitig spiegelte sie den inneren Zustand der SPD wider, der es an Kontinuität in der Führungsspitze, attraktivem Spitzenpersonal und Nachwuchs bei den Mitgliedern fehlte. Lag deren Zahl 1976 noch bei über einer Million, ging sie bis 2021 auf unter 400 000 zurück. Ihre Position als zweitstärkste Kraft im Parteiensystem wurde seit Herbst 2018 von den Grünen bedroht, die sie in den Umfragen dauerhaft überflügelten. Der Wahlsieg der SPD bei der Bundestagswahl, der in die Bildung der Ampelkoalition unter Führung von Olaf Scholz mündete, kam vor diesem Hintergrund einer Sensation gleich. Tatsächlich war der Zuwachs von gut fünf Prozentpunkten gegenüber 2017 weniger der eigenen Stärke als der Schwäche sowohl der Grünen als auch der Union geschuldet, was die SPD durch eine gut geplante und fehlerfrei verlaufende Kampagne für sich auszunutzen wusste. Ihren Erfolg verdankten die Sozialdemokraten vor allem den mittleren und älteren Wählergruppen, während sie bei den 18- bis 24-Jährigen sogar Verluste hinnehmen mussten. 

			Programmatisch versuchte die SPD mit ihrem 1989 verabschiedeten Berliner Programm Anschluss an neue Themen wie den Umweltschutz zu gewinnen. Ihre Aufgeschlossenheit für die ökologischen Herausforderungen dient heute auch dazu, die sich gegenüber der Union öffnenden Grünen koalitionspolitisch im eigenen Lager zu halten. Die Arbeit am 2007 beschlossenen Hamburger Programm wurde von der Reformpolitik der rot-grünen Regierung überschattet. Es stellte einen Kompromiss zwischen den Modernisierern des Schröder-Lagers und den Traditionalisten der Parteilinken dar, der sich auch im Regierungshandeln der SPD in den Großen Koalitionen (2005 bis 2009 und 2013 bis 2021) niederschlug. An ihren Grundwerten Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität hält die SPD seit ihrem Godesberger Programm unverändert fest.

			Als Organisation hat sich die SPD den Bedürfnissen einer professionellen Wählerpartei angepasst, ohne das Grundmodell einer mitgliederbasierten Gremienpartei zu verlassen. Innerparteilich zeichnet sie sich traditionell durch einen stark ausgeprägten Pluralismus aus, der die Autonomie der Parteispitze begrenzt und ein hohes Maß an Abstimmung zwischen den verschiedenen Parteigliederungen erfordert. Dem seit den 1990er-Jahren beschleunigten Mitgliederrückgang versuchte die Parteiführung durch eine Reihe von Organisationsreformen zu begegnen, die die Beteiligungsmöglichkeiten der Mitglieder verbessern und die Partei für Nichtmitglieder öffnen sollten. So überließ sie der Basis sowohl 2013 als auch 2017 das letzte Wort über den Eintritt in eine Große Koalition. Nach dem Rücktritt der Vorsitzenden Andrea Nahles 2019 verständigte man sich darauf, die Partei erstmals von einer Doppelspitze führen zu lassen, die in einer zweistufigen Urwahl bestimmt wurde. Weil sich die Machtteilung zwischen der Parteiführung und den von der SPD gestellten Regierungsmitgliedern im Wahlkampf trotz skeptischer Stimmen bewährte, behielt man sie 2021 auch nach dem unverhofften Wahlsieg und der Rückeroberung des Kanzleramtes bei. 

			Freie Demokratische Partei (FDP). Von den Parteien, die sich 1949 neben CDU/CSU und SPD etablierten, war die FDP die einzige, die dauerhaft überleben und ihre parlamentarische Existenz sichern konnte. Erst 1983 erhielt sie als kleine Partei Konkurrenz durch die Grünen. Dank ihrer Schlüsselrolle bei der Koalitionsbildung übertrafen die Freien Demokraten bis 2013 an Regierungsjahren nicht nur die SPD, sondern auch die Unionsparteien. Zudem stellten sie mit Theodor Heuss (1949 bis 1959) und Walter Scheel (1974 bis 1979) zweimal den Bundespräsidenten. 

			Mit der Gründung der FDP wurde der Versuch unternommen, die historische Spaltung des deutschen Liberalismus in einen nationalliberalen und linksliberalen (fortschrittlichen) Teil zu überwinden. Das Zusammenwachsen gestaltete sich schwierig. Bis Mitte der 1960er-Jahre dominierte in der Partei eine gemäßigte nationalliberale Linie. Überlegungen, die FDP als Sammlungspartei des nationalen Lagers rechts von der Union zu etablieren, waren zu dieser Zeit ebenso wenig mehrheitsfähig wie die Öffnung gegenüber den Sozialdemokraten und der Ausbruch aus dem besitzbürgerlich dominierten mittelständisch-protestantischen Milieu.

			Die 1969 mit dem Wechsel an die Seite der SPD eingeleitete sozialliberale Ära wurde durch eine programmatische Erneuerung der FDP ermöglicht, die sich neben der Ost- und Deutschlandpolitik vor allem auf die Bildungspolitik erstreckte. Die in den »Freiburger Thesen« dokumentierte Hinwendung zum Sozialliberalismus blieb allerdings weitgehend Rhetorik und konnte sich als Mehrheitsströmung in der FDP nicht durchsetzen. In der zweiten Phase der sozialliberalen Koalition profitierte die FDP vor allem von ihrer Korrektivfunktion in der Sozial- und Wirtschaftspolitik. Dort stand sie den Unionsparteien programmatisch näher als ihrem Regierungspartner SPD.

			Mit dem Bruch der Koalition und Wechsel zurück an die Seite der CDU/CSU 1982 ging die FDP-Führung ein hohes Risiko ein. Die Liberalen sollten von nun an fast vier Jahrzehnte lang im bürgerlichen Lager verbleiben – nur auf der Landesebene kam es gelegentlich noch zu Koalitionen mit der SPD bzw. mit SPD und Grünen. Programmatisch verschoben sich die Gewichte immer mehr vom Bürgerrechts- zum Wirtschaftsliberalismus. Dem starken Zuspruch, den die FDP nach der deutschen Einheit in den neuen Bundesländern erfuhr, folgte Mitte der 1990er-Jahre ein jäher Absturz, durch den die FDP tief in die Krise geriet.

			Unter der Führung von Guido Westerwelle versuchte die Partei ihre Wähleransprache zu popularisieren, was sich allerdings zunächst als wenig erfolgreich erwies. Im Einklang mit dem Zeitgeist verschrieb sie sich jetzt einer noch stärker marktliberal geprägten Agenda, in deren Zentrum die Forderung nach Steuersenkungen stand. Nachdem die Union in der Großen Koalition mit der SPD an marktwirtschaftlichem Profil eingebüßt hatte, erreichte die FDP damit 2009 aus der Opposition heraus ihr bis dahin bestes Bundestagswahlergebnis. Der anschließende Niedergang war durch die Nichteinlösung der Steuersenkungsversprechen vorprogrammiert, die sich schon in den Koalitionsverhandlungen abzeichnete. 

			Nach dem Ausscheiden aus dem Bundestag durchliefen die in ihrer Medienpräsenz stark eingeschränkten Liberalen ab 2013 eine ­Durststrecke, die der neue Vorsitzende Christian Lindner für behutsame inhaltliche und organisatorische Veränderungen nutzte. Bei der Bundestagswahl 2017 konnten sie an das gute Ergebnis von 2009 anknüpfen und schnitten mit ihren 10,7 Prozent besser ab als Grüne und Linke. Den direkten Schritt von der außerparlamentarischen Opposition in eine neuerliche Regierungsbeteiligung wagte die FDP nicht – nach sechs Wochen ließ sie die Koalitionsverhandlungen mit Union und Grünen platzen. Vom Oppositionseffekt profitierte sie in der anschließenden Legislaturperiode im Unterschied zu den Grünen zunächst nur wenig; erst im Zuge des schlechten Coronamanagements der Regierungsparteien in der dritten Phase der Pandemie (ab Ende 2020), als sie ihre Doppelkompetenz als Wirtschafts- und Bürgerrechtspartei voll ausspielen konnte, gingen die Umfragewerte wieder nach oben. 

			Aus ihrer Präferenz für eine unionsgeführte Regierung (zusammen mit den Grünen) machte die FDP im Wahlkampf 2021 keinen Hehl, ohne ein Ampelbündnis von vornherein auszuschließen. Diese Flexibilität, die sie schon 2017 bewiesen hatte, zahlte sich in den Koalitionsverhandlungen aus. Dort gelang es der FDP, wesentliche ihrer Forderungen durchzusetzen und ein Vertrauensverhältnis zu SPD und Grünen aufzubauen. Dennoch birgt der Wechsel in die Regierungsrolle Risiken, weil der massive Ausgabenbedarf, der durch die Coronapandemie, die Klimaschutzpolitik und die Folgen des Ukraine-Krieges entstanden ist, die Liberalen zwingen könnte, ihre bisherigen fiskalpolitischen Positionen – Einhaltung der Schuldenbremse und Ablehnung höherer Steuern – zu revidieren. 

			Insbesondere auf kommunaler und Länderebene unterliegen die Wahlergebnisse der FDP starken Schwankungen. Weil die Partei nur über ein geringes Stammwählerpotenzial verfügt, hängt ihre Unterstützung primär von situativen Faktoren wie der ihr zugeschriebenen Wirtschaftskompetenz oder der Benötigung als Koalitionspartner ab. Einkommensstärkere Wähler mit höheren formalen Bildungsabschlüssen neigen der FDP überdurchschnittlich zu. Auch Männer und jüngere Altersgruppen sind in ihrer Wählerschaft überproportional vertreten. Bei der Bundestagswahl 2021 konnte die FDP besonders in der Gruppe der 18- bis 24-Jährigen stark zulegen, wo sie – ebenso wie die Grünen – sogar besser abschnitt als Union und SPD.

			Programmatisch versucht die FDP seit einiger Zeit, sich aus ihrer wirtschaftsliberalen Verengung zu lösen, ohne dies als dominante Linie aufzugeben. Als neue Themenfelder werden die Bildung und die Digitalisierung verstärkt betont, um jüngere Wähler zu umwerben. In der Flüchtlings- und Europapolitik vertritt die FDP eher restriktive Positionen, die auf Besitzstandswahrung und Rechtssicherheit zielen. Die klassischen Bürgerrechte bleiben für die Identität der Partei weiter wichtig, werden aber flexibel gehandhabt und bei Bedarf in ihrer Priorität zurückgestuft. 

			Organisatorisch wirken bei den Liberalen bis heute Elemente der Honoratiorenpartei nach. Ansonsten gibt es wenig Unterschiede zur Struktur der anderen Parteien. Abweichende Elemente bzw. Alleinstellungsmerkmale sind das Fehlen einer Frauenquote und die zweimal – 1995 und 2011 – abgehaltenen Mitgliederentscheide in richtungspolitisch bedeutsamen Sachfragen. Die Landesverbände verfügen über eine traditionell hohe Eigenständigkeit, die Rolle der innerparteilichen Gruppierungen und Strömungen bleibt dagegen mit Ausnahme der Jungen Liberalen gering. Die FDP war von Beginn an mitgliederschwach. Seit den 2000er-Jahren konnte sie viele jüngere Mitglieder hinzugewinnen. Der Frauenanteil ist mit knapp über 20 Prozent weiterhin äußerst niedrig und bestätigt das auch in den Führungsgremien und Fraktionen anzutreffende Bild einer männerdominierten Partei.

			Bündnis 90/Die Grünen. Die Grünen waren bis zur Entstehung der AfD die erfolgreichste Neugründung einer Partei in der Geschichte der Bundesrepublik. Seit den 1980er-Jahren konnten sie sich neben Union, SPD und FDP als vierte Kraft im Parteiensystem dauerhaft etablieren. Dabei gelang es ihnen in den 1990er-Jahren, die FDP vom dritten Platz zu verdrängen. Auf der Landesebene bildeten die Grünen 1985 in Hessen die erste rot-grüne Koalition, die zum Vorbild für zahlreiche weitere Regierungsbeteiligungen und ihre siebenjährige Regierungszeit im Bund wurde (1998 bis 2005). Ab 2008 begannen sie sich auch für Koalitionen mit der CDU zu öffnen und dadurch eine Scharnierfunktion bei der Regierungsbildung einzunehmen. Landeten die Grünen bei der Bundestagswahl 2017 noch auf Platz sechs, gelang es ihnen Ende 2018, nicht nur sämtliche Oppositionsparteien, sondern eine Zeit lang auch die SPD als bisher zweitstärkste Kraft in bundesweiten Umfragen zu überflügeln. 2021 nominierten sie mit Annalena Baerbock zum ersten Mal eine eigene Kanzlerkandidatin.

			Die Grünen sind ein Produkt der neuen sozialen Bewegungen, die sich in den 1970er-Jahren aus Protest gegen die wachsende Umweltzerstörung, die Nutzung der Kernenergie und die atomare Hochrüstung gebildet hatten. Weitere Wurzeln liegen in der Studentenbewegung und der DDR-Bürgerrechtsbewegung. Seit Mitte der 1970er-Jahre waren in vielen Bundesländern grüne und sogenannte bunte Listen entstanden, die sich 1979 vor der Europawahl zur Wählergruppe »Sonstige Politische Vereinigung DIE GRÜNEN« zusammenschlossen. Am 12./13. Januar 1980 wurde daraus die bundesweite Partei Die Grünen. 1993 vereinten sich die Grünen mit dem ostdeutschen Bündnis 90 und nennen sich seitdem offiziell: Bündnis 90/Die Grünen.

			In den 1980er-Jahren begleiteten heftige Richtungskämpfe die Entwicklung der neuen Partei. Die konservativ-bürgerlichen Mitglieder, die Teil ihres Gründungsspektrums gewesen waren, kehrten den Grünen schon zu Beginn der 1980er-Jahre den Rücken. Im Zentrum der anschließenden Auseinandersetzungen stand die Frage einer möglichen Regierungsbeteiligung, die von den gemäßigt linken »Realpolitikern« prinzipiell angestrebt und von den radikallinken »Fundamentalisten« ebenso entschieden abgelehnt wurde. Bis 1991 sollte sich die realpolitische Linie dabei so weit durchsetzen, dass ein Großteil der fundamentalistischen Kräfte die ­Grünen verließ.

			Programmatisch drückte sich die Entradikalisierung darin aus, dass die Grünen von systemfeindlichen Positionen Abstand nahmen. Sie akzeptierten die parlamentarische Demokratie vorbehaltlos und strebten nicht mehr nach der Überwindung der kapitalistischen bzw. marktwirtschaftlichen Ordnung, sondern nach deren ökologischer Reform. Die hierzu entwickelten Konzepte (Förderung erneuerbarer Energien, ­Atomausstieg, Agrarwende, Umbau des Steuersystems) leiteten ihr eigenes Regierungshandeln und bewirkten zugleich, dass sich die anderen Parteien für die Umweltschutzziele öffneten. Entgegen ihrer pazifistischen Tradition stimmten die Grünen später auch den Auslandseinsätzen der Bundeswehr zu. Während ihrer ersten Regierungszeit im Bund ab 1998 stellten sie mit Joschka Fischer den Außenminister.

			Nach der Rückkehr in die Opposition 2005 versuchten die Grünen ihren Markenkern weiter zu schärfen. Deutlicher als zuvor wurden nun die wirtschaftlichen Chancen einer ökologischen Modernisierungsstrategie herausgestellt, z. B. im 2008 vorgelegten Plan eines »New Green Deal«. Ob die ökologischen Ziele mit dem Wachstumsdenken vereinbar sind, bleibt in der Partei umstritten. Die von der schwarz-gelben Bundesregierung abrupt eingeleitete Energiewende konnten die Grünen zwar als Bestätigung ihres Kurses auffassen, doch verschwand mit dem Atomausstieg zugleich ein wichtiges Mobilisierungsthema. Erst mit den weltweiten »Fridays for Future«-Protesten im Rücken gelang es der Partei, ihren umweltpolitischen Kompetenzvorsprung in dauerhaft verbesserte Umfrage- und Wahlergebnisse umzusetzen. 

			Bei der Bundestagswahl 2021 erzielten die Grünen mit 14,8 Prozent ihr bisher bestes Ergebnis, das hinter den hoch gespannten Erwartungen aber weit zurückblieb. Vordergründig lagen die Ursachen dafür in den selbst verschuldeten Fehlern der Kanzlerkandidatin, die an der Glaubwürdigkeit der Partei kratzten. Tiefer liegende Gründe verweisen auf die schwache Organisationsbasis der Grünen und die in der Oppositionsrolle noch weithin unterdrückten internen Positionsunterschiede in der Klimaschutz­politik, die eine klare Wahlkampfkommunikation erschwerten.

			Eine Herausforderung für die Grünen stellt die veränderte Zusammensetzung ihrer Wählerschaft dar. Einerseits leben die Menschen, die ihnen schon vor dreißig Jahren die Stimme gaben und der Partei seither treu geblieben sind, heute in überwiegend privilegierten Verhältnissen. Dieser Teil wird durch zu ambitionierte Klimaschutzmaßnahmen und linke Umverteilungsforderungen eher abgeschreckt. Andererseits gelingt es den Grünen weiterhin, in der Gruppe der 18- bis 24-Jährigen überdurchschnittliche Ergebnisse zu erzielen. Hier und in der nächstjüngeren Gruppe der 25- bis 34-Jährigen lagen sie bei der Bundestagswahl 2021 erstmals auf Platz eins. Traditionell starken Zuspruch finden sie bei den Frauen.

			Der Wechsel von der Opposition in die Regierung stellt die Grünen vor schwierige Gratwanderungen. Einerseits zweifeln viele, ob die von ihnen in der Ampelkoalition durchgesetzten Klimaschutzmaßnahmen ausreichen, die angestrebten CO2-Reduktionsziele zu erreichen. Andererseits drohen bereits durch diese Maßnahmen immense gesellschaftliche Konflikte, die ihrer Durchsetzung im Wege stehen könnten. Der Ukraine-Krieg hat das Dilemma nochmals verschärft. Er zwingt die Grünen zu pragmatischen Zugeständnissen bei der Kohleenergie und den noch in Betrieb befindlichen Atomkraftwerken, die an den Kern ihrer programmatischen Identität rühren. 

			Gescheitert ist der Versuch der Grünen, eine basisdemokratische Alternative zu den »Altparteien« zu entwickeln. Mit der Trennung von Amt und Mandat sowie dem Prinzip der Doppelspitze hat sich die Partei dennoch manche Eigenarten bewahrt. Ob sich diese mit den Notwendigkeiten politischer Führung vereinbaren lassen, wird unterschiedlich bewertet. Die ideologischen Strömungen, die das Innenleben der Grünen in den 1980er-Jahren prägten, haben an Bedeutung eingebüßt. Fundamentalistische Positionen wurden seither kaum noch vertreten. Nachdem die Partei unter ihrem Führungsduo Annalena Baerbock und Robert Habeck in den vergangenen Jahren eine bemerkenswert hohe personelle und inhaltliche Geschlossenheit an den Tag gelegt hat, könnten ihr jetzt wieder härtere innerparteiliche Auseinandersetzungen ins Haus stehen. Eine Ursache dafür liegt auch im beschleunigten Mitgliederzuwachs, durch den seit 2018 viele Junge, eher radikal Gesinnte zu den Grünen neu hinzugestoßen sind, wodurch ihre Mitgliederzahl 2020 erstmals die Marke von 100 000 überschritt. 

			Die Linke. Die Partei Die Linke ist aus der Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS) und der Partei Arbeit & soziale Gerechtigkeit – Die Wahlalternative (WASG) hervorgegangen. Erstere hatte sich nach dem Systemumbruch 1989/90 als Nachfolgerin der SED in der früheren DDR gebildet. Da ihr durch die Konkurrenz der nach Ostdeutschland ausgedehnten SPD die Option einer Entwicklung hin zu einer sozialdemokratischen Partei versperrt blieb, konnte die PDS in den neuen Ländern als quasikommunistische Partei weiterbestehen und auf der Bundesebene die Rolle einer systemoppositionellen (kapitalismuskritischen) Alternative zu den vorhandenen Parteien einnehmen.

			Nachdem sich Gewerkschafts- und SPD-Mitglieder in den alten Ländern 2005 aus Protest gegen die Politik der rot-grünen Regierung zur Gründung der WASG entschlossen hatten, entstand ein Gelegenheitsfenster für die Westausdehnung der PDS, die in die 2007 förmlich besiegelte Neugründung einer gesamtdeutschen Linkspartei (unter dem Namen Die Linke) mündete. Maßgeblich vorangetrieben wurde der Zusammenschluss vom früheren SPD-Vorsitzenden Oskar Lafontaine, der gemeinsam mit Lothar Bisky die Führung der Partei übernahm. Unter Lafontaines Regie gelang es der Linken, ihren Stimmenanteil im Westen bis auf 8,3 Prozent (bei der Bundestagswahl 2009) zu erhöhen und in mehrere westdeutsche Landesparlamente einzuziehen.

			Bis zur Entstehung der gesamtdeutschen Linken war die PDS eine ostdeutsche Regionalpartei, deren Erfolg vor allem aus der wachsenden Unzufriedenheit der neuen Bundesbürger mit der Systemtransformation gespeist wurde. Sie entwickelte sich dadurch im Osten zu einer Volkspartei, die bei der Regierungsbildung nicht mehr ohne Weiteres umgangen werden konnte. Beginnend mit dem »Magdeburger Modell«, einer von ihr geduldeten rot-grünen bzw. SPD-Minderheitsregierung, war die PDS bzw. Linke seit 1994 bis auf Sachsen in allen ostdeutschen Ländern (einschließlich Berlins) an der Regierung in einer oder mehreren Wahlperioden beteiligt. In Thüringen stellt sie seit 2014 den Ministerpräsidenten. Durch das Erstarken der AfD, an die sie in ihren ostdeutschen Hochburgen seit 2016 in erheblichem Umfang Stimmen verliert, hat die Linke ihre Alleinstellung als systemkritische Protestalternative im deutschen Parteiensystem inzwischen eingebüßt. Im Gegenzug gelang es ihr 2019 in Bremen zum ersten Mal, auch in einem westdeutschen Bundesland als Teil eines Linksbündnisses in die Regierung aufgenommen zu werden. 

			Außerhalb ihrer Hochburgen erscheint die Position der Linken als parlamentarische Kraft im deutschen Parteiensystem mittlerweile ernsthaft gefährdet. Im Westen hatte die Partei ihren Zenit organisatorisch wie elektoral bereits 2009 überschritten, was nicht zuletzt auf den Rückzug Lafontaines zurückzuführen war, an dessen Fähigkeit zur populistischen Wähleransprache kein Nachfolger heranreichte. Der schon in der PDS schwelende Konflikt zwischen sogenannten Reformern und Orthodoxen wurde von den mehrheitlich fundamentaloppositionellen Kräften aus den hinzutretenden westdeutschen Landesverbänden angeheizt. Personelle Auseinandersetzungen an der Parteispitze hinterließen in der Öffentlichkeit den Eindruck einer primär mit sich selbst beschäftigten Partei, die ihren Zusammenhalt nur noch durch Formelkompromisse zwischen den rivalisierenden Strömungen gewährleistet. Dies führte bei der Bundestagswahl 2021 zu dem bisher schlechtesten Stimmenergebnis. Die Linke fiel erstmals unter die Fünfprozenthürde und ist nur dank der Grundmandatsklausel über den Gewinn von drei Direktmandaten weiter in Fraktionsstärke im Bundestag vertreten. 

			Die inhaltlichen Richtungsstreitigkeiten entzünden sich an der Frage, wie weit der Kapitalismus als »System« überwunden werden muss und kann, an der Haltung zur SED-Vergangenheit und zum DDR-Regime sowie an den friedenspolitischen Positionen der Partei, die mit außen- und europapolitischen Verpflichtungen der Bundesrepublik kollidieren. Auch das Verhältnis zu Russland, wo die von weiten Teilen der Partei vertretene unkritische, regimefreundliche Linie spätestens mit dem Ukraine-Krieg unhaltbar geworden ist, bleibt ein notorischer Streitpunkt. Zu einer regelrechten Zerreißprobe sollte sich seit 2015 die Auseinandersetzung um Geflüchtete und die »identitätspolitischen« Positionen der Partei auswachsen. Dabei exponierten sich vor allem Oskar Lafontaine und Sahra Wagenknecht. Weil deren Forderungen nach einer restriktiveren Migra­tionspolitik nicht nur auf verteilungspolitische, sondern auch auf kulturelle Argumente zurückgriff, warfen ihnen die Vertreter der liberalen Mehrheitslinie eine Nähe zum Rechtspopulismus vor. 

			Überwölbt werden die Konflikte durch das strategische Für und Wider einer möglichen Regierungsbeteiligung auf Bundesebene und die Entwicklung des Verhältnisses zur SPD und zu den Grünen. Seit Mitte der 2010er-Jahre haben sich Machtverhältnisse in der Partei zugunsten der westdeutschen Landesverbände verschoben. Während die Partei dort an Mitgliedern zugenommen und sich gleichzeitig verjüngt hat, leidet sie in Ostdeutschland an ihrer Organisationsschwäche und der neuen Konkurrenz durch die AfD. Die Linke hat nach den Grünen den höchsten Frauenanteil unter den Parteimitgliedern und Bundestagsabgeordneten, bei den Abgeordneten mit Migrationshintergrund liegt sie mit 28 Prozent sogar deutlich an der Spitze.

			Alternative für Deutschland (AfD). Mit der AfD konnte sich zum ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik eine neue Kraft am rechten Rand des Parteiensystems flächendeckend etablieren. Den unmittelbaren Entstehungsanlass lieferte die 2010 einsetzende Krise der Europäischen Währungsunion. Gegen die Maßnahmen zu deren Bekämpfung durch die EU-Institutionen und -Mitgliedstaaten formierte sich 2012 zunächst das Bündnis Bürgerwille und anschließend die Wahlalternative 2013. Aus dieser ging die im Februar 2013 offiziell gegründete AfD hervor.

			Treibende Kraft im Gründungsprozess und als einer ihrer drei Sprecher zugleich das wichtigste Aushängeschild der neuen Partei war der Hamburger Volkswirtschaftsprofessor Bernd Lucke. Unter ihm bildete die Partei ein gemäßigtes ideologisches Profil heraus, das marktwirtschaftlich liberale mit gesellschaftspolitisch konservativen Positionen verband und sich im Übrigen weitgehend auf das Euro-Thema konzentrierte. Dieser Kurs stieß bei denen auf Kritik, die eine stärker nationale, populistische Ausrichtung im Sinn hatten und dabei vor allem auf das Migrationsthema setzten.

			Luckes Niederlage gegen Frauke Petry bei der Wahl zum Vorsitzenden auf dem Essener Parteitag im Juli 2015 führte zur Spaltung der AfD, schadete dieser aber im Weiteren nur wenig. Dazu trug nicht zuletzt die im September 2015 einsetzende Migrationskrise bei. Sie trieb die Partei in den Umfragen massiv nach oben und brachte ihr bei den Landtagswahlen im Frühjahr und Herbst 2016 Rekordergebnisse ein. Bei der Bundestagswahl 2017 konnte sie ihre Stimmenzahl gegenüber 2013 fast verdreifachen und zog mit einem zweistelligen Resultat als drittstärkste Kraft in den Bundestag ein.

			Die innerparteilichen Grabenkämpfe rissen unterdessen nicht ab. Sie waren zum einen eine natürliche Begleiterscheinung der Geburtswehen einer noch jungen, im raschen Aufbau begriffenen Partei, deren ­Personal es an Erfahrung und Professionalität mangelte. Zum anderen resultierten sie aus der notorischen Unterwanderungsgefahr durch rechtsextreme Kräfte und inhaltlichen Richtungsstreitigkeiten, die sich wiederum mit personellen Machtkonflikten verquickten. So wie Lucke 2015 hatte auch Petry ihren Rückhalt in der AfD-Spitze 2017 verloren. Als Parteivorsitzende auf Abruf erklärte sie nach der Bundestagswahl ihren Austritt aus der Bundestagsfraktion und der Partei. Letztere wurde danach von Jörg Meuthen (bis Februar 2022) und Alexander Gauland bzw. – ab Ende 2019 – Tino Chrupalla als gleichberechtigten Vorsitzenden geführt.

			Seit 2018 befindet sich die AfD in der Krise. Nachdem Meuthen sich mit dem von Björn Höcke und dem Brandenburger Landesvorsitzenden Andreas Kalbitz angeführten »Flügel« – dem organisatorischen Netzwerk der völkisch-nationalistischen Strömung in der AfD – lange Zeit arrangiert hatte, nahm er die vom Verfassungsschutz im März 2020 veröffentlichte Einstufung des Flügels als »gesichert rechtsextremistisch« zum Anlass, dessen formelle (Selbst-)Auflösung zu betreiben und Kalbitz aus der Partei herauszudrängen. Dies sollte sich allerdings als Pyrrhussieg erweisen und am Kräfteverhältnis zwischen beiden Seiten nichts ändern, die jetzt einander noch unversöhnlicher gegenüberstanden. Im Februar 2022 zog ­Meuthen aus seinem schwindenden Rückhalt im Bundesvorstand die Konsequenz und erklärte den Austritt aus der Partei.

			Trotz der internen Querelen und ihrer fehlenden Strategie im Umgang mit der Coronapandemie blieben die Umfragewerte und Wahlergebnisse der AfD seit 2019 relativ stabil. Dank ihrer gewachsenen Stammwählerschaft musste sie ein Scheitern an der Fünfprozenthürde bei der Bundestagswahl nicht befürchten. Ihre Verluste gegenüber 2017 waren in den westdeutschen Ländern deutlich größer als in den ostdeutschen, wo ihr Wählerpotenzial mehr als doppelt so hoch ist. In der alten Bundesrepublik schneidet sie wiederum im Süden besser ab als im Norden. Fast zwei Drittel der AfD-Wähler sind männlich, es dominieren die mittleren Jahrgänge. Bei den Berufsgruppen lässt sich kein klares Muster herauslesen, hier scheint die AfD vor allem bei Abstiegsgefährdeten erfolgreich zu sein. Deutliche Unterschiede zu den anderen Parteien zeigen sich hingegen mit Blick auf die Einstellungsmerkmale. Die AfD-Wählerschaft weist hier sehr viel höhere Unzufriedenheitswerte und eine größere Nähe zu rechtsextremen Überzeugungen auf.

			Ideologisch und programmatisch reiht sich die AfD in die Parteienfamilie des europäischen Rechtspopulismus ein. Dessen Hauptmerkmal sind die Anti-Establishment-Orientierung und der Anspruch, den »wahren« Volkswillen zu vertreten, was unter anderem in der Forderung nach »mehr direkter Demokratie« zum Ausdruck kommt. Das anfänglich dominierende Euro-Thema und die marktliberale Ausrichtung haben in der Programmatik der AfD an Bedeutung eingebüßt. Seit der Migrationskrise prägen vor allem die Antipositionen in der Asyl- und Zuwanderungspolitik ihr öffentliches Bild, was sich zugleich in der parlamentarischen Arbeit widerspiegelt. Auch in der Familien- und Gesellschaftspolitik vertritt die AfD eine stark konservative Richtung, während bei der Sozial- und Wirtschaftspolitik Divergenzen zwischen der Befürwortung einer eher marktliberalen oder sozialpopulistischen Linie bestehen. In der Coronapolitik schwenkte sie nach ihrer anfänglichen Befürwortung rigoroser Schutzmaßnahmen bald auf einen dezidierten Antiregierungskurs ein, der die Notwendigkeit von Freiheitseinschränkungen mit Blick auf die angebliche Harmlosigkeit des Virus in Abrede stellte und sie als Vorwand zur Errichtung einer »Corona-Diktatur« hinstellte. Ein ähnliches Leugnungsmuster weisen ihre Positionen zur Klimaschutzpolitik auf. Mit dem ­Ukraine-­Krieg geriet der von der Partei mehrheitlich verfolgte prorussische Kurs, der dem autoritären Regime Putins zum Teil unverhohlene Sympathien entgegenbrachte, unter Rechtfertigungsdruck. Indem sie Waffenlieferungen an die Ukraine ablehnte, die gegenüber Moskau ­verhängten ­Sanktionen als zu weitreichend und selbstschädigend kritisierte und die Mitschuld des Westens am russischen Vorgehen betonte, scherte die AfD aber auch hier aus dem Konsens der übrigen Parteien (mit Ausnahme der Linken) aus und unterstrich damit ihre fundamentaloppositionelle Grundhaltung. 

			Organisatorisch verbindet die AfD Elemente einer klassischen mitglieder- und funktionärsbasierten und einer bewegungsorientierten Partei. Erstere sind durch das deutsche Parteienrecht vorgegeben, was zugleich die geringe Bedeutung des »charismatischen« Faktors in der AfD erklärt. Die innerparteilichen Strukturen und Prozesse sind hochgradig konfliktbelastet, wobei zwischen den wirtschaftsliberalen, konservativen und nationalistischen Strömungen ein prekäres Gleichgewicht herrscht. Trotz einer vergleichsweise schwachen Mitgliederbasis hat die AfD eine beträchtliche Organisationsstärke erreicht. Diese verdankt sie zum einen ihrer Finanzkraft (durch Spendeneinnahmen und staatliche Mittel), zum anderen der Wähleransprache mithilfe der sozialen Medien.

			Die Sonstigen. Die Stimmenanteile der nichtetablierten Klein- und Splitterparteien, die in der Regel unterhalb der Fünfprozenthürde bleiben und an Wahlabenden stets unter der Rubrik »Sonstige« zusammengefasst werden, haben mit der Pluralisierung des Parteiensystems ebenfalls zugenommen. Sie sollten bei einer Betrachtung der Parteiendemokratie nicht außer Acht bleiben. 

			Hinter den Sonstigen verbergen sich im Wesentlichen zwei Typen: Zum ersten Typus gehören Parteien, die bis hin zum Sektierertum ideologisch radikale Positionen vertreten oder sich auf ein spezifisches Thema bzw. eine sozialstrukturell abgegrenzte Wählergruppe konzentrieren. Unter sie fallen z. B. Tierschutzparteien, fundamental-christliche ­Gruppierungen oder Seniorenparteien wie Die Grauen. Solche Parteien haben selten längerfristig Bestand. Auch wo es personelle Kontinuitäten gibt, bilden sie sich unter veränderten Namen immer wieder neu. Teilweise handelt es sich bei ihnen um Abspaltungen von anderen etablierten oder ­nichtetablierten Parteien. Ein Beispiel dafür sind die 2020 entstandenen Umweltlisten.

			Der andere Typus sind Parteien, die einen breiteren programmatischen Ansatz vertreten und damit zumindest für kürzere Zeit erfolgreich waren oder sind. Dabei handelt es sich entweder um links- oder rechtsextremistische Gruppierungen, wobei die Letzteren seit den 1990er-Jahren zahlenmäßig und gemessen am Wählerzuspruch überwiegen. Oder es sind Parteien, die – zumeist auf regionaler Basis – ein bestimmtes Protestklientel adressieren. Beispiele sind die Hamburger Statt-Partei, Arbeit für Bremen und Bremerhaven sowie die ebenfalls von Hamburg aus gestartete Schill-Partei, die später erfolglos versuchte, ihren Erfolg auch auf andere Bundesländer und die Bundesebene auszudehnen. 

			Größere Erfolgsaussichten wurden Anfang der 2010er- Jahre der Piratenpartei attestiert, die in dieselbe Rubrik gehört. Ihr gelang es 2011 und 2012 in kurzer Folge, viermal hintereinander in Landesparlamente einzuziehen. Zentrales Thema der Partei war die Netzpolitik, die sie mit Forderungen nach mehr und besserer politischer Partizipation verknüpfte. Damit traf sie nicht nur den Nerv einer internetaffinen Jungwählerschaft, sondern schaffte es auch, viele generell Unzufriedene und vormalige Nichtwähler anzusprechen. Antworten auf politikinhaltliche Fragen jenseits ihrer Kernthemen konnten und wollten die Piraten nicht geben. Gleichzeitig scheiterten sie an ihrem Hauptprojekt – dem Aufbau einer innovativen digitalen Parteiorganisation. Die Medien, die den Aufstieg der Partei fasziniert begleitet und auf diese Weise befördert hatten, entzogen ihr schon bald die Gunst. Mit dem Scheitern bei der Bundestagswahl 2013, bei der sie nur 2,2 Prozent erreichte, war das vermeintliche Erfolgsprojekt Piratenpartei nach nicht einmal zwei Jahren Geschichte. 

			Eine Zwischenstellung zwischen den beiden Typen nehmen Parteien ein, die über eine feste lokale oder regionale Basis verfügen. Hierunter fallen etwa der Südschleswigsche Wählerverband (SSW), der als Vertretung der dänischen und friesischen Minderheit in Schleswig-Holstein auf der Landes- und Bundesebene von der Sperrklausel befreit ist. Er ist mit einer kurzen Unterbrechung seit 1947 im Kieler Landtag vertreten und war von 2012 bis 2017 sogar Teil der Landesregierung. Seit 2021 stellt er zum ersten Mal nach 1949 wieder einen Abgeordneten im Bundestag. Als weiteres Beispiel ist die zu Beginn der 1980er-Jahre zeitgleich mit den ­Grünen entstandene Ökologisch-Demokratische Partei (ÖDP) zu nennen, die in Bayern eine starke kommunale Verankerung aufweist, bei Landtags- oder Bundestagswahlen bisher aber nie über zwei Prozent hinausgekommen ist. Anders verhält es sich mit den Freien Wählern, die bereits 2008 den Sprung in den Bayerischen Landtag schafften und seit 2018 in einer Koalition mit der CSU regieren. Auch in Brandenburg überwand eine weitere Freie Wählergemeinschaft 2014 und 2019 zweimal hintereinander die Fünfprozenthürde. Nimmt man den Einzug in den rheinland-pfälzischen Landtag (2021), die beachtlichen Resultate in weiteren west- und ostdeutschen Ländern sowie das gegenüber 2017 deutlich verbesserte Bundestagswahlergebnis 2021 (2,4 Prozent) hinzu, liegen die »Freien« damit unter den nichtetablierten Parteien in der Bundesrepublik heute an der Spitze. 

			Verbände und Interessengruppen

			Ein Wesensmerkmal liberaler Demokratien ist der Pluralismus. Der Be­­griff, der im Grundgesetz selbst nicht auftaucht, kann in einem weiteren Sinne als Synonym für ein gewaltenteiliges Regierungssystem verstanden werden, das auf Freiheitsrechten aufbaut und sich in der Parteienkonkurrenz und legitimen Ausübung von Opposition manifestiert. Im engeren Sinne bezieht er sich auf das Mit- und Nebeneinander einer Vielzahl gesellschaftlicher Gruppen, die ihre Interessen und Meinungen auf der Basis dieser Freiheitsrechte organisieren und politisch zur Geltung bringen. Neben den Parteien, die als faktische Regierungsorgane weit in die staatliche Sphäre hineinragen, geraten hier vor allem die Vereine und Verbände in den Blick.

			Während die Parteien gesamtgesellschaftliche, am Gemeinwohl ausgerichtete Ziele verfolgen, wird die Legitimität der verbandlichen Inte­ressenverfolgung häufig mit dem Hinweis diskreditiert, dass sie nur partikularer Natur sei. Symptomatisch für das Missverständnis steht der häufig benutzte und abwertend gemeinte Begriff des »Lobbyismus«, obwohl man auch neutraler von »Lobbying« sprechen könnte. Dahinter verbirgt sich zugleich die Kritik an der ungleichen Organisationsfähigkeit und Durchsetzungsmacht einzelner Interessen, die der US-amerikanische Politikwissenschaftler Elmer Schattschneider zu Beginn der 1960er-Jahre mit dem schönen Diktum zum Ausdruck gebracht hatte, der »himmlische Chor des Pluralismus singe mit starkem Oberklassenakzent«.

			Deutschland verfügt über eine traditionell dichte Vereins- und Verbändestruktur, deren Wurzeln sich bis in die Zünfte und Bünde des Mittelalters zurückverfolgen lassen. Die Ursprünge des modernen Verbandswesens liegen im Kaiserreich, nachdem das Vereinswesen im Umfeld der Revolution von 1848/49 und der sich entwickelnden bürgerlichen Gesellschaft schon vorher aufgeblüht war. Als mit der Gewährleistung der Koalitions- und Gewerbefreiheit die Schranken gegen eine freie Gründung von Verbänden fielen, bildete sich im Zuge der Industrialisierung und beginnenden Sozialstaatlichkeit ein immer breiter gefächertes System von Interessenorganisationen heraus, die ihre Forderungen an den Staat herantrugen und auf deren Informationen und Sachverstand der Staat seinerseits an­­gewiesen war.

			Die Systematisierung der Interessengruppen stellt die Wissenschaft bis heute vor große Herausforderungen, denn die verschiedenen ­Bereiche weisen zahlreiche Überschneidungen und Wechselwirkungen auf. Wenig hilfreich ist die Unterscheidung zwischen Vereinen und den politische Inte­ressen vertretenden Verbänden, da sich auch Verbände und sogar Parteien in der Rechtsform des Vereins organisieren. Legt man die ­Vereinszwecke zugrunde, fällt das Gros der Vereine aus den Interessengruppen heraus, da es diesen vorrangig um die gemeinsame Betätigung ihrer ­Mitglieder geht. Dies gilt für die Freizeit- und Hobbyaktivitäten in Kegelklubs, Sport-, Schützen-, Gesangs- und Wandervereinen, die einen Ausgleich zur Arbeitswelt bieten sollen, ebenso wie für wissenschaftliche Vereinigungen. Auch wenn es sich um unpolitische Aktivitäten handelt, erfüllen gerade die Erstgenannten in sozialer Hinsicht eine wichtige Funktion, indem sie gemeinschaftlichen Zusammenhalt stiften und so zur Integration der Gesellschaft beitragen. 

			Eine besondere Stellung nehmen jene Vereine, Stiftungen und Genossenschaften ein, die gemeinnützige Ziele verfolgen. Laut Abgabenordnung ist darunter die »selbstlose Förderung der Allgemeinheit« auf Gebieten wie Bildung, Wissenschaft, Kultur, Natur- und Tierschutz, Landschafts-, Denkmal- und Brauchtumspflege, Hilfe für Geflüchtete oder Entwicklungszusammenarbeit zu verstehen. Die dort verrichteten ehrenamtlichen Tätigkeiten werden unter dem Begriff des bürgerschaftlichen Engagements zusammengefasst und bilden den Kern der sogenannten Zivilgesellschaft. Entgegen häufig verbreiteten Vorstellungen hat in der Bundesrepublik sowohl die Zahl der registrierten Vereine (auf über 600 000) als auch das gemeinnützige Engagement (auf über 40 Prozent der Bevölkerung) im letzten Jahrzehnt weiter zugenommen. 

			Rechtliche Probleme drohen, wenn die gemeinnützigen ­Organisationen, deren Tätigkeit steuerlich begünstigt ist, gleichzeitig politische Ziele verfolgen, also wie ein Interessenverband agieren. Bewegungen wie Attac oder Campact wurde deshalb der Gemeinnützigkeitsstatus aberkannt. Dasselbe fordern manche für die Deutsche Umwelthilfe, die sich als Verbraucherorganisation für den Umwelt-, Natur- und Klimaschutz engagiert und über das Verbandsklagerecht verfügt. Andere sehen solche Bestrebungen kritisch und halten die heutigen Kriterien der Gemeinnützigkeit für überholt. Sie möchten den Katalog der förderungswürdigen Zwecke ausweiten und den Organisationen zugleich das Recht zuerkennen, auf die politische Willensbildung Einfluss zu nehmen. 

			Blickt man auf die eigentlichen Interessenorganisationen, so liegt deren Zahl deutlich niedriger als die der Vereine. Beim Deutschen Bundestag waren 2020 gut 2 300 Verbände offiziell registriert. Nach Art der ­Interessen lassen sich folgende Bereiche unterscheiden: Wirtschaft und Arbeit, Soziales, Gebietskörperschaften, Freizeit und werteorientierte Vereinigungen. Die größte Bedeutung kommt sowohl quantitativ als auch qualitativ dem Bereich Wirtschaft und Arbeit zu. Dieser ist vor allem durch den Gegensatz ­zwischen der Unternehmer- und Arbeitnehmerseite geprägt. Als weitere Vertreter sind die Konsumentenverbände zu nennen, die sich von den zuvor genannten durch ihre vergleichsweise geringe Konfliktmacht unterscheiden. Beispiele sind die Verbraucherschutzzentralen, Pro Bahn oder der Bund der Steuerzahler. 

			Im Vergleich zur Arbeitnehmerseite und ihren Gewerkschaften weist die Unternehmerschaft traditionell den höheren Organisationsgrad auf. Unternehmen und Selbstständige schließen sich in Branchenverbänden zusammen. Zu diesen gehören als größter Vertreter der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) mit seinen 40 Einzelverbänden, der Deutsche Bauernverband oder Ärzteverbände wie der Hartmannbund. Im europäischen Vergleich ungewöhnlich ist, dass in Deutschland die Verhandlungen über Löhne und Arbeitsbedingungen nicht den Branchenverbänden obliegen, sondern den organisatorisch von ihnen abgetrennten Arbeitgeberverbänden. Auch diese verfügen mit dem BDA über einen eigenen Bundesverband. Die dritte Säule bilden – als weitere deutsche Besonderheit – die öffentlich-rechtlichen Kammern, denen man kraft Gesetzes angehört. Darin ist ein Großteil der gewerblichen Wirtschaft sowie der – zu den freien Berufen gehörenden – Ärzte- und Rechtsanwaltschaft organisiert. Auch andere Berufsgruppen wie Hochschullehrer oder Journalisten unterhalten spezielle Verbände.

			Auf der Arbeitnehmerseite bilden die im Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB) zusammengeschlossenen Einzelgewerkschaften das Pendant zu BDI und BDA. Ihre Zahl hat sich im Zuge mehrerer Fusionen von 17 im Jahre 1989 auf heute acht reduziert, wobei die Zusammenschlüsse eine Reaktion auf die rückläufige Mitgliederentwicklung darstellten. Die einstigen Branchengewerkschaften entwickelten sich damit zu »Multibranchengewerkschaften«. Die beiden größten – die Industriegewerkschaft Metall und die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di – zählen über bzw. knapp zwei Mil­lionen Mitglieder. Der Gründung des DGB lag das Leitbild der Einheitsgewerkschaft zugrunde. Sie löste die in der ­Weimarer Republik weithin dominierenden Richtungs- und Berufsgewerkschaften ab. Die Gewerkschaften wollten für alle weltanschaulichen Orientierungen offen sein und die Beschäftigten eines Betriebs bzw. einer Branche unabhängig von ihrem Beruf oder Status gemeinsam vertreten. Die Zahlen zeigen, dass dieser Anspruch weitgehend, aber nicht vollständig realisiert wurde. Während heute etwa drei Viertel aller abhängig Beschäftigten im DGB organisiert sind, liegt der Anteil unter den Beamten nur bei einem Viertel – diese werden überwiegend vom Deutschen Beamtenbund (DBB) mit seinen 1,3 Millionen Mitgliedern vertreten. Ebenfalls außerhalb des DGB erfolgt die Interessenvertretung der im Marburger Bund zusammengeschlossenen angestellten und beamteten Ärztinnen und Ärzte. Daneben konnten sich auch die christlichen Gewerkschaften ihre Existenz bewahren, die in ihrer Tariffähigkeit jedoch eingeschränkt sind und deren offiziell angegebene Mitgliederzahl von 280 000 der DGB anzweifelt. Größere Sorgen lösen beim DGB neben dem allgemeinen Mitgliederrückgang die Durchbrechung des Branchenprinzips durch das Erstarken bzw. die Neugründung von Spartengewerkschaften aus, die sich insbesondere bei Bahn (Gewerkschaft der Lokomotivführer) und Lufthansa (Vereinigung Cockpit) zu veritablen Konkurrenzorganisationen aufgeschwungen haben. 

			Unter den Verbänden, die soziale Interessen jenseits der Arbeit organisieren, sind an erster Stelle die großen Wohlfahrtsverbände zu nennen, die zugleich als Anbieter sozialer Dienstleistungen fungieren: das Rote Kreuz, die Arbeiterwohlfahrt, die Caritas und die Diakonie als die Sozialwerke der katholischen bzw. evangelischen Kirche sowie die aus der DDR übernommene Volkssolidarität. Zusammen verfügen sie über vier Millionen Mitglieder und 1,3 Millionen Beschäftigte. Als weitere mitgliederstarke Organisationen treten die Kriegsfolgenverbände (VdK, Kriegsgräberfürsorge, Bund der Vertriebenen) sowie die Organisationen auf Mieter- sowie Haus- und Grundeigentümerseite hervor. Der größere Teil der kleineren Sozial- und Wohlfahrtsverbände hat sich mit weiteren Einrichtungen, Vereinen und Initiativen im Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband zusammengeschlossen.

			Die drei Spitzenverbände der kommunalen Gebietskörperschaften – der Städtetag für die kreisfreien Städte, der Städte- und Gemeindebund für die kreisangehörigen Kommunen und der Landkreistag – sind wie die Kammern und Kirchen als öffentlich-rechtliche Körperschaften organisiert (s. Kap. 7). Sie vertreten die Interessen der Kommunen gegenüber Ländern und Bund.

			Unter den Verbänden im Freizeitbereich sticht neben dem Deutschen Olympischen Sportbund, unter dessen Dach 85 Einzelverbände und 88 000 Sportvereine mit insgesamt 28 Millionen Mitgliedern versammelt sind, vor allem der Allgemeine Deutsche Automobilclub (ADAC) hervor, der 21 Millionen Mitglieder zählt und damit der zweitgrößte Verein seiner Art in der Welt ist. Politische Interessenvertretung und die Organisation von Aktivitäten der Privatsphäre gehen bei ihnen miteinander einher, wobei die Letztgenannten (beim Profisport oder der Nutzung des Automobils) zugleich in die berufliche Sphäre hineinragen.

			Das größte Spektrum an Organisationsformen weisen die werteorientierten Vereinigungen auf. Eine Sonderstellung nehmen hier die beiden christlichen Kirchen ein, die mit 19,7 (evangelische Kirche) und 21,8 Millionen Mitgliedern (katholische Kirche) Ende 2021 etwas weniger als die Hälfte der deutschen Bevölkerung repräsentierten. Zu Beginn der 1950er-Jahre hatte der Anteil in Westdeutschland bei über 95 Prozent und nach der deutschen Vereinigung 1990 immerhin noch bei über 70 Prozent gelegen. Die Tendenz zur säkularen und entkonfessionalisierten Gesellschaft lässt sich zugleich am Rückgang der Gottesdienstbesuche und Teilnahme an kirchlichen Ritualen – mit Ausnahme der Bestattungen – festmachen. Dennoch haben sich die Kirchen eine hohe Organisationskraft bewahrt. Die Gesamtzahl von rund 26 000 Pfarr- und Kirchengemeinden und ein dichtes Netz von Einrichtungen und Verbänden auf kommunaler, regionaler wie nationaler Ebene verschaffen ihnen weiterhin eine beträchtliche Reichweite. Insgesamt beschäftigen die evangelische und katholische Kirche zusammen in Deutschland etwa 1,5 Millionen Menschen, wobei der größte Teil (etwa 70 Prozent) auf die von ihnen unterhaltenen Sozialwerke entfällt.

			Ein wesentlicher Grund dieser Stärke liegt in den besonderen Privilegien, die sie als öffentlich-rechtliche Körperschaften genießen. Die entsprechenden Bestimmungen der Weimarer Verfassung wurden 1949 unverändert in das Grundgesetz übernommen. Sie geben den Kirchen das Recht, eigene Steuern zu erheben, Religionsunterricht an Schulen zu erteilen und in ihrem Binnenbereich von staatlichen Normen (etwa im Arbeits- und Sozialrecht) abzuweichen. Ein Kuriosum stellen die staatlichen Ausgleichszahlungen für das im Rahmen der Säkularisation 1803 enteignete Kirchen­eigentum dar, die bis heute weiterfließen, obwohl sie bereits in der Weimarer Zeit hätten abgelöst werden sollen.

			Unter den übrigen Religionsgemeinschaften überwiegen mit gut 5,5 Millionen Angehörigen die Muslime, gefolgt von den ­orthodoxen Christen (1,5 Millionen) und anderen christlichen Gemeinschaften (900 000). Einen öffentlich-rechtlichen Status hat keine von ihnen. Die vier Dachverbände der islamischen Gemeinden, die zusammen weniger als ein Fünftel der Muslime repräsentieren, sind im Koordinierungsrat der Muslime in Deutschland nur lose miteinander verbunden; zwei von ihnen, die Türkisch-Islamische Union der Anstalt für Religion (DITIB) und der Islamrat, werden ganz oder teilweise vom Verfassungsschutz beobachtet. Über eine effektivere Organisation verfügen die mit 200 000 Angehörigen zahlenmäßig allerdings deutlich kleineren jüdischen Gemeinden, von denen sich knapp die Hälfte im Zentralrat der Juden in Deutschland zusammengeschlossen hat.

			Neben den Religionsgemeinschaften treten als zweite große Säule der werteorientierten Vereinigungen die Umweltverbände hervor. Die vier bekanntesten Organisationen in der Bundesrepublik – der Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND), der Naturschutzbund, Greenpeace und der Tierschutzbund – kommen zusammen auf 2,5 Millionen Mitglieder. Eine kleinere dritte Säule bilden Organisationen wie Amnesty International, die Europa-Union oder Mehr Demokratie, die sich für den Schutz der Menschenrechte einsetzen oder demokratiepolitische Anliegen vertreten. 

			Grenzfälle unter den Interessengruppen stellen Bürgerinitiativen und soziale Bewegungen dar. Während die Erstgenannten in der Regel nur auf örtlicher Ebene auftreten und sich dort für oder – häufiger – gegen konkrete Vorhaben engagieren, verfolgen Letztere breiter angelegte politische oder gesellschaftliche Ziele. Initiativen und Bewegungen unterscheiden sich von den »normalen« Verbänden durch ihre stärker informell geprägten Organisationsstrukturen und protestorientierten Handlungsformen. Ökologische und soziale Themen stehen meistens im Vordergrund, wie die PEGIDA-Demonstrationen gezeigt haben, jedoch nicht mehr ausschließlich.

			Wie machtvoll sind die Verbände und auf welchem Wege üben sie ihre Macht aus? So wie man in den 1950er- und 1960er-Jahren gelegentlich vom »Verbändestaat« oder der »Herrschaft der Verbände« (Theodor ­Eschenburg) gesprochen hat, ist heute häufig von einer angeblichen »Lobbyrepublik« die Rede. Die Begriffe suggerieren einen gleichbleibend hohen Einfluss der Interessengruppen auf die Politik, der sich aber in veränderter Form vollzieht. Waren die Beziehungen zwischen Staat und Verbänden bis in die 1980er-Jahre noch stark korporatistisch geprägt, nähern sie sich seither dem klassischen Pluralismus an. Deutschland stellt damit, was die Strukturen der Interessenvermittlung angeht, eine Mischform zwischen beiden Modellen dar.

			Die Interessenvermittlung spielt sich in drei Sphären ab. Erstens nehmen die Verbände am politischen Willensbildungsprozess teil. In dieser Sphäre ist die pluralistische Funktionslogik am stärksten ausgeprägt. Als Adressaten lassen sich die Parteien und die allgemeine Öffentlichkeit unterscheiden. Parteien oder einzelne Politiker werden durch finanzielle Zuwendungen unterstützt. Gleichzeitig versuchen die Verbände, sich in den Parteien personell zu verankern. Damit verfügen sie über einen direkten Zugang zu Parlament und Regierung. Wie die Debatte um bezahlte Nebentätigkeiten von Bundestagsabgeordneten zeigt, gehen beide Strategien oft miteinander einher. Bezogen auf die Öffentlichkeit können Verbände ihre Mitgliederstärke als »Wählerstimmenmacht« einsetzen, indem sie auf Übereinstimmungen oder Nichtüberstimmungen ihrer Positionen mit bestimmten Parteien hinweisen. Direkte Wahlempfehlungen, wie sie bei den ­Kirchen – für die CDU/CSU – bis in die 1980er-Jahre und bei den Gewerkschaften – für die SPD – bis in die 1990er-Jahre noch üblich waren, werden heute gemieden. Umso wichtiger ist es im Gegenzug geworden, durch eine professionelle Medien- und Öffentlichkeitsarbeit ein günstiges Meinungsklima für die eigenen verbandspolitischen Forderungen zu schaffen.

			In der zweiten Sphäre – der Einwirkung auf Parlament und Regierung – verbinden sich korporatistische und pluralistische Einflusslogiken. Auch hier spielen öffentlicher Druck und Beratungstätigkeiten im Vorfeld eine wichtige Rolle. Sie treten aber hinter den förmlichen Anhörungsrechten zurück, die die Verbände im Rahmen der Gesetzgebung genießen. Anders als der von der Vorhalle des Parlaments, der »Lobby«, abgeleitete Begriff des »Lobbying« nahelegt, ist der Hauptadressat der Verbandseingaben die Regierung bzw. genauer: die Ministerialbürokratie, wo die meisten Gesetzesvorlagen entstehen. Für die Interessenvertreter kommt es dabei darauf an, möglichst frühzeitig, das heißt schon im Entstehungsstadium, auf der Referentenebene in den Prozess einzugreifen. Parlament und Regierung gewähren ihnen nicht nur Zugang, weil sie auf ihre Expertise angewiesen sind, sondern auch, um die gesellschaftliche Akzeptanz und Durchsetzbarkeit ihrer Entscheidungen sicherzustellen. Die Kehrseite der daraus entstehenden Beziehungsgeflechte liegt in deren Intransparenz. Wie der Einfluss von Interessengruppen erfolgt und warum manche Interessen sich besser behaupten als andere, bleibt der öffentlichen Kontrolle nahezu vollständig entzogen.

			Der Begriff des Korporatismus ist vor allem für die Arbeitsbeziehungen geprägt worden, wo sich die gesellschaftlichen Interessen in Gestalt von Arbeitgebern und Gewerkschaften antagonistisch begegnen und der Staat als Vermittler fungiert. Die »tripartistische« Aushandlung der wirtschafts-, sozial- und arbeitsmarktpolitischen Grundentscheidungen erreichte den Höhepunkt in den 1970er-Jahren mit der »Konzertierten Aktion«. Dass ihre von der rot-grünen Regierung unter Gerhard Schröder versuchte Wiederbelebung im »Bündnis für Arbeit« Ende der 1990er-Jahre scheiterte, lag am gewachsenen Kräfteungleichgewicht zwischen Unternehmer- und Arbeitnehmerseite. Während die Konzerne ihre Macht im Zuge der Globalisierung und marktliberalen Wende ausgedehnt hatten, sahen sich die Gewerkschaften mit einem dramatischen Schwund ihrer Organisationskraft konfrontiert. Parallel dazu vollzog sich bei den Unternehmen ein Wandel von der klassischen verbandlichen Interessenintegration hin zum direkten Lobbying. Dieser fand auch aufseiten der Politiker Niederschlag. Immer mehr von ihnen waren bereit, nach oder schon während ihrer Amtszeit auf einen lukrativen Posten in der Wirtschaft zu wechseln.

			Abb. 11: Beim Deutschen Bundestag registrierte Verbände
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			Quelle: Deutscher Bundestag

			In der dritten Sphäre ist die korporatistische Logik am stärksten sichtbar. Hier übernehmen die Interessenorganisationen selbst öffentliche Funk­tionen und agieren damit als quasistaatliche Institutionen. Als wichtigste Bereiche zu nennen sind das Tarifvertragssystem, die mit sozialstaatlichen ­Aufgaben betrauten Wohlfahrtsverbände, die öffentlich-rechtlich organisierten Kirchen, Kammern und Gebietskörperschaften sowie die Mitwirkung der Verbände an der Selbstverwaltung der Sozialversicherungen, der Ernennung von Arbeits- und Sozialrichtern und in Aufsichtsgremien staatlicher oder öffentlich-rechtlicher Einrichtungen (s. Kap. 8). 

			Öffentlichkeit und Medien

			Die politische Willensbildung durch Parteien und Interessengruppen ist mit der öffentlichen Meinungsbildung aufs Engste verbunden. Eine Schlüsselrolle kommt dabei den Massenmedien zu. »Was wir über unsere Gesellschaft, ja: über die Welt, in der wir leben wissen, wissen wir durch die Massenmedien« (Niklas Luhmann). Für die Qualität der demokratischen Willensbildung ist maßgeblich, dass das Bild, das die Medien von der Gesellschaft und der Welt zeichnen, die Realität möglichst getreu wiedergibt, also nicht verfälscht oder verzerrt. Dies setzt eine pluralistische Struktur des Mediensystems voraus, die wiederum nur entstehen kann, wenn Meinungs- und Pressefreiheit gewährleistet sind. »Soll der Bürger politische Entscheidungen treffen, muss er umfassend informiert sein, aber auch die Meinungen kennen und gegeneinander abwägen können, die andere sich gebildet haben.« So hat das Bundesverfassungsgericht in seinem »Spiegel-Urteil« von 1966 die Bedeutung der freien Berichterstattung umschrieben. In der politikwissenschaftlichen und staatsrechtlichen Literatur wurde diese vielleicht etwas idealistisch anmutende Vorstellung lange Zeit geteilt. Sprach man den Medien die Rolle einer »vierten Gewalt« neben Exekutive, Legislative und Judikative zu, war das eher zustimmend als ablehnend gemeint. In den heute im Umlauf befindlichen Begriffen der Mediengesellschaft, Mediendemokratie oder gar »Mediokratie« (Thomas Meyer) schwingen dagegen deutlich kritischere Töne mit. Die digitalen, netzbasierten Angebote, die seit den 1990er-Jahren zu einer Umwälzung der Medienlandschaft geführt haben, bergen nach mancher Ansicht sogar das Potenzial, die Demokratie ganz zu zerstören. 

			Das Feld der Medien lässt sich in drei Bereiche unterteilen: die Printmedien, Hörfunk und Fernsehen und die netzbasierten Medien. Sie zeichnen sich durch unterschiedliche Formen und Grade der staatlichen Regulierung aus. Überschneidungen zwischen ihnen bestehen insofern, als die Angebote der Printmedien heute in der Regel auch in elektronischer Form verfügbar sind und Rundfunkbeiträge in Mediatheken eingestellt werden. Umgekehrt besteht ein Teil des Geschäftsmodells der Betreiber digitaler Plattformen darin, dass sie die in den traditionellen Medien generierten Inhalte »abgreifen« und für ihre eigenen Zwecke verwerten.

			Gedruckte Zeitungen und Zeitschriften sind das älteste ­Massenmedium. Ihre Regulierung durch die Pressegesetze der Länder ist nur schwach ausgeprägt. Eine Lizenzierung gibt es nicht. Artikel 5 des Grundgesetzes schützt die Presse vor staatlichen Eingriffen. Auch Subventionen sind unzulässig. Aus dem Zensurverbot hat das Bundesverfassungsgericht unter anderem das Zeugnisverweigerungsrecht für Journalisten und eine Auskunftspflicht der Behörden gegenüber publizistischen Organen abgeleitet. Die Pressefreiheit wird also auch institutionell garantiert. Bei strafbewehrten Äußerungen, Verletzungen der Privatsphäre oder dem Verrat von Staatsgeheimnissen stößt sie an rechtliche Grenzen. Deren genauer Verlauf bleibt aber umstritten und ist häufig Gegenstand gerichtlicher Auseinandersetzungen. Um dem vorzubeugen, legen sich die Presseorgane selbst bestimmte Verhaltensregeln auf und wachen über ihre Einhaltung (Presse­kodex).

			Anders als der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist die Presse privatwirtschaftlich organisiert. Zur Verhinderung der Kartellbildung sieht das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen für Presseunternehmen eine verschärfte Fusionskontrolle vor, die aber nicht bei allen Zusammenschlüssen greift und allein nicht ausreicht, um die publizistische Meinungsvielfalt sicherzustellen. Nach ihrem Höhepunkt in den 1960er-Jahren hat die Pressekonzentration seit den 2000er-Jahren wieder zugenommen. Der Hauptgrund liegt im Auflagenrückgang und Wegbrechen der Anzeigenerlöse durch die Konkurrenz des Internets. Dies erweist sich vor allem auf regionaler und lokaler Ebene als Problem, wo heute meistens nur noch eine Zeitung zur Verfügung steht. Auf der nationalen Ebene hielten die fünf größten Verlagsgruppen 2020 gut 40 Prozent und die zehn größten 60 Prozent des Marktes. Die Gesamtauflage aller Tageszeitungen, die 1991 noch bei 27,3 Millionen gelegen hatte, ist seither um mehr als die Hälfte – auf 12,5 Millionen – zurückgegangen.

			Die privatwirtschaftliche Struktur sichert den Zeitungen mit liberal-konservativer Tendenz ein gewisses Übergewicht, das durch die Medien­beteiligungen der SPD und Nähen der früheren DDR-Parteizeitung »Neues Deutschland« zur Partei Die Linke und der »tageszeitung« zu den Grünen allerdings aufgewogen wird. Bei den Boulevardzeitungen bleibt der Springer-Verlag mit knapp 80 Prozent Verkaufsanteil unangefochtener Marktführer; als wichtigstes Einzelblatt verfügt die Bild-Zeitung hier mit über 11 Millionen Lesern und Leserinnen weiterhin über eine enorme Reichweite. Springer und BILD betreiben zugleich ein Fernsehprogramm (BILD live), das im Netz gestreamt werden kann und seit Herbst 2021 auch frei empfangbar ist.

			Unter den überregionalen Qualitätszeitungen sind als führende Vertreter die Frankfurter Allgemeine (FAZ) und Süddeutsche Zeitung (SZ) zu nennen, gefolgt von der Welt und dem Handelsblatt. Die Funktion eines publizistischen Leitmediums teilen sich die bürgerlich-konservative FAZ und liberale SZ mit Spiegel und ZEIT als den wichtigsten Wochenzeitungen. Diese sind wie die SZ eher im linken bzw. liberalen Spektrum zu verorten – genauso wie der Stern, der seine frühere Bedeutung nach dem Skandal um die gefälschten Hitler-Tagebücher im Jahre 1983 jedoch eingebüßt hat. 1993 kam es zu einer der wenigen erfolgreichen Neugründungen auf dem deutschen Zeitungsmarkt, als sich mit dem Focus neben dem Spiegel ein zweites, konservativ ausgerichtetes Nachrichtenmagazin etablierte.

			Der Rundfunk ist seit den 1980er-Jahren als dualistisches System von öffentlich-rechtlichen und privaten Anbietern organisiert. Dass das bis dahin bestehende Monopol der »Öffentlich-Rechtlichen« aufgebrochen wurde, lag einerseits an technologischen Entwicklungen, die die Frequenzknappheit beseitigten. Zum anderen wollten die unionsgeführten Regierungen in Ländern und Bund den ihrer Meinung nach linkslastigen Sendern ein Korrektiv entgegenstellen. Der private Sektor wird seit den 1980er-Jahren von zwei Konsortien dominiert – der RTL-Gruppe des Bertelsmann-Konzerns und der Pro-Sieben-/SAT.1-Gruppe, die früher dem Medienunternehmer Leo Kirch gehörte und sich heute im Streubesitz befindet. Die kommerziellen Sender finanzieren sich ausschließlich aus Werbeeinnahmen und setzen deshalb auf publikumswirksame Unterhaltungsformate, die wegen ihrer Niveauarmut gelegentlich kritisiert werden. Die Vermittlung politischer Informationen spielt in den Vollprogrammen nur eine Randrolle und bleibt den reinen Nachrichtenkanälen überlassen (n-tv und Welt). Pay-TV-Angebote fristen eine Nischenexistenz und beschränken sich überwiegend auf Sportübertragungen.

			Der Marktanteil der öffentlich-rechtlichen Sender liegt mit 40 Prozent unter dem der Privaten. Ihre Programme genießen aber gerade auf dem Feld der politischen Information einen Vertrauensvorschuss. Bei der Gründung der öffentlich-rechtlichen Anstalten nach dem Zweiten Weltkrieg stand das Modell der BBC (British Broadcasting Corporation) Pate. Der Rundfunk sollte den Kräften des Marktes und Staates gleichermaßen entzogen sein. Letzteres lässt sich daran ablesen, dass seine Finanzierung nicht aus Steuern, sondern aus Gebühren erfolgt. Über deren Festsetzung und Höhe wird seit dem Hinzutreten der privaten Anbieter vermehrt gestritten. In einem 1986 ergangenen Grundsatzurteil hat das Bundesverfassungsgericht die öffentlich-rechtlichen Sender zur Hauptsäule des Rundfunks bestimmt, denen die »Grundversorgung« der Bevölkerung zukomme, und dies später um eine »Bestands- und Entwicklungsgarantie« ergänzt. Während diese Zuschreibungen bei der Befürwortung eines starken öffentlich-rechtlichen Systems und von den Anstalten selbst sehr weit ausgelegt werden, halten kritische Stimmen deren Programmangebote für überdehnt, was zu einer ungerechtfertigten Benachteiligung der privaten Anbieter führe. Stein des Anstoßes sind dabei unter anderem die teilweise Werbefinanzierung, die Auslagerung relevanter Programmbestandteile in neu geschaffene Spartenkanäle und Mediatheken, der große Anteil populärer Sport- und Unterhaltungssendungen sowie das üppige Onlineangebot (z. B. auf tagesschau.de), das die Grenzen zum Printjournalismus überschreite. 

			Der öffentlich-rechtliche Rundfunk besteht aus den neun ARD-Anstalten, dem ZDF und dem Deutschlandradio. Zusammen betreiben sie 21 Fernseh- und 74 Radioprogramme. Das ZDF wurde 1961 als bundesweite Anstalt der Länder gegründet. Zuvor hatte das Bundesverfassungsgericht der von der Adenauer-Regierung geplanten Einrichtung eines zweiten Fernsehprogramms neben der ARD wegen fehlender Zuständigkeit des Bundes und zu großer Staatsnähe einen Riegel vorgeschoben. Klagen über einen zu starken Einfluss der Parteien in den Rundfunkräten rissen auch später nicht ab. Ein viel diskutiertes Beispiel stellte 2009 die Absetzung des ZDF-Chefredakteurs Nikolaus Brender dar, die von der CDU-Mehrheit im Verwaltungsrat gegen den Willen des Intendanten durchgesetzt wurde. Das Bundesverfassungsgericht erklärte anlässlich dieses Falls den Medienstaatsvertrag der Bundesländer, der einheitliche Regelungen für das Rundfunkrecht schaffen soll, in Teilen für verfassungswidrig und verlangte, den Anteil der staatlichen und staatsnahen Personen in den Aufsichtsgremien auf ein Drittel zu begrenzen. 

			So wie die Bestellung von Intendanzen und Chefredaktionen häufig zum Politikum gerät, bleibt eine gewisse Nähe der Anstalten zur Couleur der jeweiligen Landesregierungen unübersehbar. Eine ernsthafte Bedrohung für die Unabhängigkeit der Berichterstattung und den vom Verfassungsgericht geforderten »Binnenpluralismus« geht davon aber nicht aus. Das hängt auch mit dem veränderten Selbstverständnis der ­heutigen Journalistengeneration zusammen, das insgesamt weniger ­parteipolitisch geprägt ist als früher. Dennoch steht das öffentlich-rechtliche System unter zunehmendem Legitimationsdruck. Qualitativ hochwertige, auch für Minderheiten interessante Programmangebote vorzuhalten und gleichzeitig eine an den Einschaltquoten messbare hohe gesellschaftliche Reichweite zu erzielen, kommt der sprichwörtlichen Quadratur des Zirkels gleich. Besorgen muss die Sender vor allem die geringe Resonanz unter den jüngeren Menschen. Dasselbe gilt für ihre schwindende Akzeptanz in Ostdeutschland, wo sich unter dem Druck der AfD auch Teile der anderen Parteien, vor allem der CDU, auf ARD und ZDF »eingeschossen« haben. In Sachsen-Anhalt ging das so weit, dass der Landtag die Erhöhung des Rundfunkbeitrags von 17,50 auf 18,36 €, auf die sich die Ministerpräsidentenrunde im März 2020 gemeinsam verständigt hatte, im Dezember 2020 mit seinem Veto blockierte.

			Die Rechtspopulisten können sich die heftige Kritik an den öffentlich-rechtlichen Anstalten leisten, weil sie auf deren Hilfe nicht (mehr) zwingend angewiesen sind, wenn sie ihr Wählerpublikum ansprechen wollen. Denn dafür stehen ihnen als Alternative die Möglichkeiten der internet­basierten Kommunikation offen, deren Verbreitung seit den 2000er-Jahren zu einem tiefgreifenden Wandel der Medienlandschaft geführt hat. Zeitungen und Rundfunk werden durch das Netz zwar nicht verdrängt. Indem die klassischen Medien über die dort geführten Debatten berichten und es zur Vermittlung ihrer Botschaften selbst nutzen, verändern die neuen Kommunikationsformen aber auch die Funktionsweise des traditionellen Mediensystems. Bis zur Erfindung des Smartphones im Jahre 2008 blieb die Nutzung des Internets noch weitgehend passiv. Seit dem Aufkommen der sozialen Medien konnte und kann nun im Prinzip jeder Mensch journalistisch tätig werden. 

			Welche Folgen das für die öffentliche Meinungsbildung hat, ist Gegenstand einer intensiv geführten politischen und wissenschaftlichen Debatte. Während die einen den Beitrag der sozialen Netzwerke zur Erweiterung der Redefreiheit, Vergrößerung der publizistischen Vielfalt und Ermög­lichung politischer Partizipation loben, verweisen andere auf die von ihnen ausgehenden Gefahren einer zunehmenden Fragmentierung und Polarisierung der Öffentlichkeit, wodurch die auf faktenbasierter Beratung und Kompromissfähigkeit gründenden Funktionsbedingungen der Demokratie untergraben würden. Die neuen Formen der »unbeaufsichtigten« Rede werfen aus demokratischer und rechtsstaatlicher Sicht in der Tat vielfältige Fragen und Probleme auf, die zahlreiche Rechtsgebiete berühren: Wie treten wir der verbreiteten Hassrede im Internet entgegen? Wie ist der Schutz geistigen Eigentums gegen das Prinzip des offenen Zugangs zu wissenschaft­lichen Quellen und Erkenntnissen abzuwägen? Wie kann man sich vor Rufmord schützen und die Privatsphäre gegen das Geschäftsmodell der Big Data, das die Internetfirmen verfolgen, verteidigen? Gibt es ein Recht auf »Vergessenwerden«? Wie lässt sich Netzneutralität, das heißt die gleichberechtigte Beförderung der »Internet-Post« unabhängig von deren Urhebern oder Inhalten, gewährleisten? Welche Art von Transparenz brauchen wir in Bezug auf die Entscheidung durch Algorithmen (z. B. bei Such­maschinen)?

			Dass die Regulierung der Internetkommunikation nur rudimentär ge­­lingt, liegt vor allem an deren grenzüberschreitendem Charakter. Weil die großen, global agierenden Konzerne – Alphabet (Google), Amazon, Apple, Meta (Facebook) und Microsoft – allesamt von amerikanischem Boden aus operieren, können sie sich dem Zugriff des deutschen und ­europäischen Gesetzgebers auf weite Strecken entziehen. Regelwerke wie das seit 2017 gültige Netzwerkdurchsetzungsgesetz, die Plattformbetreiber auf die Einhaltung bestimmter Compliance-Regeln verpflichten, wirken vor diesem Hintergrund notgedrungen defizitär. Sie erinnern daran, dass ein verantwortungsvoller Gebrauch der neuen Kommunikationsformen nicht staatlich oktroyiert werden kann, sondern am Ende von der Gesellschaft und von allen Einzelnen ausgehen muss.

			Wo in die Meinungsbildung offenkundig manipulativ eingegriffen wird, hilft allerdings auch der Appell an die Selbstverantwortung nicht weiter. Die Gefährdungen beginnen bei der algorithmisch gesteuerten Zielgruppenansprache (micro targeting) im Wahlkampf und reichen bis zum Einsatz von social bots, also Programmen, die in den sozialen Netzwerken automatisch Inhalte veröffentlichen oder teilen und dabei so tun, als seien sie reale Menschen. Autokratische Mächte wie Russland oder China setzen solche und andere Mittel schon seit Längerem systematisch ein, um den Wahlprozess in demokratischen Ländern durch Desinforma­tionskampagnen zu stören – auch gegen die Bundesrepublik. Damit wollen sie nicht nur Einfluss auf den Wahlausgang nehmen, sondern diese Länder in ihrer Identität als Demokratien gezielt erschüttern.

			Nach der Nutzung verschiedener Medien als Quelle für Nachrichten und politische Informationen gefragt, liegen Fernsehen und Internet in der Bevölkerung heute in etwa gleichauf und deutlich vor den Printmedien. Dabei zeigt sich ein beträchtlicher Generationenunterschied. Während 72 Prozent der 18- bis 24-Jährigen das Internet als für sie wichtigste Informationsquelle angeben, sind es bei den über 55-Jährigen nur 22 Prozent. Umgekehrt ist das Zahlenverhältnis beim Fernsehen. Dieses stellt für 55 Prozent der über 55-Jährigen das bevorzugte Medium dar, aber nur für 17 Prozent der 18- bis 24-Jährigen. Blickt man speziell auf die sozialen

			Abb. 12: Mediennutzung im Jahr 2020 (über 18-Jährige)
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			Quelle: Hans-Bredow-Institut

			Medien, werden diese von 11 Prozent aller Befragten und 30 Prozent der 18- bis 24-Jährigen als wichtigste Quelle genannt. Bei den Betreibern liegen Facebook und Instagram mit einem Anteil von jeweils etwa 15 Prozent täglicher Nutzung an der Spitze. Auf Twitter ist nur ein Prozent aktiv, darunter allerdings viele Journalisten, Politiker und sonstige Meinungsführer. 

			Für die Parteien sind Wahlkämpfe heute ohne das Internet und die sozialen Medien nicht mehr denkbar. Auch bei ihnen werden die hergebrachten Methoden der Wähleransprache dadurch nicht überflüssig, sondern fortgeschrieben und ergänzt. Die sozialen Netzwerke sind das bevorzugte Medium der Außenseiter. Während die AfD bei Facebook Anfang 2021 über eine halbe Million Follower registrierte, waren es bei CDU und SPD zusammengenommen weniger als 400 000. Im Zuge der Coronapandemie erfuhren die digitalen Wahlkämpfe 2020 und 2021 einen enormen Schub. Durch den Wegfall der Kundgebungen behielten aber auch die klassischen Formate ihre Bedeutung oder wurden – wie die häufig belächelten großflächigen Plakate – sogar noch wichtiger.

			Welche Wirkungen gehen von den Medien aus? Es liegen gesicherte Be­­funde vor, dass die Handlungslogiken der Medien die politischen Akteure stark beeinflussen oder, wie kritisch gesagt wird, sogar dominieren. Darstellungspolitik tritt so an die Stelle von Entscheidungspolitik. Die Einflussrichtung besteht aber auch umgekehrt. Einerseits bleiben die Journalisten darauf angewiesen, dass die Politik ihnen Zugang gewährt. Andererseits können die politischen Anbieter selbst PR-Maßnahmen betreiben und die Öffentlichkeit an den regulären Medien vorbei über die sozialen Netzwerke adressieren. Auf der Nachfrageseite in der Bevölkerung lassen sich Wirkungen der Medien auf die Themensetzung (agenda setting), die Vermittlung politischer Deutungsmuster und die Kompetenz- und Sympathiebewertung von Parteien und Politikern nachweisen. Diese entfalten sich im Zusammenspiel mit der Demoskopie, die ihre regelmäßig erhobenen Daten zu Beratungszwecken gleichzeitig auch direkt an die Parteien weitergibt.
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			Anmerkungen

			
				
					1		Die erste Welle hatte in der unmittelbaren Nachkriegszeit eingesetzt und reichte bis zum Verbot der Sozialistischen Reichspartei im Jahre 1952. Die zweite Welle hob Mitte der 1960er-Jahre an. Sie brachte die 1964 gegründete NPD kurz hintereinander in sieben Landtage, ebbte danach aber rasch wieder ab.

				

				
					2		Betrachtet werden können dabei entweder alle Parteien, die zu einer Wahl antreten (elektorales Parteiensystem), oder nur die Parteien, die den Einzug ins Parlament schaffen (parlamentarisches Parteiensystem). Errechnet wird der nach seinen beiden finnischen Erfindern benannte Laakso-Taagepera-Index, indem man die quadrierten Stimmenanteile der einzelnen Parteien aufaddiert und von der Summe den Kehrwert bildet. 

				

			

		


		
			6 Parlament und Regierung

			Die parlamentarische Regierungsform

			Die Bundesrepublik wird häufig als »parlamentarische Demokratie« bezeichnet. Dies bedeutet, dass sie – wie alle demokratischen Verfassungsstaaten mit Ausnahme der USA und der lateinamerikanischen Staaten – ein parlamentarisches System besitzt. Die Bezeichnung »parlamentarisch« legt die Erwartung nahe, dass das Parlament im Zentrum des Regierungssystems steht, also das wichtigste Organ der politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse darstellt. Unter legitimatorischen Gesichtspunkten ist das zweifellos der Fall. Der Bundestag ist in der Bundesrepublik das einzige Verfassungsorgan (auf Bundesebene), das vom Volk direkt gewählt wird und so über eine unmittelbare demokratische Legitimation verfügt. Andere parlamentarische Systeme, z. B. Frankreich oder Österreich, kennen daneben auch die Direktwahl des Staatsoberhaupts. Dieses verfügt aber nicht unbedingt über dieselbe Legitimation wie ein Parlament, das als kollektives Vertretungs­organ die Interessen des Volkes wesentlich umfassender repräsentieren kann als eine Einzelperson. Selbst wo die Parlamente nach dem Mehrheitswahlrecht gewählt werden (wie in Großbritannien), sind dort immer auch die ­Angehörigen der bei der Wahl unterliegenden Minderheit vertreten.

			Die Bezeichnung »parlamentarisch« bedeutet nicht unbedingt, dass das Parlament auch in materieller Hinsicht das wichtigste Organ darstellt. Die gewaltenteilige Staatsorganisation in der Bundesrepublik sieht zwar vor, dass sämtliche Gesetze vom Bundestag beschlossen werden müssen. Die formelle Beschlussfassung ist jedoch nur die eine Seite. Eine andere Frage ist, ob der Bundestag die Gesetze tatsächlich »macht«, das heißt sie inhaltlich vorbereitet und vorschlägt. Die Antwort lautet Nein. In der Bundesrepublik wie in fast allen anderen parlamentarischen Systemen haben die Parlamente diese Aufgabe überwiegend an die Exekutive, das heißt die Regierung und Ministerialbürokratie, abgetreten. Die Frak­tionen und Abgeordneten wirken an den Gesetzgebungsprozessen mit, haben auf sie aber keinen bestimmenden Einfluss. Die Bezeichnung »parlamentarisch« besagt von daher nichts über die tatsächliche Machtverteilung im Verhältnis der legislativen und exekutiven Gewalten.

			So wie er in der heutigen Regierungslehre übereinstimmend verwendet wird, bezieht sich der Begriff allein auf die »Kreation« der Regierung. Parlamentarische Systeme sind dadurch charakterisiert, dass die Regierung aus dem Parlament »hervorgeht«, das heißt von ihm bestellt wird und abberufen werden kann. Die Legitimation der beiden Organe ist auf diese Weise miteinander verschränkt. In der Praxis bedeutet das, dass die Regierung von der Partei oder Parteienkoalition bestimmt wird, die bei der Parlamentswahl die Mehrheit errungen hat.

			Parlamentarische Mehrheit und Regierung bilden im ­parlamentarischen System eine enge Symbiose, die im Begriff der Regierungsmehrheit Ausdruck findet. Die Regierung wird von der Mehrheit des Parlaments bestellt und im Amt gehalten. Ihr gegenüber steht die Opposition, deren Aufgabe es ist, die Regierung zu kontrollieren und Alternativen zu ihrer Politik aufzuzeigen. Damit dieses Spiel funktioniert und ein stabiles Regieren möglich ist, bedarf es eines hohen Maßes an Abstimmungsdisziplin. Das setzt wiederum voraus, dass die Parteien in ideologischer und organisatorischer Hinsicht relativ fest gefügt sind. Freiwillig ausgeübte Partei- und Koali­tionsdisziplin stehen nicht in Widerspruch zum grundgesetzlich verbrieften freien Mandat (gemäß Artikel 38), wie häufig behauptet wird, erzeugen bei den Abgeordneten aber bisweilen Frustrationen. Denn das parlamentarische System läuft darauf hinaus, dass die Mehrheitspartei(en) im Parlament ihrer Regierung weitgehend die Initiative überlassen (müssen). Die Dominanz der Exekutiven im Gesetzgebungsprozess findet hier ihre Ursache. 

			An typologischen Beschreibungen des parlamentarischen Regierungssystems herrscht in der wissenschaftlichen Literatur kein Mangel. Es wird dabei für gewöhnlich mit dem präsidentiellen System verglichen, zu dem es einen Antipoden bildet. Der Hamburger Politikwissenschaftler Winfried Steffani macht den Unterschied zwischen beiden Typen an einem einzelnen (primären) Merkmal fest, nämlich der Abberufbarkeit der Regierung durch das Parlament. Ist diese gegeben, liegt ein parlamentarisches System vor, ist das nicht der Fall, ein präsidentielles. Alle anderen Unterscheidungsmerkmale werden dem nach- oder untergeordnet. Dazu gehören zum einen Merkmale, die sich auf das Verhältnis von Parlament und Regierung beziehen und aus dem primären Kriterium »funktionslogisch« abgeleitet werden können, und zum anderen Merkmale, die sich an den Strukturen von Exekutive und Legislative oder anderen Systemeigenschaften (etwa dem Föderalismus) orientieren.

			Schauen wir zunächst auf die Letztgenannten. Hier ist als historisches Ursprungsmerkmal der parlamentarischen Systeme vor allem die bis heute fortbestehende Trennung von Regierungschef- und Staatsoberhauptfunktion zu nennen, von der auf der nationalen Ebene lediglich Südafrika und Botswana ausgenommen sind. Damit verbunden ist die sogenannte Gegenzeichnung, die Regierungschefs oder zuständige Minister verpflichtet, für die Akte des Staatsoberhaupts die förmliche Verantwortung zu übernehmen. Sie ist in Artikel 58 des Grundgesetzes geregelt. Charakteristisch für parlamentarische Systeme ist des Weiteren das Übergewicht der demokratisch legitimierten ersten gegenüber der zweiten Parlamentskammer, sofern eine solche überhaupt existiert. Die Bundesrepublik gehört hier mit dem vergleichsweise starken Bundesrat eher zu den abweichenden Fällen.

			Tab. 8: Merkmale des parlamentarischen Regierungssystems

			
				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Primäres ­Merkmal

						
							
							Sekundäre Merkmale

						
					

					
							
							Verhältnis von ­Parlament und ­Regierung

						
							
							Struktur von ­Exekutive und ­Legislative

						
							
							Sonstige

						
					

				
				
					
							
							Abberufbarkeit der Regierung

							Aktionseinheit von Regierung und ­Parlamentsmehrheit (Fraktions- und ­Koalitionsdisziplin)

						
							
							Parlamentsauflösung durch Regierung

							Kompatibilität von Regierungsamt und Parlamentsmandat

							Gesetzesinitiativrecht der Regierung

						
							
							doppelte ­Exekutive (monarchische oder republikanische Form)

							Gegenzeichnung

							Hegemonie der ­ersten Kammer

						
							
							Einheitsstaat

						
					

				
			

			Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Steffani 1992

			Unter den Merkmalen, die sich auf das Verhältnis von Parlament und Regierung beziehen, bildet die Parlamentsauflösung durch die Regierung das Pendant zu deren parlamentarischer Abberufbarkeit. In der Bundesrepublik unterliegt sie insofern Einschränkungen, als die Regierung eine Auflösung über eine negativ beschiedene »auflösungsgerichtete« Vertrauensfrage gemäß Artikel 68 des Grundgesetzes zwar beantragen kann, die abschließende Entscheidung aber beim Bundespräsidenten liegt. Außerdem muss die Regierung glaubhaft machen, dass sie sich auf ihre Mehrheit im Parlament tatsächlich nicht mehr verlassen kann; das Verfassungsgericht, das mit dem Thema zweimal (1982 und 2005) befasst war, billigt ihr dabei aber einen weiten Interpretationsspielraum zu. Stimmen neben der Regierung auch die Oppositionsparteien vorgezogenen Neuwahlen zu, dürften es Präsident und Verfassungsgericht kaum wagen, dagegen ihr Veto einzulegen.

			Ein weiteres Merkmal des parlamentarischen Systems ist die Vereinbarkeit von Abgeordnetenmandat und Regierungsamt. Anders als im britischen Mutterland des Parlamentarismus besteht dieses Merkmal in Deutschland nur in abgeschwächter Form: Regierungsmitglieder dürfen gleichzeitig Abgeordnete sein, sie müssen es aber nicht. Dass sie auf ein Mandat verzichten, stellt in der Praxis die Ausnahme dar. Ihre Abgeordnetentätigkeit reduziert sich dann jedoch auf die Mitwirkung an parlamentarischen Abstimmungen. Nehmen sie an den Debatten im Plenum teil, tun sie das in ihrer Rolle als Regierungsmitglieder. Die im Abgeordnetengesetz getroffene Feststellung, dass die parlamentarische Tätigkeit im Mittelpunkt des Mandats zu stehen habe, ist vor diesem Hintergrund etwas unglücklich. Berücksichtigt wird die Doppelfunktion dagegen im Rahmen der Besoldungsregelungen, die vorsehen, dass sich die Minister ihre Abgeordnetendiäten zur Hälfte anrechnen lassen müssen. 

			Das dritte Merkmal, das Gesetzesinitiativrecht der Regierung, bildet die formale Grundlage für die eingangs erwähnte Dominanz der Exekutive im Gesetzgebungsprozess. 

			Damit kommen wir zu den Funktionen, die das Parlament im parlamentarisch genannten Regierungssystem ausübt. Angefangen beim be­­rühmten britischen Parlamentarismustheoretiker Walter Bagehot, lassen sich aus der Literatur vier Funktionen des Parlaments entnehmen, die im Weiteren betrachtet werden sollen: Regierungsbildung, Gesetzgebung, Kon­trolle und Herstellung von Öffentlichkeit. Die letztgenannte Funktion liegt quer zu den anderen, da sich auch die Regierungsbildung, Gesetzgebung und Kontrolle im öffentlichen Rahmen abspielen. 

			Zunächst zur Regierungsbildungsfunktion. Bei der Definition des parlamentarischen Systems von Steffani fällt auf, dass sie sich mit dem negativen Kriterium der Abberufbarkeit begnügt und keine Auskunft darüber gibt, wie die Regierung bestellt wird. Steffani hält die zusätzliche Berücksichtigung der Bestellung für verzichtbar, da dieses Merkmal im Kriterium der Abberufbarkeit bereits enthalten sei. Dahinter steht die zutreffende Beobachtung, dass auch in den parlamentarischen Systemen die Regierungschefs normalerweise nicht direkt durch das Parlament ins Amt gelangen, sondern vom monarchischen oder republikanischen Staatsoberhaupt ernannt werden. Dessen Spielraum bei der Ernennung ist jedoch durch das parlamentarische Abberufungsrecht beschnitten, das der ernennenden Instanz anzeigt, wen (und wen nicht) sie in das Amt des Regierungschefs berufen darf. 

			Wie sind Abberufung und Bestellung der Regierung in den parlamentarischen Systemen im Allgemeinen und in der Bundesrepublik im Besonderen geregelt? Die Abberufung erfolgt üblicherweise durch ein aus dem Parlament heraus zu beantragendes Misstrauensvotum gegen die Regierung bzw. den Regierungschef. Ist dieses erfolgreich, muss die Regierung zurücktreten bzw. wird sie vom Staatsoberhaupt entlassen. Während in den meisten Regierungssystemen die Abberufung der alten und Bestellung der neuen Regierung getrennte Akte darstellen, gehen sie beim »konstruktiven« Misstrauensvotum des Grundgesetzes (Art. 67) miteinander einher. Der Kanzler oder die Kanzlerin können also vom Parlament nur gestürzt werden, wenn es mit der Mehrheit seiner Mitglieder gleichzeitig durch Neuwahl die Nachfolge regelt. Vom bedeutenden Demokratietheoretiker Ernst Fraenkel bereits 1932 vorgeschlagen, wurde das konstruktive Misstrauensvotum später auch von anderen Staaten, z. B. Spanien, übernommen. In der Bundesrepublik stellte seine Einführung eine Reaktion auf die notorische Instabilität der Regierungen in der Weimarer Republik dar (s. Kap. 1). 

			Jenseits der Abberufung erfolgt die Bestellung einer neuen Regierung zum einen stets nach einer Parlamentswahl zu Beginn der Legislatur­periode (wobei das Grundgesetz hierfür aber keine Frist vorgibt) und zum anderen, wenn die Regierung bzw. Regierungschef oder -chefin während der Legislaturperiode von sich aus zurücktreten. Auch hier weist die Bundesrepublik zwei weitere Besonderheiten auf. 

			Die erste Besonderheit bezieht sich darauf, dass die Kanzler gemäß Artikel 63 des Grundgesetzes förmlich gewählt werden. Dies bleibt unter den parlamentarischen Regierungssystemen die Ausnahme. In den meisten anderen Ländern liegt das Bestellungsrecht der Regierung – wie oben gezeigt – formal beim Staatsoberhaupt und nicht beim Parlament. In der Bundesrepublik muss die Einführung der parlamentarischen Wahl vor dem Hintergrund der fatalen Rolle gesehen werden, die Hindenburg 1933 bei der Ernennung Hitlers zum Reichskanzler einnahm. Mit der Entscheidung für die förmliche Wahl wollte der Verfassungsgeber sicherstellen, dass sich eine solche Situation nicht wiederholt. Gleichwohl behält das Staatsoberhaupt gewisse Reservebefugnisse bei der ­Regierungsbestellung und Parlamentsauflösung. Spielten diese aufgrund der meistens problemlos verlaufenen Koalitionsbildungen in der Vergangenheit keine große Rolle, deutet sich hier – wie die Umstände der Regierungsbildung 2017/18 ge­­zeigt haben – inzwischen ein Wandel an (s. u.). 

			Als Selbstverständlichkeit wahrgenommen wird in der Bundesrepublik die in Bund und Ländern gleichermaßen geübte Praxis, die ­förmliche Wahl als geheime Abstimmung durchzuführen, was unter den parlamentarischen Systemen ebenfalls die Ausnahme darstellt.3 Dies gilt auch für das konstruktive Misstrauensvotum (Art. 67). Bitten Kanzler dagegen die Abgeordneten von sich aus um das Vertrauen (Art. 68), wird darüber offen abgestimmt. Die geheime Wahl ist aus demokratischer Sicht fragwürdig, weil sie die einzelnen Abgeordneten von der Notwendigkeit freistellt, gegenüber der Wählerschaft für ihr Verhalten einzustehen. Dies hat in der Vergangenheit immer wieder zu skandalträchtigen Auswüchsen geführt – vom Stimmenkauf beim gescheiterten konstruktiven Misstrauensvotum gegen Kanzler Willy Brandt im April 1972 bis zur »versehentlichen« Wahl des FDP-Politikers Thomas Kemmerich zum Ministerpräsidenten Thüringens mithilfe der AfD im Februar 2020.

			Tab. 9: Amtszeit und Ausscheiden der Bundeskanzler 

			
				
					
					
					
				
				
					
							
							Kanzler/-in

						
							
							Amtszeit

						
							
							Grund für Ausscheiden

						
					

				
				
					
							
							Konrad Adenauer 
(CDU)

						
							
							1949–1963

						
							
							vom Koalitionspartner zum Rückzug ­gezwungen

						
					

					
							
							Ludwig Erhard 
(CDU)

						
							
							1963–1966

						
							
							von der eigenen Fraktion zum Rückzug gezwungen

						
					

					
							
							Kurt Georg Kiesinger (CDU)

						
							
							1966–1969

						
							
							abgewählt/neue Koalition

						
					

					
							
							Willy Brandt 
(SPD)

						
							
							1969–1974

						
							
							Rücktritt wegen Guillaume-Affäre

						
					

					
							
							Helmut Schmidt 
(SPD)

						
							
							1974–1982

						
							
							im Bundestag durch konstruktives ­Misstrauensvotum gestürzt

						
					

					
							
							Helmut Kohl 
(CDU)

						
							
							1982–1998

						
							
							abgewählt/neue Koalition

						
					

					
							
							Gerhard Schröder 
(SPD)

						
							
							1998–2005

						
							
							abgewählt/neue Koalition

						
					

					
							
							Angela Merkel 
(CDU)

						
							
							2005–2021

						
							
							Verzicht auf neue Kandidatur

						
					

				
			

			Der Bundestag hat die Funktion der Regierungsbildung lange Zeit gut erfüllt. Von 1949 bis zur langwierigen Regierungsbildung 2017/18 gab es keinen Zeitpunkt, in dem er nicht in der Lage gewesen wäre, mit der Mehrheit seiner Mitglieder einen Kanzler oder eine Kanzlerin zu wählen, sieht man von der kurzzeitigen Pattsituation im Jahre 1972 einmal ab. Das hohe Maß an Stabilität, das sich auch an der Verweildauer der einzelnen Regierungen ablesen lässt, erklärt sich vor allem aus der Entwicklung des Parteiensystems, das die Bildung von kleinen Zweiparteienkoali­tionen unter der Führung der Union oder der SPD jahrzehntelang verlässlich ermöglichte. Im heutigen Sechsparteiensystem gestaltet sich die Koali­tionsbildung wesentlich komplizierter (s. Kap. 5). Erstens gibt es rechnerisch und politisch mehr Koalitionsmöglichkeiten, die die Parteien zunächst untereinander ausloten müssen. Zweitens sind im Regelfall mehr als zwei Parteien nötig, um eine Koalition zu bilden. Und drittens ist die politische bzw. ideologische Bandbreite der Koalitionen größer. Die Folgen lassen sich an der zunehmenden Dauer der Koalitionsverhandlungen und Länge der Koalitionsverträge ablesen (s. u.).

			Bei der Betrachtung der Gesetzgebungsfunktion sind zunächst die Ge­­setzesinitiativen in den Blick zu nehmen. Laut Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes können Gesetzentwürfe in den Bundestag »durch die Bundesregierung, aus der Mitte des Bundestages und durch den Bundesrat eingebracht werden«. Die Bestimmung »aus der Mitte des Bundestages« soll gewährleisten, dass das Initiativrecht auch von parlamentarischen Minderheiten wahrgenommen werden kann, wobei die Geschäftsordnung des Bundestages als Mindestbedingung eine Gesamtzahl von fünf Prozent der Abgeordneten festschreibt. In der Praxis bedeutet das, dass die Gesetzesinitiativen ausnahmslos von den Fraktionen besorgt werden; Vorlagen einzelner Abgeordneter sind – im Unterschied zu den meisten anderen parlamentarischen Regierungssystemen – nicht gestattet.

			In der Analyse der Gesetzesinitiativen ist zu unterscheiden zwischen den eingebrachten und den erfolgreichen Initiativen. Unter den eingebrachten Gesetzentwürfen stammt das Gros traditionell von der Bundesregierung, wobei der Anteil der Regierungsvorlagen allerdings im Zeitverlauf stark schwankt. Kamen in den 1970er-Jahren rund zwei Drittel der Gesetzesvorlagen von der Regierung, so waren es in der 10. und 11. Wahlperiode (1983 bis 1990) nur noch 54 und in der 15. Wahlperiode (2002 bis 2005) sogar nur noch 47 Prozent. In der 17. Legislaturperiode (2009 bis 2013) stieg der Wert auf 54 Prozent wieder leicht an, um in der 18. Legislaturperiode (2013 bis 2017) den früheren Wert von zwei Dritteln erneut zu erreichen. Deutlicher wird die Dominanz der Regierung im Gesetzgebungsprozess, wenn man die tatsächlich verabschiedeten Gesetzentwürfe nimmt. Deren Anteil lag im betrachteten Zeitraum stets bei um die 80 Prozent, in der 18. Legislaturperiode (2013 bis 2017) ist er sogar auf einen Rekordwert von 88 Prozent gestiegen.

			Das Übergewicht der Regierung im Gesetzgebungsprozess hat seine Ursache nicht nur in den eben beschriebenen Funktionsvoraussetzungen des parlamentarischen Systems; es rührt auch aus den Bedingungen des Regierens selbst her, das im Wesentlichen durch und über die Gesetze erfolgt. Hinzu kommt, dass die funktionale Grenzlinie zwischen Gesetzesformulierung und Gesetzesvollzug, die dem klassischen Gewaltenteilungskonzept zugrunde liegt, unter der Herrschaft des modernen Steuerungs- und Leistungsstaates brüchiger geworden ist. Gesichtspunkte des Vollzugs müssen schon bei der Formulierung der Gesetze einbezogen werden, was neben der Regierung auch den Interessenverbänden zugutekommt. Von daher ist es kein Zufall, dass die Mehrzahl ihrer Eingaben an die Regierung gerichtet sind.

			Abb. 13: Anteil der Regierungsvorlagen unter den Gesetzesinitiativen und -­beschlüssen in Prozent
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			Quelle: Deutscher Bundestag

			Die Dominanz der Exekutive in der Gesetzgebungstätigkeit spiegelt sich in der personellen und finanziellen Ausstattung. Während den Bundestagsabgeordneten für ihre Parlamentsarbeit heute im Schnitt vier Stellen zur Verfügung stehen (und weitere drei bis vier in den Wahlkreisbüros), stützen sich die Ministerien und das Kanzleramt auf einen Verwaltungsapparat von gut 30 000 Bediensteten. Selbst wenn das Parlament es wollte, könnte es die Aufgaben eines Regierungsorgans also gar nicht wahrnehmen. Hier liegt ein wesentlicher Unterschied des Bundestages zum amerikanischen Kongress, dessen bürokratischer Unterbau es erlaubt, der Regierung (administration) im Gesetzgebungsprozess auch faktisch Paroli zu bieten. 

			Zur Vorbereitung seiner Gesetzesbeschlüsse setzt der Bundestag Ausschüsse ein. Deren Zuständigkeit entspricht in der Regel der der Bundesministerien. Ausnahmen sind beispielsweise der Ausschuss für ­Petitionen, für Menschenrechte und humanitäre Hilfe, für Tourismus und für Sport. Anzahl und Zuständigkeiten der Ausschüsse werden vom Bundestag in je­­der Wahlperiode neu festgelegt. Vier Ausschüsse – für Angelegenheiten der Europäischen Union (Art. 45), für auswärtige ­Angelegenheiten (Art. 45a), für Verteidigung (Art. 45a) und für Petitionen (Art. 45c) – schreibt das Grundgesetz allerdings zwingend vor. Dasselbe gilt für das Gremium zur Kontrolle der Nachrichtendienste (Art. 45d). Außer den ständigen, für die Dauer der gesamten Wahlperiode eingesetzten Ausschüssen können für bestimme Themen Untersuchungs- oder Sonderausschüsse eingesetzt werden. Die zunehmende Dauer der Regierungsbildung erweist sich für die Einrichtung der ständigen Ausschüsse als Problem, weil sich die Ausschusszuständigkeiten an den Ressorts orientieren sollen. Zur Überbrückung der Zeitspanne zwischen der Konstituierung des Bundestags (vier Wochen nach der Wahl) und dem Amtsantritt der Regierung setzte der Bundestag 2013 deshalb erstmals einen »Hauptausschuss« unter dem Vorsitz des Bundestagspräsidenten ein, um Gesetzesvorlagen schon in dieser Phase beraten zu können. 2017 und 2021 geschah dies erneut. Die Funktion des Hauptausschusses erlischt mit der Bestellung der ständigen Ausschüsse.

			Ähnlich wie vom amerikanischen Kongress wird auch vom Bundestag häufig gesagt, dass er das Schwergewicht seiner Arbeit in den Ausschüssen und nicht im Plenum leiste. Soweit damit der in der Öffentlichkeit verbreiteten Kritik am leeren Plenum entgegengetreten werden soll, ist dieser Hinweis sicherlich richtig. Als Beleg für eine faktische Mitregierung des Parlaments taugt er freilich nur eingeschränkt. An etwa zwei Dritteln der Vorlagen werden im Zuge der Ausschussberatungen zwar Änderungen vorgenommen; diese betreffen in der Regel aber nur Detailfragen und nicht die eigentlichen politischen Ziele des Gesetzes. Hinzu kommt, dass die Änderungen häufig von denselben Abteilungen der Ministerien vorgenommen werden, aus denen auch der ursprüngliche Entwurf stammt. 

			Die Mitwirkungsmöglichkeiten der Regierungs- und Oppositionsparteien im Rahmen der Ausschusstätigkeit unterscheiden sich beträchtlich. Während die Mehrheitsfraktionen im Zusammenspiel mit der Regierung gerade bei umstrittenen Vorhaben durchaus Einfluss geltend machen können, hat die Opposition das Pech, dass ihre Anträge in den Ausschüssen regelmäßig abgelehnt werden. Die Funktionslogik des parlamentarischen Systems impliziert, dass die Mehrheitsverhältnisse im Plenum sich auch in den einzelnen Ausschüssen widerspiegeln und die Fraktionen dort selbst bei relativ unbedeutenden Details fast durchweg geschlossen abstimmen.

			Damit wendet sich der Blick zur parlamentarischen Kontrollfunktion. Der Begriff der Kontrolle kann in einem weiteren und in einem engeren Sinne verstanden werden. Im weiteren Sinne des angelsächsischen control bedeutet Kontrolle die Ausübung von Herrschaft. Im engeren Sinne, so wie er im Deutschen üblicherweise verwendet wird, lässt sich der Begriff am besten mit »Überwachung« oder »Missbrauchsaufsicht« übersetzen. So verstanden, vollzieht sich Kontrolle im Wege des Überprüfens, Kritisierens und – falls die dazu nötigen Mittel zur Verfügung stehen – des Sanktionierens. Wenn gesagt wird, dass sich die legislative, exekutive und judikative Gewalt eines Staates wechselseitig kontrollieren sollen, ist dieses engere Verständnis gemeint. 

			Im parlamentarischen System der Bundesrepublik übt der Bundestag Kontrolle in beide Richtungen aus; einerseits überwacht er die Regierung, andererseits ist er am Regieren selbst beteiligt. Die Funktionslogik des parlamentarischen Systems hat zur Folge, dass beide Aufgaben zwischen parlamentarischer Mehrheit und Minderheit institutionell geteilt werden. Der Opposition obliegt danach mangels eigener Gestaltungsmehrheit hauptsächlich die Überwachungsfunktion, während die Mehrheitsfraktionen die von ihr getragene Regierung durch Mitwirkung kontrollieren. 

			Der Opposition steht zur Überwachung der Regierungsmehrheit eine breite Palette parlamentarischer Kontrollinstrumente zur Verfügung. Dazu gehören z. B. die Kleinen und Großen Anfragen, die Beantragung Aktueller Stunden, die Einsetzung von Untersuchungsausschüssen oder die Beantragung eines Normenkontrollverfahrens vor dem Bundesverfassungsgericht, die allesamt als Minderheitenrechte konzipiert sind. Die Herbeirufung eines Regierungsmitglieds, die als klassisches Kontrollrecht des Parlaments aus der konstitutionellen Epoche des 19. Jahrhunderts übernommen wurde, bedarf dagegen eines Mehrheitsbeschlusses und kommt deshalb äußerst selten vor.

			Auch die Minderheitenrechte darf man in ihrer Effektivität nicht überschätzen. Da die Untersuchungsausschüsse genauso wie die Fachausschüsse die Mehrheitsverhältnisse des Plenums abbilden, kann die Opposition bei der Beschlussfassung in den Ausschüssen gegen die Regierung wenig ausrichten. Zudem stellt sich die Frage, ob das Quorum von 25 Prozent unter den veränderten Vorzeichen des Sechsparteiensystems noch zeitgemäß ist. Selbst wenn die Oppositionsparteien zusammen über diesem Wert liegen, ziehen sie doch meistens nicht an einem Strang. Eine Klage der ­Partei Die Linke gegen diese vermeintliche Benachteiligung hat das Bundes­verfassungsgericht 2016 zurückgewiesen. Seine Begründung, wonach die Verfassung zwischen regierungstreuen und oppositionellen Abgeordneten keinen Unterschied mache, stellt eine merkwürdige Verkennung der Funktionsweise des parlamentarischen Systems dar. Denn auch, wenn das Grundgesetz im Unterschied zu den meisten Länderverfassungen auf eine Normierung dieser Funktionsweise (durch sogenannte Oppositionsklauseln) bis heute verzichtet hat, kann man der Frage, wie eine effektive Opposition unter den veränderten Mehrheitsverhältnissen möglich bleibt, nicht einfach ausweichen oder die Wahrnehmung der Minderheitenrechte vom Wohlwollen der Regierungsparteien abhängig machen. 

			Vor diesem Hintergrund ist es nachvollziehbar, dass die Oppositionsparteien bei der Ausübung ihrer Kontrollfunktion vermehrt auf andere Instrumente zurückgreifen. Größter Beliebtheit erfreuen sich hier inzwischen die Kleinen Anfragen, die von einzelnen Abgeordneten im Namen ihrer Fraktionen an die Regierung gerichtet werden. Ihre Zahl ist mit über 10 000 in der 19. Legislaturperiode regelrecht explodiert und lag höher als in den beiden vorangegangenen Legislaturperioden zusammen. Aus Sicht der Ministerien stellt die häufig sehr kleinteilige Wissbegierde der Parlamentarier ein Ärgernis dar, weil sie Zeit- und Personalressourcen bindet.

			Abb. 14: Kleine Anfragen im Deutschen Bundestag

			
				
					[image: ]
				

			

			Quelle: Deutscher Bundestag

			Ob das ausufernde Fragewesen ihrer Kontrollfunktion dienlich ist, muss sich die Opposition aber auch selbst fragen, da die Kleinen Anfragen in der Regel nur eine geringe öffentliche Wirkung erzeugen.

			Während die Opposition ihre Überwachungsfunktion normalerweise gerade mithilfe der Öffentlichkeit wahrnimmt, vollzieht sich die »mitwirkende Kontrolle« der parlamentarischen Mehrheit eher diskret. Deren Macht beruht letztlich auf ihrem Sanktionspotenzial, das heißt der Möglichkeit, eine Vorlage der Regierung notfalls scheitern zu lassen; hier liegt der entscheidende Unterschied zur parlamentarischen Opposition. Jede Regierung ist daher gut beraten, bei strittigen Vorhaben die Abgeordneten in ihre Entscheidungsfindung umfassend einzubeziehen. Gelingt die Überzeugungsarbeit nicht, können die Kanzler – als Ultima Ratio – die Vertrauensfrage stellen. Auf diese Weise gelang es z. B. Gerhard ­Schröder 2001, die Zustimmung zum Afghanistan-Einsatz der Bundeswehr zu erzwingen, der sich eine Gruppe von Abgeordneten aus der SPD- und der Grünen-Fraktion verweigern wollte.

			Tab. 10: Vertrauensfragen 

			
				
					
					
					
				
				
					
							
							Bundeskanzler

						
							
							Datum

						
							
							Zweck

						
					

				
				
					
							
							Willy Brandt (SPD)

						
							
							20.09.1972

						
							
							Auflösung des Bundestages und Neuwahlen

						
					

					
							
							Helmut Schmidt (SPD)

						
							
							05.02.1982

						
							
							Gefolgschaft der Regierungsmehrheit

						
					

					
							
							Helmut Kohl (CDU)

						
							
							17.12.1982

						
							
							Auflösung des Bundestages und Neuwahlen

						
					

					
							
							Gerhard Schröder (SPD)

						
							
							16.11.2001

						
							
							Gefolgschaft der Regierungsmehrheit

						
					

					
							
							Gerhard Schröder (SPD)

						
							
							01.07.2005

						
							
							Auflösung des Bundestages und Neuwahlen

						
					

				
			

			Vergleicht man die Bundesrepublik mit anderen Ländern (etwa Großbritannien), so genießen die Mehrheitsfraktionen im Verhältnis zu »ihrer« Regierung eine ausgesprochen starke Stellung. Schon von Adenauer hieß es, dass er den Auftritt vor der eigenen Fraktion wie »das Fegefeuer« gefürchtet haben soll. Dieser Respekt hat sich bei allen seinen Nachfolgern gehalten. Institutionellen Ausdruck findet er in der herausgehobenen Position der Fraktionsvorsitzenden, die zusammen mit Kanzler und Parteivorsitzenden das Kraft- und Führungszentrum einer Koalitionsregierung bilden. Zeitweise waren sie die eigentlichen »Beweger« der Regierungs­politik, etwa Rainer Barzel und Helmut Schmidt während der ersten ­Großen Koalition oder Wolfgang Schäuble in der Endphase der Regierung Kohl.

			Bleiben die Kommunikations- und Öffentlichkeitsfunktion des Parlaments. Seit Max Weber hat sich in der Literatur die Unterscheidung von »Rede- und Arbeitsparlament« eingebürgert. Im Redeparlament liegt der Tätigkeitsschwerpunkt auf den Debatten, die im Plenum stattfinden und sprichwörtlich »aus dem Fenster hinausgehalten« werden. Im Arbeitsparlament sind die Abgeordneten demgegenüber nicht auf die Funktion eines Sprachrohrs (der Regierung oder Opposition) beschränkt, sondern wirken direkt auf das Regierungsgeschehen ein. Die Gesetzgebungs- und Kon­trolltätigkeit werden hier vor allem in den Ausschüssen geleistet, die auf diese Weise den Status von vorbereitenden Entscheidungsorganen gewinnen. Der kommunikative Modus des Arbeitsparlaments ist die Beratung.

			Das britische Unterhaus und der amerikanische Kongress verkörpern die Antipoden in annähernder Reinform. Der Bundestag scheint sich demgegenüber einer eindeutigen Zuordnung zu entziehen. Er wird in der Literatur daher zumeist als Mischtypus apostrophiert, der die Arbeitsweisen eines Rede- und Arbeitsparlaments miteinander kombiniere. Das Mischungsverhältnis ist für die Bewertung der Öffentlichkeitsfunktion von zentraler Bedeutung. Je mehr sich das Zentrum der parlamentarischen Arbeit vom Plenum in die Ausschüsse verlagert, umso zwingender wird, dass sich auch die Ausschüsse am Prinzip der Öffentlichkeit orientieren. Die Bundesrepublik ist davon allerdings weit entfernt, weil die Ausschüsse hier in der Regel hinter verschlossenen Türen tagen. Für die Fraktions- und Koalitionsgremien gilt das ohnehin.

			Schlecht bestellt ist es auch um die Kommunikations- und Öffentlichkeitsfunktion des Redeparlaments. Das hat vor allem mit den Erscheinungsformen der heutigen Mediendemokratie zu tun. Statt als Rednerin oder Redner in einer Bundestagsdebatte zu brillieren, ist es für Politiker gewinnbringender, in Sendungen wie »Hart aber fair« oder »­Maybrit Illner« aufzutreten, wenn sie mediale Aufmerksamkeit erzielen wollen. Wurde früher auch in den Hauptnachrichtensendungen der (damals) beiden Fernsehanstalten mit längeren Redeausschnitten ausführlich aus dem Bundestag berichtet, so rückt das Parlament heute nur noch im Ausnahme­fall in den Mittelpunkt des Interesses. 

			Dem Bundestag ist dieser Relevanzverlust natürlich nicht verborgen geblieben. Seine Versuche, ihm durch eine Revitalisierung der Debatten­kultur entgegenzutreten, wirkten aber bisher eher hilflos. So führte man z. B. 2018 das neue Format der Kanzlerbefragungen ein, die allerdings nicht – wie die Prime Minister’s Questions im britischen Unterhaus – wöchentlich stattfinden, sondern ganze drei Mal pro Jahr. Im Zusammenhang der Coronakrise regte sich auch grundsätzliche Kritik, dass die Regierung den Bundestag über ihre gemeinsam in der Ministerpräsidentenrunde gefassten Beschlüsse immer erst hinterher informierte. Den Abgeordneten und insbesondere der Opposition war damit die Möglichkeit genommen, durch öffentlichkeitswirksame Kritik und das Aufzeigen von Alternativen selbst auf die Entscheidungsbildung Einfluss zu nehmen.

			Kanzlerdemokratie und/oder Koalitionsdemokratie?

			Die verspätete Einführung der parlamentarischen Regierungsform hat dazu beigetragen, dass sich die britische Lesart eines gewaltenfusionierenden Systems, in dem die klassische Gewaltenteilung zwischen Parlament und Regierung durch einen neuen Dualismus von regierender Mehrheit und Opposition abgelöst wird, in Deutschland niemals vollständig durchsetzte. Bei der Normierung des neuen Dualismus blieb der Parlamentarische Rat auf halbem Wege stecken. Begriffe wie »Opposition« oder »Fraktion« sucht man im Grundgesetz vergebens, während auf der anderen Seite die freiheitlichen Grundlagen des Parlamentarismus prominent hervorgehoben werden. Die berühmte Formulierung des Artikels 38, wonach die Abgeordneten nur ihrem Gewissen unterworfen sind, fand später auch in die Geschäftsordnung des Bundestages Eingang.

			Hergebrachte etatistische Vorstellungen einer natürlichen ­Suprematie der Regierung gegenüber dem Parlament haben sich bis heute ­gehalten. Ablesbar sind sie z. B. daran, dass Regierungsmitglieder und -beamte einen Amtseid zu leisten haben, die Abgeordneten aber nicht – trotz ihrer Bezeichnung als »Vertreter des ganzen Volkes« in Artikel 38. Bei Bestechung und Vorteilsnahme sowie der Zulassung von Nebentätigkeiten werden an Regierungs- und Parlamentsmitglieder unterschiedliche Maßstäbe angelegt; bis 1994 war Abgeordnetenbestechung noch nicht einmal ein Straftatbestand. Sichtbar gemacht wurde die Rangordnung lange Zeit zugleich durch die Parlamentsarchitektur, die die Regierungsbank gegenüber den Abgeordneten demonstrativ erhöhte. Erst der 1992 eröffnete Behnisch-Bau in Bonn stellte beide Gewalten wieder auf dieselbe Stufe, was später von Norman Fosters Plenarsaal im Reichstagsgebäude übernommen wurde. 

			Am folgenreichsten zeigt sich der Etatismus in der vom Bundesverfassungsgericht mehrfach bekräftigen Auffassung, dass es einen »Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung« gebe, in den auch das Parlament keinen unbegrenzten Einblick erhalten dürfe. Dies betrifft vor allem den Willensbildungsprozess innerhalb der Regierung selbst. Wo die Grenze genau verläuft, bleibt naturgemäß umstritten. Die Exekutive sitzt hier am längeren Hebel und hat im Allgemeinen wenig zu befürchteten, wenn sie der Legislative unter Verweis auf Geheimhaltungsinteressen Informa­tionen vorenthält. Wirkliche Abhilfe dagegen könnte nur eine Verfassungsänderung schaffen, die das Auskunftsrecht von parlamentarischen Minderheiten und Abgeordneten verbindlich festschreibt; dazu mochte aber bisher keine Regierung ihr Einverständnis geben. 

			Ein Kernmerkmal des deutschen Regierungssystems ist die starke Stellung von Bundeskanzlerin oder -kanzler, zum einen im Verhältnis zum Staatsoberhaupt, zum anderen im Verhältnis zum Kabinett (bzw. zu den Ministern) und zum Parlament. Anders als die Weimarer Reichsverfassung hat das Grundgesetz die politischen Kompetenzen des Bundespräsidentenamtes auf ein Minimum begrenzt. Alle bisherigen Amtsinhaber haben diese Machtlosigkeit – wenn auch mitunter etwas widerwillig – akzeptiert und versucht, ihre Aufgaben unter größtmöglicher parteipolitischer Zurückhaltung wahrzunehmen. Konflikte mit den jeweiligen Kanzlern blieben die Ausnahme. Nur bei der Besetzung wurde und wird das Amt immer wieder in den Parteienstreit hineingezogen (s. u.).

			Die herausgehobene Stellung des Regierungsoberhaupts im Verhältnis zur eigenen Mehrheit rührt zum einen aus seiner quasi »plebiszitären« Legitimation, nachdem sich die Bundestagswahlen de facto zu Kanzlerwahlen herausgebildet haben. Kanzlerwechsel ohne vorangegangene Wahlen gab es bis heute erst drei (1963, 1966 und 1974). Nur in einem Fall – 1966 – handelte es sich dabei gleichzeitig um einen Regierungs- bzw. Koalitionswechsel. Andererseits können die Kanzler, wie oben beschrieben, nur bei gleichzeitiger Wahl ihres Nachfolgers abgelöst werden, was in der Geschichte der Bundesrepublik einmal – bei der Wahl Helmut Kohls 1982 – vorgekommen ist. Der erste Versuch eines konstruktiven Misstrauensvotums war 1972 erfolglos geblieben. In den wenigen Fällen, in denen der Bundeskanzler seine Mehrheit verlor (1966, 1972 und 1982), konnte rasch eine neue Regierung gebildet werden oder kam es zu vorgezogenen Neuwahlen.

			Die starke institutionelle Position der Bundeskanzler innerhalb der Regierung beruht auf dem Ernennungs- und Entlassungsrecht der Minister sowie auf seiner Organisationsgewalt. Anders als der Weimarer Reichsverfassung ist dem Grundgesetz das Prinzip der Ministerverantwortlichkeit fremd. Das Parlament hat also keine Möglichkeit, einzelne Minister aus der Regierung »herauszuschießen«. Allein die Kanzler werden vom Parlament bestellt, mit ihnen steht und fällt die gesamte Regierung. Die in der Geschäftsordnung der Bundesregierung geregelte Organisations­gewalt gibt dem Regierungschef darüber hinaus das Recht, die Zahl und den Zuschnitt der einzelnen Ressorts (Geschäftsbereiche) festzulegen. Auch das ist nicht unbedingt selbstverständlich. So liegt z. B. die Organisationsgewalt in den USA nicht beim Präsidenten, sondern beim Kongress. 

			Das am häufigsten diskutierte und beschriebene Vorrecht der Bundeskanzler ist die Richtlinienkompetenz gemäß Artikel 65, wo es nüchtern heißt: »Der Bundeskanzler bestimmt die Richtlinien der Politik und trägt dafür die Verantwortung.« Manche sehen darin die eigentliche Quelle der Macht der Regierungschefs, was aber schon deshalb nicht stimmen kann, weil die Richtlinienkompetenz in einer fast wortgleichen Formulierung bereits in der Weimarer Reichsverfassung festgeschrieben war. Ferner darf die Richtlinienkompetenz nicht mit den Befugnissen verwechselt werden, die den Kanzlern ohnehin eingeräumt sind, auch wenn sie mit ihnen in einem sachlogischen Zusammenhang steht. Dort, wo die Regierungschefs anordnen oder einseitig entscheiden können – etwa bei der Zusammenstellung des Kabinetts oder bei der Neuschaffung und Auflösung von Ressorts –, ist die Quelle nicht die Richtlinienkompetenz. Und wo man vermuten würde, sie könnten einseitig anordnen (etwa gegenüber der Ministerialbürokratie), da können sie es gerade nicht – trotz Richtlinienkompetenz.

			Wenn gesagt wird, Bundeskanzler hätten von ihrer Richtlinienkompetenz Gebrauch gemacht, kann entweder gemeint sein, dass sie eine verbindliche Entscheidung getroffen oder ihre politische Führungsfunktion wahrgenommen haben. Zu unterscheiden ist also zwischen Richtlinien als Entscheidung und Richtlinien als Konzept. Ersteres gibt den ­Kanzlern das Recht, in drängenden Situationen – wenn Eile geboten ist – eine Entscheidung der Regierung vorwegzunehmen. Die Kanzlerentscheidung tritt hier an die Stelle einer Entscheidung des Kabinetts. Solche Richt­linienentscheidungen betreffen vor allem den Bereich der Außenpolitik. Als Konzept verstanden, sind die Richtlinien wesentlich breiter angelegt. Hier bezeichnen sie einen von den Kanzlern entworfenen Gesamtrahmen der Politik, der als konzeptionelle Grundlage des Regierungshandelns für alle Mitglieder des Kabinetts verbindlich ist. Den Regierungschefs obliegt in diesem Sinne eine Führungs- und Initiativfunktion. Sie sollen sich – salopp gesagt – politisch etwas einfallen lassen. Die Richtlinien finden ihren Ausdruck üblicherweise in den Zielvereinbarungen einer Regierungserklärung.

			Wie weit die Kanzler die Richtlinienkompetenz auch faktisch wahrnehmen und für sich reklamieren können, bleibt in der Literatur umstritten. Eine erste Einschränkung ergibt sich bereits aus der Verfassung selbst, die das Kanzlerprinzip mit dem Ressort- und Kabinettsprinzip in eine Reihe stellt. So heißt es in Artikel 65 weiter, dass innerhalb der vom Kanzler vorgegebenen Richtlinien »jeder Bundesminister seinen Geschäfts­bereich selbstständig und unter eigener Verantwortung« leitet. Die Ressort­autonomie ist in der Bundesrepublik traditionell stark ausgeprägt. Bis heute wird das Gros der (vorbereitenden) Gesetzgebungsarbeit von der Ministerialbürokratie in den einzelnen Ressorts geleistet. Richtlinienkompetenz und Ressortautonomie stehen insofern in einem Spannungsverhältnis, das durch das dritte der in Artikel 65 genannten Regierungsprinzipien – das Kabinetts- oder Kollegialprinzip – überbrückt werden soll. Es bestimmt, dass »über Meinungsverschiedenheiten zwischen den Bundesministern die Bundesregierung entscheidet«. Tatsächlich reicht die Bedeutung des Kabinetts als Beschlussorgan noch weiter. Laut Geschäftsordnung der Bundesregierung umfasst sie »alle Angelegenheiten von allgemeiner innen- oder außenpolitischer, wirtschaftlicher, sozialer, finanzieller oder kultureller Bedeutung«. So müssen sämtliche Gesetzesentwürfe vom Kabinett formell verabschiedet werden. Abstimmungen finden dabei nur in Ausnahmefällen statt, da Meinungsverschiedenheiten zwischen den Ressorts in der Regel schon im Vorwege bereinigt werden. Auch als Beratungsorgan hat das Kabinett seine Bedeutung zulasten anderer (informeller) Entscheidungsverfahren heute weitgehend eingebüßt. 

			Zur Koordination der Fachpolitiken richten die Ressorts sogenannte interministerielle Ausschüsse ein. Auf der Ebene des Kanzleramtes ­werden sie durch Kabinettsauschüsse ergänzt, die für spezielle Themen ­zuständig sind. In der 19. Legislaturperiode waren dies z. B. die Klimapolitik, der Brexit, die Digitalisierung, der Kampf gegen den Rechtsextremismus und die Coronakrise. Eine Sonderstellung nimmt der geheim tagende Bundessicherheitsrat ein, der als Kabinettsausschuss für die Sicherheits- und Verteidigungspolitik seit 1955 besteht und heute vor allem für die Genehmigung von Rüstungsexporten zuständig ist. Bei allen Ausschüssen übernehmen die Bundeskanzler den Vorsitz.

			Durch den Machtzuwachs des Bundeskanzleramtes gerät die Ressort­autonomie seit geraumer Zeit unter Druck. Horst Ehmke, der Kanzleramtschef unter Willy Brandt, verfolgte zu Beginn der 1970er-Jahre bereits den ehrgeizigen Plan, die Regierungszentrale zu einem »Überministerium« auszubauen, das die gesamte Regierungspolitik planen und zwischen den Ressorts koordinieren sollte. Er scheiterte damals am heftigen Widerstand der Ministerien. Heute vollzieht sich die Machtverschiebung eher schleichend. Dass Gesetzesvorhaben vom Kanzleramt einseitig gestoppt werden, war z. B. früher unüblich und stellt auch für die Funktionsweise der Koalitionsregierungen eine Belastung dar. Gleichzeitig wird das Prinzip der Ressortfreiheit zunehmend aufgeweicht. War das Kanzleramt zunächst vor allem dazu gedacht, die Organisation der Ministerien in sogenannten Spiegelreferaten abzubilden, unterhält es inzwischen eine wachsende Zahl von eigenen, quasiministeriellen Zuständigkeiten – vom Kulturbeauftragtenamt über die Integrations- und Flüchtlingspolitik bis zur Digitalisierung. Auch die Europapolitik ist seit der Jahrtausendwende fast vollständig vom Auswärtigen Amt ins Kanzleramt abgewandert. Begleitet wurde diese Entwicklung von einer kontinuierlichen Zunahme des Personal­bestandes auf heute rund 750 Stellen.

			Blickt man auf die Organisation und Zuständigkeiten der Regierung im Ganzen, sind neben der Kontinuität der klassischen Ministerien (Auswärtiges, Finanzen, Inneres und Justiz) zum einen die neu geschaffenen und zum anderen die Reorganisationen bestehender Ressorts hervorzuheben. Unter die Erstgenannten fallen das 1955 wieder eingerichtete Verteidigungs- und das 1986 im Zuge der Tschernobyl-Katastrophe neu eingerichtete Umweltministerium. Bei den Reorganisationen stechen als spektakulärste Fälle aus der jüngeren Vergangenheit die von Kanzler Schröder 2002 herbeigeführte – drei Jahre später wieder rückgängig gemachte – Zusammenlegung von Wirtschafts- und Arbeitsressort sowie die schon vorher erfolgte Verlagerung der wirtschaftspolitischen Grundsatzabteilung vom Wirtschafts- ins Finanzministerium heraus. Mit der Bildung der Ampel­regierung wurden 2021 wesentliche Zuständigkeiten vom Umwelt- auf das Wirtschaftsministerium übertragen, um die Verantwortung für den Klimaschutz in einem Ressort zu bündeln.

			Die Organisationsentscheidungen entspringen nicht immer allein sachlichen Erwägungen, sondern können auch personal- oder koalitionspolitisch motiviert sein. So diente z. B. die von Helmut Kohl 1991 vorgenommene Aufteilung des vormaligen Familienressorts in ein Ministerium für Familie und Senioren und ein Ministerium für Frauen und Jugend vorrangig dazu, den Frauenteil unter den Kabinettsmitgliedern zu erhöhen. Das Frauenministerium wurde damals mit der ostdeutschen Neueinsteigerin Angela Merkel besetzt. Erst der Ampelkoalition sollte es 2021 gelingen, ein zu gleichen Teilen aus Männern und Frauen zusammengesetztes Kabinett hervorzubringen (allerdings nur, wenn man den männlichen Kanzler nicht mitrechnet). 

			Die stärkste Einschränkung erfährt die Kanzlerdemokratie durch die Praxis der Koalitionsregierungen. Nur ein einziges Mal – bei der Bundestagswahl 1957 – ist es bisher vorgekommen, dass mit der CDU/CSU eine Partei die absolute Mehrheit erreichte und die Regierung allein stellen konnte. Die Notwendigkeit, Koalitionen zu bilden, schränkt die Position der Regierungschefs in mehrfacher Hinsicht ein. In der Sachpolitik relativiert sie ihre Richtlinienkompetenz, da die Grundzüge der Regierungspolitik nun nicht mehr von ihnen allein bestimmt werden können, sondern zwischen den Koalitionspartnern auszuhandeln sind. Was die Regierungschefs in der Regierungserklärung zu Beginn der Legislaturperiode vortragen, lässt insofern weniger ihre persönliche Handschrift als die der gesamten Koalition erkennen. Vergleichbares gilt für die laufenden Regierungsgeschäfte. Obwohl die vertraglichen Koalitionsvereinbarungen in der Vergangenheit immer detaillierter geworden sind, können sie die während einer Regierungsperiode notwendig werdenden Entscheidungen nicht allesamt vorwegnehmen. Soweit sie für die Regierungspolitik von grundsätzlicher Bedeutung sind, müssen auch diese Entscheidungen zwischen den Koalitionsparteien ausgehandelt werden. Dazu dienen Koali­tionsrunden und -gespräche sowie spezielle Koalitionsarbeitsgruppen. 

			Zu den heiß umkämpften Gegenständen der Koalitionsverhandlungen gehört neben den Zielen des Regierungsprogramms die Ressortverteilung. In der Praxis hat sich dabei ein an der Stärke der Parteien orientiertes Zugriffsverfahren eingebürgert. Wenn der größere Partner die Kanzlerschaft übernimmt, kann sich der kleinere ein Ministerium aussuchen. Danach ist die größere Partei wieder am Zuge. Die SPD hat sich beim Erstzugriff 2018 zum ersten Mal für das Finanzressort anstelle des Auswärtigen Amtes entschieden. Ein anderes Prinzip ist das Kreuzstichverfahren: Thematisch verwandte Ressorts wie Finanzen/Wirtschaft, Inneres/Justiz und Auswärtiges/Verteidigung werden zwischen den Parteien aufgeteilt. Weil z. B. die Union 2018 das Verteidigungsministerium behalten wollte, musste sie der SPD im Gegenzug das Auswärtige Amt überlassen.

			Bei der Bildung der Ampelkoalition gestaltete sich die Anwendung der Prinzipien schwieriger, weil nicht nur zwei, sondern drei Partner zu berücksichtigen waren. Die Logik der Ressortverteilung folgte hier stärker den jeweiligen Markenkernen. Während die SPD die Zuständigkeit für die Sozialpolitik in ihrer Hand behalten wollte und sich zusätzlich das Innenministerium sicherte, setzte die FDP ihren schon im Wahlkampf erhobenen Anspruch auf das Finanzministerium durch, das beim Erstzugriff (aufgrund ihres besseren Wahlergebnisses) eigentlich den Grünen zugestanden hätte. Diese wurden im Gegenzug durch gleich drei mit ökologischen Themen befasste Ressorts (Wirtschaft/Klimaschutz, Umwelt und Landwirtschaft/Verbraucherschutz) sowie das Auswärtige Amt entschädigt. 

			Wie die Koalitionäre die ihnen zugesprochenen Ressorts besetzen wollen, entscheiden sie völlig autonom. Das gilt auch für den Fall einer eventuell notwendigen Nachbesetzung. Für die Kanzler heißt das, dass die ihnen verfassungsgemäß zustehende Souveränität bei der Zusammenstellung des Kabinetts in der Praxis über die Grenzen der eigenen ­Partei nicht hinausreicht. Etwas anders verhält es sich, wenn der Regierungschef oder die Regierungschefin selbst – ohne durch einen Koalitionsbruch dazu gezwungen zu sein – während der Legislaturperiode zurücktritt, was in der Bundesrepublik bisher zweimal vorgekommen ist: 1963 bei ­Konrad Adenauer und 1974 bei Willy Brandt. In beiden Fällen hatte das auf die Fortführung der Koalition keinen Einfluss. 2018 sollte die SPD mit diesem ungeschriebenen Gesetz brechen, indem sie bereits zu Beginn der Legislaturperiode klarstellte, dass sie einen möglichen Nachfolger oder eine Nachfolgerin für Angela Merkel aus den Reihen der Union nicht mitwählen werde.

			Der letztgenannte Hinweis verweist auf die besondere ­Komplexität Großer Koalitionen. Weil die beiden Partner annähernd gleich stark sind, müssen die Grundentscheidungen der Regierungspolitik zwischen den Parteien hier noch stärker einvernehmlich ausgehandelt werden als in einer Kleinen Koalition, wo der eine Teil »Koch« und der andere »Kellner« ist, um das etwas schiefe Bild von Gerhard Schröder zu verwenden. Symptomatisch für das gegenseitige Misstrauen ist die ausufernde Länge der Koalitionsverträge. Bis 1961 gab es auf der Bundesebene überhaupt keine schriftlichen Koalitionsvereinbarungen. 1961 erstreckte sich das Dokument, in dem CDU/CSU und FDP die Grundsätze ihrer Zusammenarbeit festhielten, auf nicht einmal zehn Seiten. Seither sind die Vereinbarungen immer umfangreicher geworden. Von 1990 bis 2005, als in Bonn bzw. Berlin kleine schwarz-gelbe oder rot-grüne Koalitionen regierten, schwankte die Länge noch zwischen überschaubaren 50 bis 80 Seiten. 2013 und 2018 brauchten Union und SPD dann bereits jeweils 180 Seiten, um ihre Vorhaben für die anstehende Legislaturperiode aufzuschreiben. Fast genauso lang geriet der Vertrag der 2021 ins Amt gekommenen Ampelregierung.

			Die Ausführlichkeit der Verträge spiegelt sich in der zunehmenden Dauer der Koalitionsverhandlungen. Auf der Bundesebene brauchte es 2013 drei, 2017 und 2018 sogar sechs Monate, bis die neue Regierung stand. Das lag auch daran, dass die vorgeschalteten »Sondierungen«, die ja eigentlich nur dazu dienen sollen, durch Auslotung programmatischer Schnittmengen die Partnerwahl zu entscheiden, selbst den Charakter von Koalitionsverhandlungen annahmen. Ein weiteres Novum, das bereits 2013 zu beobachten war, stellt die umfängliche Einbeziehung von Landespolitikern in die Verhandlungen dar, um neben der parteipolitischen zugleich die föderative Kompromissbildung zu gewährleisten. Begünstigt wurde die lange Verhandlungsdauer dadurch, dass eine Frist für die Kanzlerwahl im Grundgesetz fehlt. Auch in den Ländern sehen nur sieben der 16 Verfassungen eine solche Frist vor.

			Tab. 11: Regierungen in der Bundesrepublik seit 1949

			
				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Kanzler/-in/Kabinett

						
							
							Beginn der Amtszeit

						
							
							Regierungsparteien

						
							
							Regierungsformat

						
							
							Koalitionstyp

						
					

				
				
					
							
							Adenauer I

						
							
							15.09.1949

						
							
							CDU/CSU – FDP – DP

						
							
							ME – K 

						
							
							kl

						
					

					
							
							Adenauer II

						
							
							09.10.1953

						
							
							CDU/CSU – FDP – DP – GB/BHE

						
							
							ME – K 

						
							
							kl (Ü)

						
					

					
							
							Adenauer III

						
							
							23.07.1955

						
							
							CDU/CSU – FDP – DP

						
							
							ME – K 

						
							
							kl (Ü)

						
					

					
							
							Adenauer IV

						
							
							25.02.1956

						
							
							CDU/CSU – DP – DA/FVP

						
							
							ME – K

						
							
							kl (Ü)

						
					

					
							
							Adenauer V

						
							
							22.10.1957

						
							
							CDU/CSU – DP

						
							
							ME – K

						
							
							kl (Ü)

						
					

					
							
							Adenauer VI

						
							
							02.07.1960

						
							
							CDU/CSU

						
							
							ME – E

						
							
					

					
							
							Adenauer VII

						
							
							07.11.1961

						
							
							CDU/CSU – FDP

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Adenauer VIII

						
							
							19.11.1962

						
							
							CDU/CSU

						
							
							MI – E

						
							
					

					
							
							Adenauer IX

						
							
							13.12.1962

						
							
							CDU/CSU – FDP

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Erhard I

						
							
							16.10.1963

						
							
							CDU/CSU – FDP

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Erhard II

						
							
							20.10.1965

						
							
							CDU/CSU – FDP

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Erhard III

						
							
							28.10.1966

						
							
							CDU/CSU

						
							
							MI – E

						
							
					

					
							
							Kiesinger

						
							
							01.12.1966

						
							
							CDU/CSU – SPD

						
							
							ME – K

						
							
							g

						
					

					
							
							Brandt I

						
							
							21.10.1969

						
							
							SPD – FDP

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Brandt II

						
							
							14.12.1972

						
							
							SPD – FDP

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Schmidt I

						
							
							16.05.1974

						
							
							SPD – FDP

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Schmidt II

						
							
							15.12.1976

						
							
							SPD – FDP

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Schmidt III

						
							
							05.11.1980

						
							
							SPD – FDP

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Schmidt IV

						
							
							17.09.1982

						
							
							SPD

						
							
							MI – E

						
							
					

					
							
							Kohl I

						
							
							01.10.1982

						
							
							CDU/CSU – FDP

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Kohl II

						
							
							29.03.1983

						
							
							CDU/CSU – FDP

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Kohl III

						
							
							11.03.1987

						
							
							CDU/CSU – FDP

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Kohl IV

						
							
							30.10.1990

						
							
							CDU/CSU – FDP – DSU

						
							
							ME – K

						
							
							kl (Ü)

						
					

					
							
							Kohl V

						
							
							17.01.1991

						
							
							CDU/CSU – FDP

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Kohl VI

						
							
							15.11.1994

						
							
							CDU/CSU – FDP

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Schröder I

						
							
							27.10.1998

						
							
							SPD – Grüne

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Schröder II

						
							
							22.10.2002

						
							
							SPD – Grüne

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Merkel I

						
							
							22.11.2005

						
							
							CDU/CSU – SPD

						
							
							ME – K

						
							
							g

						
					

					
							
							Merkel II

						
							
							28.10.2009

						
							
							CDU/CSU – FDP

						
							
							ME – K

						
							
							kl

						
					

					
							
							Merkel III

						
							
							17.12.2013

						
							
							CDU/CSU – SPD

						
							
							ME – K

						
							
							g 

						
					

					
							
							Merkel IV

						
							
							14.03.2018

						
							
							CDU/CSU – SPD

						
							
							ME – K

						
							
							g

						
					

					
							
							Scholz I

						
							
							08.12.2021

						
							
							SPD – Grüne – FDP

						
							
							ME – K 

						
							
							kl

						
					

				
			

			ME = Mehrheitsregierung, MI = Minderheitsregierung, K = Koalitionsregierung, E = Einparteienregierung, kl = Kleine Koalition, Ü = Überschusskoalition (umfasst mehr Parteien, als zur Bildung der absoluten Mehrheit nötig wären), g = Große Koalition (gebildet aus den beiden größten Parteien)
Quelle: Eigene Zusammenstellung

			Abb. 15: Dauer der Regierungsbildung in Tagen
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			Quelle: Eigene Zusammenstellung

			Problematisch an der herrschenden Praxis der Koalitionsregierungen und -verträge ist vor allem die Neigung der Parteien, die anstehenden Fragen über sämtliche Politikbereiche hinweg in kleinteiligen Kompromissen aufzulösen. Aus einer an den Bedürfnissen der Exekutiven orientierten Sicht lässt sich das nachvollziehen, mit Blick auf die Situation des Parteiensystems sind die Folgen allerdings prekär. Eine programmatische Profilierung der einzelnen Partner fällt unter diesen Bedingungen nämlich schwer. Man arbeitet die vereinbarten Vorhaben brav ab, statt sie im Laufe der Wahlperiode im Einzelnen auszuverhandeln und über sie auch öffentlich zu streiten. Die Tendenz der Parteien, bevorzugt die Ressorts zu besetzen, die ihren programmatischen Markenkern am besten widerspiegeln, nutzt ihnen ebenfalls wenig, wenn ihr Gestaltungsspielraum in diesen Ressorts durch die Koalitionsverträge stark eingeschränkt wird.

			Versucht man ein abschließendes Fazit, dann erscheint die Frage, ob die Bundesrepublik eher als Kanzlerdemokratie oder als ­Koalitionsdemokratie zu kennzeichnen sei, falsch gestellt. Beide Systemelemente drücken der Regierungswirklichkeit gleichermaßen ihren Stempel auf und prägen sie in ihrer jeweiligen Funktionslogik. Die Charakterisierung als reine oder überwiegende Kanzlerdemokratie passt allenfalls für die Adenauer-Ära, und auch hier nur bis zum Jahre 1959. Dass der erste Kanzler die ihm vom Grundgesetz verliehene Machtfülle voll ausspielen konnte, lag an den besonderen Umständen seiner Regierungszeit, in der die institu­tionellen Gegengewichte noch nicht stark zum Tragen kamen, eine kritische Öffentlichkeit fehlte und der Primat des Regierens auf der Außenpolitik lag. Adenauers Nachfolgern waren diese günstigen Rahmenbedingungen nicht mehr vergönnt. Dass sich unter ihnen sowohl starke als auch schwache Kanzler befanden, verweist auf die Bedeutung weiterer personenbezogener oder institutioneller Faktoren. So überzeugte z. B. Helmut Schmidt vor allem durch seine mit hoher Sachkompetenz gepaarte administrative Führungsfähigkeit, während Helmut Kohls Machtstellung wesentlich auf seiner Führungsrolle in der eigenen Partei gründete. Letzteres galt bis 2018 auch für Angela Merkel. 

			Merkels Amtszeit ist ein Beleg für das komplexe Wechselverhältnis von Kanzler- und Koalitionsdemokratie. In koalitionspolitischer Hinsicht musste sie die Macht stärker teilen als Schröder, Kohl, Schmidt oder Brandt, deren Regierungspolitik die eigene Handschrift und die ihrer Partei klar erkennen ließ. Ihre Stellung als Kanzlerin war dadurch aber weder innerparteilich noch bei den Wahlen gefährdet, im Gegenteil: Obwohl CDU und CSU unter Merkels Führung nur einmal – 2013 – ein überzeugendes Ergebnis erzielten, konnten sie ihren Vorsprung vor den Sozialdemokraten und damit ihre Position als führende Regierungspartei von Wahl zu Wahl ausbauen. Aus Sicht der SPD hatte das auch mit der undankbaren Rolle des »Juniorpartners« zu tun. Während sie sich selbst in der Regierungsverantwortung mühte, möglichst viel von ihren Posi­tionen durchzusetzen, fielen die Ergebnisse Merkel und der Union in den Schoß. 

			Dass die Kanzlerin so stark von ihrem Amtsbonus profitierte, lag zugleich an den eben beschriebenen »objektiven« Machtverschiebungen in Richtung der Regierungszentrale. Insbesondere in der europäischen Politik richten sich die Blicke von Öffentlichkeit und Medien heute fast ausnahmslos auf die Regierungschefs. Der Nimbus, den sie sich auf dieser und auf der internationalen Bühne erwerben, strahlt in die Innenpolitik zurück. Merkel gelang es überdies, ihre Führungsrolle mit einem Führungsstil zu verbinden, der als »präsidentiell« beschrieben wurde. Manche Stimmen in der Politologie sehen darin sogar eine generelle institutionelle Entwicklung und sprechen von einer »Präsidentialisierung« der parlamentarischen Regierungsform.

			Das Bundespräsidentenamt

			Damit kommt der zweite Teil der doppelten Exekutive ins Spiel: der Bundespräsident oder die Bundespräsidentin. Dem Staatsoberhaupt der Bundesrepublik werden in der Literatur üblicherweise zwei Funktionen zugeschrieben: eine Reserve- und eine Integrationsfunktion. 

			Unter der Reservefunktion versteht man Befugnisse im Bereich der Regierung und Gesetzgebung, die im Normalfall nicht virulent werden, sondern sich nur in bestimmten Ausnahmesituationen und Krisenzeiten bewähren müssen. Darunter fallen die Mitwirkungsbefugnisse bei der Regierungsbestellung und Parlamentsauflösung, das formelle und materielle Prüfungsrecht bei der Gesetzesausfertigung sowie die Ausrufung des Gesetzgebungsnotstandes. 

			Die Integrationsfunktion manifestiert sich in den repräsentativen Auf­gaben des Staatsoberhaupts bzw. genauer: in den Aufgaben der symbolischen Repräsentation, da ja die materielle (politikinhaltliche) Repräsentation den eigentlichen Regierungsinstitutionen vorbehalten bleibt. Es soll das Staatsganze darstellen, die Einheit des Volkes nach innen wie nach außen verkörpern und nötigenfalls eine ausgleichende oder schiedsrichter­liche Position im politischen Machtspiel einnehmen. Dazu steht ihm zum einen das Mittel der Rede zur Verfügung, von dem es allerdings nur in dem von der Regierung vorgegebenen politischen Rahmen freien Gebrauch machen kann – diese Einschränkung betrifft besonders die ­Außenpolitik. Zum anderen erfolgt die Repräsentation durch zeremonielles und staats­notarielles Handeln, was auf die monarchische Herkunft des Amtes zurückverweist.

			Die Amtszeit beträgt fünf Jahre, eine einmalige Wiederwahl ist möglich. Bei einer vorsätzlichen Rechtsverletzung können Bundestag und Bundesrat eine Amtsenthebung verlangen, über die das Verfassungsgericht entscheidet. Vertreten wird das Staatsoberhaupt durch die jeweils amtierenden Präsidenten des Bundesrates.

			Von den Bundespräsidenten wird erwartet, dass sie ihr Amt ­unparteiisch ausüben. Deshalb lassen sie ihre Parteizugehörigkeit während der Präsidentschaft »ruhen« und nehmen sie auch nach dem Ende ihrer Amtszeit nicht wieder auf. Nicht alle Präsidenten haben sich zu jeder Zeit in die ihnen auferlegte Zurückhaltung gefügt. Einige mischten sich durchaus in die Tagespolitik ein oder loteten ihre Machtbefugnisse bis zur Grenze aus wie Roman Herzog mit seiner »Ruck-Rede« oder Walter Scheel. Andere halfen ihrer Popularität nach, indem sie ihr nichtparteiliches Amtsverständnis durch öffentliche geäußerte Kritik an der parteipolitischen Klasse würzten – etwa Richard von Weizsäcker oder Horst Köhler. Dies führte zu gelegentlichen Unstimmigkeiten mit Kanzler und Regierung, die sich aber nie zu einer Systemkrise auswuchsen.

			Die These von der Machtlosigkeit des Präsidentenamtes in der Bundesrepublik gründet auf drei Sachverhalten. Erstens verfügt das Staatsoberhaupt über keine aktiven Gestaltungsbefugnisse, mit denen es selbstständig politisch wirken und in das Regierungsgeschehen eingreifen kann. Notverordnungsrechte und der militärische Oberbefehl sind ihm im Unterschied zum Reichspräsidenten der Weimarer Verfassung versagt; auch besitzt es über das Prüfungsrecht hinaus keine weitergehenden Mitwirkungsmöglichkeiten im Gesetzgebungsprozess. Zweitens sind die Krisensituationen, in denen es auf die Entscheidung des Staatsoberhaupts ankommen könnte, im deutschen Regierungssystem bisher nicht eingetreten. Weder musste der Gesetzgebungsnotstand erklärt werden, noch waren Präsidenten gezwungen, von ihrem Vorschlagsrecht bei der Kanzlerwahl nach Artikel 63 Absatz 1 zugunsten eines von ihnen selbst ins Spiel gebrachten Kandidaten Gebrauch zu machen oder einen Minderheitskanzler zu ernennen (Art. 63 Abs. 4 Satz 3). Und wo sie über Handlungsspielräume verfügen, sind die Präsidenten drittens gehalten, diese nicht zu überdehnen und gegen den Willen der übrigen Staatsorgane auszuüben. Entsprechend rar gesät sind die Fälle, in denen die Inhaber des Amtes eine Ministerernennung oder die Ausfertigung von Gesetzen verweigert haben. Auch bei der Anberaumung vorzeitiger Neuwahlen (1972, 1982 und 2005) sind die Präsidenten bisher stets dem Willen der jeweiligen Bundesregierungen gefolgt. 

			Von daher auf die Machtlosigkeit des Amtes zu schließen, wäre aber zu kurz gedacht. Die präsidialen Reservebefugnisse entfalten ihre Wirkung ja nicht allein oder in erster Linie dadurch, dass sie ständig zum Einsatz gelangen; sie wirken vielmehr bereits durch ihre schiere Existenz. Stellt man diese präventive Funktion in Rechnung, verfügt das Staatsoberhaupt durchaus über politische Gestaltungsmacht. Diese teilt sich freilich eher unmerklich mit und lässt sich deshalb im Unterschied zur effektiven Entscheidungsmacht einer Regierung nur schwer fassen. Ein Beispiel dafür ist das Einwirken Frank-Walter Steinmeiers auf den Regierungsbildungs­prozess 2017/2018, als der Bundespräsident nach dem Scheitern der Jamaika-Verhandlungen Kanzlerin Merkel die von ihr gewünschte Neuwahl verweigerte und stattdessen die zögerliche SPD von der Notwendigkeit eines Regierungseintritts überzeugte. 

			Dasselbe gilt für das Mittel der Rede. Machen die Präsidenten davon in geeigneter Weise Gebrauch, können sie den Mangel an potestas, den das Amt mit sich bringt, durch persönliche auctoritas ausgleichen, wie es ­Theodor Eschenburg einmal ausgedrückt hat. Im günstigsten Falle werden sie dadurch zu einer moralischen Instanz, deren Mahnungen ähnlich »vorbeugend« wirken wie die Reservebefugnisse. Ob die Amtsinhaber in eine solche Rolle hineinwachsen, hängt zum einen von ihren eigenen Fähigkeiten, zum anderen von den situativen Umständen ab. So wie die Kanzler unterscheiden sich auch die Bundespräsidenten in ihrer Persönlichkeit und historischen Bedeutung erheblich. Unter den herausragenden Vertretern ist neben dem ersten Amtsinhaber Theodor Heuss vor allem Richard von Weizsäcker zu nennen, der mit seiner Rede zum 40. Jahrestag des Kriegsendes 1985 Maßstäbe setzte und für viele bis heute das Idealbild des Staatsoberhaupts verkörpert. Andere Präsidenten wie Heinrich Lübke, Horst Köhler oder Christian Wulff erwiesen sich dagegen als weniger glückliche Wahl und traten aus unterschiedlichen Gründen bereits vor dem Ende ihrer regulären Amtszeit zurück. 

			Die Kritik am Bundespräsidentenamt entzündet sich vor allem am parteilichen Wahlverfahren, das sich mit dem auf Nichtparteilichkeit ausgelegten Amtsverständnis anscheinend  schlecht verträgt. Mit Blick auf die reduzierten Machtbefugnisse des Staatsoberhaupts hat sich der Parlamentarische Rat seinerzeit aus guten Gründen gegen eine Direktwahl entschieden. Gewählt werden die Bundespräsidenten durch ein ausschließlich für diesen Zweck vorgesehenes Gremium, die Bundesversammlung. Sie setzt sich aus den Bundestagsabgeordneten und einer gleich hohen Zahl von Mitgliedern zusammen, die »von den Volksvertretungen der Länder nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt werden« (Art. 54 Abs. 3). Letztere müssen nicht selbst Landtagsabgeordnete sein. Um den Wahlvorgang zu popularisieren, hat sich in der jüngeren Vergangenheit die Praxis eingebürgert, Prominente aus Sport oder Showgeschäft als Delegierte zu nominieren, die sich bei der Stimmabgabe dann manchmal als unsichere Kantonisten erweisen. 

			Bedingt durch die Zusammensetzung des Wahlgremiums wird die Präsidentenwahl maßgeblich von parteipolitischen Kalkülen bestimmt. Wann immer die Gelegenheit bestand, eigene Kandidaten durchzusetzen, haben die Parteien diese Gelegenheit genutzt. Aufgrund der geänderten Mehrheitsverhältnisse in der Bundesversammlung mussten deshalb manche beliebten Präsidenten ihre Wiederwahl abschreiben (z. B. Walter Scheel oder Roman Herzog). Für die Einbeziehung des Präsidentenamtes in die Wettbewerbslogik gibt es aus Sicht der Parteien anscheinend  triftige Gründe: Sie dient der Pfründensicherung und Neuordnung des innerparteilichen Kräftespiels, verspricht bei einem Sieg Rückenwind für die anstehenden Bundestagswahlen und sendet Signale für die Bildung künftiger Regierungskoalitionen. Öffentliche Appelle, die Parteiräson bei der Kandidatenauswahl und Abstimmung in der Bundesversammlung zurückzustellen, sind an diesen Motiven bislang immer wieder abgeprallt.

			Der Hinweis, dass das parteiliche Bestellungsverfahren weder den Amtsinhabern noch dem Amt selbst geschadet hat, kann freilich spätestens seit den Rücktritten von Horst Köhler und Christian Wulff nicht mehr verfangen. Die Parteien zogen daraus ihre Lehren, indem sie sich sowohl 2012 mit dem parteilosen Joachim Gauck als auch 2017 mit dem SPD-Politiker Frank-Walter Steinmeier bereits im Vorfeld auf einen Konsenskandidaten verständigten – dies war bei der Erstwahl bis dahin nur einmal (1984 bei Richard von Weizsäcker) vorgekommen.

			Auch vor diesem Hintergrund drängt sich die Frage auf, ob es nicht besser wäre, das bestehende Wahlverfahren durch eine Direktwahl zu er­­setzen. Das Argument, dass die damit einhergehende legitimatorische Aufwertung des Präsidentenamtes eine Ausweitung der Kompetenzen bedinge, wird durch die Erfahrung anderer Länder widerlegt (etwa Österreichs). Am Verfahren der Kandidatenfindung würde sich ebenfalls wenig ändern – diese obläge weiterhin den Parteien. Ändern würden sich allerdings die Auswahlkriterien. Die Parteien müssten berücksichtigen, dass sich die Wähler bei einer Direktwahl vermutlich mehr an der Persönlichkeit als an der Parteizugehörigkeit orientieren. Dies wäre mit Blick auf die politische Machtlosigkeit des Amtes folgerichtig. Außerdem würde es der Tatsache Rechnung tragen, dass sich die politischen Umstände der Präsidentenwahlen seit der Bundesversammlung 2004 (als die Sozialdemokratin Gesine Schwan gegen den von Union und FDP nominierten Horst ­Köhler kandidierte) gewandelt haben und die vom Grundgesetz nicht vorgesehenen öffentlichen Wahlkämpfe – wenn zwei aussichtsreiche Bewerber gegeneinander antreten – längst stattfinden.

			So wie über das Wahlverfahren gestritten wird, taucht in ­regelmäßigen Abständen die noch grundsätzlichere – und keineswegs ketzerisch ge­­meinte – Frage auf, ob man denn das Amt überhaupt brauche. Bezogen auf seine zu Beginn dargestellten Reservebefugnisse lassen sich hier durchaus Zweifel anmelden. So läuft z. B. das materielle Prüfungsrecht der Präsidenten ins Leere, weil über die Verfassungsmäßigkeit der Gesetze am Ende ohnehin das Verfassungsgericht entscheidet. Und für die formelle Korrektheit bei der Ausfertigung könnten genauso gut die Regierungschefs oder Minister bürgen. Ähnliches gilt für die Regierungsbestellung und Parlamentsauflösung, die man vollständig dem Parlament (oder dem Volk) überantworten könnte. Wie dies funktioniert, zeigt ein Blick in die deutschen Länder, deren Regierungssysteme allesamt ohne separates Staatsoberhaupt auskommen (s. u.).

			Tab. 12: Bundesversammlungen 1949 bis 2022

			
				
					
					
					
				
				
					
							
							Datum 
Ort

						
							
							Mitglieder/absolute Mehrheit

						
							
							Stimmen im 1., 2. und 3. Wahlgang

						
					

				
				
					
							
							12.09.1949 Bonn

						
							
							804/403

						
							
							1. Wg.: Theodor Heuss (FDP): 377; Kurt ­Schumacher (SPD): 311; Rudolf Amelunxen (­Zentrum): 28; Hans Schlange-Schöningen (CDU): 6; Karl Arnold (CDU): 1; Josef Müller (CSU): 1; ­Alfred Loritz (WAV): 1

							2. Wg.: Theodor Heuss: 416; Kurt Schumacher: 312; Rudolf Amelunxen: 30; Hans Schlange-Schöningen: 2

						
					

					
							
							17.07.1954 Berlin

						
							
							1018/510

						
							
							1. Wg.: Theodor Heuss (FDP): 871; Alfred Weber (-): 12; Konrad Adenauer (CDU): 1; Karl Dönitz (-): 1; Louis Ferdinand von Hohenzollern (-): 1; Marie.-Elisabeth Lüders (-): 1; Ernst-August von Hannover (-): 1; Franz-Josef Wuermeling (-): 1

						
					

					
							
							01.07.1959 Berlin

						
							
							1038/520

						
							
							1. Wg.: Heinrich Lübke (CDU): 517; Carlo Schmid (SPD): 385; Max Becker (FDP): 104

							2. Wg.: Heinrich Lübke: 526; Carlo Schmid: 386; Max Becker: 99

						
					

					
							
							01.07.1964 Berlin

						
							
							1042/522

						
							
							1. Wg.: Heinrich Lübke (CDU): 710; Ewald Bucher (FDP): 123

						
					

					
							
							05.03.1969

							Berlin

						
							
							1036/519

						
							
							1. Wg.: Gustav Heinemann (SPD): 514; Gerhard Schröder (CDU): 501

							2. Wg.: Gustav Heinemann: 511; Gerhard Schröder: 507

							3. Wg.: Gustav Heinemann: 512; Gerhard Schröder: 506

						
					

					
							
							15.05.1974

							Bonn

						
							
							1036/519

						
							
							1. Wg.: Walter Scheel (FDP): 530; Richard von Weizsäcker (CDU) 498

						
					

					
							
							23.05.1979

							Bonn

						
							
							1036/519

						
							
							1. Wg.: Karl Carstens (CDU): 528; Annemarie Renger (SPD): 431

						
					

					
							
							23.05.1984

							Bonn

						
							
							1040/521

						
							
							1. Wg.: Richard von Weizsäcker (CDU): 832;Luise Rinser (-): 68

						
					

					
							
							23.05.1989

							Bonn

						
							
							1038/520

						
							
							1. Wg.: Richard von Weizsäcker (CDU): 881

						
					

					
							
							23.05.1994

							Berlin

						
							
							1324/663

						
							
							1. Wg.: Roman Herzog (CDU): 604; Johannes Rau (SPD): 505; Hildegard Hamm-Brücher (FDP): 132; Jens Reich (-): 62; Hans Hirzel (REP): 12

							2. Wg.: Roman Herzog: 622; Johannes Rau: 559; Hildegard Hamm-Brücher: 126; Hans Hirzel: 11

							3. Wg.: Roman Herzog: 696; Johannes Rau: 605; Hans Hirzel: 11

						
					

					
							
							23.05.1999 Berlin

						
							
							1338/670

						
							
							1. Wg.: Johannes Rau (SPD): 657; Dagmar Schipanski (CDU): 588; Uta Ranke-Heinemann (-): 69

							2. Wg.: Johannes Rau: 690; Dagmar Schipanski: 572; Uta Ranke-Heinemann: 62

						
					

					
							
							23.05.2004 Berlin

						
							
							1205/603

						
							
							1. Wg.: Horst Köhler (CDU): 604; Gesine Schwan (SPD): 589

						
					

					
							
							23.05.2009 Berlin

						
							
							1224/613

						
							
							1. Wg.: Horst Köhler (CDU): 613; Gesine Schwan (SPD): 503; Peter Sodann (-): 91; Frank Rennicke (NPD): 4

						
					

					
							
							30.06.2010

							Berlin

						
							
							1244/623

						
							
							1. Wg.: Christian Wulff (CDU): 600; Joachim Gauck (-): 499; Luc Jochimsen (Die Linke): 126; Frank Rennicke (NPD): 3

							2. Wg.: Christian Wulff: 615; Joachim Gauck: 490; Luc Jochimsen; 123; Frank Rennicke: 3

							3. Wg.: Christian Wulff: 625; Joachim Gauck: 494 

						
					

					
							
							18.03.2012

							Berlin

						
							
							1240/621

						
							
							1. Wg.: Joachim Gauck (-): 991; Beate Klarsfeld (Die Linke): 126; Olaf Rose (NPD): 3

						
					

					
							
							12.02.2017

							Berlin

						
							
							1260/631

						
							
							1. Wg.: Frank-Walter Steinmeier (SPD): 931; Christoph Butterwegge (Die Linke): 128; Albrecht Glaser (AfD): 42; Alexander Hold (Freie Wähler): 25; Engelbert Sonneborn (Piratenpartei): 10

						
					

					
							
							13.02.2022

							Berlin

						
							
							1472/737

						
							
							1. Wg.: Frank-Walter Steinmeier (SPD): 1045; Max Otte (-): 140; Gerhard Trabert (-): 90; Stefanie Gebauer (Freie Wähler): 58

						
					

				
			

			Quelle: Deutscher Bundestag

			Zu einem etwas anderen Urteil wird man mit Blick auf die Integrationsleistung gelangen. Auch wenn die Präsidenten die Funktion der symbolischen Repräsentation (s. Kap. 12) nicht für sich allein reklamieren können, sprechen doch bereits Gesichtspunkte einer sinnvollen Arbeitsteilung mit den jeweiligen Regierungschefs für das separate Amt. Hier liegt zugleich ein deutlicher Unterschied zu den Länderministerpräsidenten, deren Repräsentationspflichten im Ausland hinter jenen von Präsident und Kanzler weit zurückbleiben. Auch was den Stil und die Inhalte der Repräsentation angeht, birgt die Ämtertrennung Vorteile. Wie korrekturbedürftig die Vorstellung eines unpolitischen, dem Parteienstreit entrückten Präsidenten sein mag, unterscheidet sich das Staatsoberhaupt vom Regierungschef doch darin, dass es sich nicht (bzw. nicht mehr) für eine bestimmte parteipolitische Richtung exponiert. Gerade dies gibt ihm aber die Möglichkeit, in öffentlicher Rede Themen anzusprechen und Meinungen zu vertreten, die Kanzler aus Rücksicht auf die eigene Partei, den Koalitionspartner oder die Bevölkerungsmeinung so nicht ansprechen oder vertreten könnten. Das Präsidentenamt wirkt also auch in dieser Hinsicht »entlastend«. Indem es die Basis der Repräsentation verbreitert, trägt es dazu bei, die Legitimationsgrundlagen der Politik und des Staates zu stärken. Weshalb sollte die Republik auf diesen Beitrag, den alle bisherigen Bundespräsidenten auf ihre Art geleistet haben, ohne triftigen Grund verzichten? 

			Die Regierungssysteme in den Ländern

			Auf der Länderebene finden sich ebenfalls überall parlamentarische Regierungsformen. Im Unterschied zum Bund weisen diese aber allesamt Einkammerparlamente auf und verbinden die Funktionen des Regierungschefs und des Staatsoberhaupts im Ministerpräsidentenamt (bzw. in den Stadtstaaten: Bürgermeisteramt) miteinander. Allein Bayern leistete sich bis 1998 neben dem Landtag einen Senat als zweite Kammer. Als berufsständisches Gegengewicht zum parteipolitisch geprägten Landtag konzipiert, wurde er wegen seiner problematischen demokratischen Legitimation jedoch schon bald als Relikt empfunden und 1998 – gegen den Willen der regierenden CSU – per Volksentscheid abgeschafft. 

			Überlegungen, eine zweite Kammer einzuführen, waren von den Verfassungsgebern auch in anderen Ländern angestellt, aber nicht umgesetzt worden. Dasselbe gilt für die in dem ursprünglichen rheinland-pfälzischen Verfassungsentwurf vorgesehene Einführung einer exekutiven Doppelspitze, die sich am semipräsidentiellen System der Weimarer Republik orientierte. Eine generelle Abkehr vom parlamentarischen System wurde nur in Baden-Württemberg kurzzeitig erwogen, das bei seiner Gründung 1952 bereits auf die Erfahrungen der anderen Länder zurückblicken konnte. Hier hatte Theodor Eschenburg als damaliger Staatsrat im baden-württembergischen Innenministerium den Plan entwickelt, das Regierungssystem des neuen Südweststaates in Richtung einer Präsidialverfassung umzugestalten, deren Herzstück die Direktwahl der Ministerpräsidenten sein sollte. Die CDU machte sich dies in den Verfassungsberatungen zu eigen, konnte mit dem Vorschlag aber letztlich nicht durchdringen. Eschenburgs Denkschrift geriet daraufhin in Vergessenheit. Erst in den 1990er-Jahren wurde die Direktwahl als alternatives Regierungsmodell für die Länder erneut ins Spiel gebracht.

			Die Anpassung der Regierungssysteme an das parlamentarische Standardmodell des Grundgesetzes wurde in erster Linie durch die Verfassungspraxis erzwungen. Betrachtet man allein die ursprünglichen Verfassungsnormen, wiesen die Regierungsformen sowohl im Verhältnis der Länder untereinander als auch im Verhältnis zum Bund teilweise erheb­liche Unterschiede auf. Das lag im Wesentlichen an vier Faktoren. Erstens waren in einigen Ländern (Bayern, Bremen, Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland) die Verfassungen bereits vor der Gründung der Bundesrepublik entstanden. Zu diesen gesellten sich ab Beginn der 1950er-Jahre die sechs nachgrundgesetzlichen Verfassungen der »alten Länder« und anfangs der 1990er-Jahre die Verfassungen der fünf »neuen Länder«. Zweitens konnten die Länder bei der Verfassungsgebung auf eigene Traditionen zurückgreifen. Das galt besonders für Bayern und die beiden Hansestädte, die ihre territoriale Integrität – als einzige unter den westlichen Ländern – nach 1945 bewahrt hatten. Drittens muss der Einfluss der Besatzungsmächte auf die Verfassungsgeber berücksichtigt werden. So ging z. B. die Institutionalisierung des Oppositionsführers in Schleswig-Holstein auf britische Vorstellungen zurück, während die Öffentlichkeit der Landtagsausschüsse in Bayern die US-amerikanische Handschrift trug. Und viertens bestanden und bestehen institutionelle Unterschiede zwischen den Flächenländern und Stadtstaaten, da Letztere zugleich die Aufgaben einer Kommune wahrzunehmen haben. 

			Im Zuge von Verfassungsreformen kam es im späteren Verlauf auch zu förmlichen Angleichungen an die grundgesetzlichen Regelungen, die aber nicht alle Unterschiede aufhoben. Am stärksten zeigt sich das bei den Modalitäten der Parlamentsauflösung. Bedingt durch das Fehlen eines separaten Staatsoberhaupts, liegt die Verantwortung dafür in den Ländern bei den Parlamenten selbst. Elf Länder schreiben für die Auflösung eine Zweidrittelmehrheit vor, in den anderen genügt die absolute Mehrheit. Darüber hinaus ist in 13 Ländern die Auflösung auch nach einer gescheiterten Regierungsbildung oder negativ beantworteten Vertrauensfrage möglich und in sechs Ländern durch Volksentscheid. 

			Etwas unübersichtlicher ist das Bild bei der Bestellung und Entlassung der Regierungsmitglieder. Abweichend vom Modell des Grundgesetzes sehen hier die meisten Verfassungen weiterhin eine Bestätigung des gesamten Kabinetts durch das Parlament vor; auch die Entlassung der Minister ist in einigen Fällen an dessen Zustimmung gebunden. In Berlin und Bremen müssen die Senatorinnen und Senatoren vom Parlament vor ihrem Amtsantritt sogar einzeln bestätigt werden. In Hamburg gilt dies seit der Verfassungsreform 1996 nur noch für im Laufe der Legislaturperiode neu bestellte Regierungsmitglieder. Bremen und Hamburg sahen ursprünglich nicht einmal die Wahl der Senatspräsidenten bzw. Ersten Bürgermeister durch die Bürgerschaft vor; diese wurden vielmehr erst nach der Wahl des gesamten Senats als primus inter pares aus dessen Mitte bestellt. Die 1994 bzw. 1996 beschlossenen Verfassungsreformen haben mit dieser Tradition gebrochen. 

			Unterschiedliche Regelungen gibt es zugleich beim Misstrauensvotum. In den meisten Ländern richtet es sich wie im Bund allein gegen die Person des Regierungschefs, mit deren Abwahl die Amtszeit aller übrigen Regierungsmitglieder endet. Dabei ist in der Regel die gleichzeitige Wahl eines Nachfolgers erforderlich (Ausnahmen in Berlin und Bremen). In fünf Ländern (Baden-Württemberg, Berlin, Bremen, Rheinland-Pfalz, Saarland) ist ein Misstrauensvotum auch gegen einzelne Minister möglich, was man nach den negativen Weimarer Erfahrungen für das Grundgesetz explizit ausgeschlossen hat. Am anderen Ende der Skala steht Bayern, dessen Verfassung überhaupt kein förmliches Misstrauensvotum kennt. Allerdings muss der Ministerpräsident auch hier zurücktreten, »wenn die politischen Verhältnisse ein vertrauensvolles Zusammenarbeiten zwischen ihm und dem Landtag unmöglich machen« (Art. 44 Abs. 3 der Bayerischen Ver­fassung).

			Als untypisches Merkmal parlamentarischer Regierungssysteme hat sich in den Hansestädten Hamburg und Bremen das sogenannte ruhende Mandat gehalten, das einem Senatsmitglied die gleichzeitige Ausübung eines Abgeordnetenmandats verbietet, die Rückkehr auf den Abgeordnetensitz aber nach Ausscheiden aus der Regierung während der Wahlperiode gestattet. Umgekehrt sieht Nordrhein-Westfalen als einzige Verfassung vor, dass die Ministerpräsidenten zugleich Mitglied des Landtages sein müssen. Um die reale Funktionsweise des parlamentarischen Systems normativ abzubilden, nahm Hamburg als erstes Bundesland 1971 einen Passus in seine Verfassung auf, durch den die Rolle der Opposition »als wesentlicher Bestandteil der parlamentarischen Demokratie« festgeschrieben wurde. In den 1990er-Jahren wurden vergleichbare Klauseln in elf weitere Landesverfassungen eingefügt. Das war gut gemeint, doch handelte man sich damit (z. B. in Sachsen-Anhalt) ungewollte Probleme mit Blick auf die verfassungsrechtliche Zulässigkeit von Minderheitsregierungen ein, die aus dem Parlament heraus von einem Teil der Opposition geduldet oder gestützt werden. 

			Tab. 13: Parlament und Regierung in den Landesverfassungen

			
				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Land

						
							
							Misstrauens­votum

						
							
							Bestätigung/Wahl/Entlassung der ­Regierung bzw. ­Regierungsmitglieder

						
							
							Auflösung des ­Landesparlaments

						
					

				
				
					
							
							Baden-­Württemberg

						
							
							konstruktiv

						
							
							Bestätigung der ­Regierung

						
							
							Selbstauflösung bei ­gescheiterter Regierungsbildung; Volksentscheid

						
					

					
							
							Bayern

						
							
							Rücktritt, wenn vertrauensvolle Zusammenarbeit unmöglich

						
							
							Zustimmung zur ­Berufung und ­Entlassung der Minister und Staatssekretäre

						
							
							Selbstauflösung bei ­gescheiterter Regierungsbildung; Volksentscheid

						
					

					
							
							Berlin

						
							
							einfach 
(21 Tage ­gültig)

						
							
							Einzelwahl der (oder Abwahl einzelner) ­Senatoren

						
							
							Selbstauflösung; ­Volksentscheid

						
					

					
							
							Brandenburg

						
							
							konstruktiv

						
							
							–

						
							
							Selbstauflösung, ­Auf­lösung ­möglich nach ­gescheiterter Vertrauens­frage und bei ­gescheiterter Regierungsbildung

						
					

					
							
							Bremen

						
							
							konstruktiv

						
							
							Einzelwahl der (oder Abwahl einzelner) ­Senatoren

						
							
							Selbstauflösung; V­olksentscheid

						
					

					
							
							Hamburg

						
							
							konstruktiv

						
							
							Zustimmung für Senat (später Einzelwahl)

						
							
							Selbstauflösung, ­Auf­lösung ­möglich nach ­gescheiterter ­Vertrauensfrage

						
					

					
							
							Hessen

						
							
							einfach

						
							
							Vertrauen des Landtags erforderlich; Zustimmung zur Entlassung

						
							
							Selbstauflösung, automatische Auflösung, wenn Regierungsbildung nach Misstrauensvotum s­cheitert

						
					

					
							
							Mecklenburg-Vorpommern

						
							
							konstruktiv

						
							
							– 

						
							
							Selbstauflösung, ­Auf­lösung möglich nach ­gescheiterter Regierungs­bildung und ­automatisch nach gescheiterter ­Vertrauensfrage (wenn Landtag keine neue ­Regierung wählt)

						
					

					
							
							Niedersachsen

						
							
							konstruktiv

						
							
							Bestätigung durch Landtag, spätere Entlassung und Berufung mit Einzelbestätigung

						
							
							Selbstauflösung ­möglich nach gescheiterter ­Regierungsbildung

						
					

					
							
							Nordrhein-Westfalen

						
							
							konstruktiv

						
							
							–

						
							
							Selbstauflösung, ­Auflösung möglich, wenn vom Landtag abgelehntes Gesetz per Volksentscheid angenommen wird

						
					

					
							
							Rheinland-Pfalz

						
							
							einfach

						
							
							Bestätigung durch Landtag, Zustimmung bei Entlassung

						
							
							Selbstauflösung, ­Volksentscheid

						
					

					
							
							Saarland

						
							
							einfach

						
							
							Entlassung und Ernennung mit Zustimmung des Landtags

						
							
							Selbstauflösung bei ­gescheiterter Regierungsbildung durch Landtagsbeschluss

						
					

					
							
							Sachsen

						
							
							konstruktiv

						
							
							–

						
							
							Selbstauflösung bei ­gescheiterter Regierungsbildung

						
					

					
							
							Sachsen-­Anhalt

						
							
							konstruktiv

						
							
							–

						
							
							Selbstauflösung bei ­gescheiterter Regierungs­bildung durch Landtagsbeschluss, bei gescheiterter Vertrauensfrage

						
					

					
							
							Schleswig-Holstein

						
							
							konstruktiv

						
							
							–

						
							
							Selbstauflösung bei gescheiterter Vertrauensfrage

						
					

					
							
							Thüringen

						
							
							konstruktiv

						
							
							–

						
							
							Selbstauflösung bei gescheiterter Vertrauensfrage

						
					

				
			

			Quelle: Decker 2011: 297

			Abweichend vom Bund haben mit Ausnahme Bremens inzwischen alle Länder die Dauer der Legislaturperiode von vier auf fünf Jahre verlängert.4 Anders als manchmal behauptet, stand dabei nicht das Ziel einer verbesserten Regierungseffizienz Pate. Mit der Umstellung zog man im Gegenteil die Konsequenz aus dem Umstand, dass die Landespolitik mangels gesetzgeberischer Kompetenzen eher unausgelastet war und gerade nicht unter hohem Handlungsdruck litt. Darüber hinaus muss die Reform im Zusammenhang mit der in etwa zeitgleich erfolgten Einführung bzw. Wiederbelebung der Volksgesetzgebung gesehen werden, wodurch die Beteiligungsmöglichkeiten jenseits der Wahlen erweitert wurden (s. u.).

			Beim Wahlrecht halten sich Angleichungen und Abweichungen die Waage. Dreizehn der 16 Länder haben das personalisierte Verhältniswahlsystem des Bundes, das eine Aufteilung in Erst- und Zweitstimme vorsieht, nahezu eins zu eins übernommen. Die Fünfprozenthürde gilt – mit Modifikationen in Brandenburg, Bremen und Schleswig-Holstein – überall. In einigen Ländern wurde das Zweistimmensystem erst mit zeitlicher Verzögerung eingeführt, etwa 2007 in Nordrhein-Westfalen (auf Drängen der FDP) oder 2022 in Baden-Württemberg (auf Drängen der Grünen). Die Stadtstaaten Hamburg und Bremen haben wiederum die auf kommunaler Ebene in zwölf der 16 Länder vorgesehenen offenen Listen auch in ihr Landtagswahlrecht übernommen, was bis dahin nur in ­Bayern der Fall war. Diese erlauben es, bei der Wahl durch Kumulieren und/oder Panaschieren5 die von den Parteien vorgegebene Kandidatenreihung zu ­verändern. 

			Einen Sonderweg beschreiten die Länder seit den 1990er-Jahren im Bereich der direkten Demokratie. Verfassungspolitisch könnte man deren Wiederentdeckung und Neueinführung als Ausgleich dafür betrachten, dass den Länderregierungssystemen die auf der Bundesebene vorhandenen Korrektive einer zweiten Kammer und exekutiven Doppelspitze fehlen. Tatsächlich war den direktdemokratischen Verfahren, als sie in den Ländern ab 1919 erstmals eingeführt wurden, eine solche Korrektivfunktion zugedacht. Entgegen der Legende von den schlechten Weimarer Erfahrungen wollte man daran auch nach 1945 nicht rütteln. Alle Länderverfassungen, die 1946 und 1947 auf den Weg gebracht wurden, sahen die Plebiszite vor. Das spätere Negativbild der direkten Demokratie setzte sich erst unter dem Eindruck der antiplebiszitären Lesart des Grundgesetzes durch. Zusammen mit der stabilen Entwicklung des Parteiensystems und dem hohen Zutrauen der Bevölkerung in die repräsentativen Institutionen trug es dazu bei, dass die direktdemokratischen Verfahren im Verfassungsleben der Länder keine nennenswerte Rolle spielten.

			Zur Neuentdeckung der Plebiszite kam es, als die Unzufriedenheit mit der Parteiendemokratie in den 1980er-Jahren zunahm und sich in der Gesellschaft das Bedürfnis nach anderen Formen der Beteiligung regte. Eine Schlüsselbedeutung gewann dabei neben der Barschel-Affäre in Schleswig-Holstein die Verfassungsgebung in Ostdeutschland, die mit der Kombination von vergleichsweise niedrigem Eingangsquorum beim Volksbegehren und relativ hohem Zustimmungsquorum beim abschließenden Volksentscheid den Standard für die wieder oder neu eingeführte »Volksgesetzgebung« setzte. Dies diente auch den alten Ländern als Vorbild, wo bereits 1996 der förmliche Schlussstein unter den Reformprozess gesetzt wurde, als Hamburg als letztes Bundesland die Direktdemokratie in seine Verfassung übernahm.

			Aus politikwissenschaftlicher Sicht ist bemerkenswert, dass sich die direktdemokratische Verfassungsgebung in den Ländern fast ausnahmslos auf die von unten, also der Bevölkerung selbst ausgelöste Volksgesetz­gebung kapriziert hat. Andere Verfahren wie das Referendum bleiben verpönt. Durch ihre potenziell oppositionelle Wirkung lassen sich Volksinitiative und -begehren in das parlamentarische Regierungssystem freilich nur bedingt integrieren, dessen Funktionslogik ja gerade darauf beruht, dass das Gestaltungsmonopol bei der Regierungsmehrheit liegt, die Opposition als Minderheit also nicht selbst (mit)regiert. Um Konflikte zwischen Parlaments- und Volkswillen zu vermeiden, haben die Verfassungen die Anwendbarkeit der Volksrechte daher stark beschnitten. 

			Die größte Einschränkung liegt in den Themenausschlüssen, die aus dem Finanztabu rühren. Die in allen Landesverfassungen fast wortgleich übernommene Bestimmung, wonach über Steuern, Besoldungsregelungen und das Haushaltsgesetz kein Volksentscheid stattfinden kann, war in ähnlicher Form bereits in der Weimarer Reichsverfassung enthalten. Ihr brisantester Teil ist der Haushaltsvorbehalt, der – zumindest ­potenziell – alle Gesetze in den Ausschluss einbezieht, die finanzielle Auswirkungen haben. Dies wird in einigen Ländern sehr streng, in anderen ­großzügiger ausgelegt. Auch die in den verschiedenen Stadien des Verfahrens zu meisternden Quoren weisen zwischen den Ländern erhebliche Unterschiede auf. Dasselbe gilt in Bezug auf manche anderen Restriktionen, die unscheinbar wirken mögen, für die Anwendbarkeit der Verfahren aber große Bedeutung erlangen. So wirkt es sich z. B. förderlich aus, wenn die Unterschriften für ein Volksbegehren nicht in einer Behörde zu ­hinterlegen sind, sondern auf Straßen und Plätzen frei gesammelt werden dürfen, oder wenn die Abstimmung statt an einem separaten Termin zeitgleich mit einer Landtags- oder Bundestagswahl anberaumt wird. Last, but not least ist die Frage der Verbindlichkeit der volksbeschlossenen Gesetze in den meisten Ländern nicht klar geregelt. Wo das Parlament – wie in Hamburg und Berlin z. B. öfter geschehen – ihm nicht genehme Abstimmungsergebnisse einfach ignoriert oder rückgängig macht, bleibt die Volksgesetzgebung ein uneingelöstes Versprechen.

			Tab. 14: Verfahren der Volksgesetzgebung in den deutschen Ländern 

			
				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Land

						
							
							Volksbegehren

						
							
							Volksentscheid

						
					

					
							
							Quorum

						
							
							Frist (Amts­eintragung/freie Sammlung)

						
							
							Zustimmungs­quorum ­einfaches ­Gesetz

						
							
							Zustimmungs­quorum Verfassungs­änderung

						
					

				
				
					
							
							Baden-­Württemberg 

						
							
							10 %

						
							
							3 Monate (A)

							6 Monate (F)

						
							
							20 %

						
							
							50 %

						
					

					
							
							Bayern 

						
							
							10 %

						
							
							2 Wochen (A)

						
							
							kein Quorum

						
							
							25 %

						
					

					
							
							Berlin 

						
							
							7 %

							20 % (V)

						
							
							4 Monate (A + F)

						
							
							25 %

						
							
							50 % + 2/3-Mehrheit

						
					

					
							
							Brandenburg 

						
							
							ca. 3,9 %

						
							
							6 Monate (A)

							+ Briefeintragung

						
							
							25 %

						
							
							50 % + 2/3-Mehrheit

						
					

					
							
							Bremen 

						
							
							5 %

							10 % (V)

						
							
							3 Monate (F)

						
							
							20 %

						
							
							40 %

						
					

					
							
							Hamburg 

						
							
							5 %

						
							
							3 Wochen (A + F)

							+ Briefeintragung

						
							
							dynamisches Quorum1/20 %

						
							
							dynamisches Quorum1/

							2/3-Mehrheit

						
					

					
							
							Hessen 

						
							
							20 %

						
							
							2 Wochen (A)

						
							
							kein Quorum

						
							
							nicht möglich

						
					

					
							
							Mecklenburg-Vorpommern

						
							
							ca. 7,5 %

						
							
							2 Monate (A)

							5 Monate (F)

						
							
							25 %

						
							
							50 % + 2/3-Mehrheit

						
					

					
							
							Niedersachsen

						
							
							10 %

						
							
							6 Monate (F)

						
							
							25 %

						
							
							50 %

						
					

					
							
							Nordrhein-

							Westfalen

						
							
							8 %

						
							
							18 Wochen (A)

							1 Jahr (F)

						
							
							15 %

						
							
							50 % + 2/3-Mehrheit

						
					

					
							
							Rheinland-Pfalz

						
							
							ca. 9,7 %

						
							
							2 Monate (A)

						
							
							25 %2

						
							
							50 %

						
					

					
							
							Saarland 

						
							
							7 %

						
							
							3 Monate (A)

						
							
							25 %

						
							
							50 % + 2/3-Mehrheit

						
					

					
							
							Sachsen 

						
							
							ca. 13,2 %

						
							
							8 Monate (F)

						
							
							kein Quorum

						
							
							50 %

						
					

					
							
							Sachsen-­Anhalt

						
							
							9 %

						
							
							6 Monate (F)

						
							
							25 %3

						
							
							50 % + 2/3-Mehrheit

						
					

					
							
							Schleswig-

							Holstein

						
							
							ca. 3,6 %

						
							
							6 Monate (A) 

							+ weitere Eintragungsstellen

						
							
							15 %

						
							
							50 % + 2/3-Mehrheit

						
					

					
							
							Thüringen

						
							
							8 % (A)

							10 % (F)

						
							
							2 Monate (A)

							4 Monate (F)

						
							
							25 %

						
							
							40 %

						
					

				
			

			A = Amtseintragung, F = freie Sammlung, V = Verfassungsänderung
1 Findet die Abstimmung zeitgleich mit einer Bürgerschafts- oder Bundestagswahl statt, muss ein Vorschlag die Anzahl der Ja-Stimmen erhalten, »die der Mehrheit der in dem gleichzeitig gewählten Parlament repräsentierten Hamburger Stimmen entspricht« (Art. 50 Abs. 3 der Hamburger Verfassung).
2 Beteiligungsquorum
3 Entfällt, wenn der Landtag eine Gegenvorlage zur Abstimmung stellt
Quelle: Decker 2017: 96 f.

						In den Restriktionen liegt nicht der einzige, aber der Hauptgrund da­­für, dass die direktdemokratischen Verfahren bisher keinen ­nachhaltigen Einfluss auf den Regierungsprozess ausgeübt haben. Eine begrenzte Rolle kommt ihnen allenfalls in Bayern, Berlin und Hamburg zu, wo seit Ende der 1990er-Jahre die meisten Volksabstimmungen stattfanden. In ­Bayern genießt die direkte Demokratie aufgrund ihrer systemstabilisierenden Wirkung auch bei der CSU breite Zustimmung, obwohl die Verfahren meistens gegen sie gerichtet sind. In den Stadtstaaten stößt ihre opposi­tionelle Funktionslogik dagegen auf wachsende Skepsis. Hatten sich die dort regierenden linken Parteien früher vehement für die Volksrechte eingesetzt, sind sie von der Forderung, diese auszubauen und zugleich für die Bundesebene zu übernehmen, mittlerweile abgerückt. 
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					3		Auch dort, wo es keine förmliche Wahl gibt, sehen die Verfassungen häufig Investiturabstimmungen nach der Ernennung der Regierung vor, so z. B. in Italien, Spanien, Irland oder den skandinavischen Ländern. In allen genannten Fällen finden diese offen statt.

				

				
					4		Im Saarland und in Nordrhein-Westfalen bestand die fünfjährige Wahlperiode schon von Beginn an. 

				

				
					5		Beim Kumulieren werden mehrere Stimmen für eine Person abgegeben, beim Panaschieren die Stimmen auf die Kandidaten unterschiedlicher Parteien verteilt.

				

			

		


		
			7 Der föderale Staatsaufbau

			Bund und Länder

			Die Deutschen haben zum Föderalismus ein gespaltenes Verhältnis. Die Zugehörigkeit zu Ländern und Gemeinden macht neben der Nationszugehörigkeit einen wichtigen Teil ihrer Identität aus und wird von niemandem infrage gestellt. Sie fußt auf regionalen und landsmannschaftlichen Traditionen, die in unterschiedlichen Dialekten, Gebräuchen sowie – nicht zuletzt – Küchen Ausdruck finden und bis heute weiterwirken. Auch die Länder selbst vereinen solche Unterschiede in sich. Das gilt für die nach 1945 künstlich geschaffenen »Bindestrich-Länder« Nordrhein-West­falen, Rheinland-Pfalz oder Baden-Württemberg ebenso wie für Bayern, das vom Gegensatz zwischen seinen drei »Stämmen« – Altbayern, Franken und Schwaben – geprägt ist. (Bis zum Zweiten Weltkrieg gehörte die Pfalz noch als vierter Stamm dazu.) Missverständlich ist der inzwischen verschwundene, nach der deutschen Einheit aber häufig verwendete Begriff der »neuen Länder«, da diese auf eine längere historische Kontinuität zurückblicken können als die meisten Länder der »Altbundesrepublik«.

			Weil es den Ländern gelungen ist, die regionalen und landsmannschaftlichen Identitäten in ein gemeinsames Landesbewusstsein zu überführen, sind Überlegungen für eine territoriale Neugliederung des Bundesgebietes heute weitgehend obsolet. Gerade im Nebeneinander von großen und kleinen, wirtschaftlich starken und schwachen sowie protestantisch und katholisch geprägten Ländern beweist die Bundesrepublik ihre föderale Vielgestaltigkeit. Dies schlägt sich zugleich in der Parteienlandschaft nieder, die sowohl eine Ost-West- als auch eine Nord-Süd-Spaltung aufweist. Während die ideologischen Randparteien – die Linke und die AfD – im Osten mehr als doppelt so hohe Wähleranteile erreichen können wie im Westen, sind im Norden und Westen des Landes die Sozialdemokraten und im Süden die Christdemokraten stärker. Letzteres gilt auch für den Norden und Süden der früheren DDR. 

			Abb. 16: Bund und Länder (mit Wappen und Hauptstädten)
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			Tab. 15: Die Länder der Bundesrepublik

			
				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Land

						
							
							Konstituierung/Verfassung

						
							
							Einwohner (2021)

						
							
							Stimmen im Bundesrat

						
							
							BIP pro Kopf (2021)

						
					

				
				
					
							
							Baden-­Württemberg

						
							
							1952/1953

						
							
							11,1 Mio.

						
							
							6

						
							
							48 247 €

						
					

					
							
							Bayern

						
							
							1946

						
							
							13,2 Mio.

						
							
							6

						
							
							50 289 €

						
					

					
							
							Berlin

						
							
							1950

						
							
							3,7 Mio.

						
							
							4

						
							
							44 472 €

						
					

					
							
							Brandenburg

						
							
							1990*/1992

						
							
							2,5 Mio.

						
							
							4

						
							
							31 062 €

						
					

					
							
							Bremen

						
							
							1947

						
							
							0,7 Mio.

						
							
							3

						
							
							50 673 €

						
					

					
							
							Hamburg

						
							
							1946

						
							
							1,9 Mio.

						
							
							3

						
							
							68 483 €

						
					

					
							
							Hessen

						
							
							1946

						
							
							6,3 Mio.

						
							
							5

						
							
							48 164 €

						
					

					
							
							Mecklenburg-Vorpommern

						
							
							1990*/1994

						
							
							1,6 Mio.

						
							
							3

						
							
							30 704 €

						
					

					
							
							Niedersachsen

						
							
							1946/1951

						
							
							8,0 Mio.

						
							
							6

						
							
							39 401 €

						
					

					
							
							Nordrhein-Westfalen

						
							
							1946/1950

						
							
							17,9 Mio.

						
							
							6

						
							
							40 951 €

						
					

					
							
							Rheinland-Pfalz

						
							
							1946/1947

						
							
							4,1 Mio.

						
							
							4

						
							
							39 555 €

						
					

					
							
							Saarland

						
							
							1947/1957*

						
							
							1,0 Mio.

						
							
							3

						
							
							36 242 €

						
					

					
							
							Sachsen

						
							
							1990*/1992

						
							
							4,0 Mio.

						
							
							4

						
							
							33 254 €

						
					

					
							
							Sachsen-­Anhalt

						
							
							1990*/1992

						
							
							2,2 Mio.

						
							
							4

						
							
							30 890 €

						
					

					
							
							Schleswig-Holstein

						
							
							1946/1950

						
							
							2,9 Mio.

						
							
							4

						
							
							35 854 €

						
					

					
							
							Thüringen

						
							
							1990*/1993

						
							
							2,1 Mio.

						
							
							4

						
							
							30 988 €

						
					

				
			

			* Beitritt zum Geltungsbereich des Grundgesetzes
Quelle: Eigene Zusammenstellung

			Die Anerkennung und Wertschätzung dieser Vielfalt finden allerdings keine Entsprechung, wenn es um den Föderalismus als staatliches Herrschaftsprinzip geht. Hier dominiert in der politischen Kultur der Bundesrepublik genau die gegenteilige Vorstellung. Nicht die Einheitlichkeit ist begründungspflichtig, sondern die Herbeiführung und Aufrechterhaltung von Unterschieden. Symptomatisch dafür ist die Rede vom föderalen »Flickenteppich«. Während der Coronakrise wurde sie fast gebetsmühlenhaft vorgetragen, um den Föderalismus als Haupthindernis für eine effektive Bekämpfung der Pandemie an den Pranger zu stellen. 

			Die Sehnsucht der Deutschen nach möglichst einheitlichen Lebensverhältnissen ist eine Folge des verspäteten Nationalstaats. Sie spielte bei der weiteren Verfassungsentwicklung eine wichtige Rolle. Zu den wichtigsten Triebfedern der Reichsgründung hatte das Streben nach Rechtseinheit gehört. Das Bürgerliche und das Strafgesetzbuch erlangten reichsweite Geltung, lange bevor es die Bundesrepublik gab. Die Weimarer Repu­blik setzte die Zentralisierung im Bereich der Finanzverfassung und Sozial­gesetzgebung fort, bevor sie das Grundgesetz schließlich mit seiner Formel der einheitlichen Lebensverhältnisse (Art. 72 Abs. 2) auf alle Gebiete des Wirtschafts-, Arbeits- und Sozialrechts ausdehnte. Lediglich der Kultusbereich und hier vor allem die Schulen blieben von einer vollständigen Vereinnahmung durch den Bund ausgenommen. In der Politologie wurde die Bundesrepublik vor diesem Hintergrund gelegentlich als »verkappter Einheitsstaat« (Heidrun Abromeit) apostrophiert. 

			Dies nimmt die Formel vom »unitarischen Bundesstaat« auf, die der Staatsrechtler Konrad Hesse bereits in den 1960er-Jahren prägte, um die Anhäufung der gesetzgeberischen und Verwaltungskompetenzen beim Bund zu beschreiben. Diese ging mit einer Hinwendung zum »kooperativen Föderalismus« einher, die wiederum maßgeblich durch die Reformen der ersten Großen Koalition ab Mitte der 1960er-Jahre vorangetrieben wurde. Bund (erste Ebene) und Länder (zweite Ebene) wirkten auf der »dritten Ebene« in den Bereichen gemeinsamer oder sich überschneidender Zuständigkeit nun immer stärker zusammen, was zu einer Infla­tionierung von Bund-Länder-Kommissionen führte. Und auf der »vierten Ebene« beugten die Länder in den Bereichen, in denen sie die Primärzuständigkeit besaßen, einem Übergreifen des Bundes in ihre Domänen vor, indem sie sich durch freiwillige Selbstkoordination um einheitliche Lösungen bemühten. Das prominenteste Beispiel ist die Kultusministerkonferenz. Die Bedeutung der Ministerpräsidentenkonferenz ist erst mit der Coronakrise ins Bewusstsein einer breiteren Öffentlichkeit getreten.

			Die in Artikel 70 festgestellte Primärzuständigkeit der Länder für die Gesetzgebung, »soweit dieses Grundgesetz nicht dem Bunde Gesetzgebungsbefugnisse verleiht«, täuscht über den wahren Charakter der Unitarisierung hinweg. Dasselbe gilt für die »konkurrierende« Gesetzgebung gemäß Artikel 72, nach dem die Gesetzgebung bei den Ländern liegt, »solange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit nicht durch Gesetz Gebrauch gemacht hat«. Anders als der Wortlaut vermuten lässt, handelt es sich hier in Wirklichkeit um eine Vorranggesetzgebung des Bundes. Denn, weil dieser den im Laufe der Zeit noch erweiterten Katalog der konkurrierenden Befugnisse von Beginn an umfassend ausschöpfte, blieb für die Länder kaum etwas übrig. Das Tätigwerden des Bundes war zwar an die Voraussetzung geknüpft, dass ein »Bedürfnis nach bundesgesetzlicher Regelung« bestand. Dies ließ sich aber mit der »Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse« leicht begründen und wurde vom Bundesverfassungsgericht im Zweifelsfalle stets zugunsten des Bundes ausgelegt.

			Auch die in Artikel 83 festgeschriebene Regelzuständigkeit der Länder für die Ausführung der Bundesgesetze stellte der Unitarisierung kein föderales Korrektiv entgegen. Eine weitreichende Verwaltungsautonomie wie in der Schweiz, die den Gliedstaaten Spielräume bei der Ausführung belässt, hätte dem grundgesetzlichen Modell widersprochen. Stattdessen wurde auch die Verwaltung immer mehr dem Zugriff des Bundes unterworfen, der durch den Erlass von Verwaltungsvorschriften, die Einrichtung spezieller Bundesbehörden und die Ausdehnung der sogenannten Bundesauftragsverwaltung gemäß Artikel 87 einen möglichst einheitlichen Vollzug der Gesetze sicherstellte.

			Ein ähnliches Muster zeigte sich bei der föderalen Finanzverfassung. Hier hatten die Alliierten gegenüber dem Parlamentarischen Rat zunächst auf einer stärkeren Kompetenztrennung bestanden, doch gelang es dem deutschen verfassungsändernden Gesetzgeber in den 1950er- und 1960er-Jahren, das bereits in der Weimarer Republik etablierte Verbundprinzip schrittweise wiederherzustellen. Dessen zentrale Elemente sind die Trennung von Regelungs- und Ertragshoheit, die Ausgestaltung der ertragreichen Steuern als Gemeinschaftsteuern und die gemeinsame Finanzierung von Aufgaben durch Bund und Länder. Die Regelungshoheit über die Steuern liegt, von wenigen Ausnahmen abgesehen, beim Bund. Zu diesen zählen die örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuern (z. B. die Hundesteuer), die ebenfalls von den Kommunen erhobene Grund- und Gewerbesteuer und die im Zuge der Föderalismusreform I 2006 an die Länder zurückgefallene Grunderwerbsteuer. Bei der Ertragshoheit gibt es eine Mischung von Trenn- und Verbundsystem. Die meisten Steuern stehen entweder dem Bund oder den Ländern zu, während das Aufkommen aus den Umsatz-, Einkommen- oder Körperschaftsteuern zwischen beiden Ebenen und den Kommunen geteilt wird. Für die Einkommen- und Körperschaftsteuern schreibt das Grundgesetz eine hälftige Aufteilung vor. Bei der Umsatzsteuer kann die Aufteilung durch ein Bundesgesetz an die jeweiligen Finanzbedarfe flexibel angepasst werden. 

			Bei den gemeinsam finanzierten Aufgaben ist zwischen »echten« und »unechten« Gemeinschaftsaufgaben zu unterscheiden. Erstere wurden mit dem Großen Steuerverbund 1969 in das Grundgesetz eingeführt (Art. 91a) und durch die Föderalismusreform I teilweise wieder zurückgenommen, etwa beim Hochschulbau. Für sie ist eine hälftige Kostenaufteilung vorgesehen. Die in Artikel 104b geregelten unechten Gemeinschaftsaufgaben geben dem Bund die Möglichkeit, den Ländern bei der Wahrnehmung ihrer eigenen Kompetenzen finanziell unter die Arme zu greifen. Dabei geht es um Investitionen, die eine Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts abwehren, die unterschiedliche Wirtschaftskraft im Bundesgebiet ausgleichen und das wirtschaftliche Wachstum fördern sollen.

			Abb. 17: Steuern und Steuersystem
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			Quelle: Grotz/Schroeder 2021: 85

			Neben diese Mischfinanzierungen treten allgemeine und spezielle »Bundesergänzungsanweisungen« an finanzschwächere Länder als Teil eines mehrstufigen Finanzausgleichs. Die unterschiedliche Wirtschafts- und Steuerkraft der Länder soll damit angeglichen werden. Auf der ersten Stufe erfolgt dies durch eine Umverteilung der Umsatzsteuer. Die zweite Stufe sah bis 2019 einen horizontalen Ausgleich der Länder untereinander vor, der die geleisteten und erhaltenen Zahlungen transparent machte und so den Konflikt zwischen »Geber-« und »Nehmerländern« anheizte. Mit der Neuordnung des Finanzausgleichs ist dieser Teil der Umverteilung, der die Finanzkraft der schwächsten Länder auf bis zu 98 Prozent des Durchschnitts anhebt und die Finanzkraftunterschiede damit nahezu nivelliert, in den vertikalen Zuweisungen des Bundes aufgegangen.

			Bereits in 1970er-Jahren regten sich gegen den zunehmenden »Verflechtungswildwuchs« im deutschen Föderalismus kritische Stimmen. Sie beklagten zu Recht die Effizienzmängel und demokratischen Probleme eines sich selbst fesselnden Systems, in welchem die am »goldenen Zügel« des Bundes gehaltenen Länder kaum noch über eigene politische Gestaltungsmöglichkeiten verfügten und der Bund im Gegenzug in seiner eigenen Handlungsfähigkeit durch die föderalen Konsenszwänge beschränkt wurde. Denn die Verflechtung ging mit einem deutlichen Machtzuwachs des Bundesrates einher. Je mehr der Bund in die Kompetenzen der Länder eingriff, umso stärker stieg der Anteil der Gesetze, die in der Länderkammer der Zustimmung bedurften. Gleichzeitig wurde es fast zur Regel, dass die parteipolitischen Mehrheiten in Bundestag und Bundesrat aus­einanderfielen.

			Bis sich die politischen Akteure an eine Erneuerung des föderalen Systems heranwagten, sollte es weitere drei Jahrzehnte dauern. Das Einfallstor für eine Reform wurde zwar schon 1994 geschaffen, als man im Grundgesetz die »Einheitlichkeit« zur »Gleichwertigkeit« der Lebensverhältnisse herabstufte und die »Bedürfnisklausel« für die Inanspruchnahme der konkurrierenden Gesetzgebung durch eine »Erforderlichkeitsklausel« ersetzte. Dies hatte aber zunächst keine Konsequenzen. Neben den heterogener gewordenen Lebensverhältnissen waren es vor allem drei Entwicklungen, die zu Beginn der 2000er-Jahre für eine Wende sorgten. Erstens begann sich die Einsicht durchzusetzen, dass der vermeintliche »Reformstau« der zu dieser Zeit als »kranker Mann Europas« geltenden Bundesrepublik auch der Schwerfälligkeit des politischen Systems geschuldet sein könnte. Zweitens gewann das vom Neoliberalismus inspirierte Leitbild eines Wettbewerbsföderalismus im öffentlichen Diskurs an Boden. Und drittens wuchs gerade bei den großen finanzstarken Ländern der alten Bundesrepublik die Sorge, die europäische Integration könne zu einer weiteren Auszehrung ihrer Gesetzeskompetenzen führen, ohne dass sie dafür durch vermehrte Beteiligungsrechte entschädigt würden. 

			Die 2006 in Kraft getretene Föderalismusreform beruhte auf einem Tauschgeschäft. Die Länder sollten durch eine Rückverlagerung von Bundes- oder gemeinsam wahrgenommenen Zuständigkeiten sowie einen Abbau der Mischfinanzierungen wieder größeren Spielraum in der Gesetzgebung bekommen und gleichzeitig auf Zustimmungsrechte im Bundesrat verzichten. Herrschte im zweiten Punkt weitgehend Einvernehmen, so gingen die Meinungen über die Kompetenzverteilung auseinander. Unter den großen Ländern gab es starke Sympathien für ein Modell umfassender Abweichungs- oder Zugriffsrechte im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung. Sie wurden durch zwei Urteile des Bundesverfassungs­gerichts beflügelt, die dem Bund in einer Neuauslegung der Erforderlichkeitsklausel untersagten, die Einführung sogenannter Juniorprofessuren und die Erhebung von Studiengebühren zu regeln. Der Bundesseite ging es deshalb in den Verhandlungen vor allem darum, möglichst viele der aus ihrer Sicht besonders wichtigen Materien von der Klausel künftig auszunehmen. Dafür war sie im Gegenzug zu erheblichen Regelungsverzichten in anderen Bereichen bereit, die freilich gerade bei den kleineren und finanzschwächeren Ländern auf wenig Begeisterung stießen. So blieben am Ende sowohl die rückverlagerten Kompetenzen als auch die neu eingeführten Bereiche, in denen die Länder abweichend vom bestehenden Bundesrecht eigene Regelungen treffen können, im Umfang überschaubar, auch wenn sich darunter durchaus bedeutsame Materien wie die Beamtenbesoldung, der Strafvollzug oder das Umweltrecht befanden.

			In der Literatur wird die Föderalismusreform 2006 fast einmütig als Fehlschlag betrachtet. Uneins ist man allerdings in der Bewertung. Diejenigen, die einen starken unitarischen Föderalismus befürworten, betrachteten die Reföderalisierungsbestrebungen von Anfang an skeptisch und räumten ihnen wenig Chancen ein. Andere, die für einer Entflechtung und Rückverlagerung von Zuständigkeiten auf die Länder eintreten, führten das Scheitern hingegen darauf zurück, dass das Entflechtungsziel nur halbherzig verfolgt wurde und die Neuordnung der Kompetenzen nicht von einer gleichlautenden Neuordnung der Finanzbeziehungen begleitet war. Tatsächlich beschränkte sich die 2009 verabschiedete Föderalismusreform II im Wesentlichen auf die Einführung einer »Schuldenbremse«. Nach dieser muss der Bund seine jährliche Neuverschuldung seit 2016 auf maximal 0,35 Prozent des Bruttoinlandsprodukts begrenzen. Die Länder dürfen seit 2020 überhaupt keine Schulden mehr machen. Die Regelung sieht Ausnahmen bei Naturkatastrophen oder schweren Rezessionen vor, die während der Coronakrise genutzt wurden, um die umgangssprachlich als »schwarze Null« bezeichnete Schuldenbegrenzung 2020 und 2021 auszusetzen.

			Tab. 16: Reformen der bundesstaatlichen Ordnung

			
				
					
					
					
				
				
					
							
							Jahr

						
							
							Gegenstand/Anlass

						
							
							Wichtigste Neuerungen

						
					

				
				
					
							
							1955

						
							
							Kleine Finanzreform

						
							
							
									Einkommen- und Körperschaftsteuer als ­Gemeinschaftsteuer

									Horizontaler und vertikaler Finanzausgleich

							

						
					

					
							
							1969

						
							
							Große Finanzreform

						
							
							
									Gemeinschaftsaufgaben

									Bundesinvestitionshilfen

									Umsatzsteuer als Gemeinschaftsteuer

									Rahmengesetzgebung des Bundes für das Hochschulwesen

							

						
					

					
							
							1976

						
							
							Art. 29 GG

						
							
							
									Länderneugliederung nur noch als »Kann«-­Vorschrift

							

						
					

					
							
							1990

						
							
							Deutsche Einheit

						
							
							
									Ersetzung des Beitrittsartikels 23 durch einen Europartikel

									Anpassung der Stimmverteilung im Bundesrat

							

						
					

					
							
							1993

						
							
							Solidarpakt I

						
							
							
									Bundesergänzungszuweisungen für die ­ostdeutschen Länder

							

						
					

					
							
							1994

						
							
							Art. 72 GG

						
							
							
									Erforderlichkeits- statt Bedürfnisklausel

									Gleichwertigkeit statt Einheitlichkeit der ­Lebensverhältnisse

							

						
					

					
							
							2001

						
							
							Solidarpakt II

						
							
							
									Bundesergänzungszuweisungen für die ­ostdeutschen Länder

							

						
					

					
							
							2006

						
							
							Föderalismus­reform I

						
							
							
									Rückgabe von konkurrierenden Zuständig­keiten in die Zuständigkeit der Länder (u. a. Beamtenbesoldung)

									Wegfall der Rahmengesetzgebung

									Abweichungsgesetzgebung (Art. 72 Abs. 3 GG)

									Reduktion des Anteils der im ­Bundesrat ­zustimmungspflichtigen Gesetze durch ­Abweichungsrechte im Verwaltungsverfahren (Art. 84 Abs. 1 GG) 

									Abschaffung von Gemeinschaftsaufgaben

									Rückführung von Bundesfinanzhilfen

							

						
					

					
							
							2009

						
							
							Föderalismus­reform II

						
							
							
									Einführung einer Schuldenbremse >(Art. 109 und 115 GG)

							

						
					

					
							
							2017–2019

						
							
							»Föderalismus­reform III«

						
							
							
									Wiedereinführung von Bundesinvestitions­hilfen

									Ersetzung des horizontalen durch einen rein vertikalen Finanzausgleich

							

						
					

				
			

			Quelle: Eigene Zusammenstellung

			Da die Länder – wie gesehen – über keine nennenswerten Steuererhebungsrechte verfügen, war ihre geringe Gegenwehr gegen die Schuldenbremse erstaunlich, wurde ihnen damit doch der letzte verbliebene Posten der Haushaltsautonomie auf der Einnahmenseite entwunden. Deshalb war es vorgezeichnet, dass ihre Bereitschaft, Finanzhilfen des Bundes zu akzeptieren, im Gegenzug wachsen würde, selbst wenn sie dafür auf eigene Gestaltungsmöglichkeiten verzichten mussten. So wurde z. B. 2014 die 2006 vorgenommene Entflechtung bei der ­Wissenschaftsförderung rückgängig gemacht und 2019 die Möglichkeit von Finanzhilfen des Bundes im Bereich der Schulinfrastruktur – einer kommunalen Aufgabe – neu und beim sozialen Wohnungsbau wieder eingeführt. Das Pendel war also nur wenige Jahre nach der Reform wieder in Richtung Verflechtung zurückgeschlagen.

			Bundesrat

			Die Bezeichnung des Bundesrates als »zweite Kammer« trifft in funktiona­ler, aber nicht in struktureller Hinsicht zu. Seine Funktion liegt in der »Mitwirkung an der Gesetzgebung und der Verwaltung des Bundes und in Angelegenheit der Europäischen Union« (Art. 50 Abs. 1). Diese Mitwirkung ist im Vergleich zum Bundestag keine gleichrangige, da der Bundesrat nur in einem Teil der Gesetzgebung – bei den sogenannten Zustimmungsgesetzen – über ein absolutes Vetorecht verfügt. Bei den übrigen Gesetzen kann er Einspruch einlegen, der aber vom Bundestag überstimmbar ist. Darüber hinaus hat er jederzeit die Möglichkeit, den Vermittlungsausschuss anzurufen. Zustimmungspflichtig sind Gesetze, wenn sie den Interessenbereich der Länder stark berühren; das gilt immer dort, wo sie in deren Verwaltungshoheit oder Finanzen eingreifen. Die Fälle sind im Grundgesetz aufgeführt, was Konflikte im Einzelnen nicht ausschließt.

			Eine Abstufung gegenüber dem Bundestag besteht auch insofern, als der Gesetzesbeschluss stets von diesem ausgeht. Stammen die Vorlagen von der Regierung, hat der Bundesrat das Recht der ersten Stellungnahme. Gleichzeitig kann er Gesetzesvorlagen einbringen. Die Gesetzesinitiative steht aber im Unterschied zu den Fraktionen im Bundestag hier nur der Kammer als Ganzes zu, nicht den einzelnen Ländern. 

			In struktureller Hinsicht ist der Bundesrat weder eine zweite noch eine parlamentarische Kammer. Das Grundgesetz konstituiert ihn als eigenständiges Bundesorgan. Anders als in einem »richtigen« Parlament sitzen in der Länderkammer keine gewählten Abgeordneten, sondern qua Amt bestellte Regierungsmitglieder. Sie werden in ihrer Stimmabgabe durch die jeweiligen Landesregierungen instruiert, können also nicht frei entscheiden. Die Stimmen müssen dabei einheitlich pro Land abgegeben werden.

			Die Stimmverteilung wurde nach der deutschen Einheit zugunsten der vier großen Länder (Nordrhein-Westfalen, Bayern, Baden-Württemberg und Niedersachsen) geändert, um diesen zumindest die Sperrminorität bei verfassungsändernden Gesetzen zu sichern. Länder mit einer Bevölkerungszahl unter zwei Millionen haben drei Stimmen, Länder mit mehr als zwei Millionen vier, Länder mit mehr als sechs Millionen fünf und Länder mit mehr als sieben Millionen Einwohnern sechs (Art. 51 Abs. 3). Bezogen auf die Einwohnerzahl ist das kleinste Land (Bremen) im Bundesrat damit etwa zehnmal so stark vertreten wie das größte (Nordrhein-Westfalen).

			Abb. 18: Zusammensetzung des Bundesrates (Stand: November 2022)
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			Struktur und Funktion des Bundesrates waren im Parlamentarischen Rat umstritten. Während CDU und CSU an das Bundesratsmodell der Reichsverfassung anknüpfen wollten, favorisierten die Sozialdemokraten einen gewählten Senat. Der Kompromiss lag in einer abgeschwächten Bundesratslösung, die die exekutivische Struktur der Länderkammer übernahm, aber im Verhältnis zum Bundestag keine gleichberechtigte Mitwirkungsfunktion vorsah. Es ist nicht ohne Ironie, dass sich die Verfassungswirklichkeit später in die andere Richtung entwickelte. Denn entgegen der Erwartung des Verfassungsgebers lag der Anteil der zustimmungspflichtigen Gesetze schon in der ersten Legislaturperiode bei über 40 Prozent und stieg im Zuge der Unitarisierung danach auf bis zu 60 ­Prozent an.

			Damit zusammenhängend, veränderte sich die Rolle des ­Bundesrates im Regierungssystem: Ursprünglich als »Widerlager« zur Parteipolitik ge­­dacht, wurde er immer mehr in den gesamtstaatlichen Parteienwettbewerb hineingezogen. So wie die Parteien die Bühne der Länderkammer nutzten, um bundespolitische Ziele durchzusetzen, und sich dazu der Hilfe »ihrer« Landesregierungen bedienten, so nutzte die Bevölkerung die Gelegenheit der Landtagswahlen, um ihre Unzufriedenheit mit der Bundespolitik auszudrücken. Der »Zwischenwahleffekt« hatte zur Folge, dass die Opposi­tionsparteien ihre Stellung im Bundesrat verbesserten und es ihnen häufig gelang, dort die Mehrheit zu erringen. Die daraus entstehende Gemengelage hat der Politologe Gerhard Lehmbruch in den 1970er-Jahren als »Strukturbruch« beschrieben. Das für das parlamentarische Regierungssystem konstitutive Wechselspiel von Regierung und Opposition werde unterlaufen, wenn Letztere durch die Hintertür des Föderalismus an den Gesetzgebungsprozessen gleichberechtigt teilnehmen könne. Bei allen Gesetzesvorhaben, denen der Bundesrat zustimmen müsse, bestehe dann die faktische Notwendigkeit einer Allparteienkoalition.

			Dass gegen eine geschickt angelegte Obstruktionspolitik der Opposition in der Länderkammer kein Kraut gewachsen war, zeigte sich in einer Reihe von prominenten Fällen. Zu nennen sind vor allem die von Oskar Lafontaine organisierte Ablehnung der von der Kohl-Regierung eingebrachten Steuerreform im Jahre 1997 oder die Weigerung der Unionsmehrheit im Bundesrat, die von der rot-grünen Bundesregierung 2005 vorgeschlagene Streichung von Steuersubventionen mitzutragen. ­Letzteres war mit verantwortlich dafür, dass Kanzler Gerhard Schröder vorzeitige Neuwahlen ausrufen musste. Auch die 2009 ins Amt gekommene schwarz-gelbe Bundesregierung scheiterte im Bundesrat mit einigen ihrer Vorhaben, etwa dem Gesetz zur Abmilderung der sogenannten kalten Progression bei der Einkommensteuer oder dem Steuerabkommen mit der Schweiz.

			Abb. 19: Zustimmungsquote der Bundesgesetze im Bundesrat in Prozent
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			Quelle: Stecker 2021: 246

			Seit Mitte der 2000er-Jahre zeigt sich die Situation aber deutlich verändert. Zum einen hat der Bundesrat »objektiv« an Macht eingebüßt, da im Zuge der Föderalismusreform der Anteil der Zustimmungsgesetze von vormals 50 bis 60 auf im Schnitt 30 bis 40 Prozent zurückgegangen ist. Erreicht wurde dieses Ziel vor allem durch weggefallene Zustimmungserfordernisse im Verwaltungsverfahren, wo den Ländern im neu gefassten Art. 84 Abs. 1 die Befugnis eingeräumt wurde, von den Verwaltungsvorschriften des Bundes unter bestimmten Bedingungen abzuweichen. Zum anderen – und noch wichtiger – ist an die Stelle der antagonistischen Mehrheiten zu Zeiten von Schwarz-Gelb oder Rot-Grün eine Konstellation getreten, in der weder die Regierungs- noch die Oppositionsparteien die Mehrheit in der Länderkammer stellen. Weil sowohl im Bund als auch in den Ländern häufiger oder sogar regelmäßig »lagerübergreifende« Koalitionen gebildet werden müssen, liegt diese vielmehr beim immer größer werdenden Block der »gemischt« regierten Länder. Seit 2013 hat sich an dieser Konstellation nichts mehr geändert, wobei allein die Grünen während ihrer Opposi­tionszeit an bis zu elf Regierungen beteiligt waren.

			Mit der veränderten Konstellation ging ein Wandel der Koordinierungs- und Konsensbildungsprozesse einher. Diese wurden zwar aufwendiger und komplizierter, führten aber nur noch in Ausnahmefällen zu Blockaden. Weil die Kompromissfindung meistens schon in der Ausschussphase und sogenannten Koordinierungswoche gelang, konnten Mehrheiten für Beschlüsse auch ohne Vermittlungsverfahren sichergestellt werden. Bei wichtigen und politisch heiklen Gesetzesvorhaben fand die Abstimmung zudem immer öfter bereits im Vorfeld außerhalb des Bundesrates statt – im Rahmen von Fachministerkonferenzen, der Ministerpräsidentenkonferenz oder in fachpolitischen Koordinierungen zwischen den im Bund und den Ländern zuständigen Fachministern gleicher Parteizugehörigkeit. 

			Dennoch wirft das durch die Pluralisierung der Parteienlandschaft eingetretene Übergewicht der »gemischten« Koalitionen institutionelle Pro­bleme auf. Der Grund liegt in den Abstimmungsregeln im Bundesrat. Sind die so regierten Länder über ihr Stimmverhalten uneins, werden sie durch ihre Koalitionsverträge zur Enthaltung verpflichtet. Da die Abstimmungsregeln des Bundesrates für alle Beschlüsse die absolute Mehrheit vorschreiben, führt das dazu, dass die Enthaltungen bei zustimmungspflichtigen Gesetzen de facto wie Neinstimmen wirken.

			Von politik- und rechtswissenschaftlicher Seite wurden Vorschläge ge­­macht, um das Problem zu lösen (Einführung einer Koalitionsstimme, Verbot von Enthaltungen, Genügen einer relativen Mehrheit, ­Umkehrung der Abstimmungsfrage), die aber bisher allesamt chancenlos waren. Schon in der Föderalismusreform hatte man das Thema wohlweislich ausgeklammert. Auch andere Eigentümlichkeiten wie die unterschiedlichen Stimmregeln in Plenum und Ausschüssen – im Plenum sind die Stimmengewichte abgestuft, in den Ausschüssen hat jedes Land eine Stimme – stehen nicht zur Disposition. Zwar gelingt es durch die oben beschriebenen Konsensmechanismen in vielen Fällen, Enthaltungen zu vermeiden. Dennoch bleiben die wenig transparenten Entscheidungsprozesse im System der föderalen Mitregierung aus demokratischer Sicht misslich, weil sie es der Bevölkerung nahezu unmöglich machen, politische Verantwortlichkeiten zu erkennen und zuzuweisen.

			Tab. 17: Mehrheitsverhältnisse im Bundesrat seit 2005

			
				
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							2005–2009 CDU/CSU – SPD

						
					

					
							
							Datum

						
							
							Gesamt

						
							
							Mehrheit

						
							
							Regierung

						
							
							Opposition

						
							
							Gemischt 

						
					

				
				
					
							
							11/2005

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							36

						
							
							–

						
							
							33

						
					

					
							
							4/2006

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							40

						
							
							–

						
							
							29

						
					

					
							
							5/2006

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							44

						
							
							–

						
							
							25

						
					

					
							
							11/2006

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							47

						
							
							–

						
							
							22

						
					

					
							
							7/2007

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							44

						
							
							–

						
							
							25

						
					

					
							
							5/2008

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							41

						
							
							–

						
							
							28

						
					

					
							
							10/2008

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							35

						
							
							–

						
							
							34

						
					

					
							
							2/2009

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							30

						
							
							–

						
							
							39

						
					

				
			

			
				
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							2009–2013 CDU/CSU – FDP

						
					

					
							
							Datum

						
							
							Gesamt

						
							
							Mehrheit

						
							
							Regierung

						
							
							Opposition

						
							
							Gemischt 

						
					

				
				
					
							
							10/2009

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							37

						
							
							11

						
							
							21

						
					

					
							
							11/2009

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							37

						
							
							15

						
							
							17

						
					

					
							
							7/2010

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							31

						
							
							21

						
							
							17

						
					

					
							
							11/2010

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							34

						
							
							21

						
							
							14

						
					

					
							
							3/2011

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							31

						
							
							24

						
							
							14

						
					

					
							
							5/2011

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							25

						
							
							30

						
							
							14

						
					

					
							
							11/2011

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							25

						
							
							26

						
							
							18

						
					

					
							
							5/2012

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							21

						
							
							30

						
							
							18

						
					

					
							
							2/2013

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							15

						
							
							36

						
							
							18

						
					

				
			

			
				
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							2013–2021 CDU/CSU – SPD

						
					

					
							
							Datum

						
							
							Gesamt

						
							
							Mehrheit

						
							
							Regierung

						
							
							Opposition

						
							
							Gemischt 

						
					

				
				
					
							
							1/2014

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							27

						
							
							–

						
							
							42

						
					

					
							
							11/2014

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							31

						
							
							–

						
							
							38

						
					

					
							
							12/2014

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							27

						
							
							–

						
							
							42

						
					

					
							
							3/2015

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							24

						
							
							–

						
							
							45

						
					

					
							
							5/2016

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							20

						
							
							–

						
							
							49

						
					

					
							
							12/2016

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							16

						
							
							–

						
							
							53

						
					

					
							
							11/2017

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							22

						
							
							–

						
							
							47

						
					

					
							
							11/2018

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							16

						
							
							–

						
							
							53

						
					

					
							
							12/2019

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							12

						
							
							–

						
							
							57

						
					

				
			

			
				
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							seit 2021 SPD – Grüne – FDP

						
					

					
							
							Datum

						
							
							Gesamt

						
							
							Mehrheit

						
							
							Regierung

						
							
							Opposition

						
							
							Gemischt 

						
					

				
				
					
							
							12/2021

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							7

						
							
							6

						
							
							56

						
					

					
							
							4/2022

						
							
							69

						
							
							35

						
							
							10

						
							
							6

						
							
							53

						
					

				
			

			Fett markiert sind die Zeiträume, in denen die Opposition und die gemischten Koalitionen zusammen über mehr Stimmen verfüg(t)en als die Regierung.
Quelle: Eigene Zusammenstellung

			Zweischneidige Wirkungen hat die international einmalige Ausgestaltung der zweiten Kammer als Vertretungsorgan der Regierungen. Einerseits wird so gewährleistet, dass sie tatsächlich ein föderatives Organ darstellt und Parteiinteressen nicht die Oberhand gewinnen. Andererseits verschärft dies die im Regierungssystem ohnehin angelegten Entparlamentarisierungstendenzen. Hauptleidtragende des Exekutivföderalismus sind die Landtage. Während die Regierungsvertreter die Auszehrung der Länderkompetenzen durch ihre Mitwirkung an der Bundesgesetzgebung kompensieren, bleibt den Abgeordneten ein solcher Ausgleich versagt. Sie können auf das Verhalten »ihrer« Landesregierungen im Bundesrat und den unzähligen Bund-Länder-Gremien bestenfalls kontrollierend Einfluss nehmen, wobei sich die Kontrolle vielfach auf die nachträgliche Information seitens der Regierungen beschränkt.

			Kommunen

			Die örtliche Ebene gilt als Keimzelle des bürgerschaftlichen Engagements und »Schule der Demokratie«. Die Menschen sind mit der Politik hier unmittelbarer und lebensnäher konfrontiert als auf der Landes- und Bundesebene und gestalten sie selbst mit. Die etwa 600 000 Personen, die als gewählte Vertretung in den Räten und Kreistagen sitzen, als Sachkundige an Integrations-, Senioren- und sonstigen Beiräten mitwirken oder in ­kleineren Gemeinden das Bürgermeisteramt ausüben, tun dies ehrenamtlich. Die parallel zur Parteiarbeit ausgeübte kommunale Mandats­tätigkeit stellt in der Bundesrepublik den typischen Einstieg in eine Berufs­politikkarriere dar.

			Seit geraumer Zeit verstärken sich die Rekrutierungsprobleme. Ein notorisches Problem stellt die Unterrepräsentanz von Frauen in den Räten dar, deren Möglichkeiten, sich zu engagieren, durch ungünstige Sitzungszeiten und fehlende Kinderbetreuung eingeschränkt sind. Hinzu kommt das nachlassende Interesse an der Kommunalpolitik, das sich in stark rückläufigen Wahlbeteiligungen ausdrückt. Die veränderte Medienlandschaft trägt wesentlich dazu bei. Durch das Verschwinden von Regional- und Lokalblättern ist die Berichterstattung über die örtlichen ­Angelegenheiten immer weiter ausgedünnt. Anders als auf der Bundes- und Länderebene können die sozialen Netzwerke hier noch keinen Ersatz bieten. Dass die in der Kommunalpolitik Tätigen sie als Kommunikationskanäle eher scheuen, hängt auch mit den Anfeindungen zusammen, denen sie dort ausgesetzt sind.

			Institutionell weisen die Gemeinden ein Doppelgesicht auf. Einerseits sind sie ein den Ländern staatsrechtlich zugeordneter Teil der Verwaltung, andererseits stellen sie selbstständige politische Einheiten dar, die sich nach demokratischen Prinzipien organisieren. Gemessen an der Aufgabenstruktur überwiegt der Verwaltungsteil. Zum »übertragenen Wirkungskreis« gehören die Pflichtaufgaben nach Weisung, die den Gemeinden auch die Art und Weise der Durchführung vorgeben (z. B. Bau- und Gewerbeaufsicht), und die Auftragsangelegenheiten, bei denen sie ausschließlich als ausführende Verwaltungsbehörde agieren (z. B. Einwohnermeldeamt). Unter den »eigenen Wirkungskreis« fallen wiederum die freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben, bei denen die Gemeinden selbst entscheiden, ob und wieweit sie diese erfüllen (z. B. Schwimmbäder oder Theater), und die Pflichtaufgaben ohne Weisung; hier steht ihnen frei, wie sie die Aufgaben erfüllen (z. B. Abfallentsorgung oder Schulen).

			Die institutionellen Strukturen der Gemeinden, die in den Kommunalverfassungen der Länder festgeschrieben sind, haben sich seit den 1990er-Jahren deutlich verändert. Konnte man bis dahin vier Typen von Kommunalverfassungen unterscheiden – die Norddeutsche Ratsverfassung, die Süddeutsche Ratsverfassung, die Bürgermeisterverfassung und die Magistratsverfassung –, so konstituieren seit der Übernahme der vorher nur in Bayern und Baden-Württemberg möglichen Direktwahl der Bürgermeister und Landräte durch die anderen Länder heute alle Kommunalverfassungen »quasipräsidentielle« Regierungssysteme. Lediglich Hessen nimmt eine gewisse Sonderstellung ein, weil der Verwaltungsapparat hier nicht unter der alleinigen Leitung der Bürgermeister und Bürgermeisterinnen steht, sondern einem zweiten Kollegial­organ, dem Magistrat oder – in kleineren Kommunen – Gemeindevorstand, unterstellt ist; die Bürgermeister sind also nur primus inter pares (»unechte« Magistratsverfassung). In allen Ländern gibt es Unterschiede in der Kompetenzverteilung zwischen Bürgermeisteramt und Räten.

			Eine Folge der Kommunalverfassungsreform war der von den Verfassungsgerichten erzwungene Wegfall der Fünfprozenthürde (s. Kap. 3). Kritische Stimmen sehen darin die Ursache für ein wachsendes Regierbarkeitsproblem. Erstens falle es den nicht selten aus zehn oder mehr Parteien zusammengesetzten Räten immer schwerer, mehrheits- und arbeitsfähige Koalitionen zu bilden. Zweitens verhielten sich die radikalen Parteien und Gruppierungen in den Sitzungen oftmals obstruktiv und zögen sie durch ihre Anträge unnötig in die Länge. Und drittens begünstigten die Regelungen eine Konstellation, in der Bürgermeister mit einer parteipolitisch anders gefärbten Ratsmehrheit zusammenarbeiten müssten. Einige ­Länder (z. B. Nordrhein-Westfalen) haben versucht, dem durch die Wiedereinführung einer moderaten Sperrklausel (von 2,5 Prozent) zu begegnen und diese sogar in die Verfassung hineingeschrieben, sind damit aber vor den Gerichten erneut gescheitert.

			Eine weitere potenzielle Erschwernis für die kommunalen Verantwortungsträger ergibt sich daraus, dass im Zuge der Reformen zeitgleich Bürgerbegehren und -entscheide eingeführt wurden. Deren Nutzungspraxis bleibt zwar überschaubar und weist zudem zwischen den Ländern große Unterschiede auf (s. Kap. 3). Auch wo die Verfahren nicht direkt zur Anwendung gelangen, trägt aber bereits ihre Existenz dazu bei, dass die Entscheidungsprozesse konsensueller werden. Dies ist vor allem für die Länder gewöhnungsbedürftig, die in ihrer Kommunalpolitik traditionell eher mehrheits- oder konkurrenzdemokratisch, also durch den Gegensatz von Regierung und Opposition, geprägt sind (wie Nordrhein-Westfalen, Hessen oder das Saarland). 

			Blickt man auf die materielle Seite des Regierens, haben die Kommunen mit ähnlichen Problemen zu kämpfen wie die Länder. Einerseits liegen ihre Ausgaben bei den Pflichtaufgaben weitgehend fest. Sie könnten sogar anwachsen, wenn der Staat ihnen – unter Missachtung des Konnexitätsprinzips6 – weitere Aufgaben überträgt. Auf der anderen Seite sind ihre Einnahmen in hohem Maße von strukturellen und konjunkturellen Faktoren abhängig – insbesondere das Gewerbesteueraufkommen unterliegt starken Schwankungen. Beides zusammengenommen hat die Finanznot vieler Städte und Gemeinden in den 2000er-Jahren erheblich verschärft. In der Folge mussten sie bei ihren Selbstverwaltungsaufgaben sparen, indem sie z. B. öffentliche Einrichtungen schlossen oder geplante Investitionen strichen. Gleichzeitig stieg ihre Schuldenlast an. Durch die günstige wirtschaftliche Entwicklung und zusätzliche Konsolidierungshilfen des Bundes hat sich die Lage mittlerweile etwas entspannt. Das Gefälle zwischen den wirtschaftsstrukturell begünstigten finanzstarken und den benachteiligten finanzschwachen Kommunen bleibt aber bestehen und würde selbst bei einer Übernahme der Altschulden durch den Bund nicht beseitigt ­werden. 

			Die Stellung der Kommunen im föderalen System bleibt somit prekär. Ihre Funktion, die Lebensverhältnisse der Menschen vor Ort zu gestalten und zu verbessern, erfüllen viele von ihnen nur eingeschränkt, weil es an einer hinreichenden und verstetigten Finanzausstattung fehlt. Eine überzeugende Lösung dieses Problems steht weiter aus. Sie müsste dringend gefunden werden, damit die kommunale Demokratie ihre Grundlage behält und die Bürgerinnen und Bürger genug Gründe finden, sich auch in Zukunft in den Gemeinden und für die Gemeinden zu engagieren.

			Verwaltungsgliederung

			Die öffentliche Verwaltung ist in der Bundesrepublik den drei Gebietskörperschaften – Bund, Ländern und Gemeinden – sowie dem mittel­baren Öffentlichen Dienst zugeordnet. Letzterer umfasst die Sozialversicherungsträger und die Bundesanstalt für Arbeit, aber auch die Bundesbank sowie diverse Anstalten und Körperschaften des öffentlichen Rechts. Der Schwerpunkt der Verwaltungstätigkeit liegt – dem verbundföderalen Modell entsprechend – bei Ländern und Gemeinden. Von den 4,9 Mil­lionen Angehörigen des Öffentlichen Dienstes waren 2019 gut die Hälfte (50,4 Prozent) bei den Ländern und 31,9 Prozent bei den Gemeinden beschäftigt. Auf den Bund entfielen nur 10,3 Prozent, auf den mittelbaren Öffentlichen Dienst 7,5 Prozent der Bediensteten.

			Seit der Privatisierung der Post und Eisenbahn liegt der größte Bereich der bundeseigenen Verwaltung bei der Verteidigung bzw. Bundeswehr, wo knapp die Hälfte seiner Beschäftigten arbeiten. Daneben fallen nur noch die gemeinsam mit den Ländern ausgeübte Finanzverwaltung und der Sicherheitsbereich personell ins Gewicht. In allen anderen Bereichen muss der Bund für den Vollzug der Gesetze auf die Verwaltungen der Länder und Gemeinden zurückgreifen. Um diese politisch in seinem Sinne zu steuern, verfügt er aber über eine große Zahl von Bundesoberbehörden und zentralen Einrichtungen. Zu den Bundesoberbehörden gehören etwa das Bundeskriminalamt, das Bundesamt für Verfassungsschutz, das Statistische Bundesamt, das Bundeskartellamt, das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, das Kraftfahrtbundesamt, das Umweltbundesamt und die Bundesnetzagentur. Beispiele für zentrale Einrichtungen sind das Bundesarchiv und die Bundeszentrale für politische Bildung. Alle Behörden bzw. Einrichtungen sind bestimmten Ministerien zugeordnet und unterliegen deren Aufsicht.

			Die Aufgaben des 1994 aufgelösten Bundesgesundheitsamtes ­werden von verschiedenen Bundesinstituten wahrgenommen, darunter dem Robert-Koch-Institut. Ihm kam nach Ausbruch der Coronapandemie die Hauptverantwortung für die Risikobewertung zu, die für die ­Regierungen in Bund und Ländern die Grundlage ihrer Gegenmaßnahmen ­bildete. Das in Bonn ansässige und bis dahin kaum bekannte Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe spielte in der Krise nur eine Randrolle. Dabei hatte es schon 2012 für die Bundesregierung eine Analyse erstellt, die das von den SARS-Viren ausgehende Risiko in einem – wie man heute weiß – verblüffend realistischen Szenario beschrieb (Deutscher Bundestag, 17. Wahlperiode, Drucksache 17/12051). 

			Eine Sonderstellung unter den Bundesbehörden nimmt der Bundesrechnungshof ein. Er soll laut Artikel 114 Absatz 2 die »Rechnung sowie die Wirtschaftlichkeit und Ordnungsgemäßheit der Haushaltsführung« prüfen. Sein Kontrollauftrag erstreckt sich auf die Einnahmen und Ausgaben aller Einrichtungen und Unternehmen, die der Bund selbst unterhält oder die Subventionen von ihm erhalten. Die Mitglieder des Rechnungshofes besitzen richterliche Unabhängigkeit und Befugnisse, sind also nicht weisungsgebunden bzw. unterstehen keinem Ministerium. Ihre Empfehlungen zur Beseitigung der Mängel haben allerdings keinen rechtsverbindlichen Charakter.

			In den Ländern entfällt das Gros der Ausgaben mit gut 60 Prozent auf den Bildungsbereich, das heißt Schulen und Hochschulen, gefolgt von Polizei und Justiz, die etwa 20 Prozent ausmachen. Anders als auf der Bundesebene verfügt in den Ländern nahezu jedes Ministerium über einen starken administrativen Unterbau. Den Finanzministerien unterstehen die Oberfinanzdirektionen, den Justizministerien die Gerichte, Staatsanwaltschaften und der Strafvollzug, den Kultus- bzw. Wissenschaftsministerien die Schulen und Hochschulen. Bei Gerichten und Hochschulen bezieht sich die Zuständigkeit dabei nur auf deren Organisation und Finanzierung und nicht auf die – durch die Unabhängigkeit der Justiz und die Wissenschaftsfreiheit geschützte – inhaltliche Tätigkeit.

			Auch die Länder unterhalten eine Reihe von Sonderbehörden, die zum Teil spezifisch länderbezogene Aufgaben verrichten, z. B. die Versorgungs-, Forst- und Vermessungsämter, oder der funktionalen Gliederung der Bundesbehörden entsprechen (Landeskriminalamt, Statistisches Landesamt, Landeszentrale für politische Bildung etc.). Letzteres gilt zugleich für die Landesrechnungshöfe. 

			Ein traditioneller Schwerpunkt der Landespolitik und -verwaltung neben der ausführenden Verwaltung ist die Landesplanung, deren öffentliche Wahrnehmung freilich gering bleibt, weil sie in der Zuständigkeit ganz unterschiedlicher Ressorts versteckt ist. So fungieren z. B. in Schleswig-Holstein die Staatskanzlei und in Rheinland-Pfalz, Sachsen und im Saarland das Innenministerium als oberste Landungsplanungsbehörde. In den anderen Ländern wird die Aufgabe von den für Wirtschaft und Infra­struktur (einschließlich Verkehr, Energie, Umwelt, Landwirtschaft und Landes- bzw. Stadtentwicklung) zuständigen Ministerien ­wahrgenommen. 

			Während in den meisten Ländern mit den Kreisen bzw. kreisfreien Städten und Gemeinden oder Bezirksvertretungen unterhalb der Landesebene heute nur noch zwei Verwaltungseinheiten existieren, sind in Nordrhein-Westfalen, Bayern, Baden-Württemberg und Hessen die Regierungs­bezirke und -präsidien als weitere, mittlere Verwaltungsebene zwischengeschaltet. Zwei oder mehrere Gemeinden können sich zu sogenannten Gemeindeverbänden zusammenschließen, um Aufgaben im Bereich der Daseinsvorsorge überörtlich wahrzunehmen. In Nordrhein-­Westfalen haben sich als regionale Besonderheit die Landes- und Landschaftsverbände der drei Provinzen Rheinland, Westfalen und Lippe sowie der Regionalverband Ruhr gehalten; ihre Zuständigkeiten liegen vor allem in der Sozial-, Behinderten- und Jugendhilfe, der Kultur- und Denkmalpflege sowie der Regionalplanung und -entwicklung. 

			Von den Gemeindeverbänden zu unterscheiden sind die kommunalen Spitzenverbände. Über sie nehmen Gemeinden, Städte und Kreise ihre Interessen gegenüber der Landes- und Bundesebene wahr (s. Kap. 5). Denn anders als die Länder verfügen die Gemeinden im Verhältnis zur Bundesebene über keine Mitwirkungsbefugnisse an der sie betreffenden Gesetzgebung. Auch auf der Landesebene gestehen ihnen lediglich sechs Bundesländer – Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Hessen, Sachsen und Thüringen – ein förmliches Beteiligungsrecht zu.

			Die von den Gemeinden gebildete unterste Verwaltungsebene ist ähnlich personalintensiv wie die Landesverwaltung. Der gesamte Versorgungs- und Sozialbereich, der überwiegende Teil des Gesundheitswesens und der Betrieb öffentlicher Einrichtungen wie Parkanlagen, Sport- und Freizeitstätten, Volkshochschulen, Bibliotheken, Theater und Museen sind hier angesiedelt. Hinzu kommen Teile des öffentlichen Verkehrs, der Wirtschaftsförderung und der Bauplanung. Wie oben bereits gezeigt, erfüllen die Gemeinden diese Funktionen zum Teil als ihnen übertragene Pflichtaufgaben unter der Aufsicht der Landesbehörden, zum Teil freiwillig. Eine genaue Trennlinie lässt sich nicht ziehen, da der Staat die Kommunen immer häufiger auch für Aufgaben in die Pflicht nimmt, die eigentlich der Selbstverwaltung unterliegen – das bekannteste Beispiel aus der jüngeren Zeit ist die Kinderbetreuung. Auch die Zuständigkeitsverteilung zwischen Gemeinden und Landkreisen kann im Einzelfall strittig sein.

			Die Modernisierung der öffentlichen Verwaltung ist eine Daueraufgabe, für die sich mit den Verwaltungswissenschaften sogar eine eigene Fach­disziplin herausgebildet hat. Dabei lassen sich Gebietsreformen, funk­tionale Reformen und Strukturreformen unterscheiden. Die Gebiets­reformen erreichten in Westdeutschland ihren Höhepunkt in den 1970er-Jahren. Sie hatten das Ziel, durch Zusammenlegung leistungsfähigere Gemeinden und Landkreise zu schaffen. In Ostdeutschland haben die meisten Länder in den 2000er-Jahren nachgezogen; lediglich in Thüringen geriet der Prozess aufgrund politischer Widerstände ins Stocken. Parallel zu den Gebietsreformen kam es in der alten Bundesrepublik seit den 1960er-Jahren zu einem raschen Ausbau der Planungskapazitäten, der vom damaligen Fortschrittsoptimismus kündete und einen starken personellen Aufwuchs der Verwaltungen auf allen drei Ebenen nach sich zog. 

			In den 1980er-Jahren wurde die Reformdiskussion von der Vorstellung des überlasteten und überregulierten Staates geprägt. Zum neuen Leitbild avancierte jetzt das New Public Management, das die Verwaltung stärker an marktwirtschaftlichen Kriterien ausrichten und sie dadurch verschlanken, das heißt auf ihre Kernbereiche zurückführen, wollte. Die Reorga­nisationsmaßnahmen fielen dabei freilich in den Ländern sehr unterschiedlich aus und ließen seit den 2010er-Jahren spürbar nach. Die aktuelle Debatte, die unter dem Stichwort E-Government geführt wird, konzen­triert sich vor allem auf die durch die Coronakrise sichtbar gewordenen Rückstände der Bundesrepublik bei der Digitalisierung. Neben einem zu restriktiven Datenschutz wird als Ursache dafür auch die Komplexität der föderalen Entscheidungsstrukturen und -prozesse ausgemacht.
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					6		Das Konnexitätsprinzip besagt, dass die politische Ebene, die eine Aufgabe veranlasst, auch für deren Finanzierung aufkommen muss (»wer bestellt, bezahlt«).

				

			

		


		
			8 Gesellschaftliche Selbstverwaltung, Wirtschaftsordnung und Sozialstaat

			Tarifautonomie und parastaatliche Institutionen

			In einem noch zu Zeiten der alten Bundesrepublik erschienenen Buch charakterisierte der US-amerikanische Politologe Peter Katzenstein das damalige Westdeutschland als »semisouveränen« Staat. Dabei hatte er nicht nur die konstitutionellen Machtbeschränkungen durch ein starkes Verfassungsgericht und den Föderalismus im Sinn oder die äußeren Souveränitätsverzichte, die sich die Bundesrepublik durch ihr Eintreten für den europäischen Integrationsprozess selbst auferlegte. Sein Augenmerk galt vielmehr der sozialen Gewaltenteilung, also dem Umstand, dass der Staat – statt seinen Herrschaftsanspruch gegenüber der Gesellschaft einseitig durchzusetzen – die gesellschaftlichen Akteure an der Ausübung der Herrschaft beteiligte. Diese Mitregierung wird in der Verbändeforschung gern als lediglich »sektoral« gekennzeichnet. Dies unterschätzt deren Reichweite, die sich auf fast alle Bereiche der materiellen Staatstätigkeit erstreckt. Über die Regelung der Arbeitsbeziehungen hinaus umfasst sie die sozialstaatliche Wohlfahrtsproduktion und Daseinsvorsorge, das Regulierungs-, Aufsichts- und Prüfwesen, die Vermögensverwaltung und Weiteres mehr. Die hoheitlichen Aufgaben werden in diesen Bereichen nicht direkt vom Staat wahrgenommen, sondern an öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich organisierte Einrichtungen delegiert, die damit den Rang von parastaatlichen Institutionen einnehmen. 

			Der klassische und weiterhin wichtigste Bereich der ­gesellschaftlichen Selbstregulierung ist die Tarifautonomie. Das Aushandeln von ­Löhnen und Arbeitsbedingungen obliegt den Tarifparteien, also Unternehmen und Gewerkschaften, nicht dem Staat. Dieses Prinzip wird durch die Koalitionsfreiheit gemäß Artikel 9 des Grundgesetzes verfassungsrechtlich geschützt. Darin eingeschlossen ist die Gewährleistung des Streikrechts für die Arbeitnehmerseite und des Rechts auf Aussperrung für die Arbeitgeber. Letzteres entbindet die Unternehmen im Streikfalle von der Lohnzahlungspflicht. Konkretisiert wird die Koalitionsfreiheit im Tarifvertragsrecht und Betriebsverfassungsrecht.

			Die Tarifautonomie ist eine deutsche Erfindung. Ihr geistiger Schöpfer, der Verfassungsrechtler und SPD-Politiker Hugo Sinzheimer, dürfte bis heute nur wenigen bekannt sein. Er postulierte, dass den frei organisierten Kräften bei der Vereinbarung der Löhne und Arbeitsbedingungen größtmöglicher Spielraum gewährt werden müsse. Die Tarifverträge, die sie zu diesem Zwecke schlössen, schüfen verbindliches Recht, das der Staat mit Zustimmung der Tarifpartner auch auf die nicht tarifgebundenen Betriebe übertragen könne (Allgemeinverbindlichkeitserklärung). Ansonsten habe er sich herauszuhalten bzw. auf die Regelung des gesetzlichen Rahmens der Tarifautonomie zu beschränken. 

			Sinzheimers Idee der »sozialen Selbstbestimmung im Recht« gewann maßgeblichen Einfluss auf die Ausgestaltung des Tarifvertragsrechts in der Weimarer Republik, das die autonome Rechtsetzungsbefugnis durch die Tarifpartner erstmals institutionell verankerte und später auch anderen Ländern als Vorbild diente. In der Bundesrepublik wurde das System zu einem zentralen Bestandteil ihres wirtschaftlichen Erfolgsmodells. Indem es den Beschäftigten stetig steigende Löhne und Einkommen bescherte (bei gleichzeitig kürzerer Arbeitszeit), trug es zum breiten Wohlstand der Massen und zur gesellschaftlichen Befriedung bei. Letzteres zeigte sich unter anderem an einer im internationalen Vergleich geringen Streikhäufigkeit.

			Mit den abnehmenden Verteilungsspielräumen geriet seit den 1980er-Jahren auch die Tarifautonomie unter Druck. Die Auseinandersetzung um weitere Arbeitszeitverkürzungen (35-Stunden-Woche) wurde ­schärfer. Um der steigenden Arbeitslosigkeit zu begegnen, unternahm die unionsgeführte Bundesregierung erste behutsame Schritte für eine Flexibilisierung des Arbeitsmarktes. Gleichzeitig verständigte sie sich mit Gewerkschaften und Unternehmen auf ein »Vorruhestandsgesetz« für ältere Arbeitnehmer. Die Tarifbindung war zu dieser Zeit noch relativ hoch und sollte im Zuge der sich beschleunigenden Globalisierung erst in den 1990er-Jahren erodieren. Immer mehr mittelständische Unternehmen scherten jetzt aus der gemeinsamen Linie der Arbeitgeberverbände aus, während die Gewerkschaften infolge des Mitgliederrückgangs einen dramatischen Schwund ihrer Organisationsmacht erlitten. Unterlagen in Westdeutschland Mitte der 1990er-Jahre fast 80 und in Ostdeutschland gut 60 Prozent der Beschäftigten einem Flächentarifvertrag, waren es Ende der 2010er-Jahre nur noch etwa 50 bzw. 40 Prozent. Die Politik reagierte darauf 2015 mit der Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns in Höhe von 8,50 Euro. Dieser wurde 2022 einmalig auf 12 Euro angehoben. Über die weitere regelmäßige Anpassung entscheiden die Tarifpartner im Rahmen einer paritätisch zusammengesetzten Kommission.

			Blickt man auf die anderen Bereiche der gesellschaftlichen Selbstverwaltung, sind aufgrund des Umfangs ihrer Tätigkeit als Erstes die Wohlfahrtsverbände zu nennen (s. Kap. 5). Gut die Hälfte der Krankenhäuser, Kindergärten, Altenheime und anderer sozialer Einrichtungen wird von ihnen betrieben, wobei die Finanzierung zu über 90 Prozent aus den Mitteln der Sozialversicherung erfolgt. Deren Selbstverwaltung bildet eine weitere Säule der parastaatlichen Institutionen. Im Gesundheitsbereich fällt sie z. B. den gesetzlichen Krankenkassen und den kassenärztlichen bzw. zahnkassenärztlichen Vereinigungen zu. Als öffentlich-rechtliche Körperschaften organisiert, schließen sie die Verträge mit den Leistungserbringern, ziehen die Beiträge ihrer Mitglieder und der Arbeitgeber ein und regeln die Abrechnung der erbrachten Leistungen. Im Bereich der Arbeitsverwaltung ist die Bundesagentur für Arbeit, in deren Nürnberger Zen­trale und über 900 Dienst- und Geschäftsstellen (einschließlich der »Jobcenter«) knapp 100 000 Personen beschäftigt sind, für die Arbeitsvermittlung, Arbeits- und Ausbildungsförderung sowie Zahlung der Lohnersatzleistungen zuständig. In der Gesetzlichen Rentenversicherung hat die Deutsche Rentenversicherung Bund die vormalige Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 2005 als größter unter den derzeit 16 Trägern abgelöst.

			Die Liste der Einrichtungen, die mit sonstigen Regulierungs-, Aufsichts- oder Verwaltungsaufgaben betraut sind, ist endlos. Überträgt der Staat diesen hoheitliche Funktionen, wird dies juristisch als »Beleihung« bezeichnet. Die Übertragung muss gesetzlich geregelt werden. Der Staat hat die Rechtsaufsicht über die beliehenen Personen oder Vereine, bei den öffentlich-rechtlichen Einrichtungen zusätzlich auch die Fachaufsicht. In der Lebenswirklichkeit begegnet man den an Private delegierten hoheitlichen Aufgaben häufiger als vermutlich gedacht, etwa in Gestalt der Technischen Überwachungsvereine (TÜV), der Schornsteinfeger oder der Sicherheitskontrollen an den Flughäfen. Auch Anwälte, Notare, Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer üben als Organe der Rechtspflege öffentliche Funktionen aus. Sie zählen deshalb zu den Kammerberufen und unterliegen besonderen Zugangsvoraussetzungen.

			Soziale Marktwirtschaft und »Rheinischer Kapitalismus«

			Neben die gelungene Verfassung und ihre feste Verankerung im Kreis der westlichen Demokratien tritt als weiterer wesentlicher Teil der bundesrepublikanischen Erfolgsgeschichte die soziale Marktwirtschaft. Das Attribut »sozial« ist nicht gleichbedeutend mit dem vom Grundgesetz verbürgten Sozialstaatsprinzip. Die Urheber der neuen Wirtschaftsordnung wollten mit ihm vielmehr einen »dritten« Weg der Wirtschaftspolitik zwischen einer staatlich gelenkten Plan- oder Gemeinwirtschaft und einem reinen »Laisser faire«-Kapitalismus einschlagen. Der Staat sollte dabei vor allem einen Ordnungsrahmen bereitstellen und wirtschaftliche Machtzusammenballungen unterbinden, um so das Funktionieren des Wettbewerbs zu sichern. Seine Eingriffe sollten die Marktgesetze also nicht zurückdrängen, sondern ihnen gerade Geltung verschaffen. Wirtschaftspolitik war gemäß dieser Sichtweise in erster Linie Ordnungspolitik.

			Die konzeptionellen Grundlagen der sozialen Marktwirtschaft wurden bereits in den 1930er-Jahren von der sogenannten ordoliberalen Freiburger Schule um Walter Eucken und Alexander Rüstow gelegt. Der Begriff selbst geht auf den Kölner Wirtschaftsprofessor Alfred Müller-Armack zurück, der als Leiter der Grundabsatzabteilung im Wirtschaftsministerium später zum wichtigsten Weggefährten Ludwig Erhards wurde. Dass Erhard ab 1948 die Weichen für eine liberale Wirtschaftsordnung stellen konnte, verdankte er maßgeblich der Unterstützung der US-Amerikaner, denen jegliche gemeinwirtschaftliche Vorstellungen ein Graus waren. Unter den deutschen Parteien wurde solche Vorstellungen nach 1945 nicht nur von der SPD, sondern bis weit in die CDU hinein vertreten, am deutlichsten in deren Ahlener Programm von 1947.

			In Reinform konnte und sollte sich das Leitbild der sozialen Marktwirtschaft, das die Union jetzt bereitwillig übernahm, in der Bundesrepublik allerdings nie durchsetzen. Dafür sorgten zum einen die Sozialpolitik, zum anderen die Schaffung und Aufrechterhaltung eines breiten öffentlichen Sektors. Die Ordoliberalen waren keine Gegner des Sozialstaates, wollten dessen Ausgleichsfunktion aber auf das Notwendige begrenzen. Die Rentenreform von 1957 setzte Adenauer gegen den Willen Erhards durch. Sie stellte auch eine Reaktion darauf dar, dass die soziale Marktwirtschaft aus sich heraus nicht in der Lage war, für eine als angemessen empfundene Verteilung der Einkommen und Vermögen zu sorgen.

			So wie die Sozialpolitik in den 1950er-Jahren trotz anderslautender Rhetorik expandierte, mischte der Staat in vielen Bereichen der Wirtschaft kräftig mit. Im Verkehrswesen, beim Wohnungsbau und in der Energiewirtschaft galten die Marktgesetze nicht oder nur eingeschränkt. Das Investitionshilfegesetz von 1952 verpflichtete Unternehmen und die gewerbliche Wirtschaft zur Zahlung einer Umlage, um die notleidende Grundstoffindustrie zu unterstützen. Als Ende der 1950er-Jahre die Krise im Bergbau einsetzte, griff die Regierung den betroffenen Unternehmen und Arbeitnehmern mit massiven Subventionen unter die Arme. Auch die steuerpolitischen Eingriffe zugunsten der Exportindustrie, die Ausnahmeregelungen in der Kartellgesetzgebung und die Vergemeinschaftung der Agrarpolitik auf europäischer Ebene widersprachen der reinen Lehre der Marktwirtschaft. 

			Gestützt wurde die Mischung von liberaler und korporativer Ordnung durch das Zusammenwirken von Unternehmen und Gewerkschaften. Neben der Tarifautonomie spielte hier vor allem die Mitbestimmung eine wichtige Rolle. In der Montanindustrie (Kohle und Stahl) war die paritätische Besetzung der Aufsichtsräte durch Arbeitgeber- und Arbeiter­nehmervertreter schon vor 1951 Praxis, als das entsprechende Gesetz in Kraft trat. Begünstigt wurde sie dadurch, dass beide Seiten durch ihren gemeinsamen Kampf gegen die von den Alliierten geplanten Demontagen ein besonderes Vertrauensverhältnis entwickelt hatten. Das ein Jahr später verabschiedete Betriebsverfassungsgesetz stellte die Gewerkschaften dagegen nicht zufrieden, da es über die schon in der Weimarer Zeit geltenden Bestimmungen kaum hinauswies. Zu einem Mitbestimmungsgesetz für die übrigen Branchen kam es nach langen Auseinandersetzungen erst 1976. Ihm unterliegen alle Unternehmen ab 2 000 Beschäftigten. Anders als das Gesetz von 1951 sieht es keine volle Gleichberechtigung der Arbeitnehmerseite vor. Für Unternehmen mit 500 bis 2 000 Beschäftigten gilt seit 2004 eine drittelparitätische Vertretung.

			Ab Mitte der 1960er-Jahre zeichnete sich mit der Hinwendung zum Keynesianismus7 ein wirtschaftspolitischer Paradigmenwechsel ab – förmlich festgeschrieben im Stabilitäts- und Wachstumsgesetz von 1967 und begleitet von einer Reform der Finanzverfassung (s. Kap. 7). Die Regierung sah ihre Aufgabe jetzt in einer »Globalsteuerung« des Wirtschaftsgeschehens. In die Koordination einbezogen werden sollten nicht nur die für die Finanzen zuständigen Akteure in Bund, Ländern und Gemeinden, sondern auch die Geld- und Lohnpolitik, die von der Bundesbank bzw. den Tarifpartnern selbstständig verantwortet wurden. Dass dies eine Überforderung darstellen würde, war absehbar. Der Versuch, die Koordination im Rahmen der sogenannten konzertierten Aktion zu institu­tionalisieren, gelang nur vorübergehend und wurde nach zehn Jahren beendet. Mit der durch die Ölkrise und den ­Zusammenbruch des ­Bretton-Woods-Systems8 verursachten »Stagflation« – dem Zusammentreffen von hoher Inflation und konjunkturbedingt steigender Arbeitslosigkeit – stieß das keynesianische Modell zugleich an finanzielle Grenzen. Wenn die Staatsverschuldung nun zu einem dauerhaften, strukturellen Problem wurde, lag das auch daran, dass der Sozial- und Wohlfahrtsstaat unter sozialdemokratischer Regierungsführung seit Ende der 1960er-Jahre stark ausgebaut ­worden war.

			Abb. 20: Bruttoinlandsprodukt in Milliarden Euro
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			Quelle: Statistisches Bundesamt

			Trotz dieser Schwierigkeiten galt die Wirtschaftsordnung der Bundesrepublik als Erfolgsmodell. Auch wenn die ihr zugeschriebenen Eigenschaften – »Wohlstand für alle«, »nivellierte Mittelstandsgesellschaft« oder »Sozialpartnerschaft« – zum Teil überhöht wurden, stellte sie den gelungenen Versuch dar, wirtschaftliche Innovations- und Leistungsfähigkeit mit sozialem Ausgleich zu verbinden. In einem Vergleich mit dem neoliberalen Gegenentwurf, der, von den USA und Großbritannien ausgehend, seit den 1980er-Jahren zunehmend an Attraktivität gewann, hob der französische Ökonom Michel Albert folgende Stärken des von ihm als »Rheinischer Kapitalismus« bezeichneten Ansatzes besonders hervor: die konsensuelle Einbindung der Gewerkschaften, das duale Ausbildungssystem, die realwirtschaftliche Orientierung der Banken, die relativ egalitäre Einkommensverteilung und die Zurückdrängung des Marktes bei der Versorgung mit öffentlichen Gütern (Gesundheit, Bildung, Medien, Wohnungsbau oder Verkehr). 

			Alberts Prognose, dass der Finanzmarktkapitalismus und die vom Neoliberalismus propagierte Freisetzung der Marktkräfte diese Errungenschaften gefährden würden, sollte sich bewahrheiten. Seit den 1990er-Jahren wurde auch die Bundesrepublik in den Sog des angelsächsischen Modells immer mehr hineingezogen. Während der Markt in vormals öffentlich oder gemischtwirtschaftlich organisierte Bereiche vordrang, verstärkten die unter dem Druck des Wettbewerbs vorgenommenen ­Steuersenkungen und Liberalisierungen des Arbeitsmarktes die Einkommens- und Vermögensunterschiede. Die sozialen Folgen dieser Politik machten sich z. B. am wachsenden Niedriglohnbereich oder an der Unterversorgung mit bezahl­barem Wohnraum bemerkbar. 

			Im Gefolge der durch die Globalisierung getriebenen Marktöffnung wurden auch die korporativen Beziehungen zwischen Unternehmen, Gewerkschaften und Staat brüchiger. Je leichter es die Unternehmen hatten, sich aus der gemeinsamen Verantwortung für den nationalen Wirtschaftsstandort auszuklinken, und je weniger die Gewerkschaften ihre eigene Verhandlungsmacht dagegensetzen konnten, desto schwerer fiel es den politischen Akteuren, den seit Ende der 1950er-Jahre bestehenden Grundkonsens über die Sozial- und Wirtschaftsordnung aufrechtzuerhalten. Symptomatisch dafür war, dass seit Mitte der 2000er-Jahre, also mit der beginnenden Ära der Großen Koalitionen, die Ministerien für Arbeit/Soziales und Wirtschaft nicht mehr aus dem Umfeld der Gewerkschaften bzw. großen Unternehmen besetzt wurden, wie es bis dahin in den Bundesregierungen meistens der Fall gewesen war.

			Die Entwicklung des Sozialstaates

			Im abnehmenden Elitenkonsens spiegelt sich zugleich die Entwicklung des Sozialstaates. Dieser konnte 1949 auf eine deutlich längere Tradition zurückblicken als die soziale Marktwirtschaft, war er doch in seinen Grundzügen bereits im Kaiserreich etabliert worden. Anders als die Rede vom bismarckschen Sozialstaatsmodell suggeriert, handelte es sich dabei nicht um eine exklusive Erfindung der Konservativen. Die Reformen wurden wesentlich von der katholischen Zentrumspartei geprägt. Statt einer staatlich finanzierten Zwangsversicherung, wie sie Bismarck im Sinn hatte, setzte diese ihre vom Subsidiaritätsprinzip geleitete Vorstellung eines selbstverwalteten, beitragsfinanzierten Systems durch, bei dem die Einzelnen ihre Ansprüche auf soziale Leistungen individuell erwerben sollten. Dieses Modell besteht in seinen Grundzügen bis heute.

			Sozialstaat und Sozialpolitik umfassen inzwischen allerdings sehr viel mehr. Neben den Sozialversicherungen (Kranken-, Unfall-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung), deren Finanzierung durch gemeinsam (paritätisch) aufgebrachte Beiträge von Arbeitnehmern und Arbeitgebern erfolgt, bestehen weitere Förder- oder Fürsorgeleistungen wie Kindergeld, Elterngeld, Erziehungsgeld, Ausbildungsförderung (BAföG), Wohngeld oder die Grundsicherung für Arbeitslose (»Hartz IV«), die aus Steuermitteln finanziert werden. Als weitere Posten sind schließlich die Zuschüsse zu privaten Versicherungen und Versorgungswerken sowie die Entschädigungen für NS- und Kriegsopfer zu nennen. Von den Arbeitgebern zu tragen sind die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, die betriebliche Altersversorgung und die Zusatzversorgung für Beschäftigte des Öffentlichen Dienstes. Letzterer unterhält mit Pensionen, Familienzuschlägen und der Beihilfe sein eigenes staatlich finanziertes Versorgungssystem.

			2019 machten die in diesem Rahmen erbrachten Leistungen zusammengenommen rund 1 070 Milliarden Euro aus, was 30,3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts entspricht. Die Finanzierung erfolgte dabei zu ungefähr jeweils einem Drittel aus Versichertenbeiträgen, Beiträgen der Arbeitgeber und Steuern. Von den Ausgaben entfielen 60 Prozent auf die Sozialversicherungen und 40 Prozent auf die übrigen Leistungen. Bis 2010 wurden in der Statistik auch sozialpolitisch motivierte Steuererleichterungen berücksichtigt, etwa das Ehegattensplitting, das Paare mit unterschiedlich hohen Einkommen begünstigt. Rechnet man sie dazu, liegt die Sozialleistungsquote nochmals rund einen Prozentpunkt höher. Aufgeschlüsselt nach Bereichen, entfällt das Gros der Sozialausgaben auf die Kranken- und Rentenversicherung. Bei der Gesundheitsversorgung werden die Leistungen dabei größtenteils nicht vom Staat selbst erbracht, sondern von privaten und gesellschaftlichen Anbietern.

			Neben den sozialpolitischen Geldleistungen bildet die Regulierung der Arbeitsverhältnisse und des Arbeitsmarktes eine weitere Säule des Sozial­staates. Ein zentrales Thema stellt hier z. B. der Kündigungsschutz dar. Mindestlohn- und Entsendegesetze sollen die Arbeitnehmer vor Ausbeutung und Lohndumping schützen, Betriebsverfassungs- und Mitbestimmungsgesetze Mitspracherechte gewährleisten. Im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik setzt der Staat Umschulungs- und Weiterbildungsmaßnahmen ein, um Erwerbslosen zu einer neuen Beschäftigung zu verhelfen. Auf allen genannten Feldern wirken die Tarifparteien an der staatlichen Politik mit.

			Tab. 18: Sozialbudget 2019, in Milliarden Euro

			
				
					
					
				
				
					
							
							Sozialbudget insgesamt

						
							
							1 069,1

						
					

				
				
					
							
							Sozialversicherungssysteme

						
							
							665,1

						
					

					
							
							Rentenversicherung

						
							
							330,2

						
					

					
							
							Krankenversicherung

						
							
							250,1

						
					

					
							
							Pflegeversicherung 

						
							
							42,4

						
					

					
							
							Unfallversicherung

						
							
							14,2

						
					

					
							
							Arbeitslosenversicherung

						
							
							28,2

						
					

					
							
							Förder- und Fürsorgesysteme

						
							
							186,9

						
					

					
							
							Kindergeld/Familienleistungsausgleich 

						
							
							45,2

						
					

					
							
							Erziehungsgeld/Elterngeld

						
							
							7,2

						
					

					
							
							Grundsicherung für Arbeitsuchende

						
							
							44,0

						
					

					
							
							Arbeitslosenhilfe/sonstige Arbeitsförderung

						
							
							1,0

						
					

					
							
							Ausbildungs- und Aufstiegsförderung

						
							
							2,2

						
					

					
							
							Sozialhilfe

						
							
							39,5

						
					

					
							
							Kinder- und Jugendhilfe

						
							
							46,7

						
					

					
							
							Wohngeld

						
							
							1,1

						
					

					
							
							Arbeitgebersysteme

						
							
							97,2

						
					

					
							
							Entgeltfortzahlung

						
							
							56,0

						
					

					
							
							Betriebliche Altersversorgung

						
							
							26,7

						
					

					
							
							Zusatzversorgung

						
							
							13,2

						
					

					
							
							Sonstige Arbeitgeberleistungen

						
							
							1,3

						
					

					
							
							Systeme des Öffentlichen Dienstes

						
							
							80,4

						
					

					
							
							Pensionen

						
							
							60,0

						
					

					
							
							Familienzuschläge

						
							
							3,9

						
					

					
							
							Beihilfen

						
							
							16,5

						
					

					
							
							Sondersysteme

						
							
							37,0

						
					

					
							
							Private Krankenversicherung

						
							
							25,1

						
					

					
							
							Private Pflegeversicherung

						
							
							1,7

						
					

					
							
							Private Altersvorsorge

						
							
							0,5

						
					

					
							
							Versorgungswerke

						
							
							6,9

						
					

					
							
							Alterssicherung der Landwirte

						
							
							2,8

						
					

					
							
							Entschädigungssysteme

						
							
							2,5

						
					

					
							
							Soziale Entschädigung

						
							
							0,9

						
					

					
							
							Lastenausgleich

						
							
							0,0

						
					

					
							
							Wiedergutmachung

						
							
							1,1

						
					

					
							
							Sonstige Entschädigungen

						
							
							0,5

						
					

				
			

			Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales

					Daneben gibt es Bereiche, die man im weiteren Sinne ebenfalls zur Sozialpolitik rechnen kann, da sie mit Blick auf den sozialen Ausgleich erhebliche Relevanz erlangen. So kommt z. B. der progressiven Ausgestaltung der Lohn- und Einkommensteuer eine Schlüsselrolle für die Herstellung einer als gerecht erachteten Verteilung zu, indem sie die Sozialleistungen auf der Ausgabenseite ergänzt. Noch mehr gilt das für die Erbschaft- oder Vermögensteuer. Auch bei den Umsatz- oder Verbrauchsteuern können soziale Aspekte ins Spiel kommen, wenn z. B. öffentliche Güter oder Güter des Grundbedarfs mit ermäßigten Steuersätzen belegt werden. Ein weiterer wichtiger Bereich ist die öffentliche Daseinsvorsorge. Hier steht neben dem Nahverkehr und Kultureinrichtungen wie Museen, Theatern und Bibliotheken heute der soziale Wohnungsbau an erster Stelle. Und schließlich ist auf die soziale Bedeutung der Bildungspolitik hinzuweisen. Denn in der Schule und den vorschulischen Kinderbetreuungseinrichtungen werden bereits die Weichen für den späteren beruflichen Lebensweg gestellt, die über Einkommenshöhe und gesellschaftlichen Status entscheiden. Dass die Bundesrepublik im Hinblick auf Chancengerechtigkeit in ihrem Bildungssystem von der OECD regelmäßig schlechte Noten erhält, verrät die niedrige Priorität, die diesem Politikfeld hierzulande generell zugewiesen wird. Die Bildungsausgaben erreichten nach der in den 1960er-Jahren einsetzenden Expansion bereits Mitte der 1970er-Jahre ihren maximalen Anteil am Sozialprodukt und sind seither – relativ betrachtet – rückläufig. Deutschland bewegt sich damit im hinteren Mittelfeld der Industrieländer.

			Blickt man auf die Sozialpolitik im engeren Sinne, fällt deren größte Expansionsphase ebenfalls in den Zeitraum von Mitte der 1960er- bis Mitte der 1970er-Jahre. Vom Lastenausgleichsgesetz abgesehen, blieben die Reformen bis dahin überwiegend auf die Sozialversicherungssysteme beschränkt, die aus dem Kaiserreich und der Weimarer Republik übernommen worden waren. Die Rentenreform von 1957 stellte hier einen Meilenstein dar und markierte in der Entwicklung des Sozialstaates in mehrerlei Hinsicht eine Zäsur. Erstens stieg das Versorgungsniveau, das vorher nur gut 30 Prozent der durchschnittlichen Bruttolöhne betragen hatte, jetzt auf bis zu 50 Prozent an, was eine annähernde Lebensstandard­sicherung versprach. Zweitens wurde die Rente dynamisiert, indem man sie an die Lohnentwicklung koppelte. Und drittens trat anstelle der bis dahin gültigen Kapitaldeckung ein Umlageverfahren; die Beiträge der Versicherten wurden nicht mehr angelegt, sondern als Rentenzahlung direkt an die Empfänger weitergeleitet (Generationenvertrag). 

			In der sozialdemokratischen Regierungszeit wurden die Versicherungssysteme ausgebaut und gleichzeitig steuerfinanzierte Sozialleistungen wie das Kindergeld, Mutterschaftsgeld und das BAföG eingeführt. Die Bundesrepublik näherte sich damit einem stärker universalistisch9 geprägten Wohlfahrtsstaatsverständnis an, wie es z. B. in den skandinavischen Ländern vorherrscht, ohne das bestehende konservative Grundmodell zu verlassen. Die Wirtschaftskrise führte dazu, dass Pläne für eine weitere sozialstaatliche Expansion ab Mitte der 1970er-Jahre in der Schublade verschwanden. Stattdessen setzte nun eine Phase der Konsolidierung ein, die unter der unionsgeführten Regierung in den 1980er-Jahren kaum verändert fortgeführt wurde. Größere Einschnitte in die Sozialleistungen, wie sie vielleicht der FDP vorschwebten, waren mit CDU und CSU nicht zu machen. Selbst die deutsche Einheit wurde nicht für Reformen genutzt, womit sich die Finanzierungsprobleme der Sozialversicherungen in den 1990er-Jahren deutlich verschärften. Durch die Einführung der Pflegeversicherung erhielt diese 1995 sogar eine weitere, fünfte Säule.

			Zu größeren Reformanstrengungen und einem teilweisen Paradigmenwechsel kam es erst unter der rot-grünen Bundesregierung ­Gerhard ­Schröders. Ob die »Agenda 2010« eher objektiven Notwendigkeiten oder dem »neoliberalen« Zeitgeist geschuldet war, bleibt in der Rückschau un­­klar. Ihr umstrittenster Teil war die Verkürzung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes und die Absenkung der Grundsicherung auf das bisherige Niveau der Sozialhilfe (»Hartz IV«). Auch bei der Einführung einer steuerlich subventionierten, kapitalgedeckten Zusatzrente (»Riester-Rente«), der Deregulierung des Arbeitsmarktes zur Schaffung eines breiten Mindestlohnsektors und der Senkung der Einkommen- und Körperschaftsteuer trugen die Reformen eine Handschrift, die sozialdemokratischem Gedankengut erkennbar widersprach. Dies brachte der SPD massive Stimmenverluste ein, durch die sie im Parteienwettbewerb gegenüber CDU und CSU ab 2005 lange Zeit ins Hintertreffen geriet.

			Die Unionsparteien hatten wiederum aus der Fastniederlage bei der Bundestagswahl 2005 die Lehre gezogen, dass es für ihre noch radikaleren Reformideen in der Wählerschaft keine Akzeptanz gab. Die CDU-Vorsitzende und neue Bundeskanzlerin Angela Merkel führte die Partei deshalb geräuschlos auf ihre alte Sozialstaatstradition zurück. Begünstigt durch die gute wirtschaftliche Entwicklung, wurden in den gemeinsamen Regierungen mit der Sozialdemokratie die Agenda-Reformen zum Teil korrigiert und andere Leistungen ausgeweitet oder eingeführt. Dies galt vor allem für die Rentenversicherung. Um deren Einnahmebasis zu verbessern, beschloss man 2007 in einem mutigen Schritt, das Renteneintritts­alter auf 67 Jahre anzuheben. Gleichzeitig wurden den Beitrags- und Steuerpflichtigen in den Folgejahren durch die Ausweitung der Mütterrente, die abschlagsfreie »Rente mit 63« und die Einführung einer »Grundrente« aber erhebliche neue Lasten aufgebürdet. An eine nachhaltige Rentenreform, die der demografischen Entwicklung Rechnung trägt, traut sich bislang keine Partei heran.

			Dass sich der Sozialstaat gerade in wirtschaftlichen Krisenzeiten bewähren muss, bewahrheitete sich in der Regierungszeit der Großen Koali­tionen gleich zweimal: nach der Finanzkrise 2008 und während der Co­­ronapandemie ab 2020. Hier war es vor allem das Kurzarbeitergeld, das die Regierung als beschäftigungssichernde und konjunkturstabilisierende Maßnahme einsetzte. Die Folgen der in ihrer Tragweite deutlich größeren Coronakrise für den Sozialstaat sind indessen noch gar nicht abschätzbar und werden uns gewiss lange begleiten – von den Veränderungen in der Arbeitswelt (Homeoffice) über die ungleicher werdenden Bildungschancen bis hin zur Frage, wer für die neu aufgenommenen Schulden aufkommt. 
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			Anmerkungen

			
				
					7		Das auf den britischen Ökonomen John Maynard Keynes zurückgehende Konzept betrachtet die gesamtwirtschaftliche Nachfrage als entscheidende Determinante für Produktion und Beschäftigung. Diese müsse staatlicherseits gesteuert und durch zusätzliche konjunkturfördernde Ausgaben und eine expansive Geldpolitik nötigenfalls gesteigert werden.

				

				
					8		Das 1944 geschlossene Bretton-Woods-Abkommen hatte ein System fester Wechselkurse zwischen den USA und den übrigen 43 Mitgliedstaaten etabliert. Es wurde Anfang der 1970er-Jahre schrittweise aufgegeben und durch die seither geltenden flexiblen Wechselkurse ersetzt.

				

				
					9		Als universalistisch bezeichnet man in der Wohlfahrtsstaatsforschung solche Systeme, die unabhängig vom Status allen Bevölkerungsgruppen den gleichen Zugang zu Sozialleistungen garantieren.

				

			

		


		
			9 Rechtswesen und Verfassungs­gerichtsbarkeit

			Organisation der Gerichtsbarkeit und Justiz

			Die Rechtsprechung (oder Judikative) bildet neben der Legislative und Exekutive die dritte Gewalt im Staat. Laut Artikel 92 des Grundgesetzes ist sie den Richterinnen und Richtern anvertraut, die als besondere staatliche Amtsträger gemäß Artikel 97 Absatz 1 in der Sache unabhängig entscheiden und nur dem Gesetz verpflichtet sind. Letzteres bedeutet, dass es für die Anwendung eines Gesetzes keine Rolle spielen darf, ob die Richter es inhaltlich billigen. Allerdings verfügen sie bei der Anwendung über Spielräume. Indem sie die Gesetze nach eigenem Ermessen auslegen, tragen sie zugleich zur Fortentwicklung des Rechts bei. Besonders groß sind die Spielräume, wenn das Recht Regelungslücken aufweist wie in weiten Teilen des Arbeitsrechts. Die Rechtsprechung und insbesondere das Bundesarbeitsgericht sind dann aufgefordert, die Lücken durch eigenes Richterrecht zu schließen. 

			Die rechtsprechende Gewalt ist nicht mit der Justiz gleichzusetzen. Ausgeübt wird sie laut Artikel 92 allein von den Gerichten, das heißt vom Bundesverfassungsgericht, den Bundesgerichten und den Gerichten der Länder. Unter die Justiz fallen neben den Gerichten auch die Staatsanwaltschaften, der Justizvollzug und die Justizverwaltung, die staatsrechtlich der Exekutive zugeordnet sind, sowie die sozialen Dienste der Strafrechtspflege als Teil der gesellschaftlichen Selbstverwaltung. Nicht oder nur mittelbar zur Justiz gehören die freiberuflich tätigen Rechtsanwälte, Notare und Wirtschaftsprüfer; sie bilden neben den Gerichten und dem zur Exekutive gehörenden Teil der Justiz eine weitere, dritte Säule der umfassender zu verstehenden Rechtspflege.

			Das Gerichtswesen in der Bundesrepublik ist im Vergleich zu anderen Ländern stark spezialisiert und organisatorisch zersplittert. Zu der ordent­lichen Gerichtsbarkeit, die die Zivil- und Strafrechtsprechung umfasst, treten vier besondere Gerichtsbarkeiten hinzu: die Verwaltungsgerichte, die Arbeitsgerichte, die Sozialgerichte und die Finanzgerichte. Die Bezeichnung ordentliche Gerichtsbarkeit rührt daher, dass man nach der Trennung von Justiz und Verwaltung im 19. Jahrhundert zunächst nur die Zivil- und Strafgerichtsbarkeit mit unabhängigen Richtern besetzt hatte, während die Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit weiterhin weisungsgebundenen Beamten oblag. Beginnend mit Baden im Jahre 1863, stellten die Länder und das Reich die Verwaltungs- und Finanzgerichte später auf eigene Füße. Die Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit traten erst in der Bundesrepublik hinzu. Dasselbe gilt für die Verfassungsgerichtsbarkeit, die eine Sonderstellung einnimmt (s. u.). Eine weitere Besonderheit stellt das Bundespatentgericht dar, das verwaltungsrechtliche Aufgaben wahrnimmt, formal aber zur ordentlichen Gerichtsbarkeit zählt und in der Hierarchie der Instanzen dem Bundesgerichtshof untergeordnet bleibt (Art. 96 Abs. 3). 

			Die Basis der ordentlichen Gerichtsbarkeit bilden die Amtsgerichte. Als zweite Instanz stehen darüber die Landgerichte, die aber in einem Großteil der Zivil- und Strafrechtsverfahren zugleich als erste Instanz fungieren. Die Revisionsinstanz über den Landgerichten bilden die Oberlandesgerichte und als oberste Instanz der in Karlsruhe ansässige Bundesgerichtshof. Die besondere Gerichtsbarkeit ist mit Ausnahme der zweistufigen Finanzgerichte ebenfalls dreistufig gegliedert, aber insgesamt weniger umfassend ausgebaut. Das Gros der Richter und Richterinnen ist hauptamtlich tätig. In den Schöffen- und Schwurgerichten der Strafgerichtsbarkeit sowie in den Arbeits-, Sozial- und Finanzgerichten wirken auch ehrenamtliche bzw. Laienrichter mit. Ausschließlich mit ehrenamtlichen Richtern besetzt sind die Landesverfassungsgerichte. Die Gesamtzahl der Gerichte beläuft sich auf 1 081, die der hauptamtlichen Richter und Richterinnen auf gut 21 000 (Stand 2019).

			Die Möglichkeit, gegen ein Urteil Berufung einzulegen, gehört zu den wichtigen Merkmalen eines Rechtsstaates. Der damit verbundene Weg durch die Instanzen (Instanzenzug) hat zur Folge, dass sich die Verfahren mitunter über Jahre hinziehen. Die Straffung des noch aus dem Kaiserreich stammenden Gerichtsaufbaus und die personelle Unterbesetzung der Justiz sind regelmäßig wiederkehrende Reformthemen, bei denen es in der Vergangenheit kaum Fortschritte gab. Gewisse Erfolge zeitigten die Anstrengungen im Bereich der Ablauforganisation und außergerichtlichen Streitbeilegung. Zwischen 2017 und 2021 wurden zudem 2 700 Stellen neue Richter- und Staatsanwaltsstellen geschaffen. Eine nennenswerte Entlastung ist durch diese Maßnahmen aber bisher nicht eingetreten. Insbesondere in der Strafjustiz führt die Prozessflut in Verbindung mit den aufwendiger werdenden Ermittlungen immer wieder zu Verfahrenseinstellungen. Kleinere Delikte werden erst gar nicht verfolgt. Auch die Verwaltungs­gerichte sind durch die seit 2015 stark gewachsene Zahl der Asylverfahren notorisch überlastet. Eine besonders schwierige Herausforderung für die Justiz stellte die Coronapandemie dar. Sie zwang die Gerichte einerseits, ihren Betrieb einzuschränken, während andererseits gerade im Bereich der Verwaltungs- und Verfassungsgerichtsbarkeit neue und zum Teil dringliche Klagen gegen die vom Gesetzgeber verhängten Coronamaßnahmen erledigt werden mussten.

			Tab. 19: Organisation der Gerichtsbarkeit (in Klammern die Zahl der Gerichte)
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			Sucht man nach tiefer greifenden Mängeln oder Defiziten des Rechts­wesens in der Bundesrepublik, könnte man als Erstes vielleicht auf die überkommenen Strukturen des Staatskirchenrechts verweisen. Im Zuge der Missbrauchsfälle haben kritische Stimmen den fehlenden Ermittlungseifer der Staatsanwaltschaften unter anderem auf die nach wie vor vorhandenen institutionellen Privilegien der Kirchen zurückgeführt. Auch im Arbeits- und Sozialrecht lässt sich deren Sonderstellung heute kaum mehr rechtfertigen. Ein anderer Kritikpunkt, der dem deutschen Rechtsstaat von europäischer Seite gelegentlich vorgehalten wird, ist die Weisungsgebundenheit der Staatsanwaltschaften. Liegt darin nicht ein Verstoß gegen die Gewaltenteilung und Unabhängigkeit der Justiz? In der deutschen Diskussion sind die Ansichten geteilt. Als Vorteil der bestehenden Regelung wird hervorgehoben, dass das Handeln der Staatsanwaltschaften nur so der parlamentarischen Kontrolle unterliege. Außerdem sei es gerade im Sinne der Gewaltenteilung, wenn die Funktionen der ermittelnden Staatsanwaltschaft und rechtsprechenden Gerichte voneinander getrennt würden. Dagegen spricht für andere die potenzielle Gefahr politisch motivierter Einflussnahmen auf die Ermittlungen. Selbst wenn es dafür in der Bundesrepublik keine Anzeichen gebe, weil das Weisungsrecht durch die Justizminister sehr zurückhaltend ausgeübt werde, könne allein der Anschein das Vertrauen in die Unvoreingenommenheit der Justiz untergraben. Ein drittes, wenig beachtetes Ärgernis liegt schließlich darin, dass es in Deutschland bis heute unüblich ist, Gerichtsverfahren in Bild und Ton aufzuzeichnen. Dient es tatsächlich der Unabhängigkeit der Gerichte, wenn Richterinnen und Richter oder Staatsanwaltschaft sich auf diese Weise vor unliebsamer Kritik schützen können? Dass historisch bedeutsame Verfahren wie der Münchner NSU-Prozess nur durch die Medien für die Nachwelt dokumentiert werden, ist kaum zu rechtfertigen. Selbst bei den Urteilen weigern die Gerichte sich häufig, diese an Interessierte herauszugeben oder allgemein öffentlich zugänglich zu machen, was europäischen Mindeststandards widerspricht. Der Koalitions­vertrag der Ampelregierung kündigt in beiden Punkten Änderungen an, die gegen die Beharrungskräfte innerhalb der Justiz durchzusetzen aber nicht leicht werden dürfte.

			Das Bundesverfassungsgericht

			Bildete man eine Rangfolge der wichtigsten institutionellen Neuerungen der zweiten deutschen Demokratie, wäre als Erstes wohl das Bundesverfassungsgericht zu nennen. Dessen Einfluss auf die Entwicklung eines stabilen demokratischen und rechtsstaatlichen Gemeinwesens ist kaum zu unterschätzen. Die starke Position, die das Gericht im Regierungssystem seit Langem einnimmt, war keineswegs vorbestimmt. Das Karlsruher Gericht hat sie sich selbst erarbeitet, indem es einerseits auf die juristische Qualität der Urteile achtete und andererseits seine eigenen strategischen Interessen im Blick behielt. Als »überparteiliche« Institution genießt es in der Bevölkerung eine hohe Wertschätzung und liegt im Ansehen noch vor dem Bundespräsidentenamt. Genauso beachtlich ist seine internationale Reputation. Zumindest aus europäischer Warte mischen sich in den Respekt aber auch kritische Töne, denn die als »integrationsskeptisch« wahrgenommenen Karlsruher Urteile zur EU stoßen nicht überall auf Wohlgefallen. 

			Verfassungsgerichte sind die institutionelle Verkörperung der verfassungsstaatlichen Idee. Diese betont die Höherwertigkeit der Verfassung vor dem einfachen Gesetz und zieht dem demokratischen Prinzip der Volkssouveränität damit Grenzen. Wenn die Verfassung über dem Gesetz steht, muss es eine Instanz geben, die feststellt, ob sich die Gesetze tatsächlich im Einklang mit der Verfassung befinden, die also im sprichwörtlichen Sinne »das letzte Wort hat«. Der amerikanische Supreme Court war das erste Gericht, das sich ein solches Prüfungsrecht im Jahre 1803 – anlässlich des Falls Marbury vs. Madison – selbst zusprach. Ob das im Sinne der Verfassungsgeber war, bleibt in der historischen Forschung umstritten.

			Dass die Institutionalisierung der Verfassungsgerichtsbarkeit in den USA ihren Ausgang nahm, entsprach nicht nur der Logik der ­horizontalen Gewaltenteilung, von der sich die Schöpfer des Regierungssystems maßgeblich leiten ließen, sondern hatte auch mit dem Föderalismus zu tun. Kompetenzstreitigkeiten zwischen Gesamtstaat und Gliedstaaten sind in den Bundesstaaten programmiert. Deshalb braucht es eine Möglichkeit, sie zu schlichten und – nötigenfalls – autoritativ zu entscheiden. Staatsorganisatorische Fragen der Gewaltenteilung und des Föderalismus spielten im 19. und beginnenden 20. Jahrhundert für die Verfassungsgerichte zunächst eine größere Rolle als die Grundrechtsjudikatur, die erst nach erfolgter Demokratisierung der Regierungssysteme an Bedeutung gewann. Im Zuge dieser Entwicklung legte sich auch die Mehrzahl der nichtföderalen Staaten ein Verfassungsgericht zu.

			Erhebliche Unterschiede bestehen bei den Zuständigkeiten und der in­­stitutionellen Ausgestaltung der Verfassungsgerichte. Der Supreme Court der USA nimmt die Funktion der Normenkontrolle im Rahmen seiner allgemeinen Spruchtätigkeit als oberste Berufungsinstanz wahr. Die Bundesrepublik ist dagegen nach 1949 dem von Österreich 1919 erstmals etablierten Modell eines exklusiven Verfassungsgerichts gefolgt, was später auch von anderen Ländern übernommen wurde. Anders als den obersten Bundesgerichten billigt das Grundgesetz dem Bundesverfassungsgericht den Status eines gleichberechtigten Verfassungsorgans zu, das mit dem Bundestag, der Bundesregierung, dem Bundesrat und dem Bundespräsidentenamt in einer Reihe steht. Daraus folgt, dass das Verfassungsgericht – im Unterschied zur allgemeinen Gerichtsbarkeit – auch in seiner eigenen Verwaltung, Organisation und Haushaltsführung autark ist. 

			Gerade Letzteres hört sich selbstverständlicher an, als es ist. Denn das im Bundestag nach zähem Ringen 1951 verabschiedete Gesetz über das Bundesverfassungsgericht hatte es zunächst dem Justizministerium unterstellt und damit verwaltungs- und haushaltsmäßig an die Kandare der Exekutive gelegt. Erst als sich die Richtermehrheit mit einer von Gerhard ­Leibholz verfassten Denkschrift vehement gegen diese Pläne stellte, war die Regierung bereit, einzulenken und die Selbstständigkeit des Gerichts auch in organisatorischer Hinsicht anzuerkennen. Dessen Gleichrangigkeit als Staatsorgan ist seither von niemandem mehr angezweifelt worden. Nach außen sichtbar wird sie immer dann, wenn der Präsident oder die Präsidentin des Bundesverfassungsgerichts neben den anderen Vertretern der Staatsspitze an offiziellen Gedenkveranstaltungen teilnimmt.

			Die herausgehobene Position des Gerichts kommt zugleich in der Be­­stellung der Richterposten zum Ausdruck. Das Bundesverfassungsgericht unterhält zwei Senate, die aus je acht Personen bestehen. Der erste Senat ist für grundrechtliche Fragen zuständig, der zweite für Fragen der Staatsorganisation. Sie werden jeweils zur Hälfte vom Bundestag oder Bundesrat mit Zweidrittelmehrheit gewählt. Im Bundestag war dafür bis 2015 ein zwölfköpfiger Wahlausschuss zuständig, seither erfolgt die Wahl im ­Plenum. Wählbar sind nur Personen, die mindestens 40 Jahre alt sind und die Befähigung zum Richteramt besitzen. Jeweils drei Richter in jedem Senat müssen zuvor in gleicher Position an obersten Gerichten tätig gewesen sein. Die Wahl erfolgt einmalig auf zwölf Jahre, eine Wiederwahl ist also ausgeschlossen. Die Funktion des Gerichtspräsidenten wird wechselweise von einem der Vorsitzenden der beiden Senate ausgeübt. 2021 war erstmals eine Mehrheit der Richterposten (9 von 16) mit Frauen besetzt.

			Abb. 21: Struktur des Bundesverfassungsgerichts
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					Das Wahlverfahren unterstreicht die Doppelrolle des Gerichts als Teil der Rechtsprechung und der Politik. Einerseits soll es Gewähr für eine möglichst hohe Sachkompetenz und Unabhängigkeit der Richter bieten; andererseits der Gefahr einer Selbstrekrutierung der Justiz vorbeugen. Die politische Bedeutung der Verfassungsrechtsprechung macht ihre Wahl zwangsläufig zum Politikum. Um eine Selbstblockade zu verhindern, hat man sich daher auf eine Proporzlösung verständigt, die das Vorschlagsrecht unter den Parteien aufteilt. Die politischen Zugriffsmöglichkeiten auf das Gericht sind durch dieses Verfahren in der Bundesrepublik stärker begrenzt als in den USA, wo die obersten Richterposten allein durch den Präsidenten (mit Zustimmung des Senats) besetzt werden. Der Vorwurf der Parteipolitisierung, der die Kritik am Verfassungsgericht häufig begleitet, geht insofern an der Sache vorbei.

			Die Zuständigkeiten des Bundesverfassungsgerichts und die Möglich­keiten seiner Anrufung sind im Grundgesetz nur grob geregelt. Ihre genaue Ausgestaltung erfolgte im Gesetz über das Bundesverfassungsgericht, das 1951 in Kraft trat. Es bestimmt in Artikel 13 insgesamt 16 Fälle, in denen das Gericht tätig werden kann (bzw. nach Anrufung tätig werden muss); diese lassen sich zu fünf Gruppen zusammenfassen:

			
					Staatsorganisatorische Streitigkeiten. Hierzu zählen zum einen die bundesstaatsrechtlichen Konflikte, die zwischen Bund und Ländern oder den Ländern untereinander auftreten können einschließlich der Frage nach der Vereinbarkeit von Landesrecht mit dem Grundgesetz; zum anderen die Organstreitigkeiten auf der horizontalen Ebene. Hier sind neben den Verfassungsorganen Bundestag, Bundesrat, Bundesregierung und Bundespräsident auch Parteien, Fraktionen und einzelne Abgeordnete antragsberechtigt. 

					Normenkontrolle. Im Normenkontrollverfahren wird geprüft, ob eine Rechtsnorm (in der Regel ist das ein Gesetz) mit dem höherrangigen Recht der Verfassung vereinbar ist. Zu unterscheiden ist einmal die ­konkrete Normenkontrolle, die an einen ganz bestimmten Einzelfall gebunden ist. Hier liegt die Antragsberechtigung bei den Gerichten, die bei Zweifeln an der Verfassungsmäßigkeit eines von ihnen anzuwendenden Gesetzes die Verhandlung aussetzen und eine Entscheidung des Verfassungsgerichts herbeiführen können. Im Gegensatz dazu wird die abstrakte Normenkontrolle losgelöst von einem konkreten Fall betrieben. Hier liegt die Antragsbefugnis bei der Bundesregierung, den Landesregierungen und einem Viertel der Mitglieder des Bundestages (bis 2009 galt ein Drittelquorum). Ein Normenkontrollverfahren kann also auch von einer oder mehreren Oppositionsparteien angestrengt werden, allerdings nicht von einzelnen Fraktionen, sofern sie über weniger als ein Viertel der Abgeordneten verfügen. 

			

			Die abstrakte Normenkontrolle stellt nach einhelliger Auffassung das stärkste Mittel der verfassungsgerichtlichen Gegenmacht dar, da sie die dritte Gewalt unmittelbar in die politische Auseinandersetzung hineinzieht. Von daher ist es nicht verwunderlich, dass sich nur wenige ­Staaten entschieden haben, ihren Verfassungsgerichten eine so weitreichende Befugnis einzuräumen (neben der Bundesrepublik z. B. Österreich oder Kanada). Selbst die USA kennen die verfassungsrechtliche Überprüfung eines Gesetzes bis heute nur in der Form der konkreten Normenkontrolle. 

			
					Verfassungsbeschwerde. Die Institution der Verfassungsbeschwerde ist im internationalen Vergleich ebenfalls ohne Vorbild. Seit 1969 auch grundgesetzlich garantiert, gibt sie jeder Einzelperson die Möglichkeit, vor das Verfassungsgericht zu ziehen, wenn sie sich durch die öffentliche Gewalt in ihren Grundrechten verletzt sieht. Davor muss allerdings der Instanzenweg durchlaufen sein. Darüber hinaus steht das Instrument den im Rahmen von Bund-Länder-Streitigkeiten nicht klageberechtigten Gemeinden und Gemeindeverbänden zu. Die Verfassungsbeschwerden können zum selben Ergebnis führen wie ein Normenkontrollverfahren, nämlich zur Erklärung eines Gesetzes als verfassungswidrig. Sie beanspruchen unter allen Klagearten den weitaus größten Zeitaufwand. Die meisten Fälle werden bereits in der Vorprüfung durch einen dreiköpfigen Richterausschuss erledigt. 

					Demokratie- und Rechtsstaatssicherung. Hierzu gehören die Verwirkung von Grundrechten gemäß Artikel 18, das Verbot politischer Parteien, der Ausschluss von der staatlichen Parteienfinanzierung gemäß Artikel 21 sowie die Präsidenten- und Richteranklage (Art. 61 bzw. 98 Abs. 2 und 5). 

					Wahl- und Mandatsprüfung. Diese wird laut Artikel 41 Absatz 1 vom Bundestag vorgenommen. Gegen dessen Entscheidung kann bei der Wahlprüfung jede Bürgerin und jeder Bürger Beschwerde einlegen, bei der Mandatsprüfung in der Regel nur betroffene Abgeordnete.

			

			Wie und mit welcher Wirkung nimmt das Bundesverfassungsgericht diese Zuständigkeiten wahr? Diese Frage rührt an den neuralgischen Punkt der Verfassungsgerichtsbarkeit schlechthin, nämlich das Verhältnis von Recht und Politik. Sie stellt sich insbesondere mit Blick auf die Normenkon­trolle, durch die das Gericht in die Domäne des demokratisch legitimierten Gesetzgebers eingreift. Wiederholt wurde dem Bundesverfassungsgericht eine Überschreitung seiner Kompetenzen vorgeworfen und es als »Übergesetzgeber« oder »Gegenregierung« tituliert. Beklagt wird insbesondere die fehlende richterliche Selbstbeschränkung (judicial self-restraint), die den Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers über Gebühr beschneide. Schon 1978 mahnte der damalige Justizminister Hans-Jochen Vogel, Karlsruhe solle der Versuchung widerstehen, »die Verfassung in allzu kleine Münze umzuwechseln und bei Detailfragen mit dem Argument aufzutreten, dies und nichts anderes gebiete das Grundgesetz«. Bei der Befürwortung einer größeren Selbstzurückhaltung des Gerichts wird zumeist auf die USA verwiesen, wo die sogenannte political-question-Doktrin dem Obersten Gerichtshof die Möglichkeit lässt, eine Streitentscheidung unter Hinweis auf ihren politischen Charakter abzulehnen. Dieser Ausweg bleibt dem deutschen Verfassungsgericht aus mehreren Gründen versperrt.

			Der erste Grund liegt im symbiotischen Verhältnis von Recht und Politik. So wie sich die Politik des Rechts als Gestaltungsmedium bedient, so hat das Recht, wenn es gesellschaftliche Beziehungen regelt, immer auch politischen Charakter. Dies gilt zumal für das Verfassungsrecht, das seinem Wesen nach politisches Recht ist. Die häufig gestellte Frage, ob das Bundesverfassungsgericht mehr im Bereich der Rechtsauslegung oder der politischen Gestaltung tätig ist, geht an der Sache vorbei. Würde man eine verfassungsrechtliche Streitfrage allein deshalb zurückweisen, weil sie auch politisch strittig ist, läge darin ein potenzielles Element der Willkür. Wann immer verfassungsrechtliche Aspekte ins Spiel kommen, muss sich das Verfassungsgericht also mit einer Angelegenheit, die ihm vorgelegt wird, befassen. 

			Damit ist auf eine zweite Begrenzung verwiesen: Das Verfassungsgericht kann nicht aus eigenem Antrieb, sondern erst nach Anrufung tätig werden. Darin unterscheidet es sich prinzipiell von den anderen Verfassungsorganen, die im politischen Entscheidungsprozess eine aktive Rolle einnehmen. Selbst die Bundespräsidenten können innerhalb der von der Regierung gezogenen Grenzen mit dem Mittel der Rede die politische Initiative ergreifen und sich in laufende Debatten einmischen. Das Verfassungsgericht bleibt demgegenüber auf eine reaktive Rolle beschränkt.

			Missbrauchsvorwürfe müssten also, wenn sie denn erhoben werden, weniger auf die Entscheider als auf die Initiatoren der Klagen zielen. Dies gilt vor allem für die parlamentarische Opposition, die mit der abstrakten Normenkontrolle über ein Mittel verfügt, die Gesetzesvorhaben der Regierungsmehrheit nachträglich zu durchkreuzen. Bei Zweifeln an der Verfassungsmäßigkeit eines Gesetzes hat die Opposition nach Auffassung des Verfassungsgerichts sogar die Pflicht, eine Klage anzustrengen. Das Problem liegt darin, dass die verfassungsrechtlichen Probleme dabei oft nur als Vorwand dienen, um der Regierung in der politischen Auseinan­dersetzung eine Niederlage beizubringen. Das Verfassungsgericht wird also ohne eigenes Zutun in den Parteienwettbewerb hineingezogen und zum »Vetospieler« gemacht.

			Missbrauchsgefahren gehen aber auch von der Regierungsseite aus. Diese neigt nicht selten dazu, aus ihrer Sicht unangenehme ­Entscheidungen an das Verfassungsgericht weiterzureichen, weil sie sich davon eine höhere Akzeptanz verspricht. Dabei handelt es sich zumeist um Vorhaben, die in der Öffentlichkeit unpopulär oder in den eigenen Reihen umstritten sind. Beispiele sind die Auslandseinsätze der Bundeswehr, die das Verfassungsgericht 1994 grundsätzlich billigte, aber an eine Zustimmung des Bundestages band, oder die Sanktionen im Hartz-IV-Gesetz, die es 2019 teilweise für verfassungswidrig erklärte. 

			Häufigkeit und Erfolg der verfassungsgerichtlichen Verfahren stützen die Missbrauchsthese nur bedingt; sie legen es nahe, eher von einer »Mit­regierung« Karlsruhes zu sprechen als von einer »Gegenregierung«. Im Zeitraum von 1951 bis 2018 verwarf das Bundesverfassungsgericht 492 Bundesgesetze und 222 Gesetze der Länder – bezogen auf die Gesamtzahl von 8 145 Gesetzen entspricht dies für den Bund einem Anteil von sechs Prozent. Betrachtet man nur die von den Oppositionsparteien angestrengten Verfahren, liegt deren Erfolgswahrscheinlichkeit bei unter 50 Prozent. Auch wenn sich darunter bedeutsame und symbolträchtige Vorhaben befanden, sind das undramatische Werte. Noch geringer fällt die Erfolgsquote mit 2,3 Prozent bei den Verfassungsbeschwerden aus, auch wenn die Zahl der gewonnenen Verfahren (5 372) hier aufgrund der immensen Gesamtzahl (237 223) beträchtlich ist.

			Bleibt die Kritik an der »Regelungsfreudigkeit« des Gerichts. Dass es von den Antragstellern für deren politische Ziele eingespannt werden kann, ist eine Sache. Eine andere Sache ist, auf welche Weise es seinen Spielraum bei der Verfassungsinterpretation nutzt und wie weit es dabei in die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers eingreift. Die Richterinnen und Richter stehen hier vor einem Dilemma, verfügen sie doch über keine Möglichkeiten, die Umsetzung ihrer Urteile zu erzwingen; sie bleiben – mit anderen Worten – auf den goodwill des Gesetzgebers angewiesen. Dass dieser Willen nicht von vornherein unterstellt werden kann, lässt sich an vielen Beispielen zeigen, etwa in der Familien- und Steuerpolitik oder beim Wahlrecht. Das Verhältnis der politischen Parteien zum Verfassungs­gericht bleibt insofern ambivalent. Im einen Fall möchten sie mit seiner Hilfe Profil gewinnen, in anderen Fällen sind sie bestrebt, sich auf seine Kosten untereinander zu verständigen. Vor diesem Hintergrund stellt es eine schwierige Gratwanderung dar, den gesetzgeberischen Gestaltungsspielraum nicht durch zu große Detailbesessenheit einzuschränken.

			Blickt man auf die Inhalte der Rechtsprechung, gibt es kaum einen Politikbereich, in dem das Bundesverfassungsgericht nicht seine Spuren hinterlassen hätte. Für einen ersten Paukenschlag sorgte 1958 das »Lüth-Urteil«, in dem Karlsruhe die Geltung der Grundrechte – im konkreten Fall ging es um die Meinungsfreiheit – auch für das Verhältnis der Bürger untereinander festschrieb. Mit dem Fernseh-Urteil von 1961 und dem Urteil zur Spiegel-Affäre (1966) unterstrich das Gericht sein konsequentes Eintreten für die Pressefreiheit. Auch bei der Durchsetzung des Gleichheitsprinzips erwarb es sich Verdienste, indem es z. B. 1959 den Stichentscheid des Vaters in der Kindererziehung aufhob. Im Volkszählungsurteil entwickelte es 1983 das Grundrecht auf »informationelle Selbstbestimmung«, dessen Durchsetzbarkeit im heutigen Internetzeitalter freilich utopisch anmutet. Im Spannungsverhältnis von Sicherheit und Freiheit stellte es sich in der Regel auf die Seite der Freiheitsrechte, etwa im Urteil zum Großen Lauschangriff 2004, das Abhörmaßnahmen nur unter eng begrenzten Voraussetzungen für zulässig erklärte. Und in seinem Urteil zur Klimapolitik legte Karlsruhe 2021 der Regierung unter Verweis auf den in Artikel 20a des Grundgesetzes postulierten Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen auf, ihre bisher geplanten Reduktionsziele zu verschärfen.

			Große Bedeutung erlangte das Gericht des Weiteren beim Schutz der Demokratie und der Sicherung ihrer Funktionsbedingungen. Hier setzte es sich immer wieder für die Minderheitenrechte der Opposition ein, um dem Prinzip der Chancengleichheit zur Durchsetzung zu verhelfen, so etwa in einem Urteil von 1977, das der Bundesregierung untersagte, ihre Öffentlichkeitsarbeit für Partei- und Wahlkampfzwecke einzuspannen. In Fragen des Parteien- und Wahlrechts hat es sich einen besonders hohen Kontrollanspruch zugebilligt, weil die politischen Akteure hier in ihren Eigeninteressen befangen seien, und dabei bisweilen wie ein Ersatzgesetzgeber agiert – am stärksten bei der Parteienfinanzierung.

			Tab. 20: Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 1951 bis 2020

			
				
					
					
					
				
				
					
							
							Anhängig wurden ­insgesamt

						
							
							249 023, davon

						
					

				
				
					
							
							
							240 251 (96,48 %)

						
							
							Verfassungsbeschwerden

						
					

					
							
							
							3 919 (1,57 %)

						
							
							abstrakte und konkrete Normenkontrollverfahren

						
					

					
							
							
							10 (0,01 %)

						
							
							Parteiverbotsverfahren/Ausschluss staatlicher Finanzierung

						
					

					
							
							
							4 818 (1,93 %)

						
							
							staatsorganisatorische Streitig­keiten/andere Verfahren 

						
					

					
							
							
							25 (0,01 %)

						
							
							frühere Verfahren, die bis 1960 ­geführt wurden

						
					

					
							
							Erledigt sind ­insgesamt

						
							
							245 809, davon

						
							
					

					
							
							
							237 223 (96,51 %)

						
							
							Verfassungsbeschwerden, davon 5 372 (2,3 %) erfolgreich

						
					

					
							
							
							3 812 (1,55 %)

						
							
							abstrakte und konkrete Normenkontrollverfahren

						
					

					
							
							
							9 (0,01 %)

						
							
							Parteiverbotsverfahren/Ausschluss staatlicher Finanzierung

						
					

					
							
							
							4 740 (1,92 %)

						
							
							staatsorganisatorische Streitig­keiten/andere Verfahren 

						
					

					
							
							
							25 (0,01 %)

						
							
							frühere Verfahren, die bis 1960 geführt wurden

						
					

					
							
							Noch anhängig sind

						
							
							3 212, davon

						
							
					

					
							
							
							3 028 (94,21 %)

						
							
							Verfassungsbeschwerden

						
					

					
							
							
							107 (3,33 %)

						
							
							abstrakte und konkrete Normenkontrollverfahren

						
					

					
							
							
							1 (0,03 %)

						
							
							Parteiverbotsverfahren/Ausschluss staatlicher Finanzierung

						
					

					
							
							
							78 (2,43 %)

						
							
							staatsorganisatorische Streitig­keiten/andere Verfahren 

						
					

					
							
							frühere Verfahren, die bis 1960 geführt wurden

						
					

					
							
							davon im Ersten Senat

						
							
							1 451 (45,15 %)

						
					

					
							
							im Zweiten Senat

						
							
							1 763 (54,85 %)

						
					

				
			

			Quelle: Bundesverfassungsgericht

			Wechselhafter gestaltete sich sein Eingreifen im Bereich der wehrhaften Demokratie. Waren die gegen die SRP (1952) und KPD (1956) gerichteten Verbotsverfahren weithin unumstritten gewesen, schob Karlsruhe dem von Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat10 begehrten Verbot der rechtsextremen NPD 2003 und 2017 gleich zweimal einen Riegel vor. Im ersten Fall lehnte es das Gericht ab, das Verfahren überhaupt zu eröffnen, weil der Staat selbst die NPD mit eigenen V-Männern unterwandert hatte. Und im zweiten Fall sprach es das Verbot nicht aus, weil von der NPD für den Bestand der Demokratie keine reale Gefahr ausgehe. Das Anfang 2017 ergangene Urteil enthielt zugleich einen Fingerzeig, mit dem das Bundesverfassungsgericht seine quasi rechtssetzende Funktion einmal mehr bestätigte. Es eröffnete die Möglichkeit, verfassungsfeindliche Parteien unterhalb der Verbotsschwelle von der staatlichen Parteienfinanzierung auszuschließen, was der Gesetzgeber durch eine Änderung des Parteienartikels noch im selben Jahr umsetzte.11

			Die meisten Kontroversen löste die Verfassungsrechtsprechung bis zuletzt auf dem Gebiet des Europarechts aus. Den Auftakt bildete hier die »Solange I«-Entscheidung von 1974, bei der das Gericht für sich in Anspruch nahm, das Gemeinschaftsrecht am Maßstab der deutschen Grundrechte zu prüfen, »solange« die EU keinen gleichwertigen Grundrechtsschutz verbürge. In einem späteren Beschluss sah es 1986 diese Gleichwertigkeit als gegeben an (»Solange II«). In den Urteilen zum Maastricht-Vertrag (1993) und zum Lissabon-Vertrag (2009) verlagerte sich der Prüfmaßstab auf das Demokratieprinzip. Die Vereinbarkeit der Europäischen Währungsunion mit dem Grundgesetz festzustellen, tat sich Karlsruhe dabei noch relativ leicht, da die Geldpolitik auch im nationalen Rahmen in der Verantwortung einer unabhängigen, also nicht demokratisch legitimierten Institution gelegen habe. Im Lissabon-Urteil meldete es dagegen unter Verweis auf das fortbestehende Demokratiedefizit der europäischen Institutionen grundsätzliche Vorbehalte gegen eine Übertragung weiterer Souveränitätsrechte auf die EU an. Diese dürfe nicht so weit gehen, dass nationale Kernkompetenzen – etwa im Bereich der Steuer-, Sozial- oder Bildungspolitik – ausgehöhlt würden. Außerdem sei der Bundestag an den Inte­grationsentscheidungen wesentlich umfassender zu beteiligen (s. Kap. 10).

			Tab. 21: Schlüsselentscheidungen des Bundesverfassungsgerichts

			
				
					
					
					
				
				
					
							
							Jahr

						
							
							Fall/Gegenstand/Urteil

						
							
							Veröffentlichung

						
					

				
				
					
							
							1952

						
							
							Verbot der Sozialistischen Reichspartei (SRP)

						
							
							BVerfGE 2, 1

						
					

					
							
							1956

						
							
							Verbot der Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD)

						
							
							BVerfGE 5, 85

						
					

					
							
							1957

						
							
							Elfes-Urteil – Verfassungsbeschwerde gegen ­Einschränkungen der Handlungsfreiheit möglich

						
							
							BVerfGE 6, 32

						
					

					
							
							1958

						
							
							Lüth-Urteil – Meinungsfreiheit/Drittwirkung der Grundrechte

						
							
							BVerfGE 7, 198

						
					

					
							
							1959

						
							
							Väterlicher Stichentscheid – Gleichberechtigung von Männern und Frauen

						
							
							BVerfGE 10, 59

						
					

					
							
							1961

						
							
							Fernseh-Urteil – Verfassungswidrigkeit des geplanten Deutschlandfernsehens

						
							
							BVerfGE 12, 205

						
					

					
							
							1966

						
							
							Spiegel-Urteil – Pressefreiheit

						
							
							BVerfGE 20, 162

						
					

					
							
							1968

						
							
							Parteienfinanzierung – Wahlkampfkostenpauschale

						
							
							BVerfGE 24, 300

						
					

					
							
							1969

						
							
							Gleichstellung nichtehelicher Kinder

						
							
							BVerfGE 25, 167

						
					

					
							
							1973

						
							
							Hochschulorganisation – Verfassungswidrigkeit der Drittelparität

						
							
							BVerfGE 35, 79

						
					

					
							
							1973

						
							
							Grundlagenvertrag mit der DDR – Wieder­vereinigung als Verfassungsgebot

						
							
							BVerfGE 36,1 

						
					

					
							
							1974

						
							
							Solange I – Grundrechtsschutz in der Europäischen Gemeinschaft

						
							
							BVerfGE 37, 271

						
					

					
							
							1975

						
							
							Schwangerschaftsabbruch – Verfassungswidrigkeit der Fristenlösung

						
							
							BVerfGE 39,1

						
					

					
							
							1977

						
							
							Entführung von Hanns Martin Schleyer – ­keine Pflicht der Bundesregierung, den terroristischen ­Forderungen nachzugeben

						
							
							BVerfGE 46, 160

						
					

					
							
							1977

						
							
							Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung – ­Chancengleichheit der Parteien

						
							
							BVerfGE 44, 125

						
					

					
							
							1978

						
							
							Wehrpflicht – Verfassungswidrigkeit der Wahlfreiheit zwischen Wehr- und Ersatzdienst

						
							
							BVerfGE 48, 127

						
					

					
							
							1978

						
							
							Sicherheitsstandards der Kernenergie

						
							
							BVerfGE 49, 89

						
					

					
							
							1978

						
							
							Mitbestimmung – Verfassungsgemäßheit des ­Mitbestimmungsgesetzes

						
							
							BVerfGE 50, 290

						
					

					
							
							1983

						
							
							Bundestagsauflösung nach Vertrauensfrage

						
							
							BVerfGE 62, 1

						
					

					
							
							1983

						
							
							Volkszählungsgesetz – Recht auf informationelle Selbstbestimmung

						
							
							BVerfGE 65, 1

						
					

					
							
							1985

						
							
							Brokdorf-Beschluss – Versammlungsfreiheit

						
							
							BVerfGE 69, 315

						
					

					
							
							1986

						
							
							Solange II – Grundrechtsschutz in der Europäischen Gemeinschaft

						
							
							BVerfGE 73, 339

						
					

					
							
							1990

						
							
							Kommunales Ausländerwahlrecht

						
							
							BVerfGE 83, 37

						
					

					
							
							1991

						
							
							Wiedervereinigung – Verfassungsgemäßheit der Enteignungen in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) 

						
							
							BVerfGE 84, 90

						
					

					
							
							1992

						
							
							Parteienfinanzierung – absolute und relative ­Obergrenze

						
							
							BVerfGE 85, 264

						
					

					
							
							1993

						
							
							Maastricht-Urteil – Verfassungsgemäßheit der ­Währungsunion

						
							
							BVerfGE 89, 155

						
					

					
							
							1993

						
							
							Schwangerschaftsabbruch – rechtswidrig, aber straffrei

						
							
							BVerfGE 88, 203

						
					

					
							
							1994

						
							
							Out-of-area-Einsätze der Bundeswehr – Verfassungsgemäßheit bei vorheriger Zustimmung des Bundes­tages

						
							
							BVerfGE 20, 287

						
					

					
							
							1995

						
							
							Kruzifix-Beschluss – Religionsfreiheit

						
							
							BVerfGE 93, 1

						
					

					
							
							1995

						
							
							Vermögen- und Erbschaftsteuer – Halbteilungs­grundsatz

						
							
							BVerfGE 93, 121

						
					

					
							
							1995

						
							
							»Soldaten sind Mörder«-Urteil – Meinungsfreiheit

						
							
							BVerfGE 93, 266

						
					

					
							
							1996

						
							
							Mauerschützenurteil – Strafbarkeit der in der DDR nicht strafbaren Tötungen an der deutsch-deutschen Grenze

						
							
							BVerfGE 95, 96

						
					

					
							
							1997

						
							
							Bundeswahlgesetz – Verfassungsgemäßheit der ­Überhangmandate

						
							
							BVerfGE 95, 335

						
					

					
							
							2002

						
							
							Lebenspartnerschaftsgesetz – Schutz von Ehe und ­Familie

						
							
							BVerfGE 105, 313

						
					

					
							
							2002

						
							
							Parteispendenuntersuchungsausschuss – ­parlamentarische Minderheitenrechte

						
							
							BVerfGE 105, 197

						
					

					
							
							2003

						
							
							Einstellung des NPD-Verbotsverfahrens – ­Beobachtung durch V-Leute

						
							
							2 BvB 1/01 

						
					

					
							
							2004

						
							
							Großer Lauschangriff – Fernmeldegeheimnis 

						
							
							BVerfGE 109, 279

						
					

					
							
							2004

						
							
							Juniorprofessur – Erforderlichkeitsklausel

						
							
							BVerfGE 111, 226

						
					

					
							
							2004

						
							
							Parteienfinanzierung – Verfassungswidrigkeit des Drei-Länder-Quorums

						
							
							BVerfGE 111, 382

						
					

					
							
							2004

						
							
							Studiengebühren – Erforderlichkeitsklausel

						
							
							BVerfGE 112, 126

						
					

					
							
							2005

						
							
							Bundestagsauflösung nach Vertrauensfrage

						
							
							BVerfGE 114, 121

						
					

					
							
							2006

						
							
							Luftsicherheitsgesetz – Menschenwürde und ­Grundrecht auf Leben

						
							
							BVerfGE 115, 118

						
					

					
							
							2006

						
							
							Rasterfahndung – informationelle Selbstbestimmung

						
							
							BVerfGE 115, 320

						
					

					
							
							2008

						
							
							Verfassungswidrigkeit der Sperrklausel bei ­Kommunalwahlen

						
							
							BVerfGE 120, 82

						
					

					
							
							2008

						
							
							Bundeswahlgesetz – Verfassungswidrigkeit ­wegen ­­negativem Stimmgewicht

						
							
							BVerfGE 121, 266

						
					

					
							
							2009

						
							
							Lissabon-Urteil – Vorbehalte gegen Übertragung von Souveränitätsrechten auf die EU/Beteiligungsrechte des Bundestages

						
							
							BVerfGE 123, 267

						
					

					
							
							2010

						
							
							Regelleistungen nach SGB II (Hartz-IV)

						
							
							BVerfGE 125, 175

						
					

					
							
							2010

						
							
							Vorratsdatenspeicherung – Postgeheimnis 

						
							
							BVerfGE 125, 260

						
					

					
							
							2010

						
							
							Mangold-Beschluss – Einholung von Vorab­entscheidungen durch den EuGH

						
							
							BVerfGE 126, 286

						
					

					
							
							2011

						
							
							Sicherheitsverwahrung – Freiheitsgrundrecht 

						
							
							BVerfGE 128, 326

						
					

					
							
							2011

						
							
							Fünfprozenthürde bei Europawahlen

						
							
							BVerfGE 129, 300

						
					

					
							
							2012

						
							
							Richterwahl für das Bundesverfassungsgericht

						
							
							BVerfGE 131, 230

						
					

					
							
							2012

						
							
							Bundeswahlgesetz – Überhangmandate nur in ­begrenztem Umfang zulässig

						
							
							BVerfGE 131, 316

						
					

					
							
							2012

						
							
							Europäischer Stabilitätsmechanismus

						
							
							BVerfGE 132, 195

						
					

					
							
							2014

						
							
							ZDF-Staatsvertragsurteil – Zusammensetzung der Aufsichtsgremien

						
							
							BVerfGE 136, 9

						
					

					
							
							2015

						
							
							Kopftuch-Beschluss – pauschales Verbot in Schulen verfassungswidrig

						
							
							BVerfGE 138, 296

						
					

					
							
							2017

						
							
							NPD-Verbotsverfahren – Zurückweisung des ­Verbotsantrags/Ausschluss verfassungsfeindlicher ­Parteien von der staatlichen Parteienfinanzierung

						
							
							BVerfGE 144, 20

						
					

					
							
							2017

						
							
							Drittes Geschlecht – Persönlichkeitsrecht/­Diskriminierungsverbot

						
							
							BVerfGE 147, 1

						
					

					
							
							2019

						
							
							Sanktionen (Hartz IV) – menschenwürdiges ­Existenzminimum

						
							
							BVerfGE 152, 68

						
					

					
							
							2020

						
							
							Selbsttötung – Persönlichkeitsrecht

						
							
							BVerfGE 153, 183

						
					

					
							
							2020

						
							
							EZB-Urteil – EuGH-Urteil zu Anleiheankäufen setzt sich über die EU-Verträge hinweg (»ultra vires«)

						
							
							2 BvR 859/15

						
					

					
							
							2021

						
							
							Klimaschutzgesetz-Beschluss – Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen

						
							
							1 BvR 2656/18

						
					

					
							
							2021

						
							
							Bundesnotbremse – Ausgangs- und Kontakt­beschränkungen zur Bekämpfung der Corona­pandemie

						
							
							1 BvR 781/21

						
					

					
							
							2022

						
							
							Zustimmung zum EU-Freihandelsabkommen mit ­Kanada (CETA)

						
							
							2 BvR 1368/16

						
					

				
			

			Quelle: Eigene Zusammenstellung

			Das Festhalten Karlsruhes am Primat der nationalen Demokratie stieß in der Fachöffentlichkeit auf schärferen Widerspruch als in der Bevölkerung. Eine einseitige Parteinahme stellte es aber nicht dar – die Klage gegen den Lissabon-Vertrag war schließlich sowohl von konservativen als auch linken Politikern eingereicht worden. Auch in den anderen Bereichen der Rechtsprechung hielten sich konservative und progressive Tendenzen meistens die Waage und dominierten nie für längere Zeit. Eine gewisse Einseitigkeit kann man dem Gericht allenfalls in der ersten Hälfte der 1970er-Jahre vorwerfen, als es kurz hintereinander eine Reihe von Reformgesetzen der sozialliberalen Koalition zu Fall brachte.

			Betrachtet man die Zusammensetzung des Bundesverfassungsgerichts nach Parteimitgliedschaft, gehören im Schnitt jeweils ein Drittel der Richter einem der beiden politischen Lager (Union/FDP oder SPD/Grüne) an, das restliche Drittel ist parteilos. Die Parteilosen wären aber kaum ins Amt gelangt, wenn sie sich nicht ebenfalls parteipolitisch verorten ließen. Exponierte Parteipolitiker haben es schwer, mit dem Einverständnis der Gegenseite benannt zu werden, und sind daher in den Senaten nur selten anzutreffen. Aktuell gilt dies z. B. für den früheren saarländischen Ministerpräsidenten Peter Müller (CDU), dessen Nominierung sich lange hinzog. Noch schlechtere Erfahrungen musste die SPD machen, als ihr Versuch, die stellvertretende Parteivorsitzende und spätere Justizministerin Herta Däubler-Gmelin als Richterin durchzusetzen, 1993 spektakulär scheiterte. 

			Ähnlich wie beim Bundesrat werden beim Verfassungsgericht die bisherigen Usancen der Richterbestellung durch die veränderte Parteien- und Koalitionslandschaft infrage gestellt. So haben die Grünen aufgrund ihrer starken Position im Bundesrat erreicht, dass ihnen die anderen Parteien das Vorschlagsrecht für einen weiteren Richterposten abtreten. Weil dies die Mehrheitsverhältnisse im ersten Senat nach links verschieben würde, stößt der Proporzautomatismus im Gericht auf Unbehagen. Dabei spielt im Hintergrund sicher der Gedanke mit, dass auch Linke und AfD irgendwann ihre Ansprüche anmelden könnten. 

			Ein anderer Aspekt der Kritik am bestehenden Wahlverfahren bezieht sich auf dessen mangelnde Transparenz. Die Festlegung auf die Kandidaten erfolgt im kleinsten Kreis, dessen Liste von den eigentlich zuständigen Wahlgremien anschließend nur noch abgesegnet wird. Eine öffentliche Anhörung der designierten Richter, wie sie z. B. in den USA stattfindet, ist der deutschen Verfassungspraxis fremd. Ob sie ratsam wäre, darüber gehen in der Rechts- und Politikwissenschaft die Meinungen auseinander. Dass das Bundesverfassungsgericht das Verfahren der Richterbestellung selbst für verfassungsmäßig erklärt hat, ist misslich, handelt es sich doch auch hier um eine Entscheidung »in eigener Sache«.

			Mit der Einführung von Sondervoten im Jahre 1970 hat man ein anderes Element der amerikanischen Praxis dagegen erfolgreich adaptiert. Bis dahin wurde in den Senaten zwar auch mit Mehrheit abgestimmt, doch trat das Gericht nach außen stets als Einheit auf. Sondervoten haben den Vorteil, dass sie die Korrektur von Entscheidungen erleichtern. Wird eine Anpassung der Rechtsprechung als notwendig erachtet, kann man auf die abweichenden Minderheitsmeinungen von früher Bezug nehmen. Auf diese Weise wurden z. B. 1992 die Regelungen zur Parteienfinanzierung und 1993 das Recht des Schwangerschaftsabbruchs auf neue Grundlagen gestellt. Bemühungen, das Gericht auch ansonsten stärker in die Öffentlichkeit zu bringen, kennzeichneten den Beginn der Amtszeit von ­Andreas Voßkuhle als Präsident (2010–2020); sie wurden nach eher schlechten Erfahrungen schon bald wieder zurückgenommen. Immer stärker eingerissen ist unterdessen die Unsitte, dass ausgeschiedene Verfassungsrichter sich freimütig zu verfassungsrechtlichen Themen in den Medien äußern, auch solchen, die laufende oder anstehende Verfahren in Karlsruhe betreffen – hier wäre eine größere Zurückhaltung geboten. 
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					10	Im zweiten Verfahren wurde der Antrag nur vom Bundesrat gestellt.

				

				
					11	 2019 stellte der Bundesrat auf der Basis des geänderten Gesetzes den Antrag, die NPD von der staatlichen Finanzierung auszuschließen. Über die dagegen von der Partei eingereichte Klage hat das Verfassungsgericht auch drei Jahre später (2022) noch nicht entschieden. Bis dahin fließen der NPD weiter Mittel aus der Staatskasse zu.

				

			

		


		
			10 Internationale Organisationen und europäische Integration 

			Als anerkanntes Mitglied der Völkergemeinschaft gehört die Bundesrepublik heute 120 internationalen Organisationen an. 8 000 Deutsche arbeiten dort in Positionen, die in etwa dem inländischen höheren Dienst entsprechen. Am bekanntesten und wichtigsten neben der Europäischen Union sind die Vereinten Nationen (UN) und das westliche Militärbündnis, die NATO. Im Bereich der Friedenssicherung sind des Weiteren die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) zu nennen, im Bereich der Wirtschaft die Weltbank, die Internationale Handelsorganisation (WTO) und die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD). 

			Die erste Organisation, der Deutschland nach dem Krieg beitrat, war 1950 der Europarat. Er wurde 1949 gegründet und zählte damals zwölf Mitglieder. Heute gehören ihm außer Russland (das 2022 ausgeschlossen wurde), Belarus, dem Kosovo und dem Vatikan alle 47 europäischen Staaten an, darunter die Kaukasus-Länder Armenien, Georgien und Aserbaidschan. Das wichtigste Organ des Europa­rates ist der in Straßburg ansässige Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR), der über die Einhaltung der 1953 in Kraft getretenen »Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten« wacht (EMRK). Beschwerden vor dem Gerichtshof können von Einzelpersonen und von Staaten erhoben werden; seine Urteile sind für die Mitgliedstaaten verbindlich.

			Den Vereinten Nationen (UN) ist die Bundesrepublik erst 1973, zeitgleich mit der DDR, beigetreten, sie war allerdings schon vorher Mitglied in vielen ihrer Unterorganisationen. Zum Haushalt der UN, der sich 2021 auf 3,2 Milliarden US-Dollar belief, trägt Deutschland etwa sechs Prozent bei und ist damit nach den USA, China und Japan der viertgrößte Beitragszahler. Von den derzeit 36 Einrichtungen und Büros der UN in der Bundesrepublik befinden sich die meisten (24) in der früheren Bundeshauptstadt Bonn, darunter das wichtige Klimasekretariat.

			Der Beitritt zum Nordatlantikpakt (NATO), der 1955 erfolgte und die Wiederaufstellung von Streitkräften sowie die Gründung der Bundeswehr begleitete, war in dieser Form zunächst gar nicht vorgesehen. Stattdessen hatten sich Frankreich und Deutschland zusammen mit Italien und den drei Beneluxstaaten auf das Projekt einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) verständigt, die an die 1952 geschaffene Europäische Gemeinschaft für Kohle- und Stahl (EGKS oder »Montanunion«) anknüpfen sollte. Als der EVG-Vertrag in der französischen Nationalversammlung abgelehnt wurde, bot sich der NATO-Beitritt der Bundes­republik als Ersatz an. Das war nicht ohne Ironie, hatte Frankreich doch die Wiederentstehung einer eigenständigen deutschen Armee mit der EVG gerade verhindern wollen. Umgekehrt lag der deutschen Europapolitik der Gedanke zugrunde, dass man die eigene nationalstaatliche Souveränität schneller zurückerlangen konnte, wenn man bereit war, sie im europäischen und transatlantischen Verbund mit anderen zu teilen. 

			Die europäische Einigung

			Für die europäische Einigung bedeutete das Scheitern der EVG nicht das Aus. Es führte aber dazu, dass man das Integrationsgeschehen in der Folge ganz auf die wirtschaftliche Zusammenarbeit verlegte. Mit den ­Römischen Verträgen von 1957 kamen zur EGKS nun die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und die Europäische Atomgemeinschaft (EURATOM) hinzu. 1967 wurden die Organe der drei Gemeinschaften zusammengelegt, sodass man fortan nur noch von der Europäischen Gemeinschaft (EG) sprach. Die Umbenennung in Europäische Union (EU) erfolgte mit dem 1993 in Kraft getretenen Vertrag von Maastricht. 

			Die meisten EU-Institutionen sind in Brüssel angesiedelt – dort befinden sich die Kommission, das Ratsgebäude und das Parlament. Letzteres unterhält mit Straßburg zugleich einen zweiten Tagungsort, was viele wegen der damit verbundenen Pendelei als Ärgernis empfinden. Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat seinen Sitz in Luxemburg, die als gemeinsame Währungsbehörde der Mitgliedstaaten 1998 gegründete Europäische Zentralbank (EZB) in Frankfurt am Main.

			Was die EG von anderen ihr vorausgehenden und nachfolgenden internationalen Organisationen unterschied, war ihre supranationale Struktur. Das Herzstück der von Robert Schuman und Jean Monnet konzipierten Montanunion war die Hohe Behörde, aus der später die Europäische Kommission hervorging. Ihr wurde das Recht übertragen, für die Mitgliedstaaten verbindliche Entscheidungen zu treffen. Dem Ministerrat, in dem die Ressortvertreter der einzelnen Länder zusammentrafen, sollte laut EGKS-Vertrag nur eine koordinierende Rolle zukommen; die Funktion eines Gesetzgebungsorgans erhielt er erst mit den Römischen Verträgen. Zur Kontrolle der Hohen Behörde waren eine parlamentarische Versammlung sowie ein Gerichtshof bestimmt. Der Versammlung, dem späteren Europäischen Parlament, blieben Mitwirkungsrechte an der Gesetzgebung allerdings versagt, ihr stand lediglich das Recht zu, die Hohe Behörde mit Zweidrittelmehrheit abzuberufen – ein Recht, das im Verhältnis von Parlament und Kommission bis heute unverändert besteht.

			Kern der EWG war die Schaffung einer Zollunion, die sich über Kohle und Stahl hinaus auch auf die anderen Bereiche der Industrie und die Landwirtschaft erstrecken sollte. Letztere spielte insofern eine Sonderrolle, als sie im nationalen Rahmen von jeher einer starken staatlichen Interventions- und Subventionspraxis unterlag. Diese wurde jetzt auf die EG komplett übertragen. Das hatte zur Folge, dass bis in die 1980er-Jahre hinein etwa drei Viertel ihres Haushalts allein auf die Agrarausgaben entfielen.

			Um die für die Schaffung des gemeinsamen Marktes erforderliche Gesetzgebung leichter zu ermöglichen, sahen die Römischen Verträge nach einer Übergangszeit die Einführung von qualifizierten Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat vor, die von Frankreich allerdings 1966 blockiert wurde. Dahinter stand auch de Gaulles Ablehnung eines EG-Beitritts Großbritanniens. Dieser erfolgte erst später – im Jahre 1973 – zusammen mit Irland und Dänemark. Bemühungen um eine Vertiefung der Integration in politischer Hinsicht kamen in den 1970er-Jahren kaum voran und beschränkten sich auf eine bessere wechselseitige Abstimmung im Rahmen regelmäßiger Außenministertreffen.

			Wirtschaftlich herrschte in den 1970er-Jahren ohnehin Krisenstimmung. Weil es den Mitgliedstaaten schwerfiel, sich auf ein gemeinsames Vorgehen gegen die »Stagflation« zu verständigen, machte das Wort von der »Eurosklerose« die Runde. Mit der Etablierung des Europäischen Währungssystems (EWS) gelang Ende der 1970er-Jahre dennoch ein wichtiger Integrationsschritt, der dem Binnenmarkt- und Maastricht-Prozess in den 1980er-Jahren den Weg bahnte. Gleichzeitig wurden für die EG auch institutionell neue Grundlagen gelegt. Einerseits schuf man mit den mehrmals jährlich stattfindenden Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs ein neues Entscheidungsgremium – den in der öffentlichen Darstellung leider oft mit dem Europarat verwechselten Europäischen Rat. Andererseits erfuhr das Europäische Parlament durch die 1979 erstmals durchgeführte Direktwahl eine ­deutliche Aufwertung. 

			Ab Mitte der 1980er-Jahre verlieh das Binnenmarktprojekt dem Integra­tionsprozess neuen Schwung. Um einen schrankenlosen Markt zu errichten, der den freien Verkehr von Personen, Waren, Dienstleistungen und Kapital – die vier sogenannten Grundfreiheiten – ermöglichte, galt es in einem Kraftakt Hunderte von technischen und fiskalischen Vorschriften zu harmonisieren. Die institutionelle Voraussetzung dafür wurde im Rahmen der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) durch die Wiedereinführung qualifizierter Mehrheitsentscheidungen geschaffen. Gleichzeitig erweiterte sich die Gemeinschaft durch den Beitritt von Griechenland (1981), Spanien (1986) und Portugal (1986) in zwei Etappen nach Süden. Ein geschickter Schachzug des Kommissionspräsidenten Jacques Delors war es, ausgerechnet die Chefs der nationalen Notenbanken mit der Ausarbeitung eines Plans für die Einführung einer gemeinsamen Währung zu beauftragen, bereiteten sie damit doch ihre eigene Entmachtung vor. Entgegen einer verbreiteten Legende wurde dieser Prozess schon vor der deutschen Vereinigung auf den Weg gebracht, von der Bundesregierung aber aufgrund innenpolitischer Besorgnisse verzögert.

			Der 1992 unterzeichnete Maastricht-Vertrag markierte in der Entwicklung der Europäischen Union eine deutliche Zäsur. Institutionell stellte er die Gemeinschaft auf neue Füße, indem er neben die erste Säule der Gemeinschaftspolitiken, die einer supranationalen Logik folgten und im Wesentlichen den Binnenmarkt und die neu zu schaffende Währung betrafen, zwei weitere Säulen der »intergouvernementalen« Zusammen­arbeit errichtete: die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und die Justiz- und Innenpolitik. In der supranationalen Säule wurde das Europäische Parlament dem Rat nun gesetzgeberisch weitgehend gleichgestellt. Außerdem erhielt es das Recht, den von den Staats- und Regierungschefs benannten Kommissionspräsidenten oder die Kommissionspräsidentin in einer Investiturabstimmung förmlich zu bestätigen. 

			Mit Maastricht verstärkten sich die Fliehkräfte innerhalb der Gemeinschaft. Großbritannien und Dänemark (wo der Vertrag in einer Volksabstimmung zunächst durchgefallen war) hatten dem Vertragswerk nur unter der Bedingung zugestimmt, dass sie an der dritten Stufe der Währungsunion nicht teilnehmen mussten. Auch in Frankreich stand die Mehrheit im Referendum (51 Prozent) auf Messers Schneide. Das »Europa der zwei Geschwindigkeiten« war schon mit dem 1985 geschlossenen Schengen-Abkommen Wirklichkeit geworden, das einen Wegfall der Personenkontrollen an den europäischen Binnengrenzen vorsah und später in den EU-Vertrag integriert wurde. Dem Schengen-Raum gehören heute mit der Schweiz, Norwegen und Island auch drei Nicht-EU-Mitglieder an, ­während das EU-Mitglied Irland außen vor bleibt. (Für Großbritannien galt das schon vor seinem EU-Austritt.) 

			Abb. 22: Mitgliedstaaten der Europäischen Union im Jahre 2022 (EU 27) und Beitrittskandidaten
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			Mit der Osterweiterung traten ab 2004 weitere 13 Staaten der Gemeinschaft bei, nachdem diese 1995 bereits um die früheren EFTA-­Mitglieder12 Österreich, Schweden und Finnland vergrößert worden war. In ­Norwegen scheiterte der Beitritt in einer Volksabstimmung. In der Folge nahm zum einen das wirtschaftliche Gefälle innerhalb der Gemeinschaft stark zu, zum anderen wurden Anpassungen der institutionellen Entscheidungsstrukturen notwendig, die aufgrund der großen Interessenunterschiede zwischen den Staaten aber nur zu mageren Kompromissen führten. 

			Tab. 22: Wichtige Etappen des europäischen Integrationsprozesses

			
				
					
					
				
				
					
							
							Jahr

						
							
							Ereignis

						
					

				
				
					
							
							1952

						
							
							Gründung der EGKS

						
					

					
							
							1954

						
							
							Die EVG scheitert in der französischen Nationalversammlung.

						
					

					
							
							1957

						
							
							Römische Verträge – Gründung von EWG und EUATOM

						
					

					
							
							1960

						
							
							Gründung der Freihandelszone EFTA in Konkurrenz zur EWG

						
					

					
							
							1963

						
							
							Van Gend & Loos – EuGH begründet Direktwirkung des Europarechts.

						
					

					
							
							1964

						
							
							Costa/ENEL – EuGH begründet Vorrang des Europarechts.

						
					

					
							
							1965

						
							
							Politik des leeren Stuhls – Frankreich blockiert Übergang zu Mehrheitsentscheidungen.

						
					

					
							
							1967

						
							
							Fusion der drei Gemeinschaften (EG)

							De Gaulle lehnt Beitragsantrag Großbritanniens zum zweiten Mal ab.

						
					

					
							
							1973

						
							
							Erste Norderweiterung – Großbritannien, Irland und Dänemark treten der EU bei.

						
					

					
							
							1975

						
							
							Dreimal jährliche Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs beginnen.

						
					

					
							
							1979

						
							
							Europäisches Währungssystem

							Erste Direktwahl des Europäischen Parlaments

						
					

					
							
							1984

						
							
							Kompromiss mit Großbritannien im Finanzierungsstreit 
(»Briten-Rabatt«)

						
					

					
							
							1985

						
							
							Schengen-Abkommen

						
					

					
							
							1986

						
							
							Einheitliche Europäische Akte – das Binnenmarktprojekt startet

							Süderweiterung – nach Griechenland (1981) treten auch Spanien und ­Portugal der EG bei.

						
					

					
							
							1992

						
							
							Maastricht-Vertrag – Wirtschafts- und Währungsunion startet/
aus der EG wird die EU.

						
					

					
							
							1995

						
							
							Beitritt Österreichs, Schwedens und Finnlands

						
					

					
							
							1997

						
							
							Amsterdamer Vertrag

							Dublin-Abkommen tritt in Kraft.

						
					

					
							
							2001

						
							
							Vertrag von Nizza – Neuregelung der Stimmverteilung im Rat der EU

						
					

					
							
							2002

						
							
							Einführung des Euro-Bargelds in zwölf EU-Staaten

						
					

					
							
							2004

						
							
							Ostererweiterung – acht nord- und mittelosteuropäische Länder sowie Malta und Zypern treten der EU bei.

						
					

					
							
							2005

						
							
							Verfassungsvertrag scheitert in Frankreich und den Niederlanden.

						
					

					
							
							2007

						
							
							Beitritt Rumäniens und Bulgariens

						
					

					
							
							2009

						
							
							Vertrag von Lissabon

						
					

					
							
							2013

						
							
							Europäischer Stabilitätsmechanismus (ESM)

							Beitritt Kroatiens

						
					

					
							
							2014

						
							
							Wahlbeteiligung bei den Europawahlen fällt auf ein Rekordtief 
(42,6 Prozent). 

						
					

					
							
							2015

						
							
							Mit Litauen tritt das 19. Mitgliedsland der Eurozone bei.

							Minsker Abkommen – die EU vermittelt im Ukraine-Konflikt.

							Ausscheiden Griechenlands aus der Eurozone wird abgewendet.

							Migrationskrise beginnt – EU-Türkei-Deal

						
					

					
							
							2016

						
							
							Die britische Bevölkerung beschließt in einer Volksabstimmung den ­EU-Austritt.

						
					

					
							
							2019

						
							
							Ursula von der Leyen wird Kommissionspräsidentin.

						
					

					
							
							2020

						
							
							Bundesverfassungsgericht setzt sich mit EZB-Urteil erstmals offen über den EuGH hinweg.

							Mit Inkrafttreten des Austrittsabkommens verlässt Großbritannien die EU zum 1. Februar.

							Coronapandemie – EU beschließt 750 Milliarden schweren Wieder­aufbaufonds.

						
					

					
							
							2022

						
							
							Ukraine-Krieg – EU beschließt umfangreiche Sanktionen gegen ­Russland. 

						
					

				
			

			Quelle: Eigene Zusammenstellung

			Nachdem der nach langjährigen Beratungen verabschiedete »Vertrag über eine Verfassung für Europa« 2005 in Frankreich und den Niederlanden bei der Bevölkerung durchfiel, wurden dessen wichtigste Elemente zwei Jahre später in den 2009 in Kraft getretenen und bis heute gültigen Vertrag von Lissabon überführt.

			In den 2010er-Jahren stand die EU im Zeichen mehrerer miteinander verbundener »Großkrisen«: der Schulden- und Eurokrise, für deren Be­wältigung gewaltige Rettungsschirme aufgespannt wurden, des 2015 nur knapp abgewendeten Ausscheidens Griechenlands aus der Währungsunion, der im selben Jahr einsetzenden Migrationskrise, die zu einem Zusammenbruch des Dublin-Systems13 führte, des 2016 von den Briten in einer Volksabstimmung beschlossenen »Brexits«, der einen mehrjährigen, äußerst mühsamen Aushandlungsprozess über die Austrittsbedingungen nach sich zog, und der 2020 über den Kontinent hineinbrechenden Coronapandemie, die erneut die Solidarität der Mitgliedstaaten auf die Probe stellte: von der Handhabung der Binnenmarktfreiheiten über die Beschaffung und Verteilung von Impfstoffen bis hin zur Aufnahme gemeinschaftlicher Schulden zur Bekämpfung der wirtschaftlichen Krisenfolgen. Als weiteres Problem kam hinzu, dass einige EU-Mitglieder – etwa Ungarn und Polen – sich während dieser Zeit von der Einhaltung demokratischer und rechtsstaatlicher Standards immer mehr entfernten. Dass die Gemeinschaft trotz der Krisen ihren Zusammenhalt bewahren konnte und in vielerlei Hinsicht Handlungsfähigkeit bewies, bleibt – bei aller ansonsten berechtigten Kritik – bemerkenswert. 

			Ob das auch in Zukunft so sein wird, ist keineswegs ausgemacht. Hatte die EU geglaubt, mit den durch eine gemeinsame deutsch-französische Initiative zustande gekommenen Minsker Vereinbarungen dem russischen Revisionismus nach der Krim-Annexion und den Übergriffen auf die Ostukraine (Donezk und Luhansk) 2015 Einhalt geboten zu haben, wurde sie am 24. Februar 2022 eines Besseren belehrt, als Putin mit seinem Angriff auf die gesamte Ukraine die bis dahin bestehende europäische Friedensordnung zum Einsturz brachte und die EU in ihrer territorialen Integrität erstmals offen bedrohte. Obwohl diese sich um eine einvernehm­liche und harte Reaktion auf die russische Aggression bemühte, sollte der Krieg die Solidarität unter den Mitgliedstaaten einmal mehr strapazieren. Das war vor allem auf die unterschiedliche Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen zurückzuführen, die Putin jetzt gezielt als Waffe einsetzte. Darüber hinaus führte die Erhebung der Ukraine zum EU-Beitrittskandidaten zu Missmut unter den südosteuropäischen Ländern, die schon länger im Kandidatenstatus verharren und deren Beitrittsverhandlungen auf der Stelle treten.

			Das europäische Demokratieproblem

			Die Europäische Union ist kein Staat, wenn man den Staat – in der klassischen Formulierung Max Webers – mit dem Monopol der legitimen physischen Gewaltsamkeit assoziiert. Dennoch besitzt sie quasistaatliche Attribute, hat sie doch die Rechtsetzungsmacht der nationalen Politik immer mehr an sich gezogen – bis in den Kernbereich staatlichen Handelns hinein. Die Um- und Durchsetzung dieses Rechts obliegt freilich weiterhin der nationalen Ebene, die den Menschen insofern weiter als der Staat gegenübertritt. Bei ihr verbleiben auch die Insignien der souveränen Staatlichkeit, während die europäische Politik eher unscheinbar agiert und aufgrund ihres primär regulativen Charakters für die Bevölkerung wenig greifbar ist. 

			Wenn laut Schätzungen heute etwa 40 Prozent der nationalen Gesetzgebung von der EU beeinflusst oder – durch die Umsetzung der Richt­linien – direkt ausgelöst werden, so verbergen sich hinter diesem Wert ganz unterschiedliche Grade der Europäisierung in einzelnen Politikfeldern. Am weitesten vorangeschritten ist sie in der Geld-, Agrar-, Wettbewerbs- und Außenwirtschaftspolitik, die heute weitgehend oder vollständig der Kon­trolle durch die EU unterliegen. Geringer bleibt sie in den Gebieten Energie, Infrastruktur, Steuern, Soziales, Arbeitsmarkt, Bildung, Umwelt, Mi­gration, in der Außen- und Verteidigungspolitik sowie der Inneren Sicherheit und Justiz. Allerdings gibt es auch hier keinen Bereich ohne europäische Einflussnahme. Während sich die Regierungen in der Außen- und Verteidigungspolitik, bei der Migration sowie der Inneren Sicherheit und Justiz um eine enge Abstimmung bemühen, strahlt das Gemeinschaftsrecht im Bereich des Binnenmarktes auf die vermeintlich »europafernen« Politikfelder aus und engt auch dort die nationale Gestaltungsmacht zunehmend ein.

			Wichtigster Antreiber dieser Entwicklung neben der Europäischen Kommission war und ist der Europäische Gerichtshof. Dieser hatte schon in den 1960er-Jahren gegenüber den Mitgliedstaaten zwei Pfeiler eingerammt, die seinen späteren Machtzuwachs begründen sollten: die Direktwirkung und der Vorrang des europäischen Rechts. Die Direktwirkung besagt, dass jede Einzelperson sich vor den nationalen Gerichten unmittelbar auf das europäische Recht berufen kann. Und das Vorrangprinzip postuliert, dass das EU-Recht nicht nur über den nationalen Gesetzen steht, sondern sogar über dem nationalen Verfassungsrecht. Der Gerichtshof hat die europäischen Verträge damit de facto »konstitutionalisiert« – mit weitreichenden Folgen für die nationalen Gesetzgeber. Denn unter Verweis auf die vier Grundfreiheiten und das Wettbewerbsrecht können nun arbeits- und sozialrechtliche Standards zur Disposition gestellt werden, die in den Mitgliedstaaten zum Teil eine lange Tradition aufweisen, während auf der anderen Seite der Aufrichtung gleichwertiger Standards auf europäischer Ebene hohe Konsenshürden entgegenstehen. 

			Letzteres liegt auch daran, dass es den supranationalen Institutionen der EU an einer der nationalen Ebene gleichwertigen demokratischen Legitimation mangelt. Die Kommission, die als europäische Exekutive das Gegenstück zu den nationalen Regierungen verkörpert, setzt sich aus Personen zusammen, die von den Regierungen der Mitgliedstaaten benannt werden, wobei jedem Land ein Kommissarsposten zusteht. Die Kommissare müssen sich also keiner Wahl stellen. Um einen Ausgleich dafür zu schaffen, sind im Parlament Anhörungen vorgesehen. Dass die Abgeordneten dabei die eine Kandidatin oder den anderen Kandidaten zu Fall bringen, gehört inzwischen fast schon zum Ritual. Ein ­wirklicher Einfluss auf die Zusammensetzung des Gremiums geht davon jedoch genauso wenig aus wie von der Schlussabstimmung, bei der das Parlament die Kommission nur als Ganze ablehnen kann.

			Auch der Präsident oder die Präsidentin der Kommission wird trotz der im Lissabon-Vertrag festgeschriebenen förmlichen Wahl de facto nicht vom Europäischen Parlament bestellt, sondern von den Staats- und Regierungschefs im Europäischen Rat, der das Nominierungsrecht besitzt. So gelangte nach der Europawahl 2019 anstelle von Manfred Weber die CDU-Politikerin und deutsche Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen in das Amt, obwohl die Europäische Volkspartei (EVP), die aus den Wahlen als stärkste Kraft hervorging, Weber vor der Wahl ausdrücklich als ihren Spitzenkandidaten nominiert hatte. Ob das »Spitzenkandidatensystem« mit diesem Rückschlag endgültig gescheitert ist, bleibt abzuwarten.

			Eine starke Stellung im Gesetzgebungsprozess hat die Kommission. Dies rührt daher, dass sie als einziges Organ in der EU über das Recht der Gesetzesinitiative verfügt (Initiativmonopol) und sie ihre Vorschläge im weiteren Verlauf des Verfahrens jederzeit zurückziehen kann. Das Fehlen eines eigenen Gesetzesinitiativrechts des Parlaments widerspricht den Usancen eines demokratischen Regierungssystems. Begründet wird es damit, dass man ansonsten auch dem Rat ein Initiativrecht einräumen müsste. Anders als in den Zweikammersystemen auf nationaler Ebene ist in der EU nicht das direkt gewählte Parlament, sondern der offiziell als Rat der Europäischen Union bezeichnete Ministerrat14 die erste Kammer, weil dieser nach der ersten Lesung mit seinem Standpunkt einen Quasigesetzesbeschluss trifft. Das Parlament verfügt jedoch über ein gleichberechtigtes Entscheidungsrecht, da es diesem Beschluss zustimmen muss und – falls seine Änderungsanträge abgelehnt werden – ein Vermittlungsverfahren erzwingen kann. Ähnliches gilt für die Aufstellung des Haushalts. Neben den ordentlichen Gesetzgebungsverfahren gibt es besondere Bereiche, in denen das Parlament lediglich anzuhören ist, weil sie im Ministerrat der Einstimmigkeit unterliegen. Das gilt z. B. für die Steuerpolitik oder die GASP.

			Der demokratische Makel des Europäischen Parlaments wird weniger an seinen Kompetenzen als an seiner Struktur festgemacht. Kritische Stimmen weisen vor allem auf die Verletzung des demokratischen Gleichheitsgrundsatzes (one person, one vote) hin, weil die Verteilung der Sitzkontingente auf die Mitgliedstaaten gemäß dem Prinzip der degressiven Proportionalität die kleineren, bevölkerungsschwachen gegenüber den großen, bevölkerungsreichen Ländern stark begünstige. Dies hat z. B. zur Folge, dass in Deutschland für ein Mandat elfmal so viele Stimmen benötigt werden wie auf Malta. 

			Darin einen grundlegenden Verstoß gegen die Demokratie zu sehen, wie es das deutsche Verfassungsgericht tut (s. Kap. 9), erscheint jedoch aus zwei Gründen zu puristisch: Erstens wird die ungleiche Repräsentation im Parlament teilweise dadurch ausgeglichen, dass die unterschiedlichen Bevölkerungsgrößen auch in den Abstimmungsregeln des Rates Berücksichtigung finden. Die EU folgt also nicht wie die USA oder die Schweiz dem Modell klassischer Zweikammersysteme, wo die eine Kammer strikt nach dem demokratischen und die andere nach dem föderativen Gleichheitsprinzip zusammengesetzt ist, sondern »mischt« die Prinzipien in ihren beiden Kammern. Und zweitens – noch wichtiger – kommt es für die Gleichheit nicht primär auf die territoriale, sondern auf die (partei)politische Repräsentation an. Diese herzustellen, wäre im Europäischen Parlament durch die Zuteilung von Ausgleichsmandaten an die gemäß ihrem Stimmenergebnis unterproportional vertretenen Parteien schon heute problemlos möglich, ohne dass man an der ungleichen territorialen Verteilung rütteln müsste.

			Triftiger ist ein zweiter Kritikpunkt, der weniger bei der formalen Struktur als bei der tatsächlichen Funktionsweise der europäischen Demokratie ansetzt. Hier schöpft das Parlament sein Legitimationspotenzial bei Weitem nicht aus. Für eine lebendige und stetige Verbindung zur Wählerschaft kann es nicht sorgen, da es an dem dazu nötigen demokratischen Unterbau fehlt. Es gibt kein einheitliches EU-weites Wahlrecht, keine gemeinsamen europäischen Parteien und keine diesen Namen verdienende europäische Öffentlichkeit. Zu den Wahlen treten weiterhin nur ­nationale Parteien an, die sich erst nach der Wahl im Europäischen Parlament zu Fraktionen zusammenschließen. Die Wahlen finden deshalb überwiegend unter innenpolitischen Vorzeichen statt und bleiben aus der Sicht der Bevölkerung hinter der Bedeutung der nationalen Parlaments- und Präsidentschaftswahlen zurück. In der wissenschaftlichen Literatur werden sie bis heute als »zweitrangige« Wahlen (second order elections) apostrophiert. Den Beleg dafür liefert die durchweg niedrige Wahlbeteiligung, die nach anfänglich respektablen 63 Prozent 1979 von Wahl zu Wahl abnahm und 2014 auf ein Rekordtief von 42,6 Prozent fiel. Der kräftige Anstieg (auf 50,6 Prozent) bei der Europawahl 2019 geht darauf zurück, dass hier die europäischen Themen zum ersten Mal stärker in den Vordergrund traten und gerade jüngere Wahlberechtigte zur Teilnahme motivierten.

			Abb. 23: Beteiligung bei den Wahlen zum Europäischen Parlament in Prozent
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			Quelle: Eigene Zusammenstellung

			Das demokratische Defizit der supranationalen Institutionen hat zur Folge, dass der Konsens der nationalstaatlichen Regierungen bis auf Weiteres die entscheidende Legitimationsgrundlage der europäischen Politik bleibt. Abgesichert wird dieser Konsens durch die hohen Mehrheitserfordernisse im Rat. Dort gilt seit dem Lissabon-Vertrag als Abstimmungsregel im Normalfall die »doppelte Mehrheit«: Einem Beschluss zustimmen müssen 55 Prozent der Mitgliedstaaten, hinter denen mindestens 65 Prozent der Bevölkerung stehen. In bestimmten Bereichen wie der Steuerpolitik, der GASP oder der Festlegung des mehrjährigen Haushaltsrahmens besteht das Einstimmigkeitsprinzip fort. Dessen Abschaffung würde eine Vertragsänderung voraussetzen, die dann aber ebenfalls einstimmig beschlossen werden müsste.

			Ein notorisches Problem des Ministerrates liegt in seiner Intransparenz. Wie die Beschlüsse zustande kommen und welches Votum die Mitgliedstaaten am Ende abgeben, bleibt der Kontrolle und Beeinflussbarkeit durch die Bevölkerung nahezu vollständig entzogen. Den Regierungen kommt das durchaus entgegen, weil sie dadurch die Möglichkeit gewinnen, Entscheidungen der EU in die nationale Politik zu »reimportieren«, die dort aufgrund von Interessenwiderständen wahrscheinlich nicht durchsetzbar gewesen wären. Und sollten die Entscheidungen doch auf Widerstand stoßen, können sie der EU die Schuld geben und so tun, als hätten sie mit deren Zustandekommen selbst nichts zu tun. Die Regierenden tragen durch dieses Verhalten eine Mitverantwortung für das geringe An­sehen der europäischen Politik, über das sie sich dann an anderer Stelle umso wortreicher beklagen. 

			Die Europäisierung des bundesdeutschen Regierungssystems

			Wie sind die deutschen Verfassungsinstitutionen am europäischen Regieren beteiligt? Ein Organ kann bei dieser Frage von vornherein ausgenommen werden: das Bundespräsidentenamt. Es verfügt über keine nennenswerten Regierungsbefugnisse und bleibt in seiner Repräsentationsfunktion weitgehend an die nationale Sphäre gebunden. Die anderen vier Organe sind in unterschiedlicher Form von der Europäisierung betroffen. Während die Regierung von der Teilung der Souveränität im europäischen Staatenverbund profitiert, müssen die anderen an der Gesetzgebung beteiligten Organe – Bundestag, Bundesrat und Bundesverfassungsgericht – mehr oder weniger schmerzliche Positionsverluste hinnehmen. 

			Für die Bundesregierung liegt der Machtgewinn darin, dass sie als einziges Organ über den Europäischen Rat und die Ministerräte an den Entscheidungen der EU unmittelbar mitwirkt. Gleichzeitig ist sie im Inland für deren legislative und administrative Umsetzung zuständig. In ihrer exekutivföderalen Struktur stellt die EU das Pendant zum deutschen Bundesstaat dar. So wie in den EU-Ministerräten sitzen ja auch im Bundesrat ausschließlich Regierungsmitglieder. Für die »intergouvernementalen« Gremien und Konferenzen gilt das ohnehin. Verstärkt wird die Dominanz durch die parlamentarische Regierungsform. Wenn die Parlamente schon auf der nationalen Ebene den Regierungen als Gesetzgeber weitgehend das Feld überlassen, tun sie das erst recht auf der europäischen Ebene.

			Damit rückt die Organisation der Europapolitik im Bereich der Regierung in den Blick. Die stark ausgeprägte Ressortautonomie im deutschen Regierungssystem schlägt sich auch in der Zuordnung der europapolitischen Zuständigkeiten nieder. Während diese z. B. in Frankreich in speziellen Ressorts zusammengeführt sind, bleiben sie in der Bundesrepublik fragmentiert und erschweren deshalb die wechselseitige Abstimmung. In der Literatur wird daher gelegentlich die These vertreten, dass Deutschland bei der Wahrnehmung seiner nationalen Interessen auf EU-Ebene weniger effektiv sei als andere Länder, und dies unter anderem an den häufig vorkommenden Enthaltungen im Ministerrat festgemacht (­German vote). 

			Die herausragende Bedeutung von Wirtschaftsfragen für die europäische Integration führte dazu, dass dem Wirtschaftsministerium bis in die 1980er-Jahre hinein die zentrale Koordinierungsfunktion in der deutschen Europapolitik oblag. Organisatorisch kam seine Vorrangstellung dadurch zum Ausdruck, dass es als einziges Bundesministerium über eine Europaabteilung verfügte. Der Außenminister, der die Bundesrepublik im Rat für Allgemeine Angelegenheiten repräsentierte, spielte bis zu diesem Zeitpunkt in der Europapolitik nur die zweite Geige. Mit dem Maastricht-Vertrag ergab sich eine Gewichtsverschiebung: Da das Auswärtige Amt  in jeder der drei Säulen der EU-Politik Kompetenzen erhielt, richtete es jetzt seine eigene Europaabteilung ein. Zur endgültigen Entmachtung des Wirtschaftsministeriums in der Europapolitik kam es 1998, als Oskar Lafontaine die dortige Europaabteilung in das Finanzministerium überführte. Inzwischen unterhalten acht der 14 Bundesministerien sowie das Bundeskanzleramt eigene Europaabteilungen. In den übrigen Ministerien sind die EU-Angelegenheiten auf Stabs-, Referats- oder Unterabteilungsebene angesiedelt. 

			Gemessen an der Richtlinienkompetenz der Kanzler, sind die europapolitischen Kapazitäten des Kanzleramtes nicht sehr beeindruckend. Dies erstaunt, da sie in den europäischen Entscheidungsprozessen eine zunehmend wichtige Rolle spielen. Der Grund dafür liegt im Bedeutungsanstieg des Europäischen Rates als Entscheidungsorgan. Weil die Fachministerräte aufgrund ihrer partikularen Ressortorientierung keine Möglichkeit haben, Forderungen und Zugeständnisse aus verschiedenen Politikbereichen mit- und gegeneinander zu verrechnen, ist das Schnüren von politikfeldübergreifenden Verhandlungspaketen immer mehr zu einer Angelegenheit der Regierungschefs geworden, die insofern auch über Einzelmaßnahmen zu entscheiden haben. Dieser Funktionswandel hat den europapolitischen Handlungsspielraum von Kanzler bzw. Kanzleramt gegenüber den Ressorts erhöht, was das Problem der mangelnden Koordination der deutschen Europapolitik allerdings nicht grundsätzlich löst.

			Hauptverlierer des Integrationsgeschehens ist das Parlament. Der Deutsche Bundestag hat dem nach Kräften entgegenzuwirken versucht, so­­dass er heute im europaweiten Vergleich zu den Parlamenten mit den am weitesten ausgebauten Beteiligungsrechten in EU-Angelegenheiten gehört. Dies geschah zum Teil aus eigenem Antrieb, zum Teil auf Betreiben des Bundesverfassungsgerichts. Eine erste wichtige Zäsur stellte der ­Maastricht-Vertrag dar. Wurden die Beteiligungsrechte bis dahin im Rahmen einer Kommission bzw. – ab 1991 – eines EG/EU-Ausschusses wahrgenommen, nahm man nun eine verfassungsrechtliche Präzisierung in den Artikeln 23 und 45 des Grundgesetzes vor und regelte die genauen Verfahren in einem »Zusammenarbeitsgesetz«. Im Zuge des Lissabon-Urteils kam es zu einer nochmaligen Verstärkung der Beteiligungsrechte, indem man für bestimmte Bereiche Zustimmungsvorbehalte hinzufügte. Auch die Mitwirkung des Bundestages bei der Übernahme von Gewährleistungen im Rahmen des Europäischen Stabilitätsmechanismus wurde 2010 und 2012 gesetzlich festgeschrieben.

			Bei der Mitwirkung ist zwischen primärem und sekundärem EU-Recht zu unterscheiden. Zum Primärrecht gehören die förmlichen Vertrags­änderungen, die in allen EU-Staaten einem Ratifikationsvorbehalt unterliegen – sie bleiben also stets an die Zustimmung der Parlamente gebunden, in einigen Ländern sogar zusätzlich an die Zustimmung des Volkes. Schwieriger verhält es sich mit den Teilen des Primärrechts, die der Europäische Rat unterhalb der Verträge selbst qua einstimmigem Beschluss verändern kann (laut Art. 48 des EU-Vertrags). Dies gilt z. B. für den Übergang von einstimmigen zu qualifizierten Mehrheitsentscheidungen. Hier schreibt das nach dem Lissabon-Urteil des Bundesverfassungsgerichts neu geschaffene »Integrationsverantwortungsgesetz« vor, dass die Zustimmung des Bundestages in allen Fällen durch ein Gesetz erfolgen muss.

			Beim Sekundärrecht sieht das Grundgesetz als zentrales Instrument der parlamentarischen Mitwirkung das Recht der Stellungnahme vor. Gibt der Bundestag eine solche ab, muss die Bundesregierung sie bei ihren Verhandlungen im Europäischen bzw. Ministerrat »zugrunde legen«. Welche Verpflichtungswirkung dies konkret erzeugt, bleibt verfassungsrechtlich umstritten. Damit der Bundestag dieses Recht effektiv ausüben kann, werden der Bundesregierung weitreichende Unterrichtungspflichten auferlegt. Sie müssen fortlaufend, in schriftlicher Form und »zum frühestmöglichen Zeitpunkt« erfolgen. Im Plenum kommt die Regierung der Unterrichtungspflicht durch die Regierungserklärungen der Bundeskanzler nach, die sie jeweils vor und nach einem Europäischen Rat im Bundestag abgeben müssen. Ob der Bundestag als »Arbeitsparlament« seiner Mitwirkungsfunktion überhaupt gerecht werden kann, ist bereits mit Blick auf die schiere Zahl der von ihm zu behandelnden EU-Vorlagen fraglich – in der 16., 17. und 18. Legislaturperiode waren es im Schnitt 4 000. Seine Einflussmöglichkeiten auf die EU-Gesetzgebung sind schon deshalb begrenzt, weil die Parlamentsmehrheit kein Interesse daran hat, den Verhandlungsspielraum der von ihr getragenen Regierung in Brüssel durch allzu enge Vorgaben zu beschneiden. Dennoch wird das Verhalten der deutschen Regierungsmitglieder im Ministerrat von anderen europäischen Regierungen immer wieder als zu unflexibel kritisiert.

			Als weitgehend stumpfes Schwert der Mitwirkung hat sich die in einem Protokoll zum Lissabon-Vertrag verankerte Subsidiaritätsrüge erwiesen. Sie gibt den nationalen Parlamenten die Möglichkeit, einen Gesetzentwurf zurückzuweisen, wenn die Notwendigkeit einer europarechtlichen Regelung nicht erkennbar sei. Die Hürden für das Verfahren sind hoch. Die Rüge muss nach spätestens acht Wochen eingehen und von einer Mehrheit der nationalen Parlamente unterstützt werden – ansonsten kann der EU-Gesetzgeber sie ignorieren. Weil es ein gemeinsames Beratungs- und Entscheidungsgremium der nationalen Abgeordneten in der EU nicht gibt, birgt das nahezu unlösbare Koordinationsprobleme. Um zumindest einen Informationsaustausch zu gewährleisten, nutzen die Parlamente auf der Arbeitsebene vor allem ihre Brüsseler Verbindungsbüros. 

			Anders als der Bundestag hatten die Länder in der Bundesrepublik schon sehr früh erkannt, dass der Kompetenztransfer nach Europa zu ihren Lasten gehen würde. Während sie im nationalen Kontext ihre Kompetenzeinbußen durch die vermehrte Beteiligung an der Bundesgesetzgebung gut verschmerzen können, bleibt ihnen eine vergleichbare Kompensationsmöglichkeit auf der europäischen Ebene versperrt. Vor diesem Hintergrund sind ihre in Artikel 23 des Grundgesetzes verankerten Beteiligungsrechte durchaus bemerkenswert. Sind von der EU-Gesetzgebung ausschließliche Länderkompetenzen betroffen (etwa im Bereich der Schulen), wird die Vertretung der Bundesrepublik im zuständigen Ministerrat auf ein Mitglied der Länderregierungen übertragen. Damit geht ihre Beteiligung zumindest an dieser Stelle über die Rechte des Bundestages hinaus. Ansonsten weisen sie in dieselbe Richtung und bergen damit auch dieselben Probleme. Wieweit die Regierung eine von ihrer eigenen Position abweichende Stellungnahme des Bundesrates in den Bereichen der Gesetzgebung berücksichtigen muss, in denen die Länder lediglich ­konkurrierende Befugnisse haben oder für die Verwaltung zuständig sind, bleibt umstritten.

			Wenn die Länderregierungen neben dem Bundestag ein Verlierer der europäischen Integration sind, gilt das erst recht für die Landtage. Ihnen wurde und wird deshalb ähnlich wie dem Bundestag empfohlen, sich stärker auf die öffentliche Kommunikation der europäischen Gesetzgebung zu konzentrieren als auf die legislative Mitwirkung. Richtet man den Blick auf die Länder als Ganze, so bieten sich für sie neben der innerstaatlichen Beteiligung über den Bundesrat zwei andere Optionen an, ihre Interessen auf EU-Ebene wahrzunehmen. Der erste Weg verläuft über den Ausschuss der Regionen (AdR), der im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren von Kommission, Rat und Parlament angehört werden muss und über ein Klagerecht vor dem EuGH verfügt. Ihm gehören auf deutscher Seite 21 Delegierte der Länder sowie drei der kommunalen Spitzenverbände an. Der andere Weg greift auf die Vertretungen in Brüssel zurück, die alle Länder schon seit Längerem unterhalten. Sie ähneln den Landesvertretungen in Berlin und stellen eine Mischform zwischen Botschaft und Verbindungsbüro dar. Die Form der Mitwirkung entspricht hier weitgehend dem Lobbying von Interessengruppen.

			Als letzter Verlierer der europäischen Integration ist schließlich das Bundesverfassungsgericht zu nennen. Zugleich stellt es die Institution dar, die mit ihrem erzwungenen Machtverlust am meisten hadert. Der Grund dafür ist leicht nachvollziehbar: Im nationalen Rahmen kann das Gericht das Letztentscheidungsrecht über die Gesetze für sich reklamieren, im europäischen Rahmen nicht. Hier steht es in der Konkurrenz zum EuGH, der den Vorrang des Unionsrechts vor nationalem Recht in der Vergangenheit regelmäßig zugunsten der EU ausgelegt hat. Die Urteile des Verfassungsgerichts zur EU waren und sind daher immer auch Urteile »in eigener Sache«. Es behält sich damit vor, die europäische Rechtsetzung daraufhin zu überprüfen, ob sie innerhalb der Zuständigkeiten verbleibt, die der EU von den Parlamenten der Mitgliedstaaten – im deutschen Falle also dem Bundestag – übertragen worden sind (Ultra-vires-Kontrolle).

			Zu einer offenen Auseinandersetzung über diese Frage kam es lange Zeit nicht, da sich Karlsruhe um eine möglichst europarechtskonforme Anwendung des deutschen Verfassungsrechts bemühte und in diesem Zusammenhang die Pflicht ausdrücklich anerkannte, in strittigen Fällen eine Vorabent­scheidung des EuGH einzuholen (»Mangold-Beschluss«). Erst das 2020 ergangene EZB-Urteil, mit dem es sich explizit über eine zuvor ergangene EuGH-Entscheidung hinwegsetzte, machte aus dem ­schwelenden einen manifesten Konflikt. Auch wenn das Urteil für die Anleihepolitik der Europäischen Zentralbank keine größeren Folgen hatte, machte das Bundesverfassungsgericht damit klar, dass es den Primat des letzten Wortes im europäischen Rechtsverbund auch künftig nicht einseitig dem EuGH überlassen würde. Die EU-Kommission reagierte darauf 2021 mit der Einleitung eines Vertragsverletzungsverfahrens gegen Deutschland, das nach einer beschwichtigenden Stellungnahme der Bundesregierung allerdings noch im selben Jahr eingestellt wurde.
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			Anmerkungen

			
				
					12	Der Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA) schlossen sich ab 1960 acht nicht zur EWG gehörende Staaten an. Die heutige »Rest-EFTA« umfasst mit Norwegen, Island und Liechtenstein nur noch drei Länder. Zusammen mit der EU und der Schweiz, die ihr Verhältnis zur EU in bilateralen Verträgen regelt, bilden diese den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR). 

				

				
					13	Das Dublin-System sieht vor, dass Geflüchtete ihren Asylantrag in dem Land der EU stellen müssen, das sie zuerst betreten.

				

				
					14	 Im Rat der EU treffen die Vertreter der für eine Angelegenheit zuständigen Ressorts aus den Mitgliedstaaten zusammen; seine Zusammensetzung wechselt also von Fall zu Fall. Insgesamt gibt es zehn Ratsformationen. Eine besondere Rolle kommt dem Rat für Allgemeine Angelegenheiten zu, in dem die Außen- und Europaminister konferieren. Er koordiniert die Tätigkeit aller Räte. Abweichend von den übrigen Räten, liegt der Vorsitz im Rat für Auswärtige Angelegenheiten nicht bei der rotierenden nationalen Ratspräsidentschaft, sondern beim Hohen Vertreter der EU für Außen- und Sicherheitspolitik, der zugleich Kommissionsmitglied ist (»Doppelhut-Lösung«). Eine weitere Besonderheit betrifft den Rat für Finanzen und Wirtschaft (ECOFIN), der in der einen Formation für alle Mitgliedstaaten und in der anderen nur für die Mitglieder der Währungsunion zuständig ist (»Euro-Gruppe«). 

				

			

		


		
			11 Die Bundesrepublik im Vergleich der Regierungssysteme

			Wie reiht sich die Bundesrepublik in den Kreis der konsolidierten verfassungsstaatlichen Demokratien ein? Beginnend mit dem britischen Publizisten und Verfassungstheoretiker Walter Bagehot, haben sich seit Mitte des 19. Jahrhunderts Rechts- und Politikwissenschaft darum bemüht, Kriterien für einen systematischen Vergleich von Regierungssystemen zu entwickeln. Ausgangspunkt und Hauptgegenstand sind dabei deren institutionelle Grundlagen. Sie umfassen unter anderem die Staatsform, die Organisation des Verhältnisses von Regierung und Parlament, die Verfassungsgerichtsbarkeit, die territoriale Herrschaftsorganisation, das Wahlsystem, die Strukturen des Parteiensystems und der Interessenvermittlung sowie die Einrichtungen der direkten Demokratie.

			Relativ leicht gestaltet sich die Typenbildung, wenn man sie auf die Einzelmerkmale bezieht. So können z. B. mit Blick auf das Verhältnis von Parlament und Regierung die parlamentarischen und präsidentiellen Regierungsformen, hinsichtlich der territorialen Herrschaftsformen die föderalen und einheitsstaatlichen Systeme und beim Wahlsystem das Mehrheits- und Verhältniswahlrecht voneinander unterschieden werden. Innerhalb der Grundtypen lassen sich wiederum zahlreiche Varianten und Abstufungen ausmachen, sodass Untertypen gebildet werden können.

			Schwieriger wird es, wenn man über die Einzelmerkmale hinaus nach charakteristischen Merkmalskombinationen fragt und dabei auch die tatsächliche Verfassungs- und Regierungspraxis berücksichtigt. An solchen Typologien hat sich die Politikwissenschaft in den vergangenen Jahrzehnten immer wieder versucht. Die mit Abstand stärkste Rezeption erfährt bis heute die von dem Niederländer Arend Lijphart in den 1980er-Jahren eingeführte Unterscheidung von Mehrheits- und Konsensdemokratien. Die bahnbrechende Wirkung von Lijpharts Studie lässt sich darauf zurückführen, dass der Autor sich beim Vergleich der Regierungssysteme an einem primären, übergeordneten Merkmal orientiert: dem dominanten Konfliktregelungsmuster des politischen Systems und der damit verbundenen Konzentration von Regierungsmacht. Diese ist umso größer, je weniger Mit- und Vetospieler es gibt, die in die Entscheidungsprozesse einbezogen werden müssen. Unter die Vetospieler fallen dabei nicht nur die Institutionen, die im Rahmen der Gewaltenteilung am Regieren förmlich beteiligt sind (auf der nationalen und europäischen Ebene), sondern auch Parteien und gesellschaftliche Akteure.

			Institutionelle Gewaltenteilung

			Blicken wir zunächst auf die Institutionen. Hier ist für die Bundesrepublik vor allem die starke Betonung der Verfassungsstaatlichkeit charakteristisch, die sich in der herausgehobenen Position des Verfassungsgerichts widerspiegelt. Wie die späten südeuropäischen Demokratien Spanien und Portugal in den 1970er-Jahren orientierten sich nach dem Systemumbruch 1989 auch die mittel- und osteuropäischen Staaten an diesem Modell. Heute sind die starken Verfassungsgerichte in einigen dieser Länder – etwa Polen und Ungarn – den Regierenden ein Dorn im Auge, weshalb sie versuchen, deren Kompetenzen zu beschneiden oder sie durch die Besetzung mit eigenen Gefolgsleuten unter ihre Kontrolle zu bringen. Damit untergraben sie eine zentrale Säule der Gewaltenteilung und bereiten einer autoritären Umgestaltung des Regierungssystems den Weg.

			Ein weiteres wichtiges Element der Gewaltenteilung in der Bundesrepublik stellt der Föderalismus dar. Durch das deutliche Übergewicht des Bundes in der Gesetzgebung ist Deutschland zwar ein stark unitarisch geprägter Staat, allerdings geht der Unitarismus nicht mit einer Machtzentralisierung einher, da die Länder an der Wahrnehmung der Bundeskompetenzen mitwirken und gegen ihren Willen nichts entschieden werden kann. Mit der Schweiz und Österreich finden sich in Europa nur noch zwei weitere Beispiele klassischer symmetrischer Bundesstaaten, wobei Österreich aber wegen der nachgeordneten Bedeutung der zweiten Kammer hinter der gewaltenteilenden Qualität des deutschen und schweizerischen Föderalismus zurückbleibt. Außerhalb Europas sind es die USA, Australien und Kanada, bei denen sich eine vertikale Teilung der Staatsgewalt allein wegen der Landesgröße aufdrängt. Kanada bildet hier aufgrund des Status der französischsprachigen Provinz Quebec einen asymmetrischen Sonderfall. Vergleichbare Regionalismustendenzen lassen sich in einigen europäischen Ländern beobachten. In Belgien wurden sie durch eine umfassende Föderalisierung des Staatsgebildes erfolgreich eingedämmt. Im Vereinigten Königreich und in Spanien führte die Übertragung von Autonomierechten dagegen nicht dazu, den Sezessionsdrang der »abtrünnigen« Landesteile – Schottland und Katalonien – zu verringern, obwohl deren Zuständigkeiten heute zum Teil bereits deutlich weiter reichen als jene der deutschen Bundesländer.

			Anders als in der Bundesrepublik kennen in Europa fast alle Länder Verfahren der direkten Demokratie auf der nationalen Ebene. Ein Element der Gewaltenteilung stellen sie aber nur dort dar, wo sie »von unten«, also den Bürgern und Bürgerinnen selbst, initiiert werden können und nicht nur »von oben« durch die Regierenden. Mit dieser Einschränkung engt sich der Kreis der Länder erheblich ein. Mit Abstand an der Spitze steht die Schweiz. Hier prägen die vergleichsweise leicht auslösbaren und entsprechend häufig eingesetzten Volksrechte die Logik des gesamten Regierungssystems. Deutlich geringer bleibt ihre Wirkung in Italien und in den sechs mittelosteuropäischen Ländern (Kroatien, Lettland, Litauen, Slowakei, Slowenien, Ungarn). Letztere hatten die Plebiszite in den 1990er-Jahren in die Verfassungen wieder eingeführt und dabei zum Teil an ihre von der Weimarer Reichsverfassung mitgeprägten Traditionen aus der Zwischenkriegszeit angeknüpft.

			Was den Kernbereich des Verhältnisses von Parlament und Regierung be­­trifft, sind in Europa die »gewaltenfusionierenden« parlamentarischen gegenüber den »gewaltentrennenden« präsidentiellen Systemen klar in der Überzahl – für Letztere gibt es mit der Schweiz und mit Zypern nur zwei Beispiele. Präsidentielle Regierungsformen sind vor allem in den USA und in Lateinamerika anzutreffen. Allerdings wird in einer Reihe von europäischen Ländern die Gewaltenfusion zwischen Parlament und Regierung durch eine Machtverteilung innerhalb der doppelköpfigen Exekutive ergänzt, indem sie dem Staatsoberhaupt über seine zeremoniellen Aufgaben hinaus auch Regierungsbefugnisse zugestehen. Häufig werden diese in der Verfassungspraxis aber gar nicht wahrgenommen wie in Österreich. Legt man eine strenge Definition zugrunde, gibt es unter den parlamentarischen Systemen nur zwei – das französische und das polnische –, die sich sowohl durch die Verfassungsnorm als auch im Hinblick auf die Verfassungspraxis dem »Semipräsidentialismus« zuordnen lassen. In Frankreich kommt dem Staatschef dabei die klare Führungsrolle zu, während er in Polen eher eine Korrektivfunktion wahrnimmt. Geht man allein von der Verfassungspraxis aus, lässt sich der Kreis um zwei weitere Länder – Litauen und Rumänien – erweitern. (Die noch unkonsolidierten Demokratien der nicht zur EU gehörenden Balkanstaaten bleiben hier unberücksichtigt.)

			Der abschließende Blick gilt der Staatsform. Hier sind mit den skandinavischen Ländern, den drei Beneluxstaaten sowie Spanien und Großbritannien in Europa noch acht Monarchien verblieben, deren Oberhäupter per definitionem von der Mitregierung ausgeschlossen sind. Die mittelosteuropäischen Länder hatten ihre König- und Fürstentümer, genauso wie Deutschland, größtenteils bereits nach dem Ersten Weltkrieg abgeschafft. Ausnahmen sind Rumänien und Bulgarien, die ihre monarchische Tradition nach 1989 aber nicht mehr aufleben ließen. Unter den Republiken gehört Deutschland zu den Ländern, die das Präsidentenamt am schwächsten ausgestaltet haben. Die Gewaltenfusion wird hier zusätzlich durch die Stärkung der parlamentarischen Verantwortlichkeit der Regierung hervorgehoben. Einerseits hat man deren Abberufung durch die Neuerung des »konstruktiven« Misstrauensvotums im Grundgesetz erschwert, andererseits wurde die Stellung des Bundeskanzlers bzw. der Bundeskanzlerin innerhalb der Regierung – im Verhältnis zu den Ministerposten – aufgewertet. Diese Vorkehrungen haben mit dazu beigetragen, dass der Bonner und der Berliner Republik die Auswüchse des »negativen« Parlamentarismus erspart geblieben sind, die sich in der Weimarer Zeit als so verheerend erweisen sollten.

			Parteipolitische Konkordanz 

			Das zweite Schlüsselmerkmal bezieht sich auf die Strukturen des Parteienwettbewerbs. Je mehr Parteien an der Regierung beteiligt sind und je größer ihr gemeinsamer Stimmen- bzw. Mandatsanteil ausfällt, umso stärker schwingt das Pendel von der Mehrheits- zur Konsensdemokratie. In der Konsensdemokratie wird der Wettbewerb zwischen den Parteien zurückgedrängt. An seine Stelle tritt die Aushandlung der Regierungspolitik in einem System förmlicher oder informeller Großer Koalitionen. In der Politikwissenschaft wurde dafür der Begriff der Proporz- oder Konkordanzdemokratie geprägt. Den Extremfall eines Konkordanzsystems stellt die schweizerische Allparteienregierung dar. Sie ist mit der quasipräsidentiellen Regierungsform des Landes und den Institutionen der direkten Demokratie untrennbar verwoben. Als weiteres Beispiel für ein starkes Konkordanzsystem galt lange Zeit Österreich mit den dort vorherrschenden Großen Koalitionen. Abgeschwächte Varianten bilden die vor allem in den skandinavischen Ländern häufig vorkommenden Minderheitsregierungen, bei denen die parlamentarischen Oppositionsparteien in die Entscheidungsprozesse eingebunden sind, sowie die in Belgien und den Niederlanden üblichen zentristischen Mehrparteienkoalitionen.

			Institutionell befördert wird die Konkordanz durch das in all diesen Ländern verbreitete Verhältniswahlrecht. Es stellt nicht die Ursache der Vielparteiensysteme dar, sondern eher eine Art intervenierender Variable. Ob man sich für ein Verhältnis- oder Mehrheitswahlsystem entscheidet, hängt mit anderen Worten maßgeblich von den gesellschaftlichen Strukturen eines Landes ab. Je heterogener diese sind, umso naheliegender erscheint es, die Heterogenität durch ein möglichst proportionales System abzubilden. Dies gilt vor allem für Länder mit nationalen Bevölkerungsminderheiten.

			Mehrheitswahlsysteme in Reinform kennen in Europa nur Großbritannien und Frankreich. Beide Länder stehen zugleich für unterschied­liche Varianten der Mehrheitswahl. Während in Großbritannien die relative Mehrheit gilt, es für den Gewinn eines Sitzes also ausreicht, die meisten Stimmen zu bekommen, ist in Frankreich die absolute Mehrheit vorgeschrieben. Das französische System, das in ähnlicher Form bei der Präsidentschaftswahl angewandt wird, ist ein zweistufiges. Wird die Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, kommt es zu einem zweiten Wahlgang bzw. einer Stichwahl. Die absolute Mehrheitswahl bleibt deshalb mit einer Vielparteienstruktur kompatibel, die erst auf der zweiten Stufe – durch Wahlempfehlungen und Vorabbündnisse – in eine Zweiparteienstruktur überführt wird. Ein abgeschwächtes Beispiel für ein Mehrheitswahlsystem stellt Griechenland dar, das die Verhältniswahl mit einer Mehrheitsprämie für die stärkste Partei verbindet. Ein solches Modell bestand von 2005 bis 2013 auch in Italien. Außerhalb Europas sind die USA das bekannteste Beispiel – hier geht das relative Mehrheitswahlsystem zudem mit einer nahezu perfekten Zweiparteienstruktur einher. 

			Die meisten Länder versuchen eine übermäßige Zersplitterung der Parteienlandschaft zu vermeiden, indem sie in das Verhältniswahlrecht Sperrklauseln einführen oder es mit Mehrpersonenwahlkreisen kombinieren. Einen unbeschränkten Proporz gibt es nur in den Niederlanden. In der Bundesrepublik hat die Fünfprozenthürde zur Herausbildung eines Wettbewerbsmodells beigetragen, das dem der Mehrheitsdemokratie weitgehend nahekam und bis Mitte der 2000er-Jahre Bestand hatte. Mit der Verdrängung der »kleinen« Zweierkoalition durch Mehrparteien- oder Große Koalitionen ist das Land seither an den konsensdemokratischen Pol herangerückt. Umgekehrt verlief die Entwicklung in Österreich und Italien, wo die Konkordanzstrukturen in den 1990er-Jahren einer stärkeren Wettbewerbsorientierung Platz machten. Dass die parlamentarische Regierungsform eine solche Flexibilität grundsätzlich ermöglicht, verschafft ihr einen Vorteil gegenüber dem Präsidentialismus, der durch seinen institutionell verursachten Zwang zur Konkordanz auf ein gedeihliches Miteinander der Parteien angewiesen bleibt. Weil dieses Miteinander in den USA infolge der wachsenden Polarisierung zwischen Republikanern und Demokraten seit Mitte der 1990er-Jahre immer weniger gegeben ist, hat sich die politische Krise dort mittlerweile zu einer Krise des gesamten Regierungssystems ausgewachsen. 

			Korporatistische Interesseneinbindung

			Die durch den gesellschaftlichen Pluralismus herbeigeführte soziale Ge­­waltenteilung stellt das dritte Kriterium dar. Hier unterscheiden sich die konsensdemokratischen von den mehrheitsdemokratischen Systemen da­­rin, dass sie die in der Regel verbandlich organisierten Interessen in die politischen Entscheidungsprozesse institutionell einbinden (»inkorporieren«), während sie in den Mehrheitsdemokratien als »pressure politics« von außen an die politischen Akteure herangetragen werden. Korporatistische Strukturen sind vor allem in der Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Sozial­politik anzutreffen. Eine wichtige Rolle spielen sie traditionell in den skandinavischen Ländern, in der Schweiz und in Österreich. In Österreich war der Einfluss der sogenannten Sozialpartnerschaft zeitweise so groß, dass die dort zwischen Gewerkschaften, Arbeitgeberseite und den beiden großen Regierungsparteien getroffenen Entscheidungen von den parlamentarischen Institutionen de facto nur noch »ratifiziert« wurden. Im Zuge der Pluralisierung des Parteiensystems und der dadurch eingetretenen Abschwächung der Konkordanz hat sie inzwischen einen Teil ihrer früheren Bedeutung eingebüßt. 

			Auch in der Bundesrepublik ist der Korporatismus, dessen Blütezeit in die Ära der sozialliberalen Koalition fiel, unter Druck geraten. Der Hauptgrund seiner Zurückdrängung liegt in den seit den 1990er-Jahren beschleunigten Globalisierungstendenzen, die es den Regierungen immer schwerer machen, eine Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik im nationalen Rahmen zu betreiben. Sichtbarstes Zeichen dieser Entwicklung ist die schwindende Organisationsmacht der Verbände. Mit ihr geht ein Wandel der Interessenvermittlung gegenüber Staat und Regierung einher, die nun zunehmend dem Muster des klassischen »Lobbying« folgt.

			Nicht zu vernachlässigen sind schließlich die Rückwirkungen der europäischen Integration. Sie fügt der nationalen und – wo vorhanden – gliedstaatlichen Ebene eine suprastaatliche Ebene hinzu und erweitert die Gewaltenteilung in horizontaler und vertikaler Hinsicht. Die Regierungssysteme werden damit in ihrer mehrheitsdemokratischen Funktionsweise eingeschränkt bzw. noch konsensdemokratischer. Länder mit stark ausgeprägter Verfassungsstaatlichkeit wie die Bundesrepublik kommen mit der Souveränitätsteilung leichter zurecht als solche, die wie Großbritannien und die Schweiz ihre »Parlaments- oder Volkssouveränität« über die Verfassungen stellen. Die Schweiz löst dieses Problem – ähnlich wie das ebenfalls nicht der EU angehörende Norwegen – durch eine abgestufte Form der Integration. Sie übernimmt die europäischen Gesetze, ohne an deren Entstehung mitzuwirken. In Großbritannien hat das Unbehagen an der EU dagegen dazu geführt, dass sich in einer Volksabstimmung 2016 eine knappe Mehrheit dafür aussprach, die Gemeinschaft zu verlassen.

			Tab. 23: Die Bundesrepublik in der Typologie der Regierungssysteme 
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			Quelle: Czada 2000: 37, eigene Modifizierung und Aktualisierung

			Die vorstehende Tabelle greift einen Typologisierungsvorschlag des Osnabrücker Politologen Roland Czada auf. Sie fasst zusammen, wie die Regierungssysteme in den drei Merkmalsdimensionen – institutionelle Gewaltenteilung, parteipolitische Konkordanz und korporatistische Interesseneinbindung – jeweils einzustufen sind. Unterschieden werden dabei eine starke, mittlere oder schwache Ausprägung.

			An der Spitze der Skala stehen mit Großbritannien, Neuseeland, Spanien, Griechenland und Frankreich fünf annähernd reine Mehrheitsdemokratien, wobei die Zuschreibung bei den drei zuletzt genannten durch die EU-Mitgliedschaft leicht einzuschränken ist. Am anderen Ende der Skala rangiert die in allen Dimensionen konsensdemokratisch geprägte Schweiz.

			Bis zur Verfassungsänderung im Jahre 2000, die eine Anpassung der Amtszeiten des Präsidenten und Parlaments vornahm, war die gewaltenteilige Struktur der V. Republik in Frankreich stärker ausgeprägt als seither, weil es leicht zu einer – cohabitation genannten – Konstellation kommen konnte, in der Präsident und Premierminister aus unterschiedlichen parteipolitischen Lagern stammten. Bei allen anderen in der Liste aufgeführten Ländern hat sich am Institutionengefüge in den letzten Jahrzehnten nichts Nennenswertes verändert. Auch die Strukturen der Interessenvermittlung sind trotz der eben beschriebenen generellen Schwächung des Korporatismus ähnlich geblieben. Der größte Wandel in den Regierungssystemen geht von den Strukturen des Parteienwettbewerbs aus, die sich in Österreich, Italien und den USA eher von der Konkordanz wegbewegt haben, während in der Bundesrepublik seit Mitte der 2000er-Jahre genau die gegenteilige Entwicklung eintrat. Auch für diese Länder erscheint es deshalb gerechtfertigt, sie in der Typologie der Regierungssysteme etwas anders zuzuordnen.

			Die Übersicht zeigt, dass die drei Dimensionen der Konsensdemokratie auf vielfältige, aber keineswegs beliebige Weise kombinierbar sind. Pro­bleme birgt z. B. die Verbindung von starker institutioneller Gewaltenteilung mit einem ebenso stark ausgeprägten Parteienwettbewerb. Besonders akut zeigt sich dies seit geraumer Zeit in den USA, während in der Bundesrepublik der von Gerhard Lehmbruch in den 1970er-Jahren diagnostizierte »Strukturbruch« zwischen dem parlamentarischen Wettbewerbs- und föderalem Konsensprinzip an Brisanz verloren hat. Auch korporatistische Strukturen gedeihen besser, wenn die Regierung, die ja für die Durchführung der gemeinsam getroffenen Beschlüsse garantieren muss, in ihrem Handlungsspielraum nicht durch zu viele Vetospieler eingeengt wird. Am Ende kommt es auf das Wie des Konsenses an. Die Institutionen des Regierungssystems müssen so beschaffen und aufeinander abgestimmt sein, dass die Akteure einen Anreiz haben, produktiv zusammenzuwirken. Nur so können die Entscheidungsprozesse zu vernünftigen Lösungen führen. 
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			12 Symbolische Repräsentation

			Was bedeutet nationale Identität?

			Zur Identität der Deutschen gehört es, dass sie die Frage nach ihrer Identität fortwährend aufwerfen und sich schwertun, sie zu beantworten. Das war schon vor der Vereinigung so, als sich die Frage nach der Einheit der Nation mit Vehemenz stellte. Noch in den 1980er-Jahren hatte der Bonner Politikwissenschaftler und Zeithistoriker Karl Dietrich Bracher die damalige Bundesrepublik als »post-nationale Demokratie unter Nationalstaaten« charakterisiert. Mit Blick auf die wenig später erfolgende Vereinigung sollte sich das als Fehlurteil erweisen. Nicht nur, dass der Verlauf des Einigungsprozesses ein Beleg für das starke nationale Zusammengehörigkeitsgefühl war, das gerade auf der ostdeutschen Seite fortexistierte. Auch in Westdeutschland setzte sich in den 1990er-Jahren die Einsicht durch, dass mit der Lösung der deutschen Frage die Chance für eine »Normalisierung« des Nationalbewusstseins verbunden sein würde. In der Außenpolitik trat die Bundesrepublik jetzt eigenständiger auf, etwa bei Gerhard Schröders entschiedenem Nein zum Irakkrieg, und in der Europäischen Union akzeptierte sie ihre faktische Führungsrolle mit größerer Unbefangenheit. Sichtbar gemacht wurde die Rückkehr zur »klassischen« Nationalstaatlichkeit durch die Verlegung des Parlaments- und Regierungssitzes in die alte Hauptstadt Berlin. Über diese Frage hatte es im Zuge der Vereinigung eine hochkontroverse Debatte gegeben, die mit einer hauchdünnen Mehrheit für Berlin endete.

			Herausgefordert wird das klassische nationale Identitätsverständnis heute an mehreren Fronten. Die meisten davon sind allgemeiner Natur, betreffen andere Staaten also in ähnlicher Weise wie die Bundesrepublik, andere verweisen auf bleibende Besonderheiten der deutschen politischen Kultur, die historische Ursachen haben und aus den Brüchen der nationalstaatlichen Entwicklung herrühren. Unter den allgemeinen Herausforderungen ist als Erstes die Europäische Union zu nennen. Diese schränkt die souveräne Handlungsfähigkeit der Nationalstaaten – wie oben gezeigt – immer mehr ein, kann aber selbst kein der nationalen Identität vergleichbares Zusammengehörigkeitsgefühl unter ihren Bürgerinnen und Bürgern erzeugen, weil ihr die Merkmale einer »Erinnerungs-, Erfahrungs- und Kommunikationsgemeinschaft« fehlen, so der Politologe Peter Graf Kielmansegg. Ob dies ein generelles Integrationshindernis darstellt oder nur ein temporäres, ist in der europapolitischen Debatte umstritten. Dass die Staatswerdung der EU – wenn überhaupt – nur in einem langfristigen Zeitraum vorstellbar ist, räumen heute aber selbst glühende EU-Enthusiasten ein. 

			Die zweite Herausforderung besteht in der Zuwanderung. 2019 hatten 21,2 Millionen Menschen in der Bundesrepublik einen Migrationshintergrund, was gut einem Viertel der Bevölkerung entspricht.15 Dieser Anteil wird im Zuge der demografischen Entwicklung in Zukunft weiter zunehmen. Gut 60 Prozent der seit den 1950er-Jahren Zugewanderten entstammen dem christlichen Kulturkreis, etwa 40 Prozent sind Muslime. Dabei ist zwischen Arbeitsmigranten und Geflüchteten bzw. Asylsuchenden zu unterscheiden. Von den 1950er- bis 1980er-Jahren stellten die angeworbenen »Gastarbeiter« und ihre später nachgeholten Familienangehörigen das Gros der Zugewanderten. Großen Fluchtbewegungen sah sich die Bundesrepublik zu Beginn der 1990er-Jahre und 2015/16 gegenüber, als binnen kurzer Zeit 400 000 bzw. 1,2 Millionen Personen Aufnahme begehrten. Eine besondere Gruppe bilden die 3,2 Millionen Aussiedler und Spätaussiedler, die als deutsche »Volkszugehörige« aus Osteuropa und der früheren Sowjetunion in die Bundesrepublik kamen.

			Wie sich die Zuwanderung auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die staatsbürgerliche Solidarität auswirkt, ist Gegenstand der Debatte um die richtige Integrationspolitik. Normativ geht es dabei laut David Miller um die Frage, welche Art der Identifikation mit dem Aufnahmeland den Zugewanderten abverlangt werden kann. Soll sie strikt politisch sein, das heißt sich auf die Achtung der Gesetze und Anerkennung der in der Verfassung festgeschriebenen Prinzipien beschränken? Oder erfordert sie eine umfassendere Identifikation mit der Nation, wozu die ­Achtung von deren Symbolen, das Sprechen der Landessprache, die Kenntnis der ­nationalen Geschichte und die Anerkennung besonderer kultureller Eigenarten gehört, die die Nation auszeichnet, darunter auch eine bestimmte Religion? Für Eingewanderte, die ihre Wurzeln in nichtliberalen Gesellschaften haben, kann eine solche umfassendere Integrationsanforderung eine harte Zumutung darstellen. Umgekehrt stellt sich aus der Sicht der aufnehmenden Gesellschaft die Frage, welche Folgen es für sie hat, wenn die Integration der Zugewanderten nicht gelingt. Maßgeblich für deren Erfolg dürfte einerseits deren Anzahl sein, andererseits das Tempo, mit dem sie sich den Normen und Prinzipien der Aufnahmegesellschaft anpassen.

			Die dritte Herausforderung lässt sich mit dem Begriff der Identitäts­politik umschreiben. Diese stellt die Bedürfnisse und Interessen bestimmter gesellschaftlicher Gruppen in den Mittelpunkt, die an kulturellen, ethnischen, sozialen oder sexuellen Merkmalen festgemacht werden. Identitätsbezogene Auseinandersetzungen haben in den westlichen Demokratien seit den 1980er-Jahren an Bedeutung gewonnen und bestimmen neben den hergebrachten sozialökonomischen Konflikten in zunehmendem Maße die Struktur der Parteiensysteme. Aus demokratischer Sicht sind ihre Folgen ambivalent. Einerseits handelt es sich um ­emanzipatorische Bestrebungen, die zum Abbau von Diskriminierungen beitragen können und damit integrierend wirken – die rechtliche und gesellschaftliche Gleichstellung von Homosexuellen ist hier als Beispiel zu nennen. Andererseits leisten sie einer Überhöhung der eigenen Gruppenmerkmale Vorschub, die ihrer Natur nach ausgrenzend ist oder eine solche Ausgrenzung bewusst beabsichtigt. Die Heftigkeit, mit der heute über Identitätsfragen gestritten wird, rührt aus der moralischen Aufgeladenheit der Anerkennungskonflikte. So begrüßenswert die damit einhergehende gesellschaftliche Pluralisierung ist, birgt sie zugleich die Gefahr einer wachsenden Fragmentierung und Erosion des gesellschaftlichen und nationalen Zusammenhalts. 

			Das vierte Problem ist ein spezifisch deutsches. Der Herausbildung eines unbeschwerten Nationalbewusstseins stand und steht in der Bundesrepublik das Menschheitsverbrechen des Holocaust entgegen. Weil er zum zentralen Fluchtpunkt der bundesdeutschen Geschichte geworden ist, kann das Land als »Erinnerungsgemeinschaft« nur schwer auf ältere, positivere Traditionsbestände zurückgreifen. Der in der Öffentlichkeit kaum beachtete 150. Jahrestag der Gründung des Kaiserreichs im Januar 2021 mag das belegen. Auch andere Nationen wie Frankreich, Großbritannien oder USA schleppen die Lasten der Geschichte mit sich, konnten aber über alle Epochenwechsel hinweg die Kontinuität ihrer nationalstaatlichen Entwicklung bewahren. Deutschland bleibt dagegen mit seinen politischen Verspätungen und Brüchen ein »schwieriges Vaterland«.

			Staatliche Symbole

			Nirgendwo lassen sich diese Brüche deutlicher ablesen als an den staat­lichen Symbolen. Diese zeugen vom Selbstverständnis einer Nation und sollen zur Identifikation mit dem Gemeinwesen beitragen. Drei Arten von Symbolen sind im Wesentlichen zu unterscheiden: die ­Nationalfarben, die Nationalhymne und die nationalen Feiertage. Hinzu treten nationale Denkmäler, historische Erinnerungsorte, das Staatszeremoniell und die architektonische Repräsentation des Staates, die sich vor allem in der Hauptstadt entfaltet.

			Schwarz-Rot-Gold waren die Farben der nach 1815 entstandenen deutschen National- und Freiheitsbewegung. Als Nationalflagge wurden sie 1919 in der Weimarer Republik eingeführt, allerdings gegen den Widerstand der nationalen Kräfte. Diese wollten die von Preußen übernommenen Farben des Kaiserreichs – Schwarz-Weiß-Rot – beibehalten und erreichten in einem Kompromiss, dass diese zumindest die Handelsflagge zieren sollten (mit einem schwarz-rot-goldenen Emblem in der linken oberen Ecke). Das Emblem verschwand beim Machtantritt der Nationalsozialisten, die 1933 die alte Reichsflagge wieder einführten und sie 1935 durch die Hakenkreuzflagge in denselben Farben ersetzten.

			Während der sich über mehrere Jahre hinziehende Flaggenstreit in der Weimarer Republik die politische Zerrissenheit in der ersten deutschen Demokratie widerspiegelte, war die Wiedereinführung der schwarz-rot-goldenen Farben in der Bundesrepublik unumstritten. Die DDR schloss sich dem an, fügte aber ab 1959 zusätzlich ihr Staatswappen in die Flagge ein, um die Verbindung von Arbeitern, Bauern und »Intelligenz« im Kommunismus zu symbolisieren: Hammer und Zirkel, umgeben von einem Ährenkranz. Als die Ostdeutschen nach dem Mauerfall auf die Straße gingen, um für einen möglichst schnellen Anschluss an die Bundesrepublik zu demonstrieren, taten viele das mit DDR-Fahnen, aus denen das Wappen herausgeschnitten war. Entsprechend unstreitig war die Übernahme der schwarz-rot-goldenen Farben im wiedervereinigten Deutschland.

			Etwas anders verlief die Geschichte der Hymne. Das »Lied der Deutschen«, das Heinrich August Hoffmann von Fallersleben 1841 zur ­Melodie von Joseph Haydns »Kaiserlied« geschrieben hatte, stammte ebenfalls aus der Revolutionszeit, war aber in der Weimarer Republik wegen des chauvinistischen Textes der ersten Strophe (»Deutschland über alles in der Welt«) auch für die antidemokratische Seite anschlussfähig. Bundespräsident Theodor Heuss machte sich zu Beginn der 1950er-Jahre für eine neue Hymne stark – gegen den Wunsch von Kanzler Adenauer, der am Deutschlandlied festhalten wollte und sich damit durchsetzte. Dieses wurde so erneut zur Hymne bestimmt (in allen seinen drei Strophen), allerdings sollte bei offiziellen Anlässen nur die textlich unverfängliche dritte Strophe gesungen werden.

			In der DDR war eine neue Hymne schon kurz nach der Staatsgründung Ende 1949 eingeführt worden, komponiert von Hanns Eisler nach demselben Versmaß wie das Deutschlandlied und mit einem von Johannes R. Becher verfassten Text. Weil die Textzeile »Deutschland, einig Vaterland« den Machthabern nicht mehr genehm war, nachdem die DDR ihren gesamtdeutschen Anspruch Ende der 1960er-Jahre aufgegeben hatte, kam die Hymne seither nur noch in der Instrumentalfassung zur Aufführung. 

			Nach der Vereinigung gab es von ostdeutscher Seite Vorstöße, Bertolt Brechts 1950 gedichtete »Kinderhymne« als neue gesamtdeutsche Hymne einzuführen, die dieser als expliziten Gegenentwurf zur ersten Strophe des Deutschlandliedes angelegt hatte. Dies wäre mit Blick auf das Zusammenwachsen der beiden Staatsteile eine starke Geste gewesen, fand in der alten Bundesrepublik jedoch keinen Widerhall. 1991 legten Kanzler und Präsident in einem erneuten Briefwechsel fest, dass das Lied der Deutschen die alte und neue Hymne sein sollte – diesmal allerdings auch offiziell nur in der dritten Strophe.

			Noch wechselhafter und unübersichtlicher gestaltete sich die Suche nach einem nationalen Feiertag. Von den verschiedenen, miteinander rivalisierenden Gedenk- und Festtagen im Kaiserreich – Sedantag, Kaisers Geburtstag, Tag der Kaiserproklamation in Versailles – hatte sich keiner als offizieller Feiertag durchgesetzt. In der Weimarer Republik stellte die Bestimmung des Verfassungstages vom 11. August 1919 zum Staatsfeiertag eine Verlegenheitslösung dar, weil sich Konservative und Sozialdemokraten nicht einigen konnten: Die Erstgenannten hätten gerne am Tag der Reichsgründung (18. Januar) festgehalten, die Letztgenannten präferierten den 9. November – den Tag der Revolution von 1918. Der Verfassungstag wurde allerdings von der Bevölkerung kaum angenommen – entsprechend blutleer verliefen die Feiern. Sein geringer Rang war auch daran ablesbar, dass er im Unterschied zu den von der Verfassung als »Tage der Arbeitsruhe« garantierten christlichen Feiertagen kein arbeitsfreier Tag war.

			Als zweiter politischer Feiertag neben dem Nationalfeiertag ist bis heute der 1. Mai erhalten geblieben – er war als »Tag der Arbeit« 1933 ausgerechnet von den Nationalsozialisten eingeführt und arbeitsfrei gestellt worden. Während man in der DDR den Tag der Staatsgründung (den 7. ­Oktober 1949) zum Nationalfeiertag bestimmte, tat sich die Bundesrepublik mit der Suche nach einem geeigneten Datum schwer. Erst der Volksaufstand in der DDR am 17. Juni 1953 schuf eine günstige Gelegenheit. Als »Tag der Deutschen Einheit« wurde er von der Bundesrepublik bereits im folgenden Jahr zum gesetzlichen Feiertag erhoben. Dass dies vor allem auf Be­­­treiben der SPD geschah, ist mit Blick auf die spätere Entwicklung nicht ohne Ironie. Denn im Zuge des aufkommenden Entspannungsklimas waren es gerade die Sozialdemokraten, die schon in den 1960er-Jahren vom »Tag der Deutschen Einheit« abzurücken begannen und ihn für nicht mehr zeitgemäß hielten. Als vermeintlich passenderer Nationalfeiertag wurde in den 1980er-Jahren der 23. Mai, der Tag der Verkündung des Grundgesetzes, vermehrt ins Spiel gebracht. So wenig sich die Deutschen für den 17. Juni erwärmten, so wenig allgemeine Begeisterung löste der Versuch aus, das überkommene Nationsverständnis auf einen »Verfassungspatriotis­mus« zu reduzieren. Insofern war es eine gute Fügung, dass sich mit der Lösung der deutschen Frage 1989/90 auch die Feiertagsfrage erledigte.

			Tab. 24: Politische Gedenktage und Feiertage in der Bundesrepublik 
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							27. Januar

						
							
							Tag des Gedenkens an die Opfer des ­Nationalsozialismus (Auschwitz-Befreiung)

						
							
							offizieller Gedenktag

						
					

					
							
							8. März

						
							
							Internationaler Frauentag

						
							
							inoffizieller Feiertag*

						
					

					
							
							1. Mai

						
							
							Tag der Arbeit

						
							
							gesetzlicher Feiertag

						
					

					
							
							8. Mai

						
							
							Tag des Kriegsendes

						
							
							offizieller Gedenktag

						
					

					
							
							23. Mai

						
							
							Verfassungstag 
(Verkündung des Grundgesetzes)

						
							
							offizieller Gedenktag

						
					

					
							
							17. Juni

						
							
							Tag der Volkserhebung in der DDR

						
							
							offizieller Gedenktag

						
					

					
							
							20. Juni

						
							
							Tag des Gedenkens an die Opfer von Flucht und Vertreibung

						
							
							offizieller Gedenktag

						
					

					
							
							20. Juli

						
							
							Tag des Widerstandes gegen die ­NS-­Herrschaft 

							(Stauffenberg-Attentat auf Hitler)

						
							
							offizieller Gedenktag

						
					

					
							
							3. Oktober

						
							
							Tag der Deutschen Einheit

						
							
							gesetzlicher Feiertag

						
					

					
							
							9. November

						
							
							Tag des Mauerfalls

							Tag der Pogromnacht

						
							
							inoffizieller Feier- und Gedenktag

						
					

					
							
							2. ­Sonntag vor dem 1. Advent

						
							
							Volkstrauertag (Gedenken an die Kriegs­toten und an die Opfer von Gewaltherrschaft und Terrorismus)

						
							
							offizieller Gedenktag

						
					

				
			

			* vor allem in Ostdeutschland, in Berlin seit 2019, in Mecklenburg-Vorpommern seit 2022 gesetzlicher Feiertag
Quelle: Eigene Zusammenstellung

			Die Entscheidung, den 3. Oktober als neuen »Tag der Deutschen Einheit« an die Stelle des 17. Juni zu setzen, war historisch folgerichtig und deshalb nicht wirklich kontrovers. Dem Datum, an dem der Beitritt der DDR zur Bundesrepublik förmlich vollzogen wurden, fehlte zwar die Ereignisträchtigkeit des 17. Juni 1953 oder 9. November 1989, als die ­Berliner Mauer fiel. Er markierte aber mit der durch den Zwei-plus-vier-Vertrag auch außenpolitisch anerkannten Vereinigung den logischen End- und Zielpunkt des – von Heinrich August Winkler so beschriebenen – »langen Wegs nach Westen«. Der 9. November wäre als Alternative schon deshalb nicht in Betracht gekommen, weil er neben dem Mauerfall auch die Erinnerung an andere, weniger ruhmreiche historische Ereignisse, die zufällig auf dasselbe Datum fallen, zum Gegenstand einer Feier gemacht hätte: den Zusammenbruch des Kaiserreiches (1918), den gescheiterten Hitlerputsch (1923) und die Pogromnacht (1938). Den tiefen Schatten der deutschen Geschichte trägt die Bundesrepublik durch eine Reihe von zusätzlichen offiziellen und nichtoffiziellen Gedenktagen Rechnung, die neben den Nationalfeiertag treten. Letzterer wird von den Deutschen ähnlich wie der 17. Juni eher distanziert betrachtet und vor allem als arbeitsfreier Tag geschätzt. Ob man dem durch eine bessere Einbeziehung der Bevölkerung in die – reihum von den Bundesländern ausgerichteten – Feierlichkeiten entgegenwirken könnte, bleibt zweifelhaft.

			Von Bonn nach Berlin

			Weil das auf dem Territorium der DDR gelegene West-Berlin als Hauptstadt nicht mehr infrage kam, brauchte die Bundesrepublik 1949 einen neuen Regierungssitz. Um die Funktion bewarb sich neben der zur ehemaligen preußischen Rheinprovinz gehörenden Universitätsstadt Bonn auch Frankfurt am Main, das als alte Reichsstadt und Sitz der Nationalversammlung von 1848/49 auf die größere Tradition verweisen konnte. Dennoch setzte sich Bonn in einer geheimen Abstimmung im Parlamentarischen Rat knapp durch, was sehr im Sinne Konrad Adenauers war – des früheren Kölner Oberbürgermeisters und späteren Bundeskanzlers, dessen Wohnort in Rhöndorf, einem Stadtteil Bad Honnefs, nur wenige Kilometer entfernt lag.

			Mit der Entscheidung für Bonn unterstrich die Bundesrepublik ihren Charakter als Provisorium. Die Stadt am Rhein sollte ihre Funktion als Regierungssitz und – ab 1970 – förmliche Hauptstadt nur stellvertretend ausüben, bis man in einem wiedervereinigten Deutschland in die alte Reichshauptstadt zurückkehren würde. Die betont nüchterne Architektur der Parlaments- und Regierungsgebäude, markiert etwa durch Sep Rufs Kanzlerbungalow oder das von Helmut Schmidt als »Sparkasse« verspottete neue Bundeskanzleramt, trug dem Rechnung. Erst in den 1980er-Jahren wurden Versuche unternommen, der Hauptstadt durch Neu- und Ausbauten – etwa der Museumsmeile mit der Bundeskunsthalle – einen repräsentativeren Anstrich zu geben. Auch der Abriss des im Bauhaus-Stil gehaltenen Bundeshauses, dem zugleich der geschichtsträchtige Plenarsaal zum Opfer fiel, schien auf einen Abschied vom Provisorium hinzudeuten. Als die lichtdurchflutete Glas-Stahl-Konstruktion des neuen Bundestages – ein Werk des Architekten Günter Behnisch – 1992 ihrer Bestimmung übergeben wurde, waren die Würfel für eine Verlagerung des Parlaments- und Regierungssitzes nach Berlin bereits gefallen. 

			Dass die heftig umkämpfte Abstimmung am 20. Juni 1991 knapp zugunsten Berlins ausging, lag nicht an Union und SPD – in beiden Parteien gab es eine Mehrheit für Bonn.16 Allerdings sprachen sich deren führende Vertreter, etwa Kanzler Helmut Kohl oder Willy Brandt, für Berlin aus. Den stärksten Eindruck in der Debatte hinterließ der Unionsfraktionsvorsitzende Wolfgang Schäuble, für den die Rückkehr nach Berlin eine Frage der Glaubwürdigkeit und Nagelprobe für die deutsche Einheit darstellte. Bonn-Befürworter wie Peter Glotz oder Norbert Blüm verwiesen dagegen auf die Gefahr eines Zentralisierungsschubes und Absinkens der »Provinz«, wenn eine künftige »Megacity« Berlin alles überstrahle. Ihre Befürchtungen sollten sich als reichlich übertrieben herausstellen. Nicht nur, dass Berlins Wirtschaftskraft hinter den westdeutschen Metropolregionen (Rheinland, Ruhrgebiet, Rhein-Main, Rhein-Neckar und Oberbayern) nach wie vor deutlich zurückliegt. Auch in kultureller und politischer Hinsicht bleibt die Bundesrepublik ein dezentralisiertes Land. Frankfurt ist das unbestrittene Finanz- und Bankenzentrum und besitzt den größten Flughafen. Hamburg stellt mit seinem Seehafen das Tor zur Welt dar und beherbergt als Medienstadt die einflussreichsten Wochenzeitungen. In Frankfurt und München erscheinen die wichtigsten überregionalen Tageszeitungen. Das bundesweite ZDF hat seinen Sitz in Mainz, während die ARD-Anstalten über die gesamte Republik verteilt sind. Der bekannteste Sakralbau und die meistbesuchte Sehenswürdigkeit des Landes ist der Kölner Dom. Die bayerische Landeshauptstadt München unterhält neben führenden Universitäten und international bekannten Museen zugleich Deutschlands erfolgreichsten Fußballprofiklub. Und was Theater und Oper betrifft, brauchen sich die vermeintlichen Provinzstädte hinter den Berliner Häusern nicht zu verstecken. 

			Auch die politischen Institutionen und Bundesbehörden sind breitflächig über das Land gestreut. Dass das Bundesverfassungsgericht nicht in der Hauptstadt residiert, sondern im mehr als 500 Kilometer entfernten Karlsruhe, steht sinnbildlich für die Gewaltenteilung und Unabhängigkeit der Justiz. Bonn wurde für den Weggang von Regierung und Parlament nach Berlin entschädigt, indem man zahlreiche Bundesbehörden an den Rhein verlegte und im Bonn/Berlin-Gesetz 1994 eine Aufteilung der Ministerien vornahm. Sechs Ministerien haben ihren ersten Dienstsitz bis heute in Bonn. Allerdings sind statt der ursprünglich geplanten Hälfte nur noch ein Drittel der Stellen in der alten Hauptstadt verblieben, die sich jetzt mit dem Titel einer »Bundesstadt« schmückt. Bundestag, Bundes­präsident und Bundesrat unterhalten in Bonn ebenfalls einen zweiten Dienstsitz, wenngleich dort wenige Sitzungen oder Empfänge stattfinden. Das ehemalige Abgeordnetenhochhaus »Langer Eugen« wird von den Vereinten Nationen genutzt. 

			Nachdem Bundespräsident Richard von Weizsäcker bereits 1994 das in unmittelbarer Nähe zum Reichstag gelegene Schloss Bellevue zu seinem ersten Amtssitz erkoren hatte, erfolgte der eigentliche Umzug von Regierung und Parlament nach Berlin fünf Jahre später. Die Eröffnungssitzung im umgebauten Reichstagsgebäude fand am 19. April 1999 statt. Bis zur Fertigstellung des Kanzleramts, das erst 2001 bezugsfertig wurde, nahm Bundeskanzler Schröder im ehemaligen Staatsratsgebäude der DDR Quartier. Am längsten in Bonn verbleiben sollte der Bundesrat, bevor auch er im Jahr 2000 in die alte und neue Hauptstadt übersiedelte. 

			Dass der Bundestag seinen Sitz im Reichstagsgebäude nehmen würde, war unstreitig, symbolisiert es doch wie kein anderes die Kontinuitäten und Brüche der deutschen Demokratie. 1884 im Stil der Neorenaissance errichtet, erregte der selbstbewusst auftrumpfende, mit einer imposanten Glas- und Stahlkuppel versehene Bau das Missfallen Kaiser Wilhelms II., der sich zugleich gegen die Anbringung des Schriftzugs »Dem deutschen Volke« am Hauptportal verwahrte. Diese erfolgte erst 1916, als die Parlamentarisierung der Verfassung kurz bevorstand. In der Weimarer Republik bereitete der Reichstag den Nationalsozialisten die Bühne ihres Aufstiegs. Dies mag erklären, warum Hitler das Gebäude nach seiner Zerstörung durch den Brand am 27. Februar 1933 nicht abreißen ließ, obwohl es danach funktionslos wurde. Das Bild des in Flammen stehenden Reichstags grub sich als Symbol für die Zerstörung der Demokratie tief ins Gedächtnis ein. Auch für die Sowjets war es das deutsche Gebäude mit dem höchsten Wiedererkennungswert, weshalb sie ihre siegreiche Flagge nach der Eroberung Berlins hier aufzogen und nicht auf der ­Reichskanzlei oder dem Brandenburger Tor. Das am 2. Mai 1945 von der nachträglich gestellten Szene geschossene Foto gehört zu den Ikonen des 20. ­Jahrhunderts.

			In der Nachkriegszeit wurde das Reichstagsgebäude auf West-Berliner Gebiet direkt an der Grenze zu einem Symbol der deutschen Teilung. Ohne die Kuppel in einer ambitionslosen Architektur wiederaufgebaut, geriet es nach dem Mauerbau zunehmend in Vergessenheit und wurde vom Bundestag nur noch selten für Sitzungen genutzt. Fasziniert vom Reichstag und seiner wechselvollen Geschichte war der bulgarische Aktionskünstler Christo. Er hatte schon seit 1971 den Plan verfolgt, das Gebäude zu verhüllen, war damit aber bei den Bundestagspräsidenten immer wieder abgeblitzt. Erst der Hauptstadtbeschluss machte den Weg für das spektakuläre Projekt frei, das den Reichstag im Sommer 1995 für zwei Wochen in den Blickpunkt der Weltöffentlichkeit rückte. Als das Gebäude wieder enthüllt wurde, begannen die Umbauarbeiten, mit denen man den britischen Star­architekten Norman Foster beauftragt hatte.

			Das Ergebnis gilt nach fast einhelliger Meinung als geglückt. Foster ge­­lang es, die freigelegten alten Teile des Wallot-Baus mit einer modernen Architektur zu verbinden. Gelobt wurde auch, dass Foster die nach der Entkernung sichtbar gewordenen Graffiti russischer Soldaten konservieren ließ. Als Geniestreich erwies sich die von ihm ursprünglich gar nicht geplante begehbare Kuppel, die einem Wunsch des Bundestages entsprang. In zeitgemäßer Formensprache umgesetzt, erhebt sie sich direkt über dem Plenarsaal, um von außen einen Einblick in die Arbeit des Parlaments zu ermöglichen – passender lässt sich das demokratische Prinzip der Transparenz und Kontrolle nicht ausdrücken. Berlin erhielt dadurch einen neuen Tourismusmagneten. Der von Foster entworfene Plenarsaal reicht zwar an die Leichtigkeit des Bonner Behnisch-Baus nicht heran. Ansonsten strahlt das Gebäude jedoch mit seiner Helligkeit und den im Innenbereich installierten zeitgenössischen Kunstwerken Zukunftsoffenheit aus. Der im Lichthof auf einem Pflanzenbeet platzierte, von der Besucherebene aus einsehbare Schriftzug »Der Bevölkerung«, in denselben Lettern ausgeführt wie die alte Portalinschrift, ist nur ein Beispiel für seine mannigfache, aber auch streitbare Symbolik. Mit ihr wollte der Künstler Hans Haacke deutlich machen, dass das Parlament in einer Einwanderungsgesellschaft alle im Land lebenden Menschen repräsentiert, nicht nur die Deutschen.

			Gemischter fielen die Urteile über den von Axel Schultes und ­Charlotte Frank im Stil der Postmoderne errichteten Neubau des Kanzleramtes aus. Für die einen ist er Ausdruck einer städtebaulich angemessenen, zeitgemäßen Monumentalität, für die anderen ein »Angeberbau« (Helmut Schmidt), der die sachlich-zurückhaltende Funktionalität der Bonner Regierungs­gebäude durch reine »Repräsentationsarchitektur« ersetze. Tatsächlich haben Berechnungen ergeben, dass das Kanzleramt von der Nutzfläche her achtmal so groß ist wie das Weiße Haus in Washington und dreimal so groß wie der Pariser Élysée-Palast. Dennoch reicht der Platz inzwischen nicht mehr aus, um den stark gewachsenen Mitarbeiterstab unterzubringen. Geplant ist deshalb ein Erweiterungsbau im Rücken des bisherigen Gebäudes, der bis 2028 fertiggestellt werden soll. 

			Mit dem Anbau wird das »Band des Bundes« im Spreebogen weiter nach Westen verlängert. Dieses Band sollte einerseits die Vereinigung der westlichen und östlichen Stadthälften, andererseits das Verhältnis der legislativen und exekutiven Gewalten symbolisieren. Zum Unwillen der Architekten des Kanzleramts wurde ein wichtiges Element ihrer ursprünglichen Konzeption – das zwischen dem Paul-Löbe-Haus des Bundestages und dem Kanzleramt vorgesehene »Bürgerforum« – nicht realisiert, angeblich aus Sicherheitsgründen. Mit dem jetzt geplanten Neubau würde sich die Regierung vom Parlament räumlich noch mehr abwenden. Manche Kritiker betrachten dies als Zeichen einer »Präsidentialisierung« des Regierungssystems.

			Zur Unterbringung der Ministerien, Abgeordnetenbüros und ­weiterer Einrichtungen wurden entweder neue Gebäude errichtet oder alte Ge­­bäude verwendet. Historisch symbolträchtig war der Umzug des Bundesrates in das ehemalige Preußische Herrenhaus an der Leipziger Straße. Auf dessen Rückseite befindet sich heute das Berliner Abgeordnetenhaus, das von 1899 bis 1933 den Preußischen Landtag beherbergt hatte. Das Finanz­ministerium ist gleich gegenüber an der Wilhelmstraße im Monumentalbau des früheren Reichsluftfahrtministeriums untergebracht. Der in der NS-Zeit errichtete Gebäudekomplex wurde in der DDR als »Haus der Ministerien« genutzt, woran die im Stile des sozialistischen Realismus erstellten großen Wandgemälde in der nordöstlichen Pfeilervorhalle erinnern. Nach der Wende diente das Haus der Treuhandanstalt als Sitz. Es ist heute nach Detlev Rohwedder benannt, dem 1991 von der RAF ermordeten ersten Präsidenten der Treuhandanstalt.

			Das, gemessen an anderen Nationalstaaten, eher nüchterne Staatszeremoniell, das sich in der Scheu vor Militärparaden und einem wenig ausgeprägten Sinn für Orden und Ehrenzeichen widerspiegelt, ist Deutschland auch in der Berliner Republik erhalten geblieben – trotz der im Vergleich zu Bonn größeren Kulissen der Metropole. Es hat im Zuge der Europäisierung des Regierens ohnehin an Bedeutung verloren. Umso wichtiger geworden sind dagegen die Bühnen der Mediendemokratie, auf denen Politik dargestellt und inszeniert wird. Auch hier sind die räumlichen Voraussetzungen in Berlin anders als im beschaulichen Bonn, wo die Schlagzahl des Journalismus viel geringer war und politisches Personal und Presse in einer engeren Symbiose lebten. Der Ortswechsel ist aber nicht die Ursache dieser Entwicklung. Der durch das Internet und die Onlinemedien vorangetriebene Wandel der politischen Kommunikation wäre auch in Bonn eingetreten. Ob die größere räumliche Nähe in der kleinen Stadt der Abgehobenheit eines aus Lobbyisten, Beratern und Medienleuten bestehenden, weitgehend um sich selbst kreisenden Politikbetriebs hätte entgegenwirken können, die man heute am »politischen Berlin« beklagt, bleibt eine müßige Spekulation. 

			Geschichtspolitik und Erinnerungsorte 

			Für die Identität eines Staates ist wichtig, wie die Einzelnen und die Ge­­sellschaft insgesamt auf die Geschichte blicken. Geschichte ist deshalb nicht nur ein Thema der Wissenschaft, sondern auch der Politik. Diese nimmt maßgeblichen Einfluss darauf, wie von der Geschichte öffentlich Gebrauch gemacht wird und welche Deutungsmuster dabei vorherrschen. Der Umgang mit der Vergangenheit kann unter dem Begriff der Erinnerungskultur zusammengefasst werden. Das Erinnern vollzieht sich anhand von Texten, Bildern, Filmen, Festen oder sonstigen Ritualen. Eine verdichtete Form der Erinnerung stellen Grabstätten, Denkmäler, Gedenk­orte und Museen dar. Letztere tragen durch wechselnde Ausstellungen zugleich dazu bei, dass neue Themen erschlossen werden und in das kollektive Gedächtnis einfließen.

			Die deutsche Erinnerungskultur ist stark von der NS-Vergangenheit und hier vor allem von den Verbrechen an den Jüdinnen und Juden geprägt. Der bis in die 1980er-Jahre hinein verbreitete Begriff der »Vergangenheitsbewältigung« ist heute unüblich; stattdessen spricht man neutraler von »Aufarbeitung« oder »Vergangenheitspolitik«. Dass eine intensive Beschäftigung mit dem Holocaust erst in den 1970er-Jahren einsetzte, zeigt die Mitbeteiligung der Geschichtswissenschaft an der Verdrängung. So dauerte es z. B. drei Jahrzehnte, bis Raul Hilbergs bereits in den 1950er-Jahren entstandenes Standardwerk über die Vernichtung der europäischen Juden 1982 in deutscher Übersetzung erschien. In den 1950er- und 1960er-Jahren hatten sich die Debatten auf die Bewertung des Widerstandes, das Wesen und die Struktur des NS-Regimes und dessen Vorgeschichte konzentriert. Exemplarisch für Letzteres stand die »Fischer-Kontroverse« über die Hauptverantwortung Deutschlands am Ausbruch des Ersten Weltkriegs zu Beginn der 1960er-Jahre.

			Maßgeblichen Anteil am öffentlichen Erinnern an die Ermordung der Juden hatte die 1979 in der ARD ausgestrahlte US-Fernsehserie »Holocaust«. Damit rückten auch die Schuld und Mitverantwortung der an den Verbrechen nicht direkt beteiligten Deutschen stärker in den Blickpunkt. Am 8. Mai 1985 bezeichnete Bundespräsident Richard von Weizsäcker den Tag des Kriegsendes im Deutschen Bundestag erstmals offen als »Tag der Befreiung«, was in den Regierungsparteien zum Teil auf Kritik stieß. Seine wegweisende Rede wurde als Distanzierung von Kanzler Helmut Kohl gedeutet, der nur wenige Tage vorher zusammen mit US-Präsident Ronald Reagan in Bitburg einen Soldatenfriedhof besucht hatte, auf dem auch SS-Angehörige begraben lagen. Ihren Höhepunkt erreichte die Debatte mit dem sogenannten Historikerstreit ein Jahr später. Nachdem Ernst Nolte in einem Artikel die »Singularität« des nationalsozialistischen Völkermords angezweifelt hatte, warf Jürgen Habermas ihm und drei seiner Kollegen vor, Revisionismus zu betreiben und die NS-Vergangenheit »abschütteln« zu wollen. Im Hintergrund der Auseinandersetzung standen geschichtspolitische Initiativen der Regierung – etwa die von Kohl unterstützte Gründung des Deutschen Historischen Museums –, hinter denen kritische Stimmen die Absicht vermuteten, die deutsche Erinnerungskultur aus ihrer vermeintlich einseitigen Fokussierung auf den Nationalsozia­lismus zu lösen. 

			Die Diskussionen um das NS-Erbe rissen auch in der Folgezeit nicht ab. Heftige Auseinandersetzungen provozierte eine ab 1995 in dreißig deutschen Städten gezeigte Wanderausstellung, die am Tabu der »sauberen« Wehrmacht rüttelte. 1996 zog der junge amerikanische Historiker Daniel Goldhagen mit seinem Buch über »Hitlers willige Vollstrecker« den Unmut der Fachwelt auf sich, weil seine These eines spezifisch deutschen »eliminatorischen« Antisemitismus den Stand der Holocaustforschung ignorierte. Irritationen und Empörung löste 1998 die Friedenspreisrede des Schriftstellers Martin Walser in der Frankfurter Paulskirche aus, in der er eine in Deutschland verbreitete »Schuldkultur« beklagte und wörtlich von der »Moralkeule Auschwitz« sprach. Der Vorsitzende des Zentralrats der Juden, Ignatz Bubis, nannte ihn daraufhin einen »geistigen Brandstifter«. Und 1999 begann eine langjährige Auseinandersetzung über das vom Bund der Vertriebenen angestoßene »Zentrum gegen Vertreibungen«, das auch von nichtkonservativen Vertretern Unterstützung erfuhr.

			Ungeachtet dieser anhaltenden Debatten war unverkennbar, dass sich der Konsens über die NS-Vergangenheit seit den 1980er-Jahren politisch und gesellschaftlich verbreiterte. Rhetorische Fehltritte wie der des Bundestagspräsidenten Philipp Jenninger bei seiner Rede zum 50. Jahrestag der Pogromnacht hatten nun genauso politische Konsequenzen wie unpassende NS-Vergleiche oder antisemitische Entgleisungen. Mit Letzteren stellten sich z. B. 2002 der FDP-Politiker Jürgen Möllemann und 2003 der CDU-Abgeordnete Martin Hohmann ins Abseits. Dass sich die national­konservativen Kräfte zunehmend außerhalb der Unionsparteien sammelten, erleichterte diesen die Abgrenzung nach rechts. Die im Zuge des Historikerstreits geäußerte Sorge vor einer Wende der Geschichtspolitik erwies sich von daher als unbegründet. Dazu trugen auch die Medien bei, indem sie die Aufklärung über die NS-Vergangenheit »popularisierten«. 

			Ein sichtbares Zeichen der Anerkennung historischer Schuld und Verantwortung setzte das in der Hauptstadt auf einer 20 000 Quadratmeter großen rechteckigen Fläche südlich des Brandenburger Tors errichtete, 2005 eingeweihte Holocaust-Mahnmal. Es kompensierte die Schwächen der 1993 als »Zentrale Gedenkstätte für die Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft« eröffneten »Neuen Wache«, die mit ihrer Widmung und Bildsprache über die hauptbetroffenen Opfergruppen hinwegging und deren auf Betreiben von Kanzler Kohl vorgenommene Umgestaltung deshalb als Missgriff kritisiert wurde. Mit dem »Denkmal für die ermordeten Juden in Europa« – so die offizielle Bezeichnung – war die Voraussetzung geschaffen, auch anderer Opfer wie der Sinti und Roma, der Homosexuellen oder der Zwangsarbeiter und Zwangsarbeiterinnen angemessen zu gedenken bzw. Wiedergutmachung zu leisten. Den Anliegen der Vertriebenen trug die Bundesregierung 2008 durch die Einrichtung einer Stiftung innerhalb des Deutschen Historischen Museums Rechnung. 2021 wurde in Berlin das »Dokumentationszentrum für Flucht, Vertreibung, Versöhnung« eröffnet, das im ehemaligen »Deutschlandhaus« am Anhalter Bahnhof untergebracht ist. 

			Von noch größerer Bedeutung für das Erinnern sind die Orte der Taten selbst. Zu den Besonderheiten der deutschen Erinnerungskultur gehört, dass die schlimmsten Massenmorde und Kriegsverbrechen nicht auf eigenem Boden stattfanden, sondern in anderen Ländern. Unter den Versöhnungsgesten, die von diesen Orten ausgingen, ragen bis heute zwei heraus: der Kniefall Willy Brandts vor dem Warschauer Ghettodenkmal im Jahre 1970 und Helmut Kohls Besuch in Verdun 1984, als er und der französische Präsident François Mitterrand sich über den Gräbern der dort im Ersten Weltkrieg gefallenen Soldaten die Hand reichten. Zu den wichtigsten KZ-Gedenkstätten auf deutschem Boden gehören Bergen-­Belsen, Buchenwald, Dachau, Flossenbürg, Neuengamme, Ravensbrück und Sachsenhausen. Eine umfassende Dokumentation des nationalsozialistischen Terrors leistet seit 1987 die Berliner Dauerausstellung »Topographie des Terrors«, die auf dem Gelände des früheren Gestapo-Hauptquartiers untergebracht ist. Zusammen mit den kleineren Gedenkorten zählten diese Einrichtungen zuletzt etwa vier Millionen Besucher jährlich. Einen nicht minder eindrucksvollen Beitrag zum Gedenken leisten die an das Schicksal einzelner NS-Opfer erinnernden »Stolpersteine«, die auf den Künstler Gunter Demnig zurückgehen. Mehr als 75 000 von ihnen wurden in Deutschland und 25 anderen europäischen Ländern inzwischen verlegt. 

			In den 1990er-Jahren trat neben die Erinnerung an die NS-Opfer als weitere große Herausforderung die Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit. Auch sie löste politische Kontroversen aus, die in ihrer Heftigkeit aber an die Auseinandersetzung mit dem NS-Erbe nicht heranreichten. Das lag vor allem daran, dass die Aufarbeitung den Ostdeutschen nach der Vereinigung nicht allein überlassen blieb. Rechtlich hatte der Beitritt zur Bundesrepublik zur Folge, dass viele der verantwortlichen Täter des SED-Regimes vor Gericht kamen, wo sie wegen des Rückwirkungsverbots im Regelfall aber nur nach den DDR-Gesetzen bestraft werden konnten. Die Urteile fielen entsprechend milde aus. Politisch wollte man den nach 1949 begangenen Fehler nicht wiederholen, als die früheren NS-Funktionsträger weitgehend ungeschoren davongekommen waren. Die Leitungsstellen in der Justiz wurden deshalb entweder mit Unbelasteten oder Westdeutschen besetzt. Dasselbe galt für die Verwaltung der Stasi-Unterlagen, für die 1991 eigens eine Behörde eingerichtet wurde – geleitet vom Bürgerrechtler und späteren Bundespräsidenten Joachim Gauck. 

			Im Unterschied zu den anderen postkommunistischen Ländern Mittelosteuropas wurden die vergangenheitspolitischen Konflikte in der früheren DDR durch den Elitenaustausch entschärft. Wo sie stattfanden, entzündeten sie sich vor allem an der Charakterisierung des SED-Regimes, das für die einen ein »Unrechtsstaat« darstellte, während die anderen diesen Begriff unter Verweis auf die Lebensleistungen der Ostdeutschen ablehnten. In der Auseinandersetzung lebten einerseits historische Debatten über die Vergleichbarkeit der nationalsozialistischen mit der realsozialistischen Diktatur wieder auf, die in den 1960er- und 1970er-Jahren unter dem Stichwort »Totalitarismus« geführt worden waren und jetzt von West- nach Ostdeutschland importiert wurden. Zum anderen war sie ein Reflex der Zurücksetzungen, die viele Ostdeutsche durch den Verlauf und die Ergebnisse des Einigungsprozesses erfuhren. 

			Eine positive Identifikation mit der untergegangenen DDR erwuchs daraus nicht – fast niemand sehnte sich nach dem alten Regime zurück. Entsprechend untergeordnet blieb und bleibt dessen Rolle in der Erinnerungskultur. Zwar gibt es Stasi-Gedenkstätten und eine Reihe von kleineren DDR-Museen, doch befindet sich darunter keine prägende Einrichtung mit gesamtdeutscher Ausstrahlung. Die jüngere Generation, die die DDR selbst nicht mehr erlebt hat, weiß über deren Geschichte wenig. Für die Westdeutschen gilt das ohnehin. Stärker erinnert werden die deutsche Teilung und deren Überwindung. Versatzstücke der Berliner Mauer finden sich heute in den entlegensten Ecken der Welt. In Berlin selbst sind die erhaltenen Reste der Grenzanlagen wie am Checkpoint Charlie oder an der Mauergedenkstätte Bernauer Straße große Attraktionen. In unmittelbarer Nähe des wiederaufgebauten Schlosses soll zudem ein Einheitsdenkmal entstehen, an dessen architektonischer Gestalt (als »Wippe«) sich schon jetzt die Geister scheiden. 

			Auch der Umgang mit früheren DDR-Bauten bleibt umstritten. Während die Erinnerung an den sozialistischen Staat zumindest bei den Straßennamen fortlebt – selbst Wilhelm-Pieck- und Leninstraßen sind in vielen ostdeutschen Orten noch zu finden –, fielen das DDR-Außen­ministerium und der als Sitz der Volkskammer 1976 eröffnete »Palast der Republik« der Abrissbirne zum Opfer. Anstelle des Palastes wurde das von den Kommunisten bereits 1950 gesprengte Stadtschloss neu errichtet, das als »Humboldt-Forum« Teil des Museumskomplexes in der historischen Stadtmitte werden soll. Kontroversen lösten die Rekonstruktion des Stadtschlosses und der Wiederaufbau der Garnisonskirche in Potsdam aus. Sie richten den Blick zugleich auf den Umgang mit dem architektonischen Erbe der Kaiserzeit.

			Die bekannten großen Nationaldenkmäler in Deutschland wurden zwischen dem Vormärz und dem Ende des Ersten Weltkriegs errichtet. Sie erinnern an die »Befreiungskriege« gegen Napoleon (Befreiungshalle bei Kelheim, Völkerschlachtdenkmal in Leipzig), die »Einigungskriege« gegen Dänemark, Österreich und Frankreich (Berliner Siegessäule), die Reichsgründung (Niederwalddenkmal bei Rüdesheim) und ältere Ruhmestaten wie die Schlacht im Teutoburger Wald (Hermannsdenkmal bei Detmold). Die personenbezogenen Denkmäler sind vor allem Wilhelm I. (z. B. in Porta Westfalica und Koblenz) sowie Bismarck gewidmet. Sie wurden als Türme, Brunnen, Gedenktafeln oder Standbilder ausgeführt. Das mächtigste der rund 600 erhalten gebliebenen Bismarck-Denkmäler ist die 36 Meter hohe Statue in Hamburg. Sie befindet sich über dem Hafen in exponierter Stellung, genauso wie die seit 1842 als Tempel über der Donau thronende Walhalla bei Regensburg, in der die Büsten der angeblich bedeutendsten Deutschen ausgestellt sind.

			Eine positive Erinnerungswirkung geht von diesen Monumenten wegen ihrer nationalistischen Stoßrichtung nicht mehr aus. Geschätzt werden sie – wenn überhaupt – als Sehenswürdigkeit oder aufgrund ihrer städtebaulichen Bedeutung. Suchte man nach anschlussfähigen »Denkmälern« des Kaiserreichs, wären neben den Parlamentsgebäuden vor allem die Rathäuser und Gerichtsgebäude zu nennen. Während die Rathäuser das Selbstdarstellungsbedürfnis der Bürgergesellschaft widerspiegelten, kündete die imposante Architektur der zu dieser Zeit auch in anderen europäischen Städten errichteten »Justizpaläste« vom Machtbewusstsein des aufstrebenden Rechtsstaates. Als Repräsentationsbauten prägen sie das Gesicht vieler deutscher Städte heute genauso wie die – trotz der Kriegszerstörungen – in weiten Teilen erhalten gebliebene gründerzeitliche Wohnbebauung. 

			Von den nationalen Erinnerungsorten abzuheben sind die Erinnerungsorte der Demokratie. Die langen Schatten der NS-Vergangenheit haben sie erst in jüngerer Zeit stärker in den Vordergrund gerückt und zu einem Thema der Geschichtspolitik gemacht. Unter den Gedenkorten ragt vor allem die Frankfurter Paulskirche heraus, über deren Neugestaltung seit Längerem gestritten wird. Während Zeithistoriker wie Herfried Münkler sich eine stärkere Anlehnung an die ursprüngliche Architektur wünschen, um den Ort als Sitz der Nationalversammlung von 1848/49 erfahrbarer zu machen, verteidigen andere den vorhandenen, bewusst spartanisch gehaltenen Wiederaufbau der Nachkriegszeit, der ein Zeichen für den tiefen Bruch in der deutschen Geschichte setzen wollte. Weniger kontrovers verlief die Herrichtung des Hambacher Schlosses als Gedenkstätte. Sie wurde in den 1980er-Jahren aufgenommen und im Zuge einer umfassenden Renovierung und Neugestaltung von 2007 bis 2012 vollendet. Das Schloss bildet heute eine von 63 Stationen der von Frankfurt bis Lörrach reichenden »Straße der Demokratie«, die an die vor allem im deutschen Südwesten gelegenen Orte der vormärzlichen Demokratiebewegung erinnert.

			Merkwürdig gespalten bleibt die Erinnerungskultur mit Blick auf die Weimarer Republik. Auf der einen Seite gibt es keinen Politiker in Deutschland, nach dem so viele Straßen und Plätze benannt sind wie Friedrich Ebert, der sozialdemokratische erste Reichspräsident. Selbst sein Nachfolger Paul von Hindenburg bringt es auf mehr Nennungen als alle Vertreter der Bonner Republik mit Ausnahme Adenauers. Auf der anderen Seite fehlte es bis 2019 an einer zentralen Gedenkstätte. Das »Haus der Weimarer Republik«, das am 100. Jahrestag der Verabschiedung der Reichsverfassung eröffnet wurde, versucht die Lücke jetzt zu schließen. Es befindet sich in Weimar direkt gegenüber dem Nationaltheater, in dem seinerzeit die Nationalversammlung tagte. 

			Ganz anders verhält es sich mit der Bonner Republik, deren umfangreiche, schon in den 1980er-Jahren einsetzende Würdigung gewiss auch daher rührt, dass sie im Unterschied zu Weimar als Erfolgsgeschichte erinnert werden kann. Das an der Bonner Museumsmeile gelegene, 1994 eröffnete »Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland« zählt bis heute zu den meistbesuchten Museen des Landes. Es betreut zugleich den zwischenzeitlich renovierten Kanzlerbungalow und das originalgetreu hergerichtete Arbeitszimmer von Kanzler Helmut Schmidt im Neubau des Bundeskanzleramts. Diese stehen der Öffentlichkeit ebenso offen wie das alte Kanzleramt im Palais Schaumburg, die Villa Hammerschmidt oder der Plenarsaal des Wasserwerks, das dem Bundestag zwischen 1986 und 1993 als Ausweichquartier diente. 

			Mit Blick auf die personenbezogene Erinnerung fällt auf, dass bei der Benennung von Plätzen und Straßen in der alten Bundesrepublik vor allem die Gründergeneration bedacht worden ist, also Konrad Adenauer und ­Theodor Heuss, aber auch der SPD-Vorsitzende Kurt Schumacher. Von den späteren Kanzlern kann nur noch Willy Brandt auf eine vergleichbare Zahl an Ehrungen zurückblicken. In Ostdeutschland bleibt die kommunistische Vergangenheit der DDR trotz zahlreicher Umbenennungen nach der Wende in den Straßennamen präsent. Dasselbe gilt für Bismarck und Hindenburg, die als Repräsentanten des Kaiserreiches und der Weimarer Zeit ungeachtet ihrer antidemokratischen Gesinnung weiterhin ganz oben auf der Liste stehen.

			Umbenennungen von Straßen sind allein wegen der damit verbundenen praktischen Probleme stets konfliktbehaftet. Sie werden in jüngster Zeit vor allem mit Blick auf die Kolonialpolitik gefordert, deren Orte und Personen im Straßenbild immer noch präsent sind – genauso wie viele andere Namen aus der Kaiserzeit. Was sollte und könnte an ihre Stelle treten? Zu den Ironien der bundesdeutschen Erinnerungskultur gehört, dass trotz der starken Betonung der Verfassungsstaatlichkeit und Wertschätzung des Grundgesetzes keine Straße und kein Platz dessen Namen ziert – wie etwa die Constitution Avenue in Washington. Auch die Zahl der »Straßen des 3. Oktober« bleibt mit vier sehr überschaubar. Sie befinden sich alle in kleineren Städten in Ostdeutschland. In drei Fällen handelt sich dabei um Umbenennungen der vormaligen »Straßen des 7. Oktober«.

			Tab. 25: Benennung von Straßen und Plätzen nach prägenden Persönlich­keiten (Stand 2019)

			
				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Alte ­Bundes­republik

						
							
							DDR/­Ostdeutschland

						
							
							Weimarer ­Republik

						
							
							Kaiserreich

						
					

				
				
					
							
							Konrad ­Adenauer 
(563)

						
							
							August Bebel 
(664)

						
							
							Friedrich Ebert 
(780)

						
							
							Otto von Bismarck 
(635)

						
					

					
							
							Theodor Heuss 
(493)

						
							
							Karl Marx 
(483)

						
							
							Paul von Hindenburg 
(436)

						
					

					
							
							Kurt Schumacher 
(315)

						
							
							Ernst Thälmann 
(420)

						
							
							Gustav Stresemann 
(222)

						
							
					

					
							
							Willy Brandt 
(230)

						
							
							Karl Liebknecht 
(350)

						
							
						
					

					
							
							Ludwig Erhard 
(113)

						
							
							Rosa Luxemburg 
(262)

						
							
						
					

					
							
							Gustav Heinemann 
(83)

						
							
							Friedrich Engels 
(222)

						
							
						
					

					
							
							Erich Ollenhauer 
(46)

						
							
							Clara Zetkin 
(202)

						
							
						
					

					
							
							
							Wilhelm Pieck 
(60)

						
							
						
					

					
							
							Wladimir I. Lenin 
(28)

						
							
						
					

				
			

			Quelle: Die ZEIT
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			Anmerkungen

			
				
					15	Nach der Definition des Statistischen Bundesamtes hat eine Person einen Migrationshintergrund, wenn sie selbst oder mindestens ein Elternteil nicht mit deutscher Staatsangehörigkeit geboren wurde.

				

				
					16	Den Ausschlag gaben die Vertreter der kleineren Parteien (FDP, Bündnis 90/Die Grünen und PDS), von deren zusammengenommen 103 Stimmen 74 auf Berlin und nur 29 auf Bonn entfielen.

				

			

		


		
			Die deutsche Demokratie im neuen Krisenzeitalter – Bilanz und Ausblick

			Die Bundesrepublik Deutschland gilt im Urteil des überwiegenden Teils der Zeitgeschichtsforschung und Politikwissenschaft zu Recht als »Erfolgsgeschichte« und »geglückte Demokratie« (Edgar Wolfrum). Dass es nach der Katastrophe des Zweiten Weltkrieges und dem Zivilisationsbruch des Holocaust gelingen würde, ein rechtsstaatlich fundiertes, demokratisch stabiles und wirtschaftlich wie kulturell prosperierendes Gemeinwesen neu aufzubauen, das fest in die europäische und westliche Staatengemeinschaft eingebettet ist, hätten die wenigsten vorausgeahnt, als die Bundesrepublik 1949 im Westen des geteilten Landes entstand. Das Gleiche gilt für die 40 Jahre später vollzogene staatliche Wiedervereinigung mit der vormaligen DDR, die trotz der bis heute fortbestehenden gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Unterschiede zwischen beiden Landesteilen erstaunlich reibungslos verlief. Sie setzte national wie international einen Schlussstrich unter die »deutsche Frage«. Verglichen mit anderen europäischen Ländern – von den USA ganz zu schweigen – erscheint die deutsche Demokratie zu Beginn der dritten Dekade des 21. Jahrhunderts weniger fragil und gefährdet, als aufgrund des immensen Veränderungsdrucks, der von innen und außen auf sie einwirkt, vielleicht zu erwarten wäre. Ob und wie lange das auch in Zukunft so bleibt, ist jedoch keineswegs sicher.

			Die Ära der demokratischen Stabilität

			Auf der Suche nach den Gründen für die positive Entwicklung muss zunächst die gelungene Verfassung genannt werden. Das Grundgesetz zog die richtigen Lehren aus dem Scheitern der Weimarer Republik, zugleich stellte es eine gelungene Symbiose aus vorhandenen Traditionen und Neuerungen dar. Zu den Erstgenannten gehören zum Beispiel der Rechtsstaat, der Bundesstaat, das beide miteinander verknüpfende Verwaltungssystem und der Sozialstaat, die jetzt freilich konsequent in eine wertegebundene, demokratische Ordnung eingebunden wurden. Unter den Neuerungen ragen wiederum das an das britische Westminster-Modell erinnernde gewaltenfusionierende parlamentarische System, die verfassungsrechtliche Verankerung der Parteiendemokratie, die Institutionalisierung der Verfassungsgerichtsbarkeit und die sukzessive Erweiterung des nationalen Regierungssystems durch die supranationale Ebene der EU hervor. 

			Gestützt wurde die von der Verfassung ausgehende politische Stabilität durch die wirtschaftliche Entwicklung. Indem sie die Entfaltung der Marktkräfte mit einem starken öffentlichen Sektor, breit ausgebauter Sozial­politik und einem korporatistischen System des Interessenausgleichs verknüpfte, sorgte die soziale Markwirtschaft für ein rasches Wachstum des Wohlstandes, von dem auch die unteren Gesellschaftsschichten profitierten. Selbst wenn die »nivellierte Mittelstandsgesellschaft« eher einem gewünschten Selbstbild entsprach als die nach wie vor durch große ökonomische Ungleichheiten gekennzeichneten Realität, stellten die ersten drei Nachkriegsjahrzehnte in Deutschland, aus der Rückschau betrachtet – ähnlich wie in den anderen westeuropäischen Ländern –, eine »goldene Ära« dar, die erst ab den 1970er-Jahren durch Phasen der Stagnation und zunehmende Verteilungskämpfe abgelöst wurde.

			Neben der wirtschaftlichen wirkte sich die gesellschaftliche und kulturelle Entwicklung positiv auf die Demokratie aus. In den 1950er-Jahren noch stark von autoritären Einstellungen geprägt, fand die bundesdeutsche Bevölkerung bald Anschluss an die politischen Kulturen ihrer westlichen Nachbarn, mit denen sich Deutschland im Rahmen der NATO und Europäischen Union verbunden hatte. Mit dem politischen Interesse nahm auch die Partizipationsbereitschaft zu. Ablesbar war dies an den hohen Wahlbeteiligungen, den steigenden Mitgliederzahlen der Parteien und dem vielfältigen Engagement im gesellschaftlichen Bereich – im Rahmen der sozialen Selbstverwaltung, tariflichen und betrieblichen Mitbestimmung sowie Vereins- und Verbandstätigkeit. Seit Ende der 1960er-Jahre traten protestorientierte Formen wie Demonstrationen oder Bürgerinitiativen hinzu. Die Herausbildung zu einer reifen politischen Kultur spiegelte sich in hohen Werten der Demokratiezufriedenheit und einer – gemessen an anderen Ländern – geringen Unterstützungsbereitschaft extremistischer Parteien. Dennoch musste sich die Bundesrepublik in den 1970er-Jahren der massiven Bedrohung durch den Linksterrorismus erwehren. Teile der ab Mitte dieses Jahrzehnts aufkommenden Umwelt- und Antikernkraftbewegungen schreckten vor militanten Aktionen ebenfalls nicht zurück. Während die RAF ihr revolutionäres Projekt mit der Niederlage von 1977 begraben musste (als die von ihr versuchte Freipressung der in Stuttgart-Stammheim einsitzenden ersten Terroristengeneration scheiterte), konnten die auf Veränderungen drängenden neuen sozialen Bewegungen in das politische System später schrittweise integriert werden.

			Ähnlich wie in den 1970er-Jahren gelang es der Bundesrepublik, die zu Beginn der 1980er-Jahre auftauchenden Wirtschaftsprobleme zu meistern, sodass sie finanziell gut gerüstet in die 1989 einsetzende Wiedervereinigungsphase ging. Während die Übertragung des Rechts- und Verwaltungssystems auf die neuen Länder ohne größere Schwierigkeiten gelang, sollte die Bewältigung der ökonomischen und gesellschaftlich-kulturellen Teilungsfolgen das Land noch lange beschäftigen. Die These von der »Vereinigungskrise« relativiert sich aber mit Blick auf die überwiegend durch internationale Entwicklungen verursachten Großkrisen, die in der Folgezeit über die demokratische Staatenwelt hereinbrachen. 

			Neue Herausforderungen seit den 1990er-Jahren

			Herrschte zu Beginn der 1990er-Jahre noch die Hoffnung, dass mit dem Ende des Kalten Krieges und Niedergang des Kommunismus eine stabile Friedensordnung möglich sein würde, in deren Rahmen Demokratie und Marktwirtschaft sich weltweit durchsetzten – der amerikanische Politikwissenschaftler Francis Fukuyama sprach sogar vom »Ende der Geschichte« –, sah man sich jetzt mit dem genauen Gegenteil konfrontiert: einer neuen Ära der Unsicherheit und Tendenzen der demokratischen Regression, die auch vor vermeintlich stabilen Ländern nicht haltmachten. 

			Grob gesprochen, sind es vier in den 1990er-Jahren angebahnte und sich seither verschärfende Entwicklungen, die die Demokratien – auch die deutsche – heute unter Druck setzen. Das erste und schwierigste Problem besteht darin, dass die beschleunigte Globalisierung der Realwirtschaft und der Finanzmärkte den Handlungsspielraum der nationalstaatlichen Politik zunehmend einschränkt (Souveränitätsproblem). Dies betrifft vor allem die unter Legitimationsgesichtspunkten besonders wichtigen Bereiche der Daseinsvorsorge und Sozialpolitik. Die Staaten können zwar durch internationale Kooperation Gestaltungsmacht zurückgewinnen, doch ändert das nichts daran, dass die Demokratie als Regierungs- und Herrschaftsform auch in absehbarer Zukunft an die nationale Sphäre gebunden bleibt. Wie mühselig es ist, sie darüber hinauszuheben, zeigen der Verlauf und die Schwierigkeiten des europäischen Integrationsprozesses.

			Eng verwoben damit ist das zweite Problem. Indem sie die ­nationalen Wohlfahrtsstaaten und Arbeitsmärkte unter Druck setzt, verstärkt die Globalisierung die wirtschaftliche und soziale Ungleichheit. Während das obere Drittel der Gesellschaft Wohlstandsgewinne einstreicht, steigt das unter Drittel ab oder fühlt sich von Abstieg bedroht. Verschärft wird die Ungleichheit durch den gleichzeitig rückläufigen gemeinschaftlichen Zusammenhalt, der eine Folge der Individualisierung darstellt und auch die Alltagskultur immer mehr dem Prinzip des Marktes unterwirft. Als konfliktträchtig erweist sich besonders die Inklusion der nicht eingesessenen Bevölkerungsminderheiten und Zugewanderten. (In anderen Bereichen – etwa bei der Geschlechtergleichheit oder den Rechten sexueller Minderheiten – sind dagegen bedeutende Gleichheitsfortschritte zu verzeichnen, weshalb man sich hüten sollte, die 1950er- oder 1960er-Jahre als »goldenes Zeitalter« der Demokratien nostalgisch zu überhöhen.)

			Das dritte große Problem entsteht durch die Digitalisierung. Es ist in seinen Ausprägungen und Konsequenzen noch nicht recht absehbar. Der von manchen geäußerten Hoffnung, das Netz führe zu mehr direkter Demokratie und einer größeren Entscheidungstransparenz, stellen andere die Schattenseiten einer immer stärker fragmentierten Öffentlichkeit und der Unterminierung elementarer Prinzipien wie Respekt und Dialogbereitschaft entgegen, auf denen das Funktionieren der Demokratie beruhe. Noch gravierendere Folgen drohen durch die Aushöhlung ­individueller Freiheitsrechte (Datenschutz) oder manipulative Eingriffe in die ­Freiheit des demokratischen Meinungs- und Willensbildungsprozesses mittels sogenannter social bots und anonymisierter Netzwerke, die als Mittel der stillen Kriegführung auch terroristisch oder von auswärtigen Mächten eingesetzt werden können. 

			Das vierte Problem der Demokratie ist ein notorisches – es liegt in der Bevorzugung von gegenwärtigen gegenüber künftigen Interessen. Wo das Stimmrecht bei den Lebenden liegt, geraten die Belange der späteren, noch nicht geborenen Generationen systematisch aus dem Blick. Die Brisanz dieses Problems lässt sich heute vor allem an zwei Bereichen festmachen: der privaten und öffentlichen Verschuldung, die die Krisenanfälligkeit der Wirtschaft erhöht und gleichzeitig – durch die Abhängigkeit der ­nationalen Politik von den internationalen Finanzmärkten – das Souveränitäts­problem verstärkt, und den ökologischen Gefährdungen im Zuge der Erderwärmung und des Artensterbens. 

			Die nationalstaatlichen Demokratien haben auf diese Herausforderungen durch eine Anpassung ihrer Entscheidungsstrukturen durchaus reagiert. Dies gilt vor allem mit Blick auf das Souveränitätsproblem. Die Verlagerung von Entscheidungszuständigkeiten auf die europäische und transnationale Ebene birgt freilich das Dilemma, dass sie die politischen Prozesse der demokratischen Kontrolle und Beeinflussbarkeit noch weiter entzieht, die die Bürgerinnen und Bürger aus der nationalen Sphäre kennen. Auch dort gewinnen Behörden, Verfassungsgerichte und spezialisierte Gremien, in denen Fachleute und Interessenvertreter weitgehend unter sich bleiben, gegenüber den repräsentativen Institutionen – Parteien und Parlamenten – an Bedeutung. In der gesellschaftlichen Sphäre sehen sich die gewählten Vertreter wiederum mit der Tatsache konfrontiert, dass die Partizipation vermehrt in Bürgerinitiativen, sozialen Bewegungen und Nichtregierungsorganisationen stattfindet, die Wählerinnen und Wähler also andere Formen und Kanäle der Einflussnahme vorziehen.

			Die Repräsentations- und Legitimationskrise lässt sich vor allem am veränderten Wahlverhalten und Wandel des Parteiensystems festmachen. In nahezu sämtlichen westlichen Demokratien werden die etablierten politischen Kräfte seit den 1980er-Jahren durch neu entstandene rechts- und linkspopulistische Parteien herausgefordert. Am einschneidendsten sind die Folgen in einigen der mittelosteuropäischen »neuen« Demokratien. Die Transformation in ein quasiautoritäres System, die unter der Fidesz-Regierung in Ungarn weit vorangeschritten ist, bahnt sich seit der Machtübernahme der Partei Recht und Gerechtigkeit 2015 auch in Polen an. In Italien und Österreich waren und sind populistische Parteien Teil der Regierung, in Frankreich gelang es ihnen, bei der Präsidentschaftswahl 2022 über 40 Prozent der Stimmen zu erringen. Und in den Vereinigten Staaten mündete die vierjährige Präsidentschaft Donald Trump im gewaltsamen Sturm auf das Kapitol am 6. Januar 2021.

			Gemessen daran, wirkt die Bundesrepublik einstweilen noch wie ein Hort der Stabilität. Bis zur Entstehung der Alternative für Deutschland (AfD) im Jahre 2013 gab es hierzulande überhaupt keinen relevanten Rechtspopulismus in Parteiform. Auch später gelang es diesem nicht, eine ähnlich starke Wählerunterstützung zu erlangen wie in anderen europäischen Ländern. Rechnet man die Partei Die Linke hinzu, ging der gemeinsame Stimmenanteil der beiden Randparteien von knapp 22 Prozent bei der Bundestagswahl 2017 auf nur noch gut 15 Prozent bei der Bundestagswahl 2021 zurück. In den ostdeutschen Ländern lag er indes jeweils doppelt so hoch, wobei sich der Abstand zum Westen sogar weiter vergrößert hat. Dies zeigt, wie sehr die Mentalitätsunterschiede zwischen West und Ost auch 30 Jahre nach der Vereinigung fortwirken.

			Positive Auswirkungen hatte die Stärkung der systemtragenden Parteien 2021 auf die Koalitions- und Regierungsbildung. Mussten in drei der vier vorangegangenen Legislaturperioden mangels gangbarer Alternativen Große Koalitionen gebildet werden, kam es nun wieder zu einer Kleinen Koalition, die zugleich mit einem Wechsel im Kanzleramt einherging. Das demokratische Prinzip der alternierenden Regierung wurde so zum Teil wiederhergestellt – wenn auch unter den veränderten Vorzeichen eines lagerübergreifenden Dreiparteienbündnisses. 

			So wie sich die neue Flexibilität der Koalitionsbildung im von Union, SPD, Grünen und FDP gebildeten demokratischen Zentrum auszahlte (auf der Länderebene unter teilweiser Einbeziehung der Linken), profitierte das Parteiensystem von seiner institutionellen Absicherung im Parteienrecht. Fundamentale organisatorische Umwälzungen, wie sie zum Beispiel Emmanuel Macron in Frankreich mit En Marche oder Sebastian Kurz in Österreich mit der nach ihm selbst benannten »neuen Volkspartei« mehr oder weniger erfolgreich versucht haben, waren unter diesen Bedingungen nicht möglich, sieht man von der behutsamen Ergänzung des Delegiertenprinzips durch Urwahlen und Mitgliederentscheide einmal ab. Gleichzeitig blieben das Verfassungsgericht und der machtdezentralisierende Föderalismus wichtige Stabilitätsanker.

			Weil die Parteien in alle Winkel des Regierungssystems ausstrahlen, führt der Wandel des Parteiensystems zu einer Reihe von ­institutionellen Folgeproblemen. Am gravierendsten ist die Situation beim Wahlsystem, dessen unerwünschte Nebenwirkungen im Zuge der Fragmentierung immer stärker hervorgetreten sind – durch den wachsenden Anteil nicht berücksichtigter Stimmen oder die Inflationierung von Überhang- und Ausgleichsmandaten. Die in ihren Machtinteressen befangenen Parteien haben hier bis heute keine Abhilfe schaffen können. Auf der Länder­ebene ist die Frage, ob und in welcher Form die parlamentarischen durch direktdemokratische Entscheidungsverfahren »angereichert« werden können, zu einem verfassungspolitischen Dauerbrenner geworden. Auch die Quoren für die Inanspruchnahme der oppositionellen Minderheitenrechte im Bundestag und in den Landtagen scheinen nicht mehr zeitgemäß, da die größte Oppositionspartei dort heute häufig über weniger als ein Drittel oder ein Viertel der Mandate verfügt. Wo die Ämter nach Proporz besetzt werden wie in den Parlamentspräsidien oder beim Bundesverfassungsgericht, stellt sich die Frage nach der Einbeziehung der Randparteien. Und im Bundesrat wird das Gros der Länderregierungen heute von »gemischten« Koalitionen getragen, die sich im Falle der Uneinigkeit über das Abstimmungsverhalten auf eine Enthaltung verpflichten. Den Entscheidungsprozessen fehlt es hier und in den übrigen exekutivisch geprägten Bund-Länder- oder Länder-Länder-Gremien an Transparenz – wer für welchen Teil eines politischen Kompromisses verantwortlich ist, können die Wählerinnen und Wähler kaum nachvollziehen. Auf der europäischen Ebene, die das nationale Regieren heute maßgeblich mitbestimmt, ist die Intransparenz noch viel größer, zumal es der EU auch generell an wesentlichen Standards eines demokratischen Regierungssystems gebricht.

			Die Demokratie in Krisenzeiten

			So mannigfach und verzwickt die institutionellen Anpassungsbedarfe im Einzelnen erscheinen, nehmen sie sich im Verhältnis zu den krisenhaften Entwicklungen bescheiden aus, die die deutsche Politik ganz grundsätzlich herausfordern. Sie haben sich seit den 2000er-Jahren nochmals deutlich verschärft. Die Frage, ob und wie gut die Demokratie diesen Krisen standhält, wird in der Politikwissenschaft neuerdings gerne unter dem Modewort »Resilienz« verhandelt. Der aus der Psychologie stammende Begriff ist auf Personen oder Personengruppen gemünzt und lässt sich am besten mit Widerstandskraft oder Anpassungsfähigkeit übersetzen. In der Politikwissenschaft wird er als Vermögen des politischen Systems betrachtet, seine Funktions- und Leistungsfähigkeit auch unter schwierigeren Rahmenbedingungen, also unter Stress, aufrechtzuerhalten. Als Kriterien dienen dabei zum einen die Zustimmung, die die Demokratie im Allgemeinen und die Regierungspolitik im Besonderen erfährt (Input-Legitimation), zum anderen die Entscheidungseffektivität (Output-Legitimation).

			Empirische Untersuchungen belegen eine wachsende Legitimationsschwäche in beiden Dimensionen. Die größere Bedeutung kommt der Output-Dimension zu. Ist die Bevölkerung mit den Leistungen der Politik unzufrieden, dürfte auch das Vertrauen in die Institutionen und politischen Akteure abnehmen. Der Zusammenhang ist allerdings keineswegs eindeutig. Erstens ist eine kritische Haltung gegenüber der Regierungs­politik nicht mit Demokratieskepsis gleichzusetzen. Bevor sie in einen »Systemkrise« umschlägt, muss sie erst eine bestimmte Schwelle erreicht oder überschritten haben. Nimmt man den Stimmenanteil der Randparteien als Maßstab, steht die Bundesrepublik hier im Vergleich zu anderen Ländern – wie gesehen – immer noch recht gut da. Zweitens versammeln sich die Menschen in Zeiten akuter Bedrohungen eher hinter den Regierenden, als dass sie sich von ihnen abwenden. Ein solcher rally-around-the-flag-Effekt ließ sich zum Beispiel beim Ausbruch der Coronapandemie oder nach dem russischen Angriff auf die Ukraine beobachten. In beiden Fällen erhöhte er das Vertrauen in die Regierenden aber nur kurzzeitig, bevor sich die allgemeine Missstimmung wieder Bahn brach.

			Abb. 24: Zufriedenheit mit der Regierungspolitik
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			Quelle: Forschungsgruppe Wahlen. Die Skala reicht von +5 bis -5.

			Sucht man nach einem übergreifenden Grund und gemeinsamen inhaltlichen Nenner dieser Missstimmung, ist es die wachsende Unsicherheit. Der Sicherheitsbegriff hat auch eine objektive Seite, die aber im Vergleich zur subjektiven Seite – ob man sich sicher fühlt – politisch weniger ins Gewicht fällt. Gleichzeitig speist sich Sicherheit aus ganz unterschiedlichen Quellen: materielles Wohlergehen, Schutz vor inneren und äußeren Gefahren, gesellschaftlich-kultureller Zusammenhalt. In all diesen Feldern hat die Verunsicherung und – damit korrespondierend – die Zukunftsangst durch die krisenhaften Entwicklungen seit den 2000er-Jahren zugenommen. Dabei bestehen je nach Betroffenheit und eigener Lage innerhalb der Bevölkerung große Unterschiede. Während der eine Teil in guten oder sehr guten Verhältnissen lebt und die Freiheiten einer vielfältigen Gesellschaft zu schätzen weiß, wähnt sich der andere Teil auf der Verliererseite oder fürchtet, dort zu landen. Wie ökonomische und kulturelle Ungleichheiten in der heutigen »Spätmoderne« zusammenwirken und sich gegenseitig verstärken, hat der Soziologe Andreas Reckwitz in seinem Buch über die »Gesellschaft der Singularitäten« prägnant beschrieben. Sie führen zu einer wachsenden Polarisierung auch in ideologischer Hinsicht, die sich vor allem an »identitätspolitischen« Fragen entzündet und in den sozialen Medien ihr bevorzugtes Austragungsfeld findet.

			Die von Kanzler Olaf Scholz nach dem Beginn des Ukraine-Krieges ausgerufene »Zeitenwende« der nationalen und internationalen Politik hat, bei Lichte betrachtet, schon früher eingesetzt – als schrittweiser Prozess, dessen einzelne Zäsuren und Teile sich in der Rückschau zu einer miteinander verflochtenen »Polykrise« zusammenfügen, wie es der frühere EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker ausgedrückt hat. Die erste Zäsur bildeten die islamistischen Terroranschläge am 11. September 2001 in New York und Washington, denen weitere in mehreren europäischen Ländern folgten (unter anderen Madrid 2004, London 2005, Paris 2015, Brüssel 2016, Nizza 2016, Berlin 2016). Sie lösten nicht nur militärische Gegenreaktionen seitens der USA und des Westens aus (in Afghanistan und im Irak), sondern führten zugleich zu einer Verschärfung der jeweiligen Sicherheitsmaßnahmen im Inland und einem veränderten, bisweilen feindseligen Blick auf die muslimischen Zuwanderer. Die Banken- und Finanzkrise, die 2007 in den USA ihren Ausgang nahm und den größten konjunkturellen Wirtschaftseinbruch in den westlichen Ländern seit dem Zweiten Weltkrieg nach sich zog, machte die Anfälligkeit des interna­tionalen Finanzmarkt­kapitalismus deutlich. In Europa mündete sie in eine Krise des Euros, die die EU mit umfangreichen Stabilisierungsmaßnahmen in den Griff zu bekommen versuchte. Der strikte Austeritätskurs, der den wettbewerbsschwächeren Ländern Südeuropas verordnet wurde, stellte die Solidarität unter den Mitgliedstaaten auf eine harte Probe. Das galt vor allem für Griechenland, das seinem Ausschluss aus der Währungsunion 2015 nur knapp entging. 

			Kaum war die Einigung mit Griechenland erzielt, standen die europäischen Länder durch die Fluchtbewegung aus dem Nahen Osten und Teilen Afrikas vor einer weiteren, bis dahin nicht gekannten Herausforderung. Nachdem sich die Zahl der Geflüchteten 2015 und 2016 gegenüber 2014 auf jeweils 1,3 Millionen verdoppelt hatte, brach das Dublin-System der EU, das den Ankunftsländern im Süden die Verantwortung für die Registrierung der Asylsuchenden zuweist, faktisch zusammen. Die Entscheidung der Bundesregierung unter Kanzlerin Angela Merkel, durch ein Offenhalten der Grenze zu Österreich die Einreise von fast einer Million Menschen nach Deutschland binnen weniger Monate zu ermöglichen, verschärfte die Konflikte zwischen den Mitgliedstaaten und wurde insbesondere von den Anrainern der Balkanroute und den mittelosteuropäischen Ländern als angebliche Einladung der Geflüchteten kritisiert. In der Bundesrepublik führte sie zu heftigen politischen Verwerfungen innerhalb der Unionsparteien, die die Große Koalition über die Bundestagswahl 2017 hinaus begleiteten, und zu einem deutlichen Aufschwung der AfD in der Wählergunst. 

			Auch andernorts verstärkten sich mit dem Erstarken des Rechtspopulismus die Fliehkräfte. Im Juni 2016 stimmte eine knappe Mehrheit der Briten in einer Volksabstimmung für den Austritt ihres Landes aus der EU. Nach mehreren Beitrittsrunden war es das erste Mal, dass ein Mitglied von dieser in Artikel 50 des EU-Vertrags ausdrücklich vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch machte. Die Verhandlungen zwischen London und Brüssel über die Austrittsmodalitäten zogen sich anschließend über drei Jahre hin, bevor der »Brexit« am 31. Januar 2020 förmlich wirksam wurde. In den USA beendete die Wahl des »Anti-Politikers« und erklärten EU-Gegners Donald Trump die Ära der verlässlichen transatlantischen Partnerschaft und multilateralen Zusammenarbeit. Die auch von Merkel formulierte Erwartung, Europa werde und müsse sein Schicksal nun in die eigene Hand nehmen, blieb freilich Wunschdenken. Die eingeschränkte außenpolitische Handlungsmacht der EU hatte sich zuvor bereits im Verhältnis zu Russland gezeigt, als sie auf dessen Aggression gegen die Ukraine und den Völkerrechtsbruch der Krim-Annexion 2014 eher beschwichtigend mit nur halbherzigen Sanktionen reagierte. Der russische Diktator Wladimir Putin sah sich dadurch ermutigt, seine unverhohlen revisionistische Politik fortzusetzen, die auf Zurückdrängung des westlichen Einflusses in Osteuropa und Wiederherstellung der früheren Stärke Russlands zielt.

			Die Coronapandemie

			Vor diesem Hintergrund traf die demokratische Staatengemeinschaft ein weiteres, völlig unerwartetes Krisenereignis 2020 unvorbereitet und zur Unzeit: die Coronapandemie. Das Coronavirus, das sich von seinem Ursprungsort im chinesischen Wuhan ab Januar 2020 rasch über die ganze Welt verbreitete, stellte eine zwar unsichtbare, aber doch manifeste Gefahr dar. Indem sie Gesundheit und Leben der Menschen konkret bedrohte, ließ sich die Seuche weder individuell noch gesellschaftlich-politisch verdrängen. Die klassische Staatsaufgabe der unmittelbaren Gefahrenabwehr wurde dadurch in Erinnerung zurückgerufen. Dass es vergleichbare Pandemien schon früher gegeben – etwa die sogenannte Hongkong-Grippe im Winter 1969/70 – und die letzte schwere Grippewelle im Winter 2017/18 rund 25 000 Opfer gekostet hatte, war im kollektiven Gedächtnis der Deutschen kaum präsent. Kritiker der Coronamaßnahmen nutzten den Vergleich zur »normalen« Influenza später, um die Gefährlichkeit des neuen Virus zu relativieren, obwohl diese durch die statistischen Daten klar belegt wurde. Nicht nur, dass die Übersterblichkeit stieg – die Pandemie forderte allein in Deutschland von März 2020 bis Oktober 2022 etwa 150 000 Tote. Sie brachte zudem auf dem Höhepunkt der zweiten und dritten Infektionswelle die Intensivstationen der Krankenhäuser an ihre Belastungsgrenzen. Hinzu kommen die Spätfolgen (»Long Covid«), deren langfristige Auswirkungen auf das Gesundheitssystem noch gar nicht absehbar sind. 

			Abb. 25: Zahl der von Corona-Patienten belegten Intensivbetten
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			Quelle: Robert-Koch-Institut

			Mit der Pandemie geriet die Demokratie 2020 zwei Jahre lang in einen Ausnahmezustand. Die Wirtschaft verzeichnete einen fast genauso großen Einbruch wie nach der Finanzkrise, während die Bevölkerung massive Einschränkungen ihrer Freiheitsrechte hinnehmen musste. In der Krise schlug die sprichwörtliche Stunde der Exekutive. Die Politik war gefordert, ihren Primat gegenüber Wirtschaft und Gesellschaft wiederherzustellen und durchzusetzen. Die Menschen reagierten darauf zunächst mit steigenden Vertrauens- und Zustimmungswerten, die erst im weiteren Verlauf der Krise bröckelten. Die Bekämpfung der Pandemie brachte den Verfassungs- und Rechtsstaat an seine Grenzen. Befürchtungen, der Staat werde die Krise nutzen, um seine Machtbefugnisse dauerhaft auszuweiten, bewahrheiteten sich nicht. Die Gerichte wiesen die von den Regierungen in Bund und Ländern getroffenen Schutzmaßnahmen in vielen Fällen als unverhältnismäßig zurück und belegten damit, dass die Gewaltenteilung funktionierte.

			 Die Flexibilität und Handlungsfähigkeit, die der bundesdeutsche Staat im Angesicht dieser für ihn neuen Situation demonstrierte, hatte er bereits früher bewiesen – etwa bei der Wiedervereinigung. In der Pandemie war sie umso bemerkenswerter, als Corona die politischen Abläufe selbst unmittelbar tangierte. Um die Hygiene- und Abstandsregelungen einhalten zu können, wurden die Verfahrensregeln in den Parlamenten angepasst und Präsenzsitzungen durch Videokonferenzen ersetzt. Dasselbe galt für Parteitage und Mitgliederversammlungen. Bei den Wahlen bewährte sich die Möglichkeit der Briefwahl. Trotz des häufig beklagten Rückstandes Deutschlands bei der Digitalisierung sorgte die Rückzugsmöglichkeit ins Homeoffice dafür, dass Staat, Verwaltung und Justiz ihre Arbeitsfähigkeit in ähnlicher Weise aufrechterhalten konnten wie der größte Teil der Wirtschaft. Im Bildungsbereich traf das auch auf die Universitäten zu, weniger auf die Schulen: Dort wäre deutlich mehr Kompensation möglich gewesen, hätte man die digitale Modernisierung in der Vergangenheit stärker vorangetrieben. Dass die monatelangen Schul- und Kitaschließungen gerade für die ohnehin benachteiligten bildungsfernen Schichten erhebliche Langzeitschäden nach sich ziehen werden, hält die Bildungsforschung schon heute für gewiss.

			Blickt man auf die wirtschaftlichen Folgen, profitierte die Bundesrepublik bei der Krisenbewältigung erneut von Elementen ihres Sozialmodells wie dem Kurzarbeitergeld. Gleichzeitig sorgte die bis dahin betriebene Politik der »schwarzen Null« in Verbindung mit dem niedrigen Zinsniveau dafür, dass durch die Außerkraftsetzung der Schuldbremse jetzt erhebliche zusätzliche Mittel mobilisiert werden konnten, um den notleidenden Branchen unter die Arme zu greifen oder – wie bei der Lufthansa – Unternehmensanteile selbst zu übernehmen. Die befürchtete Insolvenzwelle blieb aus. Auch die Europäische Union trug zur schnellen wirtschaftlichen Erholung bei, indem sie einen 750 Milliarden starken Coronaaufbaufonds auflegte, von dem vor allem die von der Pandemie besonders betroffenen südeuropäischen Länder profitieren sollten. Für dessen Finanzierung stimmte die Bundesregierung erstmals einer gemeinschaftlichen Schuldenaufnahme zu. Die zu Beginn der Pandemie von einzelnen Mitgliedstaaten reflexhaft verhängten Grenzschließungen wurden rasch zurückgenommen, nachdem sich ihre verheerenden wirtschaftlichen Wirkungen zeigten. Als Glücksfall erwies sich die Einigung von Kommission und Mitgliedstaaten auf eine gemeinsame EU-Strategie für die Beschaffung und Verteilung von Impfstoffen. Die Bundesrepublik konnte wiederum mit Stolz darauf verweisen, dass das effektivste und am meisten verbreitete Vakzin von der Mainzer Firma Biontech entwickelt worden war. Es kam ab Ende Dezember 2020 weltweit zum Einsatz und trug maßgeblich dazu bei, die Folgen der Pandemie einzudämmen.

			Die deutsche Innenpolitik wurde von März 2020 bis zur Bundestagswahl 2021 fast vollständig von Corona in Beschlag genommen. Auf den Höhepunkten der insgesamt vier Wellen (die fünfte baut sich seit Juni 2022 auf) gab es in den Medien kaum ein anderes Thema. Parteipolitisch handelte es sich um ein hochgradig relevantes (salientes), aber um kein Posi­tionsissue mit klar unterscheidbaren ideologischen und inhaltlichen Standpunkten. Zwischen Union, SPD sowie den oppositionellen Grünen und sogar der Linken bestand über die Notwendigkeit der Schutzmaßnahmen ein weitgehender Konsens. Die Gegenposition wurde von der AfD eingenommen, die sich zum Anwalt der Freiheitsrechte aufschwang und die Coronapolitik für ihren Anti-Establishment-Diskurs vereinnahmte. Eine mittlere Linie verfolgte die FDP. Sie drang seit der zweiten Welle der Pandemie verstärkt auf eine Aufhebung der Beschränkungen und setzte nach ihrem Regierungseintritt im Oktober 2021 durch, dass die von der Bundesregierung im März 2020 erklärte »epidemische Lage von nationaler Tragweite« zum 24. November 2021 auslief.

			Ansonsten zog sich der Konflikt zwischen den Befürwortern von Lockerungen und den Verfechtern strenger Schutzmaßnahmen quer durch die Parteien. Überlagert wurde er vom beginnenden Bundestagswahlkampf sowie von föderalen Streitigkeiten. Der Kampf gegen Corona rückte den Deutschen ein bis dahin eher unmerkliches Funktionsprinzip ihres Staates zum ersten Mal richtig ins Bewusstsein – nämlich die Zuständigkeit der Länder für die Durchführung der Bundesgesetze. Der Ruf nach möglichst einheitlichen, bundesweiten Regelungen fand in der Rede vom föderalen »Flickenteppich« und der Kritik am vielstimmigen Chor der Ministerpräsidentenkonferenz Ausdruck. Dass der Föderalismus auch Vorteile barg, indem er an das jeweilige Infektionsgeschehen angepasste Maßnahmen ermöglichte und eine Konkurrenz um die besten Lösungen in Gang setzte, ließ sich nur schwer vermitteln – genauso wie die Tatsache, dass die Bundesrepublik im Vergleich zu vielen anderen europäischen und westlichen Staaten insgesamt recht gut durch die Pandemie gekommen war.

			Als die Bundesregierung den am 23. März 2021 beschlossenen verschärften Oster-Lockdown mit einer öffentlichen Entschuldigung von Kanzlerin Angela Merkel schon am Folgetag wieder zurücknehmen musste, zeugte das nicht allein von schlechter Krisenkommunikation, sondern auch von missglücktem Krisenmanagement. Die Fehler am Anfang der Pandemie fielen demgegenüber weniger ins Gewicht, weil sie primär der Unkenntnis über das Virus geschuldet waren – sieht man von den erst später aufgedeckten dubiosen Maskengeschäften einiger Abgeordneter einmal ab. Die Kritik an der Regierung war insofern wohlfeil, als die politischen Akteure es schon ab der zweiten Welle mit einer zunehmend pandemiemüden und in Teilen renitenten Bevölkerung zu tun hatten. Deren Speerspitze – die Coronaleugner und selbst ernannten »Querdenker« – bildete trotz ihrer Lautstärke zwar nur eine Minderheit. Diese ragte aber über das rechts­populistische und rechtsextreme Lager hinaus auch in solche anthroposophische oder christlich-evangelikale Milieus hinein, die eine generelle Skepsis gegenüber wissenschafts- und faktenbasierter Politik hegen und insbesondere der »Schulmedizin« ablehnend begegnen. Die vergleichsweise hohe Quote der Impfverweigerer gerade in Ost- und in Süddeutschland ist vor diesem Hintergrund zu sehen. Vor allem deshalb mussten die Regierungen in Bund und Ländern die freiheitsbeschränkenden Maßnahmen länger als nötig aufrechterhalten (und könnten gezwungen sein, sie wieder einzuführen, wenn die seit dem Sommer 2022 anrollende fünfte Welle die Krankenhäuser erneut zu überlasten droht). 

			Corona war und ist mehr als ein kurzfristiges Thema der Gefahrenabwehr, das mit der Überwindung der Pandemie wieder verschwunden sein wird. Die Ursachen des vermehrten Auftretens von Zoonosen sind ja menschengemacht und betreffen nicht nur den fernöstlichen Raum – sie liegen in der Zurückdrängung des Lebensraumes von Tieren und Pflanzen. Insofern wirft die Seuche die Frage nach einer besseren Vorsorge auf. Um für vergleichbare Situationen in Zukunft gewappnet zu sein, muss das Gesundheitssystem anders organisiert und ein Mindestmaß an nationa­ler und europäischer Autarkie bei der Versorgung mit relevanten medizinischen Schutzgütern gewährleistet werden. In beiden Aspekten trifft sich die Pandemie mit einer in ihrer Tragweite noch ungleich wichtigeren Zukunftsaufgabe: der Bekämpfung des Klimawandels. 

			Klimaschutz als Jahrhundertaufgabe

			Im Unterschied zu Corona handelt es sich hier um keine »akute«, sondern eine zeitlich versetzt auftretende, »schleichende« Katastrophe, deren Folgen – so drastisch sie von der Wissenschaft ausgemalt wurden – uns lange Zeit eher abstrakt vorkamen. Mit der Häufung extremer Wetterereignisse – sommerliche Hitzewellen und Dürren, Gewitterstürme und Starkregen – hat sich das inzwischen geändert. Die Flutkatastrophe an der Ahr und der Erft im Juli 2021 hatte in der Bundesrepublik sogar unmittelbar wahlentscheidende Bedeutung. Ihre diskursive Verknüpfung mit dem Klimathema schadete vor allem den Unionsparteien, denen für das Versagen der Politik in diesem Bereich die Hauptschuld gegeben wurde.

			Angetrieben durch die weltweiten »Fridays for Future«-Proteste, drängte der Klimaschutz seit 2019 auch in Deutschland mit Macht auf die politische Agenda. Die von der Großen Koalition beschlossenen Reduktionsziele wurden nach dem Klimaschutzurteil des Bundesverfassungsgerichts im April 2021 nochmals verschärft. Sie sehen eine Rückführung der Treibhausemissionen bis zum Jahre 2030 um 65 Prozent gegenüber dem Niveau von 1990 als Zwischenziel bis zur Klimaneutralität vor. Diese wird für 2045 angestrebt. Kritische Stimmen bezweifeln, dass die im Klimaschutzgesetz verankerten strategischen Maßnahmen für die einzelnen Handlungsfelder ausreichen, um das im Pariser Abkommen 2015 fixierte globale Reduktionsziel von 1,5 Grad einzuhalten. Eine solche Reduktion wird als notwendig angesehen, um das Risiko einer unkontrollierbaren Kettenreaktion zu minimieren, die bei der Überschreitung von Kippelementen im Klimasystem ansonsten drohe. 

			Reichte es bei Corona aus, einen Impfstoff zu entwickeln und bis dahin die Ausbreitung der Seuche durch eine Minderung der Ansteckungsmöglichkeiten zu bremsen, so erfordert die Klimaneutralität eine umfassende Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft. Der limitierende Faktor ist dabei die Zeit. So wie die für die Transformation notwendigen Technologien erst entwickelt werden müssen, lassen sich die politischen Prozesse ihrer Um- und Durchsetzung nicht beliebig steuern und beschleunigen. Weil die Transformation alle zentralen Bereiche des individuellen und gesellschaftlichen Lebens betrifft – Wohnen, Mobilität, Ernährung – ruft sie massive Gegenkräfte auf den Plan. Dies gilt zumal, als ein Teil der Gesellschaft – angefeuert vom Rechtspopulismus – die Bekämpfung des Klimawandels generell für übertrieben hält und dessen menschengemachte Ursachen bestreitet. 

			 Der Erfolg der Klimaschutzpolitik wird vor allem davon abhängen, ob es der Politik gelingt, die mit ihr einhergehenden sozialen Verteilungswirkungen zu bewältigen. Diese betreffen zum einen die sektorbezogenen Umwälzungen innerhalb der Wirtschaft. Die Umstellung auf den Elektro­antrieb in der Autoindustrie und der Umstieg von fossilen auf erneuerbare Energieträger lassen Geschäftsmodelle und Arbeitsplätze in den einen Bereichen verschwinden und in anderen neu entstehen. Um Akzeptanz zu finden, muss ein solcher Strukturwandel durch Ausgleichsmaßnahmen politisch begleitet werden. Zum anderen stellt sich die Frage, wer die höheren Kosten tragen soll, die ein ökologisch nachhaltigeres Wirtschaften zumindest mittelfristig verursacht. Wenn Fernreisen, Autofahren und Fleischkonsum zu einem Privileg des besserverdienenden Teils der Gesellschaft zu werden drohen, birgt das erheblichen sozialen Sprengstoff. Die Debatte um die »Entlastungspakete«, die von der Bundesregierung zur Abfederung der durch den Ukraine-Krieg kurzfristig stark angestiegenen Energiepreise aufgelegt wurden, hat gezeigt, dass die politischen Akteure in der Bundesrepublik darauf konzeptionell und strategisch bislang wenig vorbereitet sind.

			Der russische Überfall auf die Ukraine 

			Mit dem russischen Überfall auf die Ukraine hat sich der Veränderungsdruck nochmals dramatisch erhöht. Er legte nicht nur die deutsche Außenpolitik in Trümmer, die sich über Putins revanchistische Absichten nach der Krim-Annexion 2014 weiter hatte täuschen lassen, sondern auch den Glauben, man könne autokratische Mächte wie Russland oder China in die eigenen Wirtschaftsinteressen ohne Weiteres einspannen. Die fatale Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen, in die sich die Bundesrepublik über Jahrzehnte hinweg begeben hatte – symbolisiert durch den gegen den Widerstand der mittelosteuropäischen Staaten mit Moskau verabredeten Bau der Ostseepipeline Nord Stream II – rächte sich nun bitter. Anders als die Sowjetunion zu kommunistischen Zeiten scheute sich Putin nicht, die Gaslieferungen und den Gaspreis als Druckmittel gegen die Europäische Union einzusetzen, um auf die vom Westen als Antwort auf den Überfall beschlossenen Maßnahmen zu reagieren. Diese sahen eine breitestmögliche Unterstützung Kiews unterhalb der Schwelle eines eigenen Kriegseintritts (insbesondere durch Waffenlieferungen), ein Paket von weitreichenden Wirtschaftssanktionen, eine Stärkung der NATO-Truppen an der Ostflanke sowie eine sukzessive Beendigung der Kohle-, Öl- und Gaslieferungen aus Russland vor.

			Putins Bruch mit der nach dem Ende des Kalten Krieges entstandenen internationalen und europäischen Friedensordnung veranlasste die Bundesregierung zu einer 180-Grad-Wende ihrer Außen- und Verteidigungspolitik. In seiner Rede vor dem Bundestag sprach Kanzler Olaf Scholz am 27. Februar 2022 – drei Tage nach dem russischen Überfall – von einer »Zeitenwende« und verband dies mit der Ankündigung eines 100 Milliarden schweren Aufrüstungsprogramms der Bundeswehr, für das unter Umgehung der Schuldenbremse ein »Sondervermögen« eingerichtet werden soll. Auf nennenswerten Widerstand der Opposition (mit Ausnahme der AfD und der Linken) und der Öffentlichkeit traf er dabei nicht. Weil mit dem militärischen Patt in der Ostukraine die Aussicht auf ein schnelles Ende des Krieges schwand, mehrten sich zwar die Stimmen, die auf eine Verständigung mit Putin und Abkehr von der Kriegslogik drängten. Sie gewannen allerdings keinen bestimmenden Einfluss auf die Regierung, deren Kurs sich in weitgehendem Einvernehmen mit den europäischen und transatlantischen Partnern bewegte.

			Gravierender waren und sind die innenpolitischen Rückwirkungen des Krieges in der Energiefrage. Um den Ausstieg aus der Kohle und Atomkraft gleichzeitig bewältigen zu können, hatte die deutsche Politik fest darauf vertraut, dass ihr beim Übergang in das nachfossile Zeitalter das Gas als Brückentechnologie dienen würde. Knapp die Hälfte der Wohnungen werden hierzulande mit Gas beheizt. Gas ist außerdem ein wichtiger Grundstoff für die chemische Industrie, wo es unter anderem bei der Ammoniakherstellung oder zur Gewinnung von Wasserstoff eingesetzt wird. Um die russischen Lieferungen auszugleichen, muss die Bundesregierung jetzt nicht nur teureres Flüssiggas aus anderen Ländern importieren, sondern als Ersatz auch verstärkt auf die klimaschädlichere Kohle zurückgreifen. Gleichzeitig wächst der Druck, den Umstieg in ein strombasiertes System der Energieversorgung und den dazu notwendigen Ausbau der Erneuerbaren rascher voranzutreiben – obwohl elementare Voraussetzungen dafür fehlen (etwa genügend Fachkräfte zum Einbau von Wärmepumpen). 

			Wesentlich brisanter dürften die sozialen Folgen der Wohlstandsverluste sein. Die stark gestiegenen Energiepreise haben die Inflation 2022 auf den höchsten Stand seit den 1970er-Jahren getrieben. Gleichzeitig wachsen die Sorgen vor einer Rezession. Beides trifft vor allem die Menschen, die Sozial­leistungen empfangen oder niedrige Einkommen beziehen. Sie hatten bereits in den letzten Jahren unter stark steigenden Wohnkosten zu leiden. Wie gut ist die Bundesrepublik für die ihr jetzt womöglich bevorstehenden harten Verteilungsauseinandersetzungen gerüstet? Blickt man auf die Entwicklung des gesellschaftlichen Zusammenhalts, der in den vergangenen Jahrzehnten – wie oben gezeigt – eher ab- als zugenommen hat, besteht Grund zur Skepsis. Auch die früher viel gerühmten partnerschaftlichen Elemente des deutschen Sozialmodells sind in ihrer Wirkung verblasst und für eine diesen Namen verdienende solidarische Kraftanstrengung nur noch begrenzt anschlussfähig. Sucht man nach historischen Analogien, bietet sich als Negativszenario zunächst die Hyperinflation von 1923 an, die die erste deutsche Demokratie nahe an den Abgrund gebracht hatte, bevor die Ende der 1920er-Jahre beginnende Weltwirtschaftskrise ihr Schicksal endgültig besiegelte. Das positive Szenario würde eher auf die 1970er-Jahre blicken, als die ebenfalls durch den Energiepreisanstieg verursachten Stagflationstendenzen ohne größere gesellschaftliche Verwerfungen bald überwunden wurden. Beide Analogien greifen zu kurz. So wie der Vergleich mit Weimar das über Jahrzehnte aufgebaute demokratische Beharrungsvermögen der zweiten deutschen Republik unterschätzt, so beachtet der Vergleich mit den 1970er-Jahren zu wenig die Dimension der Regierbarkeitsprobleme, mit denen es die politischen Akteure und demokratischen Institutionen heute und in Zukunft zu tun haben. Ob und mit welchem Erfolg die Bundesrepublik dieser Probleme Herr werden kann, wird die Geschichte zeigen. 
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